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Von Graf von Hoensbroech erſchienen ferner: 
„Der Zweck heiligt die Mittel.“ eine ethisch hiſtoriſche 


Anterſuchung nebſt einem Epilogus galeatus. 3. gänzlich um.. 
gearbeitete und ſtark vermehrte Auflage. 1904. Mk. 2.— 


Der konfeſſionelle Kouleurſtudent. ein Wort an die 


Hochſchuljugend. J.—3. Tauſend. Mk. 0.20 


Preſſe und Altramontanismus. 1905. Mr. 0.50. 


In der erſten Schrift führt der Verfaſſer den Nachweis, daß die 
„Geſellſchaft Jeſu“ tatſächlich den Grundſatz „Der Zweek heiligt die Mittel“ 
in ihren Lehr- und Erziehungsbüchern klar ausſpricht. — In der zweiten 
faßt er eine wichtige Aniverſitätsfrage, die der konfeſſionellen Studenten— 
verbindungen, an. Die Aniverſitätsbehörden des Deutſchen Reiches haben 
ſich verſchieden zur Löſung dieſer Frage geſtellt. Es iſt zu erwarten, 
daß dieſelbe auch fernerhin die Aniverſitätskreiſe noch beſchäftigen wird. 
Darum iſt es dankenswert, daß Graf Hoensbroech durch vorliegende 
Schrift die Gewiſſen in antiultramontanem Sinne ſchärft. Iſt doch der 
Druck, den die Altramontanen offen und verſteckt, nach der entgegengeſetzten 
Seite hin, ausüben, ſtark genug. And der Wunſech: „Weg mit den 
konfeſſionellen Kouleurverbindungen“ iſt ein nur allzu berechtigter. — In 
der dritten ſchließlich ſoll auf die Preſſe, als einer Großmacht allererſten 
Ranges, hingewieſen werden und auf die Gefahren, die dem deutſchen 
Volke daraus erwachſen, daß die Zentrumspartei ſich dieſer erfolgreichſten 
Waffe mehr und mehr bedient. Wenn hier nicht rechtzeitig ein feſter Riegel 
vorgeſchoben wird, ſo iſt die Zeit nicht allzufern, wo wir dem troſtloſeſten 
Klerikalismus unſeligen Angedenkens mit gebundenen Händen wieder aus— 
geliefert ſind. 


Frantz, Dr. jur. Th., Der große Kampf zwiſehen 
Kaiſertum und Papſttum zur Zeit des 
Hohenſtaufen Friedrich UI. Berun 1903. 205 ©. 


Mk. 4. 


Die Gegenwart, in der der alte Kampf zwiſchen Kirche und Staat 
heftiger denn je entbrannt iſt, ſollte dem vorliegenden Werke beſonderes 
Intereſſe entgegenbringen; ſie ſollte daraus lernen, daß der römiſche Tod 
feind deutſcher Kultur derſelbe iſt, der er vor Jahrhunderten war, und den 
Mut gewinnen, zur Bekämpfung der ſehwarzen Gefahr energiſch, und ziel- 
bewußt auf Trennung von Kirche und Staat hinzuarbeiten. Dieſe Aber— 
zeugung wird jeder vorurteilsloſe Leſer aus dem Studium der vorliegenden 
Monographie gewinnen, vorausgeſetzt, daß er überhaupt fähig iſt, aus der 
Geſchichte etwas zu lernen, und das iſt leider bei vielen unſeres Volkes 
nicht der Fall. Frantz ſtützt ſich auf reichliches Quellenmaterial und be— 
fleißigt ſich, es objektiv zu verwerten. Ohne mit ſeinem Arteil aufdringlich 
zu werden, läßt er meiſtens die Tatſachen reden, und dieſe ſagen ja jedem, 
der hören will, mehr als ihm lieb iſt. 
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Wer über alle die Gegenwart berührenden Intereſſen ſtändig 
und ſachgemäß unterrichtet ſein will, der abonniere in erſter Linie 
auf die von 
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„D eutſch [ and“ bringt bei vollftändiger Unabhängig: 


keit Artikel aus allen Gebieten. 
Es iſt eine nationale, einheitliche, charaktervolle 
und zielbewußte Zeitſchrift, deren vorzüglicher, ernſter 
und bedeutender Inhalt von den meiſten großen Zeitungen 
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die Jeſuiten: Bellarmin 141 f., Petra Santa 142, Tanner 142, Laymann 142f. 
Caſtropalao 143, Eskobar 143, Oiviltä eattolica 143, Wenig 144, de Luca 145 f., 
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Zweiter Teil. 
Praktiſche Folgerungen. (177-287. 
Erſtes Kapitel— 
früherer kirchenpolitiſcher Programme. 477-196.) 
Allgemeines (177131). 

En Überzeugung von der allgemeinen Notwendigkeit eines kirchen— 
politiſchen Programms wird durch die im 1. Teile erlangte genaue Kenntnis 
der Anſprüche Roms zur Überzeugung einer beſonderen Notwendigkeit 177. 
Wollte eine Kirche mit ſolchen Anſprüchen heute ſich neu bilden, kein Staat 
würde es dulden 177. Gewaltſame Unterdrückung der einmal beſtehenden 
römiſchen Kirche nicht angängig, wohl aber Aufſtellung eines feſten Pro— 
gramms ihr gegenüber 178. Bisherige Programmloſigkeit der Staaten 178. 
Nur Frankreich macht eine rühmliche Ausnahme: kurze Aufzählung ſeiner 
Programme 178—180: die „Gallikaniſche Deklaration“ 179, die „Organiſchen 
Artikel“ 179, das „Napoleoniſche Dekret über Aufhebung des Kirchen— 
ſtaates“ 179f., die Combesſche Trennung von Kirche und Staat 178, Frank— 
reich beweiſt, daß ein Staat mit kirchenpolitiſchem Programm Rom gegen— 
über im Vorteil iſt 178f., Konſequente Anwendung der vom franzöſiſchen 
Staate aufgeſtellten kirchenpolitiſchen Grundſätze 180. Schädliche Programm— 
loſigkeit der übrigen Staaten, beſonders Preußens 180f. 

11. Das verfehlte kirchenpolitiſche Programm des Kulturtampfes 
(182 195.) 

Der Kulturkampf war vom Staate geplant 182; Kaiſer Wilhelm J. 
und Bismarck über die richtigen Ziele des Kulturkampfes 182f. Die Mittel 
des Kulturkampfes großenteils verfehlt, weil nicht genügend unterſchieden 
zwiſchen katholiſcher Religion und Ultramontanismus 184 f. Fürſt Bismarck 
und der Altkatholizismus, er verkannte feine Bedeutung 185f. Unglückliches 
Verhalten Preußens dem Altkatholizismus gegenüber 186f. Hauptſächlichſte 
Fehler der Kulturkampfgeſetzgebung 188-191. Schlimme Folgen dieſer 
Fehler 191193. Entfeſſelung des religiöſen Widerſtandes durch den 
Kulturkampf; das Zentrum verdankt dem Kulturkampf feine jetzige Macht 194f. 


Zweites Kapitel. 
Das richtige Programm (196-287). 
J. Programmſtandpunkt und Programmvorausſetzung 196 211). 

Ein richtiges kirchenpolitiſches Programm iſt eine Kulturtat welt— 
geſchichtlicher Bedeutung 196. Der tauſendjährige Streit zwiſchen Staat 
und Kirche verſchlingt Unſummen kultureller und volkswirtſchaftlicher Kräfte 
196, das würde aufhören durch ein richtiges kirchengeſchichtliches Programm 
197, es iſt eine ſtaatsmänniſche Forderung 197f., es iſt Kulturkampf großen 
Stiles 198. 

Vorausſetzung eines guten kirchenpolitiſchen Programms iſt richtig 
verſtandene und gehandhabte Parität: ihr Begriff, ihre Unmöglichkeit dem 
Ultramontanismus gegenüber 198—210. Ein Ausſpruch des Zentrums— 
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führers Lieber 210. Gerade Deutſchland die Hochburg des Ultramonta— 
nismus 211. 

II. Die Programmpunkte (211 —287). 

Das umfaſſendſte Programm iſt Trennung von Kirche und Staat, 
in ſich auch das richtige, für Deutſchland aber gegenwärtig undurchführbar 2117. 

A. Geſetzliche Maßnahmen (213--241). 

Ein Staat, beſonders der modern⸗konſtitutionelle Staat muß fein 
kirchenpolitiſches Programm geſetzlich feſtlegen, nur dadurch wird dem in— 
direkten Einfluß der Kirche auf den Staat wirkſam entgegengearbeitet 213f. 
Beiſpiel des kirchlichen Einfluſſes auf ſtaatliche Geſetzgebung: das Zuſtande— 
kommen des Bürgerlichen Geſetzbuches 214. 

1. Kundgebungen und Erlaſſe auswärtiger kirchlicher 
Oberer bedürfen zu ihrer Verkündigung innerhalb des Staats— 
gebietes der Genehmigung des Staatsminiſteriums: Innere Be 
rechtigung des Plazet 215; Einwände dagegen 215f. 

2. Unnachſichtliche Anwendung des erweiterten und ver— 
ſchärften 5 130 des Strafgeſetzbuches: politiſche Hirtenbriefe 216. 
Politiſcher Mißbrauch der religiöſen Beichte, ihm kann nur indirekt geſteuert 
werden, der Beichtvater als Zeuge vor Gericht 218221. 

3. Jeder Staatsbürger, der durch Maßnahmen der römiſchen 
Kirche in ſeiner Ehre öffentlich verletzt und in ſeiner ſozialen 
und taatsbürgerlichen Stellung geſchädigt wird, hat das 1 
den Schutz des Staates dagegen anzurufen, und der Staat hat 
Pflicht und Recht, die Angelegenheit vor ſeine Gerichte zu ziehen 
und den Verletzer der Ehre zu beſtrafen: Die Zuchtmittel der römiſchen 
Kirche, teils rein religiös (Beicht Bußer), teils ins ſoziale und politiſche 
Gebiet übergreifend 2217. Die „größere Exkommunikation“ (excommunicatio 
major): ihre ſozialen und politiſchen Wirkungen 2227; dagegen muß der 
Staat ſeine Bürger ſchützen 223. 

4. Geiſtliche, gleichviel welches Bekenntniſſes, dürfen 
keinen Anteil an Politik nehmen: Politik und geiſtlicher Beruf ſchließen 
ſich aus 223 ff. Unterſchiede zwiſchen dem politiſierenden evangeliſchen und 
dem politiſierenden katholiſchen Geiſtlichen 226 f. Der ultramontan-katholiſche 
Geiſtliche darf poliliſch entrechtet werden, der evangeliſche und der religiös— 
katholiſche Geiſtliche verzichten freiwillig und durch die Wahl ihres Berufes 
auf politiſche Rechte 228. Unterſchied zwiſchen der Staatsfeindlichkeit des 
Ultramontanismus und der der Sozialdemokratie 228f. 

5. Der von den römiſchen Biſchöfen dem Landesherrn ge— 
leiſtete Eid muß in feinem jetzigen Wortlaute geändert werden: 
Wortlaut des gegenwärtigen Eides 229 f.; große Bedenken gegen dieſen 
Wortlaut: es fehlt die Gehorſamsverpflichtung gegen die Staatsgeſetze 230 f., 
Sinn und Tragweite des Eides richten ſich nach dem Inhalte des vom 
Biſchof dem Papſte zu leiſtenden Eides 231 f. Wortlaut dieſes Eides 
231-233; ſeine Vergleichung mit dem biſchöflichen Staatseide 233 f.; Not— 
wendigkeit der Wiederherſtellung des früher von den Biſchöfen zu leiſtenden 
Staatseides 234. 


IX 


6. Die diplomatiſche Vertretung beim Papſte muß aufge— 
hoben werden: Selbſtverſtändlichkeit dieſer Forderung 235, Fürſt 
Bismarck über dieſe diplomatiſche Vertretung 235; Nuntiaturen Herde 
politiſcher Ränke 235 f.: päpſtlich-diplomatiſche Etikettenſtreitigkeiten 236; 
Religion und Diplomatie 237—210, bedauerlicher Frontwechſel des Fürſten 
Bismarck 240; ſogenannter Nutzen diplomatiſcher Vertretung beim Papſte 2407. 

B. Allgemeine Maßnahmen (242-287). 

1. Die katholiſche Kirche und ihre geſamte Hierarchie: Papſt, 
Kardinäle, Biſchöfe, Prieſter müſſen vom Staate ausſchließlich 
als Religionsgemeinſchaft und als Religionsdiener behandelt 
werden: wichtigſte Maßnahme, geradezu Durchſchneidung der ultramontanen 
Wurzel 242 f.; Papſt iſt Religionsdiener, Seelenhirte, alſo als ſolcher zu 
behandeln 243 ff., fürſtliche Ehren für ihn unberechtigt; Fehler Bismarcks: 
Karolinenſtreitigkeit 245 f., Chriſtusorden 249; fürſtliche Ehren Gegenſatz zu 
Chriſtus 247 f.; Beſeitigung des Kirchenſtaates ein kräftiger und guter 
Schlag gegen den Ultramontanismus 249, das Garantiegeſetz verhinderte 
jene Wirkung 249, Preußens Schuld dabei 249 f.; Fabel vom vatikaniſchen 
Gefangenen 250—253; Kaiſer Wilhelm IT. im Vatikan, ein politiſcher Fehler, 


weil unter höfiſchen Formen 253, ein Wort Treitſchkes 253 f., internationales 
Vorgehen gegen Rom 254, 273; römiſche Entrüſtungsſtürme 254 f.; die 
weltliche Stellung der übrigen Hierarchie 255 ff.; ultramontane Uniformen 
256 f., der Staat muß ſie ablehnen 257 f.; die bürgerliche Kleidung genügt 
auch für Biſchöfe 258; eine Kardinalsbarettaufſetzung 258—260, ein Kardinals— 
empfang 260); geſellſchaftliche Auszeichnungen für Biſchöfe grundlos und 
ſchädlich 266f. Prunkſucht der Fürſten Stütze für ultramontanen Prunk 
261263, Widerlegung von Einwänden 263274; Vorteile des vorge— 
ſchlagenen Weges 274276: Schonung religiöſer Gefühle 274, Wahrung der 
Parität 274—276. 

2. An den Hochſchulen müſſen Vorleſungen über den Ultras 
montanismus gehalten werden: Innere Berechtigung dieſer Maß— 
nahme 277 f., Widerlegung von Einwänden 278 f. 

3. Der katholiſche Geiſtliche muß für feine Ausbildung auf 
die kirchlichen Seminarien beſchränkt bleiben; die vom Staate 
errichteten und unterhaltenen katholiſch-theologiſchen Fakultäten 
auf den Hochſchulen müſſen wieder aufgehoben werden: Der 
ultramontane Klerus läßt ſich nicht national erziehen 279 f.; Hochſchulbildung 
für ihn nur Mittel, ſtärkere Wirkung aufs Volk zu erreichen 279; nur Los— 
löſung vom nationalen und wiſſenſchaftlichen Leben löſt ihn vom Volke los 
280: Beiſpiel, die romaniſchen Länder 280; Härte der Maßregel 281, aber 
ſie iſt für einige Zeit notwendig 282; Aufhebung der katholiſch-theologiſchen 
Fakultäten, weil fie weder national-erzieheriſch noch wiſſenſchaftlich ihren 
Zweck erfüllen 283, 287; Unfreiheit ultramontaner Wiſſenſchaft 283 f. 


Schlußwort. (289. 
Nächſte Wirkung des Buches: Erörterung der Vorſchläge; dadurch 
ſchon viel erreicht. 


Druckfehler. 


30, Z. neun v. unten lies: Papſt ſtatt Papſttum. 

89, Z. fünf v. unten lies: Arme ſtatt Armee. 

91, letzte Zeile v. unten ließ: Arme ſtatt Armee. 

140, 3. acht v. oben lies: Potthaſt jtatt Potthart. 

242, Anfang des erſten Abſatzes muß es heißen: „Damit bin ich 
bei der weitaus wichtigſten allgemeinen Maßnahme gegen den Ultra— 
montanismus angelangt“; der jetzige Wortlaut entſtand dadurch, daß dieſe 
„Maßnahme“ zuerſt an letzter Stelle ſtand und während der Korrektur an 
erſte Stelle gerückt wurde. Dabei wurde die entſprechende Umänderung 
dieſes Satzes verſehentlich unterlaſſen (gilt nur für einen Teil der Auflage). 
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Einleitung. 


Für das Chriſtentum als Religion enthält ſeine Verfaſſungs— 
urkunde, das Neue Teſtament, ein durchſichtig klares und zugleich 
umfaſſendes Programm über ſein Verhältnis zum Staate, niedergelegt 
in den Sätzen: So gebet denn dem Kaiſer, was des Kaiſers 
iſt und Gott, was Gottes iſt“ (Matth. 22, 21); „Mein Reich iſt 
nicht von dieſer Welt“ (Joh. 18, 36); „Jegliche Seele ſei den 
übergeſtellten Gewalten untergeben. Denn es gibt keine Gewalt 
außer von Gott. Die es aber find, find von Gott geſetzt ... Gebet 
denn allen das Gebührende: wem Abgabe, die Abgabe, wem Zoll, 
den Zoll“ (Röm. 13, 1-7); „Seid demnach untergeben jeder 
menſchlichen Schöpfung [d. h. Obrigkeit] um Gottes willen; ſei es 
einem Könige als Höchſtgeſtelltem, oder Statthalter als durch ihn Ab⸗ 
geſchicktem zur Beahndung der Übeltäter, zur Belobung aber der 
Gutestuenden, weil jo es iſt der Wille Gottes“ (1. Petr. 1, 13—15). 

Allein dies Programm, aufgeſtellt für die Religion Jeſu Chriſti, 
d. h. für jene überweltliche, innere Kraft, welche die Herzen der 
Menſchen und ihr ſittlich-religiöſes Tun als Einzelperſonen in das 
richtige Verhältnis zu Gott bringen will, aber ihre Beziehungen zu 
ſtaatlichen Verbänden und vor allem dieſe Verbände ſelbſt, ihre Natur 
und Machtſphäre, völlig unberührt läßt, dies Programm mußte ver- 
ſagen, mußte als unbrauchbar ſich erweiſen, ſobald und inſoweit 
aus der chriſtlichen Religion ein Kirchentum im Sinne organi— 
ſierter Macht mit weltlich-politiſchen Anſprüchen wurde. Da 
mußte an Stelle des religiöſen, in den eben zitierten Schriftworten 
enthaltenen Programms das kirchenpolitiſche Programm treten, 
und ſeit reichlich 12 Jahrhunderten ſteht denn auch das kirchen— 
politiſche, nicht mehr das religiöſe Programm als Geſchichtstatſache 
vor uns, freilich in ſehr verſchiedenen Formen. 

Moderner Staat und römiſche Kirche. 1 


Schon allein dieſe mehr als tauſendjährige Exiſtenz des kirchen— 
politiſchen Programms, die eng, geradezu urſächlich verknüpft iſt mit 
den gewaltigſten Kämpfen kultureller Natur in faſt allen Staaten, 
bekundet deutlich ſeine Notwendigkeit. 

Doch ein ſolcher, dem vielhunderltjährigen Daſein des kirchen— 
politiſchen Programms entnommene äußere Beweis für ſeine Not— 
wendigkeit genügt nicht. Eindringlich müſſen wir uns von ſeiner 
inneren Notwendigkeit überzeugen, weil wir nur fo zur Aufſtellung 
des richtigen kirchenpolitiſchen Programms gelangen. 

Grundlage bei Aufſtellung des richtigen kirchenpolitiſchen 
Programms ſind die Beziehungen zwiſchen Staat und römiſcher Kirche, 
wie ſie ſeit dem 11. Jahrhundert bis heute theoretiſch und 
tatſächlich hervorgetreten ſind. Denn erſt mit dem genannten 
Zeitpunkte, mit Papſt Gregor VII. als ſeinem kirchenpolitiſchen 
Höhepunkte, ſteht das ultramontan-hierokratiſche Syſtem vollendet 
vor uns, und ſomit iſt erſt von hier aus mit ihm als Fonftanter 
Größe, als beſtimmendem Machtfaktor zu rechnen. 

Aus der ſchier unendlichen Fülle von Kundgebungen und Tat— 
ſachen, in denen die kirchenpolitiſchen Beziehungen zwiſchen Staat und 
Kirche zum Ausdrucke gekommen ſind, mußte natürlicherweiſe eine 
Auswahl getroffen werden. Daß bei dieſer Auswahl ſtatt der von 
mir gewählten auch andere Kundgebungen hätten vorgelegt werden 
können, gebe ich gern zu. Jede Auswahl beruht eben auf ſub— 
jektivem Ermeſſen, auf ſubjektiver Schätzung. Dennoch glaube 
ich die Hoffnung ausſprechen zu dürfen, daß durch die fubjeftive 
Auswahl ein objektiv getreues Bild entſtanden iſt, ein Bild, das 
die Beziehungen von Staat und Kirche nach römiſch-ultramontaner 
Lehre und Praxis zwar in gedrängter, aber vollſtändiger Überſicht 
wiedergibt. 

So gedrängt und kurz, wie ich es wünſchte, iſt meine Schrift 
aber leider nicht geworden. i 

Zunächſt iſt die Sache, um die es ſich handelt, eine zu bedeut— 
ſame, eine grundſätzlich zu wichtige, als daß ſie unter vielleicht ſchwer 
verſtändlicher Kürze leiden dürfte. Das alte: dum brevis esse laboro, 
obseurus fio mußte gerade bei dieſem Gegenſtand vermieden werden, 
und zwar deshalb, weil trotz umfangreicher Literatur über Staat und 
römiſche Kirche, trotzdem, daß der Staat für jeden Menſchen und die 
römiſche Kirche für Millionen von Menſchen faſt das Nächſt— 
liegende iſt, erhebliche Unkenntnis und noch erheblichere Unklarheit 
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über die theoretiſchen und tatſächlichen Beziehungen zwiſchen Staat 
und Kirche in weiten Kreiſen herrſchen.“ N 

Schwer ins Gewicht gegen größere Kürze fällt auch, daß meine 
Schrift die erſte iſt, welche ein auf theoretiſcher und geſchicht— 
licher Grundlage ruhendes vollſtändiges kirchenpolitiſches 
Programm aufbaut. Da mußte bei verſchiedenen Punkten weiter 
ausgeholt, da mußten hier und dort Brücken geſchlagen werden, um 
dem Leſer das Verſtändnis einzelner enen zu erleichtern 
oder gar erſt zu ermöglichen. 

Auch ſonſtige Programme bleiben ohne Erläuterung für den, 
der mit den Programmgegenſtänden nicht gut vertraut iſt, mehr oder 
weniger unverſtändlich. Um wieviel mehr würde dies der Fall ſein 


bei einem Programm, deſſen einer Gegenſtand, die römiſche Kirche, für 


Außenſtehende ein ſo ausnehmend ſchwer zu verſtehender iſt. 

Geradezu unmöglich wurde Kürze der Behandlungsart aber da— 
durch, daß dem eigentlichen Programm ſeine geſchichtliche Grund— 
lage vorangeſtellt werden mußte. Auf dieſes geſchichtliche Funda— 
ment, das aufgeführt iſt aus Quadern, welche die römiſche Kirche 
ſelbſt geliefert hat, d. h. aus autoritativen Kundgebungen von 
römiſch-kirchlicher Seite, lege ich das allergrößte Gewicht. 

Roms Weſen wird nur verſtanden aus Roms Geſchichte. 
Wer die Unvereinbarkeit des römiſch-kirchlichen Weſens mit dem 
modernen Staate und mit allen ſeinen Kalturaufgaben dartun will, 
muß Roms Geſchichte dartun, wie ſie in Tatſachen und Kund— 
gebungen vorliegt. Alle anderen Wege im Kampfe wider 
Roms Staatsfeindlichkeit und Unkultur ſind Irrwege. Die 
Geſchichtsquellen haben ihre romfeindliche Sprache zu ſprechen, 
und die Geſchichtsquellen gegen das päpſtlich-ultramontane Rom find 
ſeine eigenen Worte und Taten. 

Mein Lebensweg hat mich von der erſten Kindheit an bis ins 
reife Mannesalter — ich war 40 Jahre alt, als ich die römiſche 
Kirche verließ — durch alle Höhen und Tiefen der römiſchen Kirche 
geführt. Ich kenne ihre Theorie, ich kenne ihre Praxis, ich kenne 
ihre Religion, ich kenne ihre Politik; ihre philoſophiſche, dogmatiſche, 
kanoniſtiſche und geſchichtliche Wiſſenſchaft iſt jahrelang mein tägliches 
Handwerkszeug geweſen: kurz, ich kenne ſie, wie keiner ihrer 
jetzt lebenden Gegner ſie kennt. Da halte ich mich für be— 
rechtigt, nicht nur ein Wort mitzuſprechen über die für dieſe Kirche 
angemeſſene Behandlung durch den Staat, ſondern ich glaube mich 

1* 


1 


berechtigt, den vielen falſchen Behandlungsweiſen, die im Laufe der 
Zeiten entſtanden ſind, die richtige gegenüberzuſtellen. Ja, ich empfinde 
dies als Pflicht, inſofern es Pflicht iſt, Kenntniſſe, die man beſitzt, 
zum Wohle der Mitmenſchen zu verwerten. 

Und zum Wohle werden hier Kenntniſſe verwertet: zum 
Wohle des Staates, der unter den Anſprüchen Roms leidet, der 
ſich in ſeiner Kulturarbeit faſt auf Schritt und Tritt durch ſie ge— 
hindert fühlt; zum Wohle der römiſchen Kirche ſelbſt, deren 
Religion unter dem tauſendjährigen ultramontanen Joche ſchwere 
Schädigung erfährt; zum Wohle des konfeſſionellen Friedens, 
der weniger bedroht iſt durch die religiöſen Gegenſätze und Ver— 
ſchiedenheiten zwiſchen Katholizismus und Proteſtantismus, als durch 
die in religiöſes Gewand ſich hüllenden politiſch-ſtaats rechtlichen 
Anmaßungen und kulturellen Rückſtändigkeiten des Ultramontanismus. 

Von meinem Programme ſage ich mit unerſchütterlicher Über— 
zeugung: es iſt das richtige; es iſt dasjenige, was überall durch— 
geführt werden kann und durchgeführt werden muß, wenn anders 
der Staat ſeine Kulturaufgaben voll löſen will. 

Die Zeit wird kommen — dieſe Überzeugung iſt auch uner- 
ſchütterlich —, in der man mein Programm in ſeinen Hauptzügen 
als das richtige anerkennen und befolgen wird. 

Die Behandlungsart des weitſchichtigen Stoffes iſt, wenigſtens 
im erſten Teile, eine trockene: In einförmiger Reihe ſind ultramontane 
Kundgebungen vom 11. bis zum 20. Jahrhundert im Wortlaute an- 
einandergefügt. Eintönig ſagen Päpſte, Theologen, Kanoniſten, 
Politiker und Publiziſten der früheren wie der jetzigen Zeit das 
gleiche. Aber gerade in dieſer Einerleiheit, in dieſer Ein— 
tönigkeit liegt die beweiſende Wucht. 

Nicht dadurch, daß man geiſtreich über den Ultramontanismus 
ſchreibt, wird das Bewußtſein von ſeiner überragenden Gefährlichkeit 
geweckt, ſondern dadurch, daß man ihn ſelbſt ſprechen läßt. 

Nach literariſchem Ruhme, nach dem Namen eines glänzenden 
Stiliſten geize ich nicht. Aber mein ganzes Wollen geht dahin, den 
großen Kulturgegner, den gefährlichſten, den es gibt, in von ihm 
ſelbſt gezeichnetem Bilde der Kulturwelt vor Augen zu ſtellen. 

Denn die Kenntnis des Ultramontanismus führt zum 
Kampfe gegen ihn. Und den Kampf gegen ihn zu entfachen, den 
echten und wahren Kulturkampf, iſt das Ziel meines Lebens, ein 
Ziel, ſo ſegensreich, daß, um es zu erreichen, kein Opfer zu groß iſt. 


Erſter Teil. 
Geſchichtliche Grundlage. 


Erſtes Kapitel. 
Zwei Vorbemerkungen. 


J. Sit die eben erwähnte innere Notwendigkeit für ein 
kirchenpolitiſches Programm überhaupt vorhanden, ſo muß ſie 
ſich ergeben aus der Natur derjenigen Mächte, die ihr Verhältnis 
kirchenpolitiſch regeln wollen, d. h. aus der Natur des Staates und 
der römiſchen Kirche. 

Weitläufiges Eingehen auf ſtaatliche und kirchliche Natur iſt 
nicht erforderlich; drei Feſtſtellungen genügen: 

1. Der Staat iſt ſeiner Natur und ſeinem Zwecke nach 
ſouverän; Oberhoheitsrechte innerhalb feines Gebietes, beanſprucht 
von einer anderen Macht, ſie mag auftreten unter welchem Gewande 
auch immer, kann er nicht zulaſſen, ohne ſeine Selbſtändigkeit auf— 
zugeben, ohne die Löſung der ihm eigentümlichen und weſenhaften 
Kulturaufgaben ſich entgleiten zu laſſen. 

2. Der Staat iſt interkonfeſſionell oder, um ein allerdings 
leicht mißverſtändliches Wort zu gebrauchen: der Staat iſt reli— 
gionslos.“) Die Zeiten, in denen der Staat als ſolcher auf einer 


) Konfeſſions- oder religions loſer Staat iſt nicht gleichbedeutend mit 
religions- oder konfeſſionsfeindlichem Staate. Wer den Religions- oder 
Konfeſſionsſtaat fordert, verkennt, wie Weſen und Aufgabe der Religion, ſo 
auch Weſen und Aufgabe des Staates. Erſtere zu erfaſſen und zu üben, iſt 
Tat des frei ſich beſtimmenden, auf das Ubernatürliche gerichteten 
inneren Menſchen; letzterer iſt natürliches Ergebnis ſozialer Not— 
wendigkeit. Nimmt der Staat die Religion in ſemen Bereich, oder ſtellt 
die Religion den Staat in ihren Dienſt, ſo entſteht eine unnatürliche Ver— 
quickung zwiſchen Übernatürlichem und Natürlichem, zwiſchen innerer Freiheit 
und äußerem Zwang. Auch der Staat und ſein Leben unterſtehen dem Ein— 
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beſtimmten Religion fich aufbaute, in denen fein Wirken in beftimmt 
religiös⸗konfeſſioneller Richtung lag, und feine Beamten von Staats 
wegen einer beſtimmten Konfeſſion angehören mußten, ſind — wir 
wollen es hoffen — endgültig vorüber. Gewiſſens-, Religions- 
und Kultusfreiheit, Parität, Toleranz und religiöſe In— 
differenz ſind als ſtaatsrechtliche Begriffe Gemeingut aller Kultur— 
ſtaaten geworden und werden es bleiben, ſo lange die Menſchheit 
erkennt, daß dieſe Begriffe Werte enthalten, die gleicherweiſe vom 
kulturellen wie vom religiöſen Standpunkte aus unverlierbare ſein 
müſſen. 

3. Die römiſche Kirche, ſo ſehr ſie auch abgewichen iſt von 
der überweltlichen Religioſität der Lehre Chriſti, muß, wenn ſie nicht 
jeden Zuſammenhang mit der in der Schrift grundgelegten Religion 
bewußt löſen will, daran feſthalten, daß ſie ihrer Natur nach re— 
ligiöſe Heilsanſtalt iſt, daß ſie alſo infolge ihres Weſens und 
ihres Zweckes mit weltlich-politiſchen Dingen, mit Gebieten, die dem 
Staate kraft ſeiner Natur und ſeines Zweckes eigentümlich gehören, 
grundſätzlich nichts zu tun hat. 

Aus dieſen drei Feſtſtellungen folgt unabweisbar: Alſo muß das 
richtige kirchenpolitiſche Programm als Dreh- und Angeipunkte ent— 
halten: Souveränität und Interkonfeſſionalität für den 
Staat und chriſtliche Religioſität für die Kirche; d. h. es muß 
dem Staate ſeine Hoheitsrechte und die religiöſe Indifferenz un— 
geſchmälert wahren und es muß die Kirche auf ihr religiöſes Gebiet 
beſchränken. 
fluſſe von Religion und Chriſtentum, aber dieſer Einfluß ſoll in die ſtaatlichen 
Einrichtungen fließen durch veligiösschriftliche Geſinnung und religiösschriſt— 
liches Handeln der einzelnen, nicht durch ſtaatliche Geſetze und Verord— 
nungen zugunſten einer beſtimmten Religion. Der Staat muß den religiöſen 
Bekenntniſſen gegenüber, ſolange ſie nicht ſeine Rechtsordnung verletzen, not— 
wendig indifferent ſein, wie auch die Religion und zumal das Chriſten— 
tum dem Staate gegenüber indifferent iſt. Nirgendwo in der Schrift iſt der 
geringſte Anhalt für einen Religionsſtaat oder für eine Staats— 
religion, ſondern ausnahmslos alle Außerungen des N T, die auf den 
Staat ſich beziehen, enthalten die Indifferenz. Wo immer in ſpäteren Zeiten 
dieſe Indifferenz aufgegeben wurde, ſei es durch den Staat, indem er ſich 
der Religion, ſei es durch die Religion, indem ſie ſich des Staates be— 
mächtigte, geſchah es aus ſtaatlicher oder kirchlicher Herrſchſucht zum 
Schaden von Kultur und Religion. Religionsſtaaten und Staatsreligionen 


ſind ſtets religiös und kulturell unfruchtbar und beide verſtoßen wider den 
Geiſt des Chriſtentums. 
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Soweit it alles klar und einfach; aber dieſe Einfachheit und 
Klarheit ſind hier nur Schein. 

Denn die von der römiſchen Kirche betonte Religioſität und 
Übereinſtimmung mit den Anſchauungen des Chriſtentums in bezug 
auf Staat und Kirche ſind gänzlich verblaßte Theorie, über die 
ſich ſeit Jahrhunderten ſchon eine das praktiſche Verhalten Roms be— 
ſtimmende wirkliche Theorie erhebt, welche die chriſtlich-religiöſe 
Grundſtellung zum Staate vollſtändig aufgibt und ihm gegenüber 
Anſprüche macht, die eine Leugnung ſeiner Souveränität und ſeiner 
Kulturaufgaben bedeuten. 

Auf die zu verſchiedenen Zeiten verſchieden geſtalteten römiſch— 
kirchlichen Über- und Eingriffe in ſtaatliches und kulturelles Gebiet 
gehe ich in zuſammenhän gender Darftellung nicht ein. Die Dar- 
ſtellung würde zur umfangreichen Geſchichte der Kämpfe zwiſchen 
Staat und römiſcher Kirche werden. Hier aber haben wir es, trotz 
Heranziehung konkret-geſchichtlicher Kundgebungen, mit kirchenpolitiſcher 
Theorie zu tun, und das um ſo mehr, weil alle im Laufe der 
Jahrhunderte ausgefochtenen Schlachten zwiſchen Staat und römiſcher 
Kirche verurſacht ſind durch die in die Praxis überſetzten römiſch— 
kirchlichen Grundſätze. 

In Roms ſtaatspolitiſchen und kulturellen Grundſätzen liegt 
mithin die innere Notwendigkeit für die Aufſtellung eines 
kirchenpolitiſchen Programms. Dieſe Grundſätze haben wir alſo 
vor allem kennen zu lernen. 

II. Zuvor iſt aber ein wichtiger Punkt klarzuſtellen: Die 
römiſch-kirchliche, d. h. ultramontane Lehre über das Ver— 
hältnis zwiſchen Staat und Kirche iſt nicht gleichbedeutend mit der 
religiöbs-katholiſchen Lehre über dies Verhältnis. 

Dieſe wichtige Wahrheit, die ein Teil der Wahrheit vom all— 
gemeinen Unterſchiede zwiſchen religiöſem Katholizismus 
und politiſchem Ultramontanismus iſt, kann nicht genug hervor— 
gehoben werden. 

So richtig es auch iſt, daß gegenwärtig und ſchon ſeit langer Zeit 
der Ultramontanismus den Katholizismus beherrſcht, ihn recht eigent— 
lich durchſetzt und durchfaſert, ſo daß beide dem betrachtenden Blicke 
ein Ganzes zu ſein ſcheinen, dennoch ſind ſie begrifflich und 
geſchichtlich voneinander verſchieden, und in der Inne— 
haltung dieſes Unterſchiedes bei Aufſtellung eines kirchen— 
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politiſchen Programms liegt die Vorausſetzung, aber auch 
die Gewähr ſeines endgültigen Erfolges. 

Hier iſt nicht der Ort, dieſen Unterſchied im allgemeinen nach— 
zuweiſen; ) nur nach ſeiner kirchenpolitiſchen Seite hin will ich ihn 
durch wenige, aber markante Kundgebungen dartun, die um ſo be— 
deutungsvoller find, weil fie von der höchſten und autoritativſten 
Stelle im Katholizismus, vom Papſttume ſelbſt, ausgehend die re— 
ligiös-katholiſche Lehre über das Verhältnis von Kirche und Staat 
in programmatiſcher Form enthalten und den ſchneidenden 
Gegenſatz bilden zur ultramontan⸗-katholiſchen Lehre über dies Ver- 
hältnis. 

Papſt Damaſus I. (366 — 384) erklärt in einem Briefe an 
die Kaiſer Gratian und Valentinian, es ſei ein Vorrecht des 
römiſchen Biſchofs, vom Kaiſer gerichtet zu werden, wenn ein. 
kirchliches Konzil den Papſt ungerecht verurteilt habe. Das ſei 
nichts Neues, ſondern von altersher überliefert, und er beruft 
ſich zum Beweiſe der Unterordnung des Papſtes unter den Kaiſer in 
weltlichen Dingen auf feinen Vorgänger Sylveſter, und, was ſehr 
bezeichnend iſt, auf den Apoſtel Paulus, der auch an den Kaiſer 
appelliert habe. (Migne Patrol. lat. 13, 583; Constant, Damasi 
Epp. no. 6.) 

Ein Jahrhundert ſpäter ſchreibt Papſt Gelaſius J. (492—496) 
dem Kaiſer Anaſtaſius: 

„Zwei Dinge ſind es, Erhabener Kaiſer, wodurch vornehmlich 
die Welt geleitet wird: das geheiligte Anſehen der Hoheprieſter und 
die königliche Gewalt, und dabei iſt das prieſterliche Anſehen um ſo 
gewichtiger, als die Prieſter im göttlichen Gerichte auch für die 
Könige Rechenſchaft ablegen müſſen. Du weißt ja, daß Du, obwohl 
Du dem Menſchengeſchlechte vorſtehſt, doch vor den Vorſtehern der 
himmliſchen Dinge fromm Dein Haupt beugeſt und von ihnen 
die Mittel Deines ewigen Heiles erbitteſt; es iſt Dir bekannt, 
daß Du Dich den Anordnungen der Religion beim Empfange 


1) Ich verweiſe dafür auf mein Buch: „Der Ultramontanismus, 
ſein Weſen und ſeine Bekämpfung, 2. Auflage (Berlin, H. Walther). 
— Auch die Frage, ob nicht der Ultramontanismus notwendig aus dem 
zum katholiſchen Kirchen- und Papſttum verbildeten Chriſtentume hervor— 
gehen mußte, ſoll hier nicht erörtert werden. Die verneinende Antwort 
auf dieſe Frage habe ich auch in dem erwähnten Werke gegeben und be— 
gründet. 
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und der Ausſpen dung der himmliſchen Sakramente zu fügen 
haſt und nicht über ihnen ſteheſt. Du weißt, daß in bezug auf 
dieſe Dinge Du vom Urteile jener, nicht ſie von Deinem Urteile 
abhängig ſind. Wenn nämlich in der Erkenntnis, daß Dir durch 
göttliche Anordnung dieſe Herrſchaft übertragen iſt, die Borfteher 
der Religion Deinen Geſetzen untertan find auf weltlichen 
Gebiete, und in weltlichen Dingen einer von Dir ver- 
worfenen Anſicht entgegenzutreten nicht einmal den An— 
ſchein haben wollen, mit welcher Geſinnung mußt Du dann 
denen folgen, die mit den Abzeichen ehrwürdiger Myſterien geſchmückt. 
ſind!“ (Migne, Patrol. lat. 59, 42.) 

Derſelbe Papſt verurteilt die Verquickung von Religion 
und Politik, das Beſtreben, aus der Perſon des Religions- 
oberhauptes einen weltlich-politiſchen König zu machen; er erklärt es 
für unchriſtlich, daß die königliche und hoheprieſterliche Würde in 
einer Perſon vereinigt ſei: „Vor der Ankunft Chriſti beſaßen einige 
vorbildlich (figuraliter) zugleich die königliche und prieſterliche Würde; 
wie die h. Geſchichte es von Melchiſedech berichtet. Das hat auch 
der Teufel nachgeahmt, als die heidniſchen Kaiſer ſich zu— 
gleich pontifices maximi nennen ließen. Als aber der einzig 
wahre König und Hoheprieſter, Chriſtus, erſchien, hat er ſich weder 
als König Hoheprieſter genannt, noch als Hoheprieſter die königliche. 
Würde beanſprucht. Chriſtus wollte, daß die chriſtlichen Fürſten für 
das ewige Leben (d. h. in Sachen der Religion) der Hoheprieſter 
bedürfen, und die Hoheprieſter für die weltlichen Angelegen— 
heiten (pro temporali cursu rerum) an die kaiſerlichen Ver— 
ordnungen ſich hielten. So ſollte niemand, der aus— 
ſchließlich Gott dienen will (die Hoheprieſter), ſich in welt— 
liche Händel verwickeln“. (Tomus de anathematis vineulo, Migne, 
Patrol. lat. 59, 108.) 

Gregor II. (715—731) ſchreibt an Kaiſer Leo den Iſaurier: 
„Höre, o Kaiſer, meine Niedrigkeit, und folge der Kirche; deren 
Glaubensſätze unterſtehen nicht den Kaiſern, ſondern den Hohe— 
prieſtern. Denn anders iſt die Verfaſſung der Kirche und anders 
die der weltlichen Reiche. Siehe, ich werde Dir den Unterſchied 
zwiſchen Hoheprieſtern und Kaiſern klar machen: Wie der Hohe— 
prieſter nicht die Gewalt hat, Kaiſerpaläſte zu beaufſich— 
tigen und königliche Würden zu verleihen, ſo hat auch der 
Kaiſer nicht die Macht, die Kirchen zu beaufſichtigen, die Wahlen der 
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Geiſtlichen vorzunehmen, Weihen zu erteilen, oder die Gnaden— 
mittel auszuſpenden. So bleibe ein jeder von uns beiden in 
dem Beruf, zu dem er von Gott gerufen worden iſt.“ (Migne, 
Patrol. lat. 89, 522.) 

Geradezu klaſſiſch iſt aber der Brief Gregors des Großen 
(590—604) an Kaiſer Mauritius. Es iſt die religiös-katho— 
liſche, antiultramontane Auslegung und Anwendung des Aus— 
ſpruches Chriſti: „Gebet alſo dem Kaiſer, was des Kaiſers iſt, und 
was Gottes iſt, Gott.“ 

Kaiſer Mauritius hatte ein Geſetz erlaſſen, das Staatsbeamten 
und Soldaten den Eintritt in den geiſtlichen Stand und die Über— 
nahme von kirchlichen Amtern verbot. Mit Recht hielt Gregor ſolch 
ein Geſetz für ungerecht, für einen Eingriff in die gottgewollte reli— 
giöſe Freiheit des Menſchen. In kraftvoller Weiſe erhob er deshalb 
ſeine Stimme; freimütig hielt er dem Kaiſer ſein Unrecht vor. Dann 
aber folgen die charakteriſtiſchen Worte: „Was bin ich aber, der ich 
jo zu meinem Herrn rede, als Staub und Aſche. Weil ich dies 
Geſetz als gegen Gott verſtoßend erachte, durfte ich meinem Herrn 
meine Anſicht nicht verſchweigen. Da ich Deiner Herrſchaft 
unterworfen bin (jussioni subjectus), jo habe ich dies [ungerechte] 
Geſetz in die verſchiedenen Provinzen [zur Verkündung! verſchickt. 
Daß aber dies Geſetz nicht mit Gottes Gebot übereinſtimmt, das 
habe ich durch dies Schreiben meinem erhabenen Herrn ver— 
kündet. So habe ich nach beiden Seiten meine Pflicht er— 
füllt: dem Kaiſer habe ich Gehorſam geleiſtet, und für 
Gott habe ich meine Stimme erhoben.“ (Jaffe, Reg. R. Pont. 
1851, p. 106.) 

Dieſen Anſchauungen, dieſem Bekenntniſſe des katholiſch-religiöſen 
Papſttumes, daß jede der beiden Mächte, Staat und Kirche, „in 
dem Berufe bleiben ſoll, zu dem ſie von Gott gerufen 
worden iſt,“ ſtelle ich jetzt die kirchenpolitiſche Lehre der ultramon— 
taniſierten römiſchen Kirche gegenüber. 

Ich beginne mit der Lehre des Mittelalters; mit der Lehre 
von Päpſten und Theologen, die ſechs-, ſieben-, achthundert Jahre vor 
uns gelebt haben. Das Zurückgreifen in ſo entlegene Zeiten ge— 
ſchieht nicht, um einen geſchichtlichen Überblick zu geben, um, wie 
man ſagt, den geſchichtlichen Zuſammenhang zu gewinnen, ſondern 
es geſchieht, weil die mittelalterlichen Lehren, im ganzen 
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und im einzelnen, die gleichen geblieben find auch für Die 
Gegenwart. 

Die abſolute Stetigkeit des Ultramontanismus, der das prahle— 
riſche Pilatuswort: Was ich geſchrieben habe, habe ich geſchrieben, 
für ſich zur vollen Wahrheit gemacht hat, iſt eine der merkwürdigſten 
Tatſachen der geſamten Weltgeſchichte, aber zugleich eine Tatſache, 
die, trotz ihrer ungeheuren Wichtigkeit, trotz ihrer grundlegenden Be— 
deutung für Beurteilung und Behandlung der römiſchen Kirche, viel— 
fach verkannt und vergeſſen wird, zum unberechenbaren Schaden des 
Friedens innerhalb der Staaten und der ruhigen Kulturentwickelung 
innerhalb der Völker. 
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Zweites Kapitel. 


Die ultramontan⸗katholiſche Lehre über das Ver— 
hältnis von Kirche und Staat. 


J. Roms Stellung zum Staate als Träger der politi— 
ſchen Macht. 


Gregor VII. (1073 — 1085): „Heiliger Petrus, Fürſt der 
Apoſtel . geſtützt auf dieſes Vertrauen zur Ehre und Ver— 
teidigung Deiner Kirche, von ſeiten (ex parte) des e 
Gottes, des Vaters und Sohnes und heil. Geiſtes, durch Deine 
Gewalt und Autorität ſpreche ich ab dem König Heinrich, dem 
Sohne des Kaiſers Heinrich, der mit unerhörtem Stolze gegen Deine 
Kirche ſich erhob, die Zügel des ganzen Reiches der Deutſchen 
und Italiens, und löſe alle Chriſten von dem Bande des 
Eides, den ſie ihm geleiſtet haben oder leiſten werden, und 
verbiete, daß irgend jemand ihm als König diene. Denn 
es iſt würdig, daß, wer ſich bemüht, die Ehre Deiner Kirche zu 
mindern, ſelbſt die Ehre verliere, die er zu haben ſcheint. Und weil 
er zu gehorchen verſchmähte als Chriſt, und zum Herrn, den er verließ, 
nicht zurückkehrte, indem er mit Exkommunizierten verkehrte und viele 
Unbilligkeiten beging und meine Ermahnungen, welche ich ihm zu 


) Jeder Papſt als „Nachfolger Petri” identifiziert ſich mit dieſem 
Apoſtel; keiner hat es ausgeprägter getan als Gregor VII. Vgl. darüber 
die intereſſanten Nachweiſe bei Martens, Gregor VII, fein Leben und 
Wirken, Leipzig 1894, 2 Bde., II, 5—12. Martens jagt treffend von Gregor: 
„Der im Jahre 1073 Erwählte war nicht bloß ein Nachfolger Petri, ſondern 
der auf Erden wandelnde Petrus ſelbſt“ (a. a. O. II, 9). 


13 


jeinem Heile machte, Du biſt Zeuge, verachtete, und ſich von Deiner 
Kirche, ſie zu ſpalten ſuchend, trennte: ſo binde ich ihn mit dem 
Bande des Anathems an Deiner Statt. Und ſo binde ich ihn 
aus Vertrauen zu Dir, damit die Völker wiſſen und erkennen, daß 
Du biſt Petrus und daß auf Deinem Felſen der Sohn des lebendigen 
Gottes erbaut hat ſeine Kirche, und die Pforten der Hölle nicht gegen 
ſie obſiegen werden“. (Römiſche Synode v. J. 1076.) 


„Deshalb vertrauend auf die Barmherzigkeit Gottes und deſſen 
frömmſter Mutter, der ſtäten Jungfrau Maria, geſtützt auf Euere [ver 
Apoſtel Petrus und Paulus] Autorität, unterwerfe ich den oft ge— 
nannten Heinrich, den ſie König nennen, und alle ſeine Anhänger 
der Exkommunikation und binde fie mit dem Bande des Anathems. 
Und von neuem ihm unterſagend das Reich der Deutſchen 
und Italiens im Namen des allmächtigen Gottes und in 
Euerm Namen nehme ich ihm alle königliche Gewalt und 
Würde und verbiete, daß irgend ein Chriſt ihm als ſeinem 
Könige gehorche, und ſpreche los vom Verſprechen des Eides 
alle, die ihm geſchworen haben oder ſchwören werden aus 
dem Reiche. Heinrich ſelbſt aber mit ſeinen Anhängern ſoll in 
keinem Kampfe Kraft haben und in ſeinem Leben keinen Sieg ge— 
winnen“. (Römiſche Synode v. J. 1080, vgl. v. Schulte, Die Macht 
der römiſchen Päpſte, S. 20 ff.; Martens, Gregor VII., Leipzig 1894, 
1, 97 ff.; 192 ff.; II, 25 ff.) 

„Der römiſche Papſt Zacharias ſetzte den König der 
Franken ab, nicht ſowohl wegen ſeiner Ungerechtigkeiten, als des— 
halb, weil er einer ſolchen Gewalt nicht gewachſen war, und ſetzte 
Pippin, des Kaiſers Karl des Großen Vater, an ſeine Stelle 
und entband alle Franken vom geleiſteten Treueide.“ 
(Jaffe, M. G. VIII, 21.) 


„Wie der Leib durch die Seele Daſein, Weſen und Tätigkeit 
hat, ſo auch die weltliche Gewalt der Fürſten durch die geiſtliche 
Gewalt des Petrus und ſeiner Nachfolger“ (Epp. I. 7, ep. 6). 


„Soll alſo die obrigkeitliche Würde, die erfunden worden iſt von 
Weltleuten, auch von ſolchen, die von Gott nichts wußten, nicht 
unterworfen fein derjenigen Würde [der geiſtlichen], die Gottes 
Vorſehung ſelbſt zu ſeiner Ehre eingeſetzt hat?“ (Brief an Biſchof 
Hermann von Metz, Auguſt 1081: Jaffé, M. G. VIII, 21.) 
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Innozens III. (1198—1216): „Die Kirche ift die Sonne, der 
Staat der Mond, der von der Kirche fein Licht erhält. (Epp. I. 1, 
ep. 401; C. 6 X, de Major. et Obed. 1, 33.) 

„Von ſeiten des allmächtigen Gottes und kraft der Autorität 
der heiligen Apoſtel Petrus und Paulus verwerfen und ver— 
urteilen wir ganz und gar dies Geſetz [die engliſche Magna 
chartal], und wir verbieten, bei Strafe der Exkommunikation, dem 
Könige und ſeinen Baronen, es zu beobachten. Wir erklären es 
für nichtig und kaſſieren es, ſo daß es niemals irgend— 
welche Feſtigkeit beſitzen ſoll“ (lateiniſcher Text bei Mirbt, 
Quellen zur Geſchichte des Papſttums, 2. Auflage, S. 136). 

„Da Laien über kirchliche Perſonen keine Machtbefugnis beſitzen, 
ſondern zum Gehorſam gegen die Kirche verpflichtet find, nicht aber 
Befehlsgewalt über ſie beſitzen, ſo ſoll nichts von dem, was 
Laien etwa über Kirchen und kirchliche Perſonen, wenn auch 
zu deren Vorteil, beſtimmen, Geltung haben, es ſei denn 
von der Kirche beſtätigt worden“ (in c. 10 X, de constit, I, 2). 

„Der Herr hinterließ dem Petrus nicht bloß die Regierung 
über die Kirche, ſondern die Regierung über den ganzen Erd— 
kreis“. (Epp. J. 2, ep. 209.) 

„An das Firmament des Himmels, das iſt die allgemeine Kirche, 
ſetzte Gott zwei große Lichter, d. h. er richtete zwei große Gewalten 
ein, die päpſtliche Würde und die königliche Gewalt. Jenes [Licht] 
aber, das den Tagen vorſteht, d. h. den geiſtlichen Dingen, iſt das 
größere; welches den Nächten vorſteht, d. h. den fleiſchlichen Dingen, 
iſt das kleinere, ſo daß erkannt werde, daß zwiſchen Päpſten 
und Königen ein ſo großer Rangunterſchied iſt, wie zwiſchen 
Sonne und Mond (e. Solitae 6 X de majoritate et obedientia 
IJ, 33]: Schreiben an den byzantiniſchen Kaiſer Alexius). 

„Aus dieſen Gründen haben wir dem Könige [Philipp Auguſt 
von Frankreich! die erbetene Gnade gewährt [die Legitimation ſeiner 
mit Agnes von Meran gezeugten Kinder], aus dem Alten und Neuen 
Teſtamente gewiß, daß wir nicht nur innerhalb des Kirchenſtaates, 
über den wir volle zeitliche Gewalt ausüben, ſondern auch in 
anderen Ländern weltliche Gewalt gegebenen Falles aus— 
üben können“. (Schreiben an Wilhelm von Montpellier vom 
Jahre 1202, das als Dekretale Per Venerabilem ins kanoniſche 
Recht: e. 13 X Qui fili sint legitimi übergegangen iſt.) 
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„Denn wir beabfichtigen nicht, über eine Lehnsfrage (de feudo) 
ein Urteil zu fällen, was Sache des Königs bleibt, ſondern wir 
wollen über die Sünde richten, was unbeſtreitbar unſeres 
Amtes iſt gegenüber jedermann . . . Jeder, der bei geſundem Ver— 
ſtande iſt, weiß, daß es unſeres Amtes iſt, jeden Chriſten 
wegen jeder Todſünde zurechtzuweiſen, und, wenn er die 
Zurechtweiſung verachtet, ihn durch kirchliche Strafen zu 
zwingen“ (e. 13 X de judieiis III, 1]: Schreiben vom Jahre 1204 
an die franzöſiſchen Biſchöfe, das als Dekretale Novit ins kanoniſche 
Recht aufgenommen wurde). 


Innozens IV. (1243 — 1254): „Wir alſo, die wir, wenn auch 
unwürdig, Chriſti Stelle vertreten und zu denen in der Perſon des 
Petrus geſagt worden iſt: Was immer du auf Erden gebunden haben 
wirſt, wird auch im Himmel gebunden ſein, erklären den ge— 
nannten Fürſten [Kaiſer Friedrich II.], der ſich der Herrſchaft 
und aller Ehre und Würde unwürdig erwieſen hat, beraubt aller 
Würde und Ehre, und alle, die ihm den Treueid geleiſtet 
haben, entbinden wir von dieſem Eide, und wir verbieten kraft 
unſerer apoſtoliſchen Autorität, daß niemand ihm in Zukunft als 
Kaiſer oder König gehorche und daß, die es doch tun, der Er— 
kommunikation verfallen find” (e. 2 in 6t0, de sentent. et ve 
judieata II, 14). 


Bonifaz VIII. (1294—1303): „Der apoſtoliſche Stuhl iſt 
von Gott über die Könige und Königreiche gelebt, damit er 
ausreiße und zerſtreue, baue und pflanze (Jerem. 1, 10) und hat 
des Herrn Herrſchaft über ſein Haus und ſeinen Beſitz erlangt; ihm, 
als der höheren Gewalt, muß jede Seele untertan ſein; durch ihn 
befehlen die Fürſten, ſprechen die Mächtigen Recht, 
herrſchen die Könige und entſcheiden die Geſetzgeber . . .; er 
hat die römiſche Kaiſerwürde in der Perſon des erhabenen Karl auf 
die Deutſchen übertragen, und hat das Recht, den römiſchen König 
und ſpäteren Kaiſer zu wählen, gewiſſen geiſtlichen und weltlichen 
Fürſten verliehen, und was immer die römiſche Kaiſerwürde 
beſitzt an Ehre, Vorrang, Würde und Stellung, beſitzt ſie 
durch die Gnade, Güte und Willfährigkeit des apoſtoliſchen 
Stuhles, von welchem die römiſchen Kaiſer auch die Schwert— 
gewalt empfingen zum Schutze der Guten und zur Beſtrafung 
der Böſen“. (Schreiben an König Adolf von Naſſau aus dem 
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Jahre 1300: bei Kopp, König Adolf und ſeine Zeit, S. 313, 
Berlin 1862.) 

„Daß in der Gewalt des Petrus zwei Schwerter, das 
geiſtliche und weltliche find, lehrt uns das Evangelium. 
Denn als die Apoſtel ſagten: „Hier ſind zwei Schwerter“, antwortete 
der Herr nicht, es ſei zu viel, ſondern es ſei genug. Wahrlich, wer 
das weltliche Schwert in Petri Gewalt leugnet, verſteht ſchlecht das 
Wort des Herrn: „Stecke dein Schwert in die Scheide.“ Beide 
Schwerter ſind alſo in der Gewalt der Kirche, das geiſtliche 
nämlich und das weltliche. Aber das letztere iſt für die Kirche, jenes 
von der Kirche zu handhaben. Erſteres iſt in der Hand des Prieſters, 
letzteres in der Hand der Könige und Krieger, aber nach dem 
Winke und der Zulaſſung des Prieſters. Ein Schwert muß 
unter dem anderen ſein, und die weltliche Autorität muß der 
geiſtlichen Gewalt unterworfen ſein. Denn wenn der Apoſtel 
ſagt: „Es gibt keine Gewalt außer von Gott; diejenige aber, welche 
beſteht, iſt von Gott geordnet“: ſo wäre keine Ordnung, wofern 
nicht ein Schwert unter dem anderen ſtände und das niedrigere 
gewiſſermaßen durch das andere erhoben würde. Denn nach dem 
heiligen Dionyſius iſt es ein göttliches Geſetz, daß die niedrigſten 
Dinge durch die mittleren zu den höchſten gebracht werden. Nach 
der Weltenordnung werden alſo nicht alle Atome gleichmäßig und 
unmittelbar, ſondern das Unterſte durch das Mittlere und das 
Niedrigere durch das Höhere zur Ordnung geleitet. Daß die geiſt— 
liche Gewalt aber an Würde und Adel jegliche weltliche übertrifft, 
müſſen wir um ſo offener bekennen, als das Geiſtliche das Weltliche 
überragt. Und das ſehen wir ja mit hellem Auge an der Entrichtung 
der Zehnten, der Segnung, der Heiligung, aus dem Empfange der 
Gewalt, aus der Verwaltung der Dinge ſelbſt. Denn, Zeuge iſt die 
Wahrheit, die geiſtliche Gewalt hat die irdiſche einzuſetzen 
und ſie zu richten, wenn ſie nicht gut geweſen iſt. So be— 
wahrheitet ſich von der Kirche und der kirchlichen Gewalt die 
Weisſagung Jeremiä: „Siehe, ich habe Dich heute geſetzt über die 
Völker und Reiche uſw. Folglich, wenn die weltliche Gewalt 
abweicht, wird ſie abgeurteilt werden von der geiſtlichen 
Gewalt; aber wenn die geringere geiſtliche Gewalt abweicht, wird 
ſie von der höheren, wenn aber die höchſte, wird ſie von Gott allein, 
nicht von einem Menſchen abgeurteilt werden, nach des Apoſtels 
Zeugnis: „Der geiſtliche Menſch beurteilt alles, wird aber ſelbſt von 
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niemand beurteilt‘. Es iſt aber dieſe Autorität, obgleich verliehen 
einem Menſchen und ausgeübt durch einen Menſchen, keine menſchliche, 
ſondern vielmehr eine göttliche, aus göttlichem Munde dem Petrus 
gegeben, und ihm und ſeinen Nachfolgern in demjenigen, welchen be— 
kannte der Fels, gefeſtigt, als der Herr zu Petrus ſprach: „Was 
immer du binden wirſt“ uſw. Wer immer demnach dieſer von Gott 
alſo geordneten Gewalt widerſteht, widerſtrebt Gottes Ordnung, ſonſt 
gäbe es ja nach des Manichäus Truglehre zwei Prinzipien; das 
aber erklären wir für falſch und ketzeriſch, weil nach Moſes Zeugnis 
der Herr nicht in den Anfängen, ſondern in dem Anfange Himmel 
und Erde ſchuf. Und ſo erklären wir, ſagen wir, entſcheiden wir: 
Dem römiſchen Pontifex unterworfen zu ſein, iſt für jegliches 
Geſchöpf zum Heile notwendig“. (Bulle Unam sanctam vom 
November 1302: e. 1, Extrav. commun. de maj. et obed. I, S.)) 

Gregor XI. (1370-1378): „Und damit ihre [dev Florentiner] 
Verwegenheit nicht zum Beiſpiele werde, haben wir nach dem Rate 
unſerer Brüder, der Kardinäle, die unbeweglichen Güter 
der Prioren, Gonfalonieri, Richter und Gemeinde und auch 
aller Florentiner, wo ſie immer liegen, beſchlagnahmt und 
deren Perſonen, alle und jede einzelne, jedoch ohne das Recht 
der Tötung oder Verſtümmelung, den Gläubigen preisgegeben, 
damit ſie Sklaven der ſie Ergreifenden werden, ihre be— 
wegliche Habe geſtatten wir aber jedem Gläubigen zu be— 
ſchlagnahmen“. (Raynaldus, Annal. cecles. ad a. 1376, u. 5: 
XVI, 544.) 

„Aus Ehrfurcht vor Gott, zur Ausrottung der Irrtümer und 


) Wenige Monate vorher hatte der Kardinal-Biſchof von Porto, 
in Gegenwart des Papſtes und der franzöſiſchen Geſandten, in einem Kon— 
ſiſtorium die in der Bulle dogmatiſierte päpſtliche Weltherrſchaft mit folgen— 
den Sätzen begründet: „Niemand darf bezweifeln, daß der Papſt 
auch über das Zeitliche zu richten habe. Es ſteht geſchrieben: „„Gott 
ſchuf zwei Lichter, ein größeres und ein kleineres.“ Damit ſind die beiden 
Jurisdiktionen bezeichnet. Die geiſtliche Jurisdiktion hat der Papſt. Die 
weltliche Jurisdiktion haben die Kaiſer und Könige; aber dem Papſte 
ſteht zu, über alles Zeitliche, ſoweit Sünde im Spiel iſt, zu 
richten. Von Rechts wegen (de jure) ſteht die weltliche Juris— 
diktion dem Papſte zu, als Stellvertreter Chriſti und Petri. 
Wer dies leugnet, verſtößt gegen den Glaubensartikel, daß 
Chriſtus die Lebendigen und die Toten richte“. (Text bei Dupuy, 
Histoire du Différond du Pape Boniface VIII avee Philipp le Bel, 
Preuves P. 77%) 

Moderner Staat und römiſche Kirche. 2 
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zur Erhöhung der kath. Religion und der Gerechtigkeit, und zum 
Heile der Seelen, verwerfen wir gewiſſe fluchwürdige Schriften, Ge— 
ſetze oder Spiegel der Sachſen genannt, nach langer Prüfung und 
fleißiger Beratung, kraft apoſtoliſcher Autorität; wir verdammen 
ſie und erklären ſie für nichtig und kraftlos und aller Ver— 
bindlichkeit entbehrend. Nach reiflicher Überlegung verwerfen, 
verdammen, erklären wir ſie für null und nichtig und 
kraftlos, für falſch, verwegen, unbillig, ungerecht, in einigen 
Punkten ketzeriſch und ſchismatiſch und gegen die guten Sitten ver— 
ſtoßend und wir vernichten die auf die reprobierten Sätze 
ſich ſtützenden Urteile“. (Mansi XXIII, 157ff.) 

Nikolaus y. (1447-1455): „Wir geben dir [König Alfons 
von Portugal] die volle Freiheit, alle Sarazenen und Heiden und 
andere Feinde Chriſti an allen Orten, und ihre Reiche, Herzogtümer, 
Fürſtentümer, Herrſchaften, Beſitzungen, bewegliche und unbewegliche 
Güter, welche ſie inne hätten und beſäßen, anzugreifen, zu erwerben, 
zu erobern, zu bekriegen, zu unterjochen, und deren Perſonen in 
ewige Sklaverei zu bringen und die Reiche, Herzogtümer, 
Grafſchaften, Fürſtentümer, Herrſchaften, Beſitzungen und 
Güter für dich und deine Nachkommen zu verwenden, zu 
Eigentum zu machen und in deinem und deiner Nachfolger 
Gebrauch und Nutzen zu verwenden.“ Dieſe Schenkung wieder— 
holt er mit Bulle Nuper non vom 9. Januar 1454; ſie wurde be— 
ſtätigt von Calixtus III. in der Bulle Inter caetera vom Jahre 
1456 und von Sixtus IV. in der Bulle Aeterni Regis vom Jahre 
1481, die noch weitergeht. In den Bullen Nicolaus’ V. wird den 
Portugieſen zugleich die ausſchließliche Herrſchaft über jene Meere 
gegeben. (Vgl. von Schulte, Die Macht der römiſchen Päpſte, 
3. Auflage, S. 34; Raynaldus, Annal. eceles. ad a. 1454, n. 8: 
XVIII, 413.) 

Alexander VI. (1492 — 1503): „Aus freiem Antriebe, nicht 
auf euere oder anderer Bitten hin, ſondern aus reiner Freigebig⸗ 
keit und aus der Fülle der apoſtoliſchen Macht ſchenken wir 
euch [Ferdinand und Iſabellaf und eueren Nachkommen alle Sn: 
ſeln und Feſtlande, entdeckte und unentdeckte, indem wir 
eine Linie ziehen vom Nordpol zum Südpol, die von jeder 
der beiden Azoriſchen Inſeln hundert Meilen weſtlich und hundert 
Meilen ſüdlich entfernt iſt, ſo daß alle Inſeln und Feſtlande, ent— 
deckte und unentdeckte, weſtlich und ſüdlich von dieſer Linie euch ge— 
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hören ſollen, mit allen ihren Herrſchaften, Städten, Orten, 
Burgen, Dörfern, Rechten, Gerichten, kraft der Autorität 
des allmächtigen Gottes, die uns im h. Petrus verliehen 
iſt, und als Stellvertreter Chriſti“. (Bullar. Rom. Pont. Ed. 
Aug. Taur. 1860, V., 361.) 

Leo X. (1513-1521): In der Bulle Pastor aeternus 
vom 19. Dezember 1516 (erlaſſen in der 11. Sitzung des 5. Lateran— 
konzils) erklärt er die pragmatiſche Sanktion Karls VII. von 
Frankreich für nichtig; jeder Gebrauch, ſelbſt ein Zitat aus ihr 
vor Gericht oder außergerichtlich wird bei Strafe der Exkommunika— 
tion verboten. (Bei von Schulte, Die Macht der römischen Päpſte, 
3. Auflage, S. 41.) 


Paul IV. (1555— 1559): „Durch dieſe unſere für immer 
gültige Verordnung, aus der Fülle der apoſtoliſchen Macht— 
vollkommenheit heraus, verordnen, beſtimmen und definieren 
wir: Alle Könige und Kaiſer, die Ketzer oder Schismatiker 
werden, ſind ohne weitere Rechtsformalität ihrer könig— 
lichen und kaiſerlichen Würde beraubt und dürfen ſie nie— 
mals wieder erlangen. Sie verfallen den für die Ketzerei feſt— 
geſetzten Strafen (Tod durch Erdroſſeln oder Verbrennen). Zeigen 
ſie Reue, ſo ſollen ſie aus Barmherzigkeit in ein Kloſter eingeſperrt 
werden, damit ſie dort bei Waſſer und Brot Buße tun. Niemand 
darf ſie als Kaiſer und Könige anerkennen; wer es tut, iſt exkommu— 
niziert. Die ketzeriſchen Kaiſer und Könige verlieren ihre 
Reiche an diejenigen, die fie mit Billigung des Papſtes 
in Beſitz nehmen. Von ihren früheren Untertanen ſollen 
ſie als Zauberer, Heiden und öffentliche Sünder be— 
trachtet werden“. (Bull, Rom. Pontif. Ed. Aug. Taur. 1860, VI, 
551.) Pius V. beſtätigte die Bulle mit den Worten: „Wir er— 
neuern und bekräftigen ſie und wollen und befehlen, daß ſie un— 
verletzlich aufs genaueſte beobachtet werde“. (Bullar. Rom. 
VII, 501.) 

Pius V. (1566—1572): „Der Herrſcher in der Höhe übergab 
die eine heilige und apoſtoliſche Kirche, außerhalb deren es kein Heil 
gibt, einem einzigen auf der Erde, nämlich dem Apoſtelfürſten Pe 
trus und dem Nachfolger Petri, dem römiſchen Papſte. Dieſen 
Einen ſetzte er über alle Völker und Reiche zum Fürſten, 
auf daß er ausrotte, zerſtöre, zerſtreue, vernichte, pflanze 
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und baue, damit er das treue Volk, umſchlungen durch das Band 
wechſelſeitiger Liebe, in der Einheit des Geiſtes zuſammenhalte und 
ſeinem Heilande wohlbehalten und unverſehrt bewahre. Geſtützt alſo 
auf die Autorität Gottes erklären wir aus apoſtoliſcher Macht— 
vollkommenheit, die Ketzerin Eliſabeth und ihre An— 
hänger ſeien verfallen in das Anathem und abgeſondert 
von der Einheit des Leibes Chriſti. Ja, dieſelbe ſei überdies 
beraubt des angemaßten Rechtes über jenes Reich und jeg— 
lichen Eigentums, jeglicher Würde, jeglichen Vorrechts. 
Und ebenſo ſeien alle Stände, Untertanen und Völker des 
Reiches, und wer immer ihr irgendwie geſchworen, von 
dieſem Eide, von jeder Pflicht der Lehenstreue und des 
Gehorſams auf immer entbunden, wie wir ſie hiermit ent— 
binden; und wir entſetzen beſagte Eliſabeth ihres angemaßten Reiches, 
und aller vorgenannten Dinge, verbieten den Ständen, unterworfenen 
Völkern und anderen, ihr, ihren Befehlen, Erlaſſen und Geſetzen zu 
gehorchen“. (Lateiniſcher Wortlaut der Bulle bei Mirbt, Quellen zur 
Geſchichte des Papſttums, 2. Auflage, S. 266f.) .) 

Innozens X. (1644 — 1655): „Kraft unſeres oberſten Hirten— 
amtes, aus genaueſter Kenntnis, nach reiflicher Überlegung und aus 
der Fülle unſerer apoſtoliſchen Gewalt heraus beſtimmen und erklären 
wir, daß die genannten Artikel [des Weſtfäliſchen Friedens] 
ungültig, nichtig, kraftlos, gottlos, ungerecht, verurteilt, 
verworfen, gegenſtandslos, jeder Kraft und Wirkung bar 
ſind und für ewige Zeiten bar bleiben ſollen, daß niemand, 
auch wenn er die Beobachtung durch einen Eid gelobt hat, zu ihrer 
Beobachtung verpflichtet iſt, gerade ſo, als ob ſie überhaupt nicht 
beſtänden und niemals erlaſſen wären. Und zur größeren Vorſorge 
verurteilen, verwerfen, irritieren, kaſſieren, annullieren wir die ge— 
nannten Artikel noch einmal aus der Fülle unſerer Macht, wir ent— 
kleiden ſie jeglicher Kraft und wir erheben gegen ſie vor Gott 
Einſpruch.“ (Den lateiniſchen Wortlaut bei Mirbt, Quellen zur 
Geſchichte des Papſttums, 2. Aufl., 1901, S. 294f.) 

) Noch im Jahre 1855 griff der Biſchof von Straßburg, Räs, 
auf dieſe Abſetzungsbulle zurück. In einer Feſtpredigt, gehalten im Mainzer 
Dom, „Zur Säkularfeier des heiligen Bonifazius“, forderte der Biſchof die 
Königin Viktoria von England feierlich auf: die Tiara, die ſie mit 
Unrecht auf ihrem Haupte trage, demjenigen zurückzugeben, 
dem ſie rechtmäßig zuſtehe, dem Papſte in Rom“. (Bei Geffken, Staat 
und Kirche S. 544.) 
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Klemens XI. (1700 —1721): „Es iſt uns bekannt geworden, 
daß der Markgraf Friedrich von Brandenburg den Titel 
und die Würde eines Königs von Preußen angenommen hat 
unter Verachtung des Anſehens der Kirche Gottes und der alten 
Rechtsnormen. Wir halten es für überflüſſig, euch auseinanderzuſetzen, 
wie beleidigend dieſe Tat für den apoſtoliſchen Stuhl iſt, 
wie ſehr ſie den heiligen Kanones widerſpricht, die be— 
ſtimmen, daß ein ketzeriſcher Fürſt ſeiner Ehren zu be— 
rauben, nicht aber mit neuen Ehren zu ſchmücken iſt. Es 
liegt uns aber daran, daß ihr wißt, daß wir dieſe verwegene und 
gottloſe Untat (faeinus) nicht überſehen, ſondern, daß wir fie, wie 
es unſeres Amtes iſt, in Handſchreiben an die katholiſchen Fürſten 
verdammt und die Fürſten ermahnt haben, ſie ſollen nicht zugeben, 
daß durch ihre Anerkennung der angemaßten Ehren des genannten 
Markgrafen die königliche Würde in einem nichtkatholiſchen 
Fürſten herabgeſetzt werde“. (Allokution an die Kardinäle vom 
18. April 1701: lateiniſcher Tert bei Mirbt, a. a. D., S. 304.) 


Pius VII. (18001823): „Die Kirche hat als Strafe für 
die Ketzerei die Güterkonfiskation feſtgeſetzt: für Privatgüter 
in c. 10 de haeret. (5, 7) von Innozens III., für Fürſtentümer 
und Lehen in cap. cod. Das letztere Geſetz enthält die kanoniſche 
Rechtsregel, daß die Untertanen eines ketzeriſchen Fürſten 
von jedem Eide ſowie von Treu und Glauben dieſem 
gegenüber entbunden ſind. Wer nur einigermaßen die 
Geſchichte kennt, dem können die Abſetzungsdekrete nicht 
unbekannt ſein, die von Päpſten gegen ketzeriſche Fürſten 
gefällt worden ſind. Jetzt befinden wir uns leider in Zeiten 
ſo großen Unglücks (tempi cosi calamitosi) und ſolcher Erniedri— 
gung, daß die Kirche dieſe ihre heiligſten Maximen einer 
verdienten Strenge gegen die rebelliſchen Feinde des Glaubens 
nicht anzuwenden vermag. Sie kann ihr Recht nicht ausüben, 
die Ketzer ihrer Fürſtentümer zu entſetzen und ihrer Güter 
verluſtig zu erklären“. (Schreiben an den päpſtlichen Nuntius in 
Wien aus dem Jahre 1805; vgl. Essai historique sur la puissance 
temporelle des Papes, 4° Ed., Paris 1818, II, 518, Mejer, Die 
Propaganda J, 12, und Geffken, Staat und Kirche, Berlin 1875, 
S. 396 Anm.) 


Innozens III. und Bonifaz VIII. erklären das Deutſche 
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Reich für eine Schöpfung des PBapjttums:!) Der jeweilige 
Papſt habe über das Deutſche Reich alle Rechte, die dem Schöpfer 
über fein Werk zuſtehen (Registr. epp. 29. 30. 33). 

Klemens V. und Hadrian IV. verkünden die Lehns— 
abhängigkeit des Deutſchen Reiches vom päpftlichen Stuhl 
(e. unic. de jurejur. in Clement. 2, 9; Mansi, Coll. cone 21, 789). 
Die gleiche Lehnsabhängigkeit behauptete das Papſttum gegen- 
über Sizilien, Kalabrien, Korſika, Sardinien, Provence, 
Frankreich, Spanien, Portugal, Arrag onien, England, 
Schottland, Wales, Schweden, Norwegen, Dalmatien, 
Kroatien, Ungarn, ſo daß alſo faſt ganz Europa päpſtliches 
Lehn war. (Die Belege bei E. Friedberg, De finium inter ecele- 
siam et eivitatem regundorum judieio, Leipzig 1861, S. 27ff.) 
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Dieſe in lapidarem Stile „aus apoſtoliſcher Machtfülle heraus“ 
erlaſſenen Kundgebungen der Päpſte waren ſelbſtverſtändlich maß— 
gebend für die geſamte Theologie: Dogmatiker, Kano— 
niften und Kirchenhiſtoriker des Mittelalters lehrten in breiter 
Ausführung, mit weitläufiger Begründung dasſelbe, was „die Statt— 
halter Chriſti“ als kirchenpolitiſche Grundſätze kurz und bündig auf— 
geſtellt hatten. 

Thomas von Canterbury) (12. Jahrhundert): „Weil es 
gewiß iſt, daß die Könige ihre Gewalt von der Kirche, 
nicht die Kirche ſie von ihnen hat, jo haſt du [König Heinrich] 
nicht den Biſchöfen Befehle zu erteilen“. (Lib. I, ep. 64 ad Henrieum 
Regem: Molitor, Die Dekretale Per Venerabilem S. 116 Anm. 2.) 

Johann von Salisbury) (12. Jahrhundert): „Das Schwert 
empfängt der Fürſt aus der Hand der Kirche, obwohl fie ſelbſt das 
Blutſchwert nicht hat. Sie hat es dennoch, gebraucht es aber durch 
die Hand des Fürſten, dem ſie die Macht übertragen (eon- 


) Vgl. unten S. 49f. die gleichlautende Lehre Leos XIII. und des 
Zentrumsführers Gröber. 

) Bekannter unter dem Namen Thomas Becket, Kanzler König Hein— 
vichs II. von England, Erzbiſchof von Canterbury, wurde 1170 ermordet. 
Rom verſetzte ihn unter die „Heiligen“. Er war einer der bedeutendſten 
Männer ſeiner Zeit. Die prachtvolle Novelle: „Der Heilige“ von Konrad 
Ferd. Meyer behandelt Thomas Becket. 

) Johann von Salisbury war einer der bedeutendſten Theologen 
der früh-ſcholaſtiſchen Zeit. 
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tulit) hat, die Leiber zu beherrſchen, während fie ſich die Gewalt 
über das Geiſtliche in den Päpſten vorbehalten hat. Es iſt alſo 
der Fürſt der Diener des Prieſters“. (Polyeratieus sive de 
nugis curialium J. 4, c. 3: Molitor, a. a. O.) 

Alexander von Hales!) (13. Jahrhundert): „Die geiſtliche 
Gewalt geht der weltlichen vor an Würde und Macht: denn die 
geiſtliche Gewalt hat die weltliche einzuſetzen, damit ſie 
überhaupt ſei (instituere habet ut sit) und fie hat fie abzu— 
urteilen, wenn fie nicht gut iſt“. (Summa theolog. p. 4, qu. 10, 
membr. 5, art. 2.) 

Thomas von Aquin?) (13. Jahrhundert): „Die weltliche 
Gewalt iſt der geiſtlichen unterworfen, wie der Leib der 


) Der Franziskanermönch Alexander von Sales (8 1245) war der 
Lehrer der beiden „Kirchenlehrer“ Thomas von Aquin und Bonaven— 
tura; er hat in der Scholaſtik wegen ſeines hohen Anſehens den Titel er— 
halten: Doctor Doctorum. 

) Es gibt keinen theologiſchen Schriftſteller, der größeres Anſehen 
innerhalb des Ultramontanismus beſitzt, als Thomas von Aquin. Er 
iſt „Kirchenlehrer“ und „Kirchenvater“, er iſt der „engliſche Lehrer“ (doctor 
angelieus), der „Fürſt der Theologen“ (princeps theologorum). Päpſte 
und Konzilien haben gewetteifert, ſein Anſehen zu erhöhen. Eine der erſten 
Taten Leos XIII. war die Ausſendung eines Rundſchreibens (Enzyklika) 
„an alle Patriarchen, Primaten, Erzbiſchöfe und Biſchöfe der katholiſchen 
Welt“ (Aeterni Patris, vom 4. Auguſt 1879), worin er Thomas von Aquin 
als den Lehrer für die geſamte Philoſophie und Theologie hinſtellt. In 
dieſem Rundſchreiben heißt es u. a.: „Unter den Lehrern der Scholaſtik 
ragt weit hervor der Fürſt und Meiſter aller (princeps et magister omnium), 
Thomas von Aquin. Der Sonne gleich hat er den Erdkreis mit dem 
Glanze ſeiner Lehre erfüllt. Man kann ſagen, daß in den Konzilien von 
Lyon, Vienne, Florenz, Vatikan der heilige Thomas zugegen war und 
die Irrtümer der Griechen, der Ketzer und Rationaliſten mit unwiderſteh— 
licher Kraft bekämpfte. Aber ein höchſtes Lob, das kein anderer Theologe mit 
ihm teilt, iſt ihm dadurch zuteil geworden, daß die Väter des Konzils von 
Trient mitten im Verſammlungsſaale zugleich mit den Büchern der heiligen 
Schrift und den Erlafien der Päpſte die „Summa des heiligen Thomas 
[das Hauptwerk des Thomas von Aquin] auf dem Altare aufzulegen ge— 
boten, um aus ihr Rat, Beweiſe und Aufſchlüſſe zu ſchöpfen.“ Leo XIII. 
machte ſich die Worte ſeines Vorgängers Innozens VI. zu eigen: „Die 
Lehre des heiligen Thomas von Aquin zeichnet ſich aus vor allen anderen, 
nur ausgenommen die der kanoniſchen Bücher [die Bibel], durch Wahrheit 
der Lehrſätze, ſo daß, die ihnen folgen, niemals auf einem Irrtum be— 
troffen werden.“ (Vgl. mein Werk: „Das Papſttum in ſeiner 
ſozial-kulturellen Wirkſamkeit“, J 220f., Verlag von Breitkopf und 
Härtel, Leipzig, 5. Auflage.) 
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Seele unterworfen iſt, und deshalb ift es keine Anmaßung, wenn 
der geiſtliche Vorgeſetzte ſich in das Zeitliche miſcht in bezug auf das, 
worin ihm die weltliche Gewalt unterworfen iſt“ (Summ. theol. 2. 2, 
qu. 60, a. 3 ad 3). „Demjenigen, dem die Sorge für das letzte 
Ziel [die ewige Seligkeit! gebührt, müſſen auch die untertan ſein, 
denen die Sorge für die Zwiſchenziele zufällt [die Staaten], und von 
ſeiner Herrſchaft müſſen ſie abhängen. Dem Stellvertreter Chriſti 
[d. h. dem Papſte] müſſen alle chriſtlichen Könige untertan fein, wie 
Chriſto ſelbſt“. (De regim. Princip. 1, 14.) 

Auguſtinus Triumphus (13. Jahrh.): „Die ganze Welt 
bildet ein einziges Reich, deſſen Souverän Chriſtus iſt; der Papſt iſt 
ſein Stellvertreter. Die Macht des Kaiſers iſt nur eine Über— 
tragung durch den Papfſt; der Kaiſer iſt der Diener des Papſtes. 
Deshalb kann er vom Papſt ernannt und abgeſetzt werden. 
Der Papſt als Stellvertreter Gottes, von dem zweifellos das Geiſt— 
liche und Weltliche herrührt, beſitzt gewiß die weltliche und geiſtliche 
Macht zugleich. Die Geſetze keines Kaiſers, Königs oder 
eines anderen Fürſten ſind gültig und rechtsverbindlich, 
außer ſoweit ſie durch den Papſt gebilligt und beſtätigt 
ſind“. (Augustinus Triumphus, Summa de potestate Papae, dist. 
9. C. 1; qu. 22, a. 3; qu. 25, a. 1; qu. 1 a. 1. Das Werk iſt 
dem Papſte Johann XXII. und in einer ſpäteren Auflage 
Gregor XIII. gewidmet.) 

Aegidius Romanus (13. Jahrh.): „Alles Weltliche ſteht 
alſo offenbar unter der Herrſchaft der Kirche, und wenn auch 
nicht tatſächlich — weil viele dieſem Rechte ſich widerſetzen würden — 
ſo ſind doch rechtlich und pflichtgemäß die weltlichen Angelegen— 
heiten dem römiſchen Papſte unterworfen .. . Wir werden 
zeigen, daß es gerechterweiſe kein Eigentum irgendwelcher Perſonen 
über zeitliche Dinge gibt, das nicht von der Kirche herrührt und 
durch die Kirche beſteht, ſo daß jeder Acker oder Weinberg, oder was 
immer, was dieſer oder jener innehat, gerechterweiſe von ihm nur 
beſeſſen wird durch die Kirche und unter ihrer Herrſchaft. Die 
königliche Gewalt beſteht durch die kirchliche und iſt von der 
kirchlichen eingeſetzt und eingerichtet zur Hilfeleiſtung für die 
kirchliche; daraus erhellt klarer, wie das Zeitliche unter die Herrſchaft 
der Kirche geſtellt iſt“. (Vgl. Charles Jourdain, Un ouvrage inédit 
de Gilles de Rome, Paris 1858, p. 13ff.; Friedberg, die mittel— 
alterlichen Lehren über das Verhältnis von Kirche und Staat, 
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Leipzig 1874, S. 17; Molitor, die Dekretale Per Venerabilem 
S. 113, Anm. 1.) 

Antoninus) (15. Jahrh.): „Der Kaiſer iſt dadurch, daß 
er ein Diener Gottes iſt, auch ein Diener des Papſtes. Sache 
des an führender Stelle Stehenden iſt es aber, Diener und Werk— 
zeuge für ſeinen Zweck auszuwählen, weshalb ich glaube, daß der 
Papſt, weil er alle Gläubigen in der Kirche auf den Frieden hin— 
lenken ſoll, aus gerechter und vernünftiger Urſache allein aus ſich 
den Kaiſer wählen kann . . . Es kann auch der Papſt die Wähler 
des Kaiſers einſetzen und die eingeſetzten aus vernünftigem Grunde 
wieder ändern, wie er auch den zum Kaiſer Gewählten nicht beſtätigen 
oder den beſtätigten wieder abſetzen kann“. (Summ. theol. p. 3. 
tit. 22, Cc. 5, § 13: Rocaberti, Biblioth. maxima pontif. XI, 366.) 

Johannes a Turrecremata?) (15. Jahrh.): „Obwohl der 
römiſche Papſt für gewöhnlich und direkt nicht eine ebenſo große 
Gewalt über das Zeitliche wie über das Geiſtliche hat, ſo hat er 
die Gewalt über das Zeitliche dennoch als Folgerung [aus 
der Gewalt über das Geiſtlichel, und zwar aus eigenem Recht 
(proprio jure), ſoweit es nötig iſt zur Erhaltung der geiſt— 
lichen Dinge und zur Hinleitung der Gläubigen auf das ewige 
Heil“. (Summa de Ecclesia, J. 2, c. 114.) 

Dominikus Soto) (16. Jahrh.): „Die fünfte und zwar die 
katholiſche Schlußfolgerung gegen die Ketzerei jener, die dem 
Papſte alle zeitliche Macht abſprechen, iſt: jede ſtaatliche Gewalt 
iſt der kirchlichen Gewalt mit Rückſicht auf das Geiſtliche 
untertan, ſo zwar, daß der Papſt auf Grund ſeiner geiſt— 
lichen Macht, ſo oft es die Rückſicht auf Glauben und 
Religion erheiſcht, nicht allein mit den Blitzſtrahlen der 
kirchlichen Zenſuren gegen die Könige vorgehen und ſie 
zwingen kann, ſondern er kann auch alle ſchriſtlichen Fürſten 


) Antoninus (Antonio Pierozzi), Erzbiſchof von Florenz, iſt einer 
der bis heute geſchätzteſten Theologen. Von Papſt Hadrian VI. wurde 
er im Jahre 1523 „heilig“ gejprochen. 

) Turreeremata, Dominikanermönch und ſpäter Kardinal, wurde 
von Pius II. als „Beſchützer und Verteidiger des Glaubens“ be— 
zeichnet. 

d) Der Dominikanermönch Dominikus Soto war einer der hervor— 
ragendſten Theologen auf dem Konzil von Trient; auch heute iſt ſein 
theologiſches Anſehen noch ungejchwächt. 
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ihrer zeitlichen Güter berauben und ſie abſetzen“. (In libr. 4. 
sent. dist. 22, qu. 2, a. 2.) 

Sylveſter Prierias) (16. Jahrh.). „Aus der Fülle 
ſeiner Macht und aus vernünftiger Urſache kann der Papſt alle 
Staatsgeſetze umſtoßen und andere erlaſſen, und weder der Kaiſer 
mit allen ſeinen Geſetzen, noch die chriſtlichen Völker vermögen etwas 
gegen feinen Willen“. (De Papa et ejus potestate: Rocaberti, 
Biblioth. maxima pontif. XIX, 373.) 

Barbofa?) (16. Jahrh.): „Innerhalb der Königreiche hat der 
Papſt keine direkte Jurisdiktion über das Weltliche. Kraft ſeines 
päpſtlichen Amtes hat er aber genügende Macht über alle 
weltlichen Dinge, wenn es nützlich iſt für die Ruhe der 
Kirche und um das geiſtliche Wohl und den übernatürlichen 
Zweck der Kirche zu erreichen .. . Die wahre und allgemein 
angenommene Anſicht iſt, daß der Papſt eine direkte Gewalt über 
das Zeitliche nicht hat. Er hat ſie aber gelegentlich und in— 
direkt in Rückſicht auf das Geiſtliche, ſo oft dies nämlich 
für das geiſtliche Wohl nötig tft”. (Colleetanea Doctorum in jus 
pontifieium, in caput Per Venerabilem.) 

Keiffenftuel?) (17. und 18. Jahrh.): „Dennoch iſt einzugeſtehen, 
daß der Papſt, als Chriſti irdiſcher Statthalter und Hirt ſeiner Schafe, 
eine indirekte höchſte Gewalt beſitzt (d. h. mit Rückſicht auf ſeine geiſtliche 
Gewalt in bezug auf eine gute Leitung der ihm von Gott an— 
vertrauten Kirche), wenn nötig, über die zeitlichen Dinge aller 
Chriſten zu urteilen und zu verfügen. Das geht beſonders hervor 
aus den Worten der Dekretale Per Venerabilem [j. oben S. 14]... 
Aus ihrem Text iſt offenbar, daß der Papſt in fremden Gebieten 
für gewöhnlich, d. h. ſeiner gewöhnlichen Gewalt nach, keine weltliche 
Jurisdiktion ausüben kann, weil dieſe Gebiete ihm nicht direkt unter— 
ſtehen, wohl aber lkann er dieſe Gewalt ausüben! gelegentlich oder, 
wie die Theologen jagen, indirekt . . . Und auf dieſe Weiſe hat der 


1) Prierias wurde von Leb X. zum Magister sacri palabii und damit 
zum päpſtlichen Haustheologen und oberſten Bücherzenſor ernannt. Er ges 
hörte dem Dominikanerorden an. 

2) Auguſtin Barboſa wird von Lehmkuhl S. J). in feiner 
„Moraltheologie“ (II, p. 801, 6. Aufl., 1890) „der berühmteſte Kanoniſt“ 
genannt. 

Reiffenſtuel und der etwas ſpätere Schmalzgrueber, beide dem 
Franziskanerorden angehörig, ſind die bedeutendſten katholiſchen Kano— 
niſten Deutſchlands aus dem 17. und 18. Jahrhundert. 
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Papſt indirekt die höchſte Verfügungsgewalt über die zeitlichen Güter 
der Chriſten“. (Jus can. J. 1, tit. 2, § 3, n. 57.) 

Schmalzgrueber (17. und 18. Jahrh.): „Dem hl. Petrus ſind 
die Rechte der himmliſchen und irdiſchen Herrſchaft übertragen 
worden; aber die eine direkt, die andere indirekt, ſo daß der Papſt 
von letzterem nur Gebrauch machen kann, ſoweit es das geiſtliche 
Wohl eines Reiches oder einer Provinz erfordert“. (Jus eceles. univ. 
pars 1., tit. 2, § 2, n. 16.) 

Von ganz beſonderer Bedeutung iſt das Zeugnis des 
Jeſuitenordens. In ihm iſt Alt- und Neuſcholaſtik zu einem 
einheitlichen Ganzen verſchmolzen, das die bis heute herrſchende 
römiſch⸗kirchliche Lehre darſtellt und auch für die Zukunft die 
herrſchende fein wird, nicht weil dies“ Lehrgebäude jeſuitiſch iſt — 
obwohl der Einfluß des Jeſuitenordens, auch allein für ſich genommen, 
nicht hoch genug einzuſchätzen iſt —, ſondern weil dies Lehrgebäude 
päpſtlich-ultramontan iſt, d. h. weil es die vom Papſttume 
ſelbſt vertretene Anſchauung enthält. 

Aus der übergroßen Menge jeſuitiſcher Schriftſteller, die übrigens 
alle dasſelbe lehren, führe ich an dieſer Stelle (vgl. unten S. 62ff.) 
nur drei an: Ludwig Molina, Bellarmin und Franz Suarez 
Aus ihnen haben die anderen geſchöpft, auf ihnen fußen, wie wir 
ſehen werden, ſo gut wie alle Theologen, auch die der Gegenwart 
und auch jene, die dem Jeſuitenorden nicht angehören. 

Der Jeſuit Ludwig Molina) (16. Jahrh.): „Mit der geiſtlichen 
Gewalt des Papſtes iſt, gleichſam aus ihr folgend, verbunden ſeine 
höchſte und weiteſtgehende weltliche Jurisdiktionsgewalt 
über die Fürſten und über alle, die zur Kirche gehören, aber 
nur inſoweit, als es das übernatürlichen, Biel erfordert. Wenn des: 
halb dies übernatürliche Ziel es erfordert, dann kann der 
Papſt Könige abſetzen und fie ihrer Königreiche berauben . . . 
Auf dieſe Weiſe heißt es richtig: der Papſt habe beide Schwerter, 
die weltliche und geiſtliche Gewalt . . . Die chriſtliche Kirche, 
deren Haupt nach göttlichem Recht der Papſt iſt, und irgend 
ein chriſtliches Staatsweſen ſind nicht zwei getrennte 


) Molina (1535—1600) gehört zu den theologiſchen Koryphäen des 
Jeſuitenordens; er iſt der Vater des nach ihm benannten Molinismus, der 
in bezug auf die Gnadenlehre bis heute unter den katholiſchen Theologen 
den Gegenſatz bildet zum Thomismus, d. h. zur Lehre des Thomas 
von Aquin (j. oben S. 22) über denſelben Gegenſtand. 
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Staatsweſen, wie etwa Spanien und Frankreich, ſondern 
ſie ſchließen ſich gegenſeitig ein, und der natürliche Zweck 
jedes chriſtlichen Staatsweſens richtet ſich nach dem über— 
natürlichen der Kirche“. (De justitia et jure, tom. 1, tr. 1, 
disp. 29.) 

Der Jeſuit Bellarmin!) (16.— 17. Jahrh.): „Der Papſt hat 
den chriſtlichen Fürſten gegenüber nicht eine eigentlich weltliche 
Gewalt, aber eine Gewalt, die ſich auch auf weltliche Dinge erſtreckt. 
Er kann den Königen befehlen, ihre königliche Gewalt nicht zur Zer— 
ſtörung der Kirche, zur Förderung der Ketzerei oder der Schisma, 
zum ewigen Verderben ihrer Seele und ihre Untertanen zu miß— 
brauchen. Wenn ſie ſeine Mahnung mißachten, kann er ſie von der 
Kirche ausſchließen, die Untertanen von dem Eide der Treue 
entbinden, endlich auch, ſie der königlichen Gewalt berauben. 
Er kann die Untertanen bei Strafe der Exkommunikation verpflichten, 
dem exkommunizierten Könige nicht zu gehorchen und einen anderen 
König zu wählen. Er kann das Königtum einem anderen 
übertragen. Wenn die Kirche in den erſten Jahrhunderten un— 
gläubige und ketzeriſche Fürſten geduldet hat, ſo hat das ſeinen Grund 
lediglich darin, daß ſie damals nicht die Macht gehabt hat, ſie zu 
beſeitigen; hätte ſie die Macht gehabt, ſo hätte ſie ihnen die Gewalt 
über die Gläubigen aberkennen müſſen“. (Opp. VII, 902 D; 851 C: 
853 A; 901 D; 902 C, Ed. Colon. 1617: Döllinger-Reuſch, Selbſt— 
biographie Bellarmins, Bonn 1887, S. 210.) „Der Papſt hat 
von Gott unmittelbar alle Chriſten, ſie mögen Privat— 
perſonen oder Fürſten fein, als Untertanen erhalten . . . 
Alle Getauften bleiben ihm de jure untertan, wenn ſie ſich auch 
durch Apoſtaſie oder Ketzerei de facto feiner Herrſchaft entziehen“. 
(Opp. VII, 1030. 1176. 1183. Ed. Colon. 1617.) „Mit Rückſicht 
auf ſeine geiſtliche Gewalt hat der Papſt auch in weltlichen Dingen 
eine indirekte Gewalt und zwar die höchſte“. (De Rom. Pontif. V. 1.) 
„Daß der Papſt Gewalt über das Weltliche beſitzt, iſt nicht eine 


) Robert Bellarmin (geb. 1542, 7 1621) iſt der berühmteſte Kontro— 
verſiſt des Jeſuitenordens. Klemens VIII. machte ihn 1599 zum Kardinal— 
Von der Kirche iſt Bellarmin die Bezeichnung „ehrwürdig“ (venerabilis) 
verliehen worden, die Vorſtufe zur Selig- und Heiligſprechung. Wie die 
„Blätter für kirchliche Wiſſenſchaft und Praxis“ im Jahre 1868 
(Nr. 6, S. 72) berichteten, „ſei die Vollendung der Seligſprechung Bellarmins 
von dem Epiſkopat Deutſchlands erbeten worden“. 
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Anſicht, ſondern eine Gewißheit“. (De potest. S. Pontif., c. 3.) 
„Der Bapft kann kraft feiner apoſtoliſchen und allerhöchſten 
geiſtlichen Gewalt die weltlich-politiſche Macht leiten und 
zurechtweiſen und ſie, wenn nötig, um des geiſtlichen Vor— 
eiles willen, dem einen Fürſten nehmen, dem andern 
geben“. (De potest. S. Pontif. V.) „Der Papſt hat, mit Rück— 
ſicht auf das geiſtliche Wohl, die höchſte Verfügungsgewalt 
über die weltlichen Güter aller Chriſten“. (De Rom. 
Pontif. V, 6.) 

Der Jeſuit Suarez!) (16. u. 17. Jahrh.): „Weil das zeit— 
iche und ſtaatliche Wohl auf das geiſtliche und ewige Wohl hin— 
zuordnen iſt, deshalb kann es geſchehen, daß die Materie, worauf ſich 
die ſtaatliche Gewalt erſtreckt, mit Rückſicht auf das geiſtliche Wohl 
anders zu lenken und zu leiten iſt, als die bloße Staatsraiſon (sola 
eivilis ratio) zu erfordern ſcheint. Obwohl nun alſo der weltliche 
Fürſt und ſeine Macht in ihren Handlungen von einer anderen Ge— 
walt derſelben Ordnung und die dasſelbe Ziel verfolgt, direkt 
nicht abhängt, jo kann es doch vorkommen, daß es nötig iſt, ſie zu 
leiten, zu unterſtützen und zu verbeſſern durch eine höhere Macht, 
welche die Menſchen zu einem höheren und ewigen Ziele hinlenkt. 
Und dann wird dieſe Abhängigkeit eine indirekte genannt, weil 
jene höhere Gewalt nicht an und für ſich und ihretwegen, ſondern 
indirekt und bezüglich einer ihr eigentlich fremden Sache ſich bis— 
weilen mit dem Zeitlichen befaßt“. (Def. fidei, J. 3, c. 5, 2.) 

„Die chriſtlichen Könige ſind nicht nur als Perſonen, ſon— 
dern auch als Fürſten, als Träger der königlichen Gewalt 
der Macht des Papſtes unterworfen. Das iſt allgemein 
katholiſche Lehre. Der Papſt kann mit Rückſicht auf die 
etwa vorliegende Sünde jedes bürgerliche Geſetz auf— 
heben; ſei es, daß er ſie ſelbſt aufhebt und andere einführt, ſei es, 
daß er den Fürſten befiehlt, ſie aufzuheben oder zu verbeſſern; das 
iſt eine gemeinſame Lehre der Theologen. Der Papſt kann auch 
die weltliche Gerichtsbarkeit an ſich ziehen, indem er, ſo 
oft es das geiſtliche Wohl erfordert, einen ungerechten 
Richterſpruch aufhebt oder den weltlichen Prozeß vor feinen 


) Das ultramontane „Kirchenlexikon“ (XI, 923) jagt von Suarez 
„daß er ziemlich allgemein als der größte Theologe der Geſellſchaft 
Jeſu betrachtet wird, und ohne Zweifel einer der größten Theologen aller 
Zeiten war.“ 
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Richterſtuhl zieht. Der Papſt kann die Könige zwingen, den 
Glauben mit den Waffen zu verteidigen. Der Papſt kann die 
chriſtlichen Untertanen heidniſcher Fürſten von deren Herrſchaft be— 
freien. Der Papſt kann chriſtliche Fürſten ihrer Herrſchaft 
berauben und die Untertanen vom Treueid entbinden.“ 
„Der Papſt kann die Könige zu körperlichen Strafen, z. B. 
Geißelung, Galeeren verurteilen und, wenn das Ver— 
gehen todeswürdig war, kann er ſie dem weltlichen Ge— 
richte übergeben und ihm befehlen, ſeines Amtes zu walten. 
Das bezieht ſich beſonders auf die Ketzerei“. Dieſer größte 
Theologe der „Geſellſchaft Jeſu“ geht ſogar jo weit, die Oberherr— 
ſchaft der Päpſte über die Könige als Glaubenslehre hinzuſtellen 
„Die päpſtliche Macht über die Könige erſtreckt ſich bis zu 
ihrer Abſetzung, wenn Grund dazu vorliegt. Dies iſt 
ebenſo gewiß, wie daß die Kirche in Sachen des Glaubens 
und der Sitte nicht irren kann.“ 

Suarez ſchließt ſeine Ausführungen mit den Worten: „Niemand 
kann zweifeln, daß meine Lehre, dem Worte der Schrift 
gemäß, dem Kaiſer gibt, was des Kaiſers, und Gott, was 
Gottes iſt“. De fide eath.: Opp. tom. 24, J. 3, C. c. 5. 22 sqq.. 
Edit. Paris. 1879.) 

Das Ergebnis dieſer gedrängten Überſicht iſt: 

Volle achthundert Jahre lehrt die römiſche Kirche durch ihre 
Päpſte und ihre Theologen einmütig und beharrlich: 1. Der Staat 
iſt der Kirche untertan; 2. Staatsregierungen (Fürſten, Könige uſw.) 
unterſtehen der Oberhoheit des Papſtes, die ſo weit geht, daß der 
Papſt Fürſten, Könige und Regierungen abſetzen kann; 3. Staats— 
geſetze können vom Papſte aufgehoben werden; 4. Der Papſt kann die 
Untertanen vom Treueide entbinden; 5. die Gewalt des Papſttums 
über das Zeitliche und Weltlich-Politiſche iſt ſo gut wie unbeſchränkt; 
er allein beſtimmt ihre Grenzen. 

Hat nun dieſe kirchenpolitiſche Lehre Roms, die von der 
Höhe des Mittelalters bis in den Beginn der Neuzeit (11. bis 
19. Jahrhundert: Gregor VII. bis Pius VII.) verkündet wurde, in 
unſerer Zeit eine Anderung erfahren? Iſt ſie, entſprechend der Fort— 
entwickelung des ſtaatlichen Selbſtbewußtſeins, durch die folgenden 
Päpſte und die neueren Theologen gemildert worden? Mit anderen 
Worten: ſteht die heutige römiſche Kirche dem modernen 
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Staate anders gegenüber, als die mittelalterliche römiſche 
Kirche dem mittelalterlichen Staate gegenüber ſtand? 

Die Antwort auf dieſe entſcheidende Frage ſollen wiederum das 
papſttum ſelbſt und die von den Päpſten gebilligte Theologie der 
unmittelbaren Vergangenheit und der Jetztzeit geben: 


Pius IX. (1846-1878). Über ihn ſchreibt der katholiſche 
Geiſtliche und Doktor der Theologie Wilhelm Martens: „Bei 
unbefangener und eingehender Berückſichtigung des in Betracht kom— 
menden geſchichtlichen Stoffes muß die Frage, ob Pius von hiero— 
kratiſchen Anſchauungen erfüllt ſei, und ob ſeine Maßnahmen ſich auf 
die hierokratiſche Theorie ſtützen, durchaus bejaht werden“. (Kirche 
und Staat, Stuttgart 1877, S. 64.) 

Dies Urteil aus katholiſchem Munde trifft zu. Pius IX. hat 
die lirchenpolitiſchen Lehren ſeiner mittelalterlichen Vorgänger 
Gregor VII., Innozens III., Bonifaz VIII. uſw. zu den ſeini— 
gen gemacht, und zwar in einer ſo feierlichen, autoritativen Weiſe, 
daß jeder Katholik für alle kommenden Zeiten im Gewiſſen 
verpflichtet iſt, das hierokratiſche Syſtem, d. h. das Syſtem 
der Oberhoheit der Kirche über den Staat, wenigſtens im 
allgemeinen und in ſeinen Grundzügen als das richtige 
anzuerkennen. 

Die feierliche Hinübernahme des mittelalterlich-hierokratiſchen 
Syſtems durch Pius IX. geſchah im Syllabus vom 8. Dezbr. 1864.1) 
Seine Sätze 23, 24, 27, 30, 31, 34 und 42 verurteilen die „Irr— 
tümer“: 

„Die römiſchen Päpſte haben die Grenzen ihrer Gewalt über— 


) Syllabus (Liidedos - index — Verzeichnis) nennt ſich ein im 
Auftrage Pins’ IX. am 8. Dezember 1864 veröffentlichtes und allen 
katholiſchen Biſchöfen zugeſchicktes Verzeichnis von achtzig durch den 
Papſt verurteilten „Irrtümern“. Wenn auch der Syllabus vielleicht () 
keine ex cathedra- (d. h. keine „unfehlbare“) Entſcheidung des Papſttums 
it, jo iſt er jedenfalls — und darin ſtimmt die ganze katholiſche 
Theologie überein — eine oberſtrichterliche Entſcheidung des 
Papſttums, „der, wie das katholiſche „Staatslexikon“ ſagt, 
jeder Katholik äußeren und inneren Gehorſam schuldet“) V!, 663 ff. 
und V2, 648 ff.). Ausführliches über den Syllabus in meiner Schrift: Der 
Syllabus, ſeine Autorität und Tragweite. (J. F. Lehmanns Verlag, 
München 1904.) 
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ſchritten und Rechte der Fürſten ufurpiert.” „Die Kirche hat nicht 
die Macht, äußeren Zwang anzuwenden, noch irgend eine zeitliche 
direkte oder indirekte Gewalt.“ „Die geweihten Diener der Kirche 
und der römiſche Papſt ſind von aller Leitung und Herrſchaft über 
weltliche Dinge durchaus auszuſchließen.“ „Die Immunität der 
Kirche und der kirchlichen Perſonen hatte ihren Urſprung im Zivilrecht.“ 
„Die geiſtliche Gerichtsbarkeit für weltliche Zivil- wie Kriminal— 
angelegenheiten der Geiſtlichen iſt gänzlich abzuſchaffen, auch ohne 
Befragen und gegen den Einſpruch des apoſtoliſchen Stuhles,“ „Die 
Lehre, die den römiſchen Papſt einem freien und in der ganzen 
Kirche ſeine Macht ausübenden Fürſten vergleicht, iſt eine Lehre, die 
im Mittelalter vorherrſchte.“ „Im Konflikte der Geſetze beider Ge— 
walten geht das weltliche Recht vor.“ 

Da nun nach den Grundſätzen der katholiſchen Theologie das 
kontradiktoriſche Gegenteil eines durch das Papſttum verurteilten 
Satzes die katholiſche Wahrheit enthält, jo iſt katholiſche Lehre: 

„Die römiſchen Päpſte haben die Grenzen ihrer Gewalt 
nicht überſchritten und keine Rechte der Fürſten uſurpiert.“ 
„Die Kirche hat das Recht, äußeren Zwang anzuwenden, 
ſie hat auch eine direkte oder indirekte zeitliche Gewalt.“ 

„Die geweihten Diener der Kirche und der römiſche 
Papſt ſind von aller Leitung und Herrſchaft über weltliche 
Dinge nicht auszuſchließen.“ „Die Immunität der Kirche 
und der kirchlichen Perſonen hatte ihren Urſprung nicht im 
Zivilrechte.“ „Die geiſtliche Gerichtsbarkeit für Zivil- wie 
Kriminalangelegenheiten der Geiſtlichen iſt nicht gänzlich, 
ſelbſt ohne Befragen und gegen den Einſpruch des apoſto— 
liſchen Stuhles abzuſchaffen.“ „Die Lehre, die den römi— 
ſchen Papſt einem freien und in der ganzen Kirche ſeine 
Macht ausübenden Fürſten vergleicht, iſt nicht eine Lehre, 
die nur im Mittelalter vorherrſchte.“ „Im Konflikte der 
Geſetze beider Gewalten geht nicht das weltliche Recht vor.“ 

Aus der oben gegebenen Zuſammenfaſſung iſt erſichtlich, welche 
„Rechte“ das Papſttum in bezug auf die Staaten, welche „Gewalt“ 
es über das Weltlich-Politiſche, das Zeitliche im weiteſten Sinne des 
Wortes in früheren Zeiten beanſprucht und ausgeübt hat. Dies 
alles erklärt Pius IX. für keine Grenzüberſchreitung, für auch jetzt 
noch beſtehende Rechte des Papſttums. Er hält die völlige Im— 
munität der geſamten katholiſchen Geiſtlichkeit dem Staate gegenüber, 
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auch in Zivil- und Kriminalſachen, als ein „Recht“ aufrecht; er be— 
tont die allumfaſſende Fürſtengewalt des Papſtes auf der ganzen 
Welt; er ſtellt das Vorgehen der kirchlichen Geſetze vor den Staats— 
geſetzen feſt. Und zwar tut Pius IX. dies in feierlicher, die Ka— 
tholiken zu innerlicher und äußerlicher Zuſtimmung ver— 
pflichtenden Weiſe. 

Von ganz beſonderer Wichtigkeit iſt Satz 24 des Syllabus 
(ſ. oben), der „die direkte oder indirekte zeitliche Gewalt 
der Kirche“ ausſpricht. Denn der Ausdruck „direkte“ oder „ins 
direkte“ zeitliche Gewalt iſt ein ſeit Jahrhunderten in der 
katholiſchen Theologie feſtſtehender Fach- und Schulaus— 
druck, ein terminus technieus. 

Die Lehre von der päpſtlichen Oberhoheit über Staaten, Fürſten 
und Völker tritt nämlich in doppelter Geſtalt auf: „direkt“ und 
„indirekt“ wird ſie dem Papſte zugeſchrieben. 

Bis ins 16. Jahrhundert hinein herrſchte die Auffaſſung vor, 
der Papſt ſei unmittelbar — „direkt“ — der Herr der Welt; alle 
giechte der einzelnen Menſchen, wie der Staaten und Fürſten ſeien 
nur inſoweit und nur ſo lange Rechte, als ſie vom Papſte anerkannt und 
nicht widerrufen würden, der Papſt beſitze das alleinige, wahre 
Eigentum an allen Gütern und Vermögen der Menſchen, und nur 
durch den Papſt beſäßen die einzelnen, was ſie ihr Eigen nennen. ) 

Allein die Chriſtenheit empfand den wahrhaft brutalen Wider: 
ſtreit zwiſchen ſolchen Anſprüchen und der Lehre Chriſti doch all— 
mählich zu ſtark; und ſo erſann Rom eine Form, die die gleiche 
Sache annehmbar erſcheinen ließ: die Lehre von der „in direkten“ 
Gewalt. 

Der Papſt, jo jagt man, hat „direkt“ nichts mit den weltlich— 
politiſchen Angelegenheiten zu tun, ſeine Aufgabe iſt, über die himm⸗ 
liſchen, die geiſtlichen Dinge zu wachen. Aber weil er der höchſte 
Führer der Menſchheit auf dem Wege zur ewigen Seligkeit iſt, und 


) Die obengenannten Theologen Aegidius Romanus, Auguſtinus 
Triumphus und viele andere haben dieſer Lehre von der „direkten“ Ge— 
walt der Kirche beſonders kräftigen Ausdruck gegeben. Sie war ſo ſehr 
herrſchende, von den Päpſten gebilligte Lehre, daß noch Sixtus V. (1585 
bis 1590) das Hauptwerk Bellarmins deshalb perſönlich auf den Inder 
ſetzte, weil es die Lehre von der „direkten“ Gewalt des Papſtes in weltlich— 
politiſchen Dingen zur indirekten Gewalt abgeſchwächt hatte. (Vgl. Döllinger— 
Reuſch, Selbſtbiographie des Kardinals Bellarmin, Bonn 1887, S. 37f.) 

Moderner Staat und römiſche Kirche. 3 
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weil dieſem letzten Ziele der Menſchen alles ſich unterordnen 
muß, deshalb wohnt dem Papſte das Recht inne, „mit Rückſicht 
auf das geiſtliche Wohl der Welt“ autoritativ zu erklären, dies 
oder jenes in den weltlich-politiſchen Einrichtungen iſt zur Erreichung 
des ewigen Zieles ſchädlich, dieſe oder jene Obrigkeit hindert durch 
ihre Anordnungen und Geſetze ihre Untertanen auf dem Wege zum 
Himmel. Iſt aber eine ſolche Erklärung erfolgt, ſo muß ſie auch 
wirkſam werden, d. h. das vom Papſte Mißbilligte muß ſeine 
Geltung tatſächlich verlieren. 

Der Papſt greift dadurch nicht über in das weltlich-ftaatliche 
Gebiet, ſondern bleibt in dem ihm eigentümlichen Gebiete des Geiſt— 
lichen. Sein autoritativer Urteilsſpruch bezieht ſich direkt nur auf 
die Sünde, auf die Immoralität, deren eine Regierung, ein 
Fürſt ſich durch irgend eine Handlung oder Verordnung etwa 
ſchuldig machen ſollten; die Nichtigkeit des von ihm als findhaft 
gebrandmarkten Geſetzes, die Abſetzung des wegen Sünde erkom— 
munizierten Fürſten erfolgen nur indirekt. 

Jeder Unbefangene ſieht, daß mit der Theorie von der „indirekten“ 
Gewalt der Lehre von der „direkten“ Gewalt des Papſtes nur ein 
Mantel umgehängt worden iſt; die Sache iſt die gleiche geblieben. 
Ob der Papſt „direkt“ oder „indirekt“ Geſetze kaſſieren, Könige abſetzen, 
Privateigentum nehmen und geben kann, iſt gleichgültig. Worauf es 
ankommt iſt, daß er kaſſiert, daß er abſetzt, daß er gibt, daß er 
nimmt. 

Während die Vertreter der „direkten“ päpſtlichen Gewalt für das 
Eingreifen des „Stellvertreters Chriſti“ keinen anderen Grund ver— 
langen, als den „Willen“ des Papſtes, drücken die Verteidiger der 
„indirekten“ Gewalt ſich ſcheinbar gemäßigter aus. Sie erklären: 
„Eine causa ardua, eine wichtige und ſchwierige Sache wird verlangt 
und das peccatum muß ein mortale fein, wenn der höchſte geiſtliche 
Richter [der Papſt] ſeine Jurisdiktion auf das weltliche Gebiet aus— 
dehnen ſoll“. (Molitor, Die Dekretale per Venerabilem und ihre 
Stellung im öffentlichen Recht der Kirche, Münſter 1876, S. 239.) 

Allein auch hier iſt die Abſchwächung nur eine ſcheinbare. Denn 
ob und wann eine „causa ardua“, ob und wann ein „peecatum 
mortalé“ vorliegt, darüber entſcheidet einzig und allein — der 
Papſt. Erklärt er, ein „Grund“ für ſein Eingreifen in Weltlich— 
Politiſches liege vor, „die Rückſicht auf das geiſtliche Wohl und das 
Seelenheil“ mache die Aufhebung von ſtaatlichen Geſetzen und Ver— 
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ordnungen „notwendig“, ſo ſind eben „Grund“ und „Notwendigkeit“ 
zum „indirekten“ Einſchreiten vorhanden.“) 

Kehren wir nach dieſer kurzen Erläuterung der Fachausdrücke 
„direkte oder indirekte Gewalt“, zum Syllabus und zu Pius IX. 
zurück. 

Bliebe noch ein Reſt von Zweifel über die Bedeutung von Satz 24 
des Syllabus, er würde beſeitigt durch die amtliche, auf Befehl 
Pius' IX. erlaſſene Note ſeines Kardinalſtaatsſekretärs 
Antonelli vom 19. März 1870 an den päpſtlichen Nuntius 
in Paris, Monſignore Chigi: 

„Indem die Depeſche [des franzöſiſchen Miniſters des Äußeren, 
Grafen Daru an den franzöſiſchen Geſandten in Rom] auf die Be— 
trachtung der vorgenannten Kanones [die auf dem vatikaniſchen Konzil 
zur Beratung ſtanden] übergeht, faßt ſie ihr Weſen in folgende zwei 
Sätze zuſammen: 1. Die Unfehlbarkeit der Kirche erſtreckt ſich nicht 
nur auf den Schatz des Glaubens, ſondern auf alles, was nötig iſt, 
dieſen Schatz zu bewahren; 2. die Kirche iſt eine göttliche, vollkommene 
Geſellſchaft; ihre Macht erſtreckt ſich zugleich auf das Innere und auf 
das Außere; ſie iſt unbeſchränkt nach ihrer geſetzgeberiſchen, richterlichen 
und koaktiven Seite und muß ausgeübt werden mit völliger Freiheit 
und Unabhängigkeit von aller zivilen Autorität. Aus dieſen beiden 
Sätzen leitet man als Schlußfolgerungen ab, daß die Unfehlbarkeit 
ſich auf alles erſtreckt, was als notwendig zur Verteidigung der 
offenbarten Wahrheit angegeben wird. Somit fielen in dieſes Gebiet 
ſowohl die hiſto riſchen als die philoſophiſchen Tatſachen, welche nich 
zur Offenbarung gehören; es gehe ferner daraus hervor die Unter— 
ordnung der konſtituierenden Grundprinzipien der bürgerlichen Geſell— 
ſchaft, der Rechte und Pflichten der Regierungen . . . . . Ich muß 
freimütig bekennen, daß es mir nicht möglich iſt, zu begreifen, wie 
die bezüglichen kanoniſchen Sätze auf das franzöſiſche Kabinett einen 
ſo tiefen Eindruck haben machen können. Die in den Kanones 
behandelten Theſen ſchließen nur die Darlegung der funda— 
mentalen Grundſätze und Maximen der Kirche ein. Dieſe 
Grundſätze ſind zu wiederholten Malen in den früheren all- 

) Die hervorragendſten Vertreter der Lehre von der „indirekten 
Gewalt“ des Papſtes über weltlich-politiſche Angelegenheiten find die oben 
erwähnten Jeſuiten Bellarmin und Suarez. Alle ultramontanen Theologen 
und Schriftſteller der nach-tridentiniſchen Zeit bis auf die Gegenwart ſchöpfen 
aus den Schriften dieſer beiden. Vgl. die unten (S. 62ff.) angeführten Stellen. 
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weil dieſem letzten Ziele der Menſchen alles ſich unterordnen 
muß, deshalb wohnt dem Papſte das Recht inne, „mit Rückſicht 
auf das geiſtliche Wohl der Welt“ autoritativ zu erklären, dies 
oder jenes in den weltlich-politiſchen Einrichtungen iſt zur Erreichung 
des ewigen Zieles ſchädlich, dieſe oder jene Obrigkeit hindert durch 
ihre Anordnungen und Geſetze ihre Untertanen auf dem Wege zum 
Himmel. Iſt aber eine ſolche Erklärung erfolgt, ſo muß ſie auch 
wirkſam werden, d. h. das vom Papſte Mißbilligte muß ſeine 
Geltung tatſächlich verlieren. 

Der Papſt greift dadurch nicht über in das weltlich-ftaatliche 
Gebiet, ſondern bleibt in dem ihm eigentümlichen Gebiete des Geiſt— 
lichen. Sein autoritativer Urteilsſpruch bezieht ſich direkt nur auf 
die Sünde, auf die Immoralität, deren eine Regierung, ein 
Fürſt ſich durch irgend eine Handlung oder Verordnung etwa 
ſchuldig machen ſollten; die Nichtigkeit des von ihm als ſündhaft 
gebrandmarkten Geſetzes, die Abſetzung des wegen Sünde exkom— 
munizierten Fürſten erfolgen nur indirekt. 

Jeder Unbefangene ſieht, daß mit der Theorie von der „indirekten“ 
Gewalt der Lehre von der „direkten“ Gewalt des Papſtes nur ein 
Mantel umgehängt worden iſt; die Sache iſt die gleiche geblieben. 
Ob der Papſt „direkt“ oder „indirekt“ Geſetze kaſſieren, Könige abſetzen, 
Privateigentum nehmen und geben kann, iſt gleichgültig. Worauf es 
ankommt iſt, daß er kaſſiert, daß er abſetzt, daß er gibt, daß er 
nimmt. 

Während die Vertreter der „direkten“ päpſtlichen Gewalt für das 
Eingreifen des „Stellvertreters Chriſti“ keinen anderen Grund ver— 
langen, als den „Willen“ des Papſtes, drücken die Verteidiger der 
„indirekten“ Gewalt ſich ſcheinbar gemäßigter aus. Sie erklären: 
„Eine causa ardua, eine wichtige und ſchwierige Sache wird verlangt 
und das peceatum muß ein mortale fein, wenn der höchſte geiſtliche 
Richter [der Papſt] feine Jurisdiktion auf das weltliche Gebiet aus— 
dehnen ſoll“. (Molitor, Die Dekretale per Venerabilem und ihre 
Stellung im öffentlichen Recht der Kirche, Münſter 1876, S. 239.) 

Allein auch hier iſt die Abſchwächung nur eine ſcheinbare. Denn 
ob und wann eine „causa ardua“, ob und wann ein „peccatum 
mortale‘“ vorliegt, darüber entſcheidet einzig und allein — der 
Papſt. Erklärt er, ein „Grund“ für ſein Eingreifen in Weltlich— 
Politiſches liege vor, „die Rückſicht auf das geiſtliche Wohl und das 
Seelenheil“ mache die Aufhebung von ſtaatlichen Geſetzen und Ver— 
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ordnungen „notwendig“, jo find eben „Grund“ und „Notwendigkeit“ 
zum „indirekten“ Einſchreiten vorhanden.!) 

Kehren wir nach dieſer kurzen Erläuterung der Fachausdrücke 
„direkte oder indirekte Gewalt“, zum Syllabus und zu Pius IX. 
zurück. 

Bliebe noch ein Reſt von Zweifel über die Bedeutung von Satz 24 
des Syllabus, er würde beſeitigt durch die amtliche, auf Befehl 
Pius’ IX. erlaffene Note ſeines Kardinalſtaatsſekretärs 
Antonelli vom 19. März 1870 an den päpſtlichen Nuntius 
in Paris, Monſignore Chigi: 

„Indem die Depeſche [des franzöſiſchen Miniſters des Außeren, 
Grafen Daru an den franzöſiſchen Geſandten in Nom] auf die Be— 
trachtung der vorgenannten Kanones [die auf dem vatikaniſchen Konzil 
zur Beratung ſtanden] übergeht, faßt fie ihr Weſen in folgende zwei 
Sätze zuſammen: 1. Die Unfehlbarkeit der Kirche erſtreckt ſich nicht 
nur auf den Schatz des Glaubens, ſondern auf alles, was nötig iſt, 
dieſen Schatz zu bewahren; 2. die Kirche iſt eine göttliche, vollkommene 
Geſellſchaft; ihre Macht erſtreckt ſich zugleich auf das Innere und auf 
das Außere; ſie iſt unbeſchränkt nach ihrer geſetzgeberiſchen, richterlichen 
und foaktiven Seite und muß ausgeübt werden mit völliger Freiheit 
und Unabhängigkeit von aller zivilen Autorität. Aus dieſen beiden 
Sätzen leitet man als Schlußfolgerungen ab, daß die Unfehlbarkeit 
ſich auf alles erſtreckt, was als notwendig zur Verteidigung der 
offenbarten Wahrheit angegeben wird. Somit fielen in dieſes Gebiet 
ſowohl die hiſto riſchen als die philoſophiſchen Tatſachen, welche nich 
zur Offenbarung gehören; es gehe ferner daraus hervor die Unter— 
ordnung der konſtituierenden Grundprinzipien der bürgerlichen Geſell— 
ſchaft, der Rechte und Pflichten der Regierungen .. . . .. Ich muß 
freimütig bekennen, daß es mir nicht möglich iſt, zu begreifen, wie 
die bezüglichen kanoniſchen Sätze auf das franzöſiſche Kabinett einen 
ſo tiefen Eindruck haben machen können. Die in den Kanones 
behandelten Theſen ſchließen nur die Darlegung der funda— 
mentalen Grundſätze und Maximen der Kirche ein. Dieſe 
Grundſätze find zu wiederholten Malen in den früheren all- 
) Die hervorragendſten Vertreter der Lehre von der „indirekten 
Gewalt“ des Papſtes über weltlich-politiſche Angelegenheiten ſind die oben 
erwähnten Jeſuiten Bellarmin und Suarez. Alle ultramontanen Theologen 
und Schriftſteller der nach-tridentiniſchen Zeit bis auf die Gegenwart ſchöpfen 
aus den Schriften dieſer beiden. Vgl. die unten (S. 62ff.) angeführten Stellen. 
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gemeinen Konzilien beſtätigt worden; ſie ſind in mehreren 
päpſtlichen Konſtitutionen, die in allen katholiſchen Staaten 
verkündigt wurden, und ganz beſonders in den berühmten 
dogmatiſchen Bullen Unigenitus und Auetorem fidei, 
8. Sept. 1713 Klemens XI., 28. Aug. 1794 Pius VI., wo dieſelbe 
Lehre in aller Weiſe beſtätigt und ſanktioniert iſt, gelehrt 
und entwickelt worden. Dieſe Grundſätze haben endlich 
immer die Grundlage der katholiſchen Unterweiſung aus— 
gemacht zu allen Zeiten der Kirche und in allen katholiſchen 
Schulen; ſie haben als Verteidiger ein ganzes Heer kirch— 
licher Schrifſteller, deren Werke in den öffentlichen Lehr— 
anſtalten als Unterlage des Unterrichtes dienen . ... 

Die Kirche hat niemals eine direkte und abſolute Macht über bir 
politiſchen Rechte des Staates ausgeübt oder ausüben wollen. Sie 
hat von Gott die erhabene Aufgabe empfangen, die Menſchen, einzeln 
oder in Geſellſchaft vereinigt, zu einem übernatürlichen Ziele hinzu— 
leiten; ſie hat alſo eben hierdurch die Macht und die Pflicht, 
über die Moralität und Gerechtigkeit aller Handlungen, 
innere wie äußere, in ihrem Verhältniſſe zu den natürlichen 
und göttlichen Geſetzen zu richten. Da nun jede Handlung, 
ſei ſie von einer höheren Gewalt anbefohlen, oder gehe ſie 
von der Freiheit des einzelnen Menſchen aus, dieſes Cha— 
rakters der Moralität und Gerechtigkeit nicht entkleidet 
werden kann, ſo ergibt ſich, daß das Urteil der Kirche, 
wiewohl es ſich direkt auf die Moralität der Handlungen 
bezieht, ſich indirekt auch auf alle Dinge erſtreckt, die mit 
dieſer Moralität in Beziehung ſtehen. Das aber heißt nicht, 
ſich direkt in die politiſchen Angelegenheiten miſchen, die nach der von 
Gott aufgerichteten Ordnung und nach der Unterweiſung der Kirche 
ſelbſt in den Bereich der weltlichen Macht fallen, ohne irgend welche 
Abhängigkeit von irgend welcher anderen Autorität. Die Unter— 
ordnung der bürgerlichen Gewalt unter die kirchliche ent— 
ſpringt mithin aus dem Vorrange des Prieſtertums über 
den Staat, mit Rückſicht auf den höheren Rang der Be— 
ſtimmung des einen gegen die des andern. So hängt die 
Autorität des Staates von derjenigen des Prieſtertums ab, 
wie die menſchlichen Dinge von den göttlichen, wie die welt— 
lichen Dinge von den geiſtigen abhängen. Wenn das welt— 
liche Glück, welches das Ziel der bürgerlichen Macht iſt, der ewigen 
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Seligkeit, die das geiſtige Ziel des Prieſtertums iſt, untergeordnet 
iſt, folgt daraus dann nicht, daß in Anbetracht des Zweckes, 
wozu Gott ſie aufgerichtet hat, eine Gewalt der anderen 
untergeordnet iſt, wie ihre Macht und das Ziel, das ſie 
verfolgen, untergeordnet ſind? . . . . . Folgt daraus nicht 
ferner, daß, wenn die Kirche durch ihren göttlichen Stifter als eine 
wahre und vollkommene Geſellſchaft, unterſchieden und unabhängig 
von der bürgerlichen Gewalt, mtt einer vollen und dreifachen geſetz— 
geberiſchen, richterlichen und vollſtreckenden Autorität bekleidet, ein— 
gerichtet worden iſt, daß daraus keinerlei Verwirrung in dem Gange 
der menſchlichen Geſellſchaft und in der Ausübung der Rechte beider 
Gewalten entſpringe? Der Zuſtändigkeitsbereich der einen wie der 
anderen iſt klar entſchieden und beſtimmt durch die Zwecke, die ſie 
verfolgen. Kraft ihrer Autorität miſcht ſich die Kirche keineswegs in 
direkter und abſoluter Weiſe in die Grundgeſetze der Regierungen, 
in die Formen den verſchiedenen bürgerlichen Regierungsſyſteme, in 
die politiſchen Rechte der Bürger, in ihre Pflichten gegen den Staat. 
Aber keine Geſellſchaft kann beſtehen ohne ein oberſtes 
Prinzip, das die Moralität ihrer Handlungen und Geſetze 
reguliert. Das iſt die erhabene Aufgabe, die Gott der Kirche 
anvertraut hat, in Anbetracht des Glückes der Völker und ohne daß 
die Erfüllung dieſes Amtes das freie und unbehinderte Handeln der 
Regierungen hemmt“. (Bei Schulte, Geſchichte des Kulturkampfes 
S. 36ff.) 

Im Syllabus iſt der „Irrtum“, die Kirche beſitze keine, ſei es 
direkte, ſei es indirekte Gewalt über das Weltlich-Politiſche durch 
Pius IX. amtlich verurteilt und damit die Lehre von der weltlich— 
politiſchen Gewalt amtlich feſtgeſtellt worden. Welchen „Gewißheits— 


grad“ — um mit der katholiſchen Dogmatik zu ſprechen — dieſe 
Lehre dadurch erlangt hat, iſt aber nicht geſagt. Dieſen Mangel hat 
Pius IX. im vatikaniſchen Konzil (1869 —1870) — feine ur— 


eigenſte Schöpfung — beſeitigt. Dort heißt es: 

Pius der Biſchof, der Knecht der Knechte Gottes, unter Gut: 
heißung des heiligen Konzils, zum ewigen Gedenken . .. .. So 
jemand ſagt, der römiſche Papſt habe nicht die volle und höchſte 
Jurisdiktionsgewalt über die ganze Kirche, nicht allein in Sachen, die 
den Glauben oder die Sitten, ſondern auch in ſolchen, welche 
die Disziplin und die Regierung der Kirche auf dem ganzen 
Erdkreis betreffen, . . . . der ſei im Banne“ (sess. 4, e. 3, can. 1). 
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Die ganze Vergangenheit des Papſttums, ſowohl in ſeinen Taten 
wie in ſeiner Lehre, zeugt dafür, daß dieſer von Pius IX. ſelbſt 
verkündete ex cathedra-Kanon auch im Sinne der indirekten 
Gewalt der Kirche über das Zeitliche zu verſtehen iſt, daß 
alſſo die Lehre von der indirekten Gewalt durch Pius IX. „unter 
Gutheißung des heiligen Konzils“ (sacro approbante concilio) un— 
umſtößliche Glaubensgewißheit erlangt hat. 

Dieſe Auffaſſung findet ihre gewiſſermaßen amtliche Beſtätigung 
durch das eben (S. 34) mitgeteilte Schreiben des päpſtlichen 
Kardinalſtaatsſekretärs Antonelli an den Pariſer Nuntius, 
worin Antonelli die Behauptung des franzöſiſchen Miniſters des Aus— 
wärtigen, des Grafen Daru: das vatikaniſche Konzil enthalte die 
Lehre von der indirekten Gewalt, nicht etwa als irrig zurückweiſt, 
ſondern, ſie ſtillſchweigend als richtig anerkennend, nur 
erläutert, wie die Lehre von der indirekten Gewalt zu ver— 
ſtehen ſei, und zwar deckt ſich dieſe Erläuterung ganz mit 
den Lehren der Jeſuiten Bellarmin und Suarez (ſ oben S. 27ff.). 

Ein weiteres, höchſt gewichtiges Zeugnis für dieſe Auffaſſung von 
Sinn und Tragweite der vatikaniſchen Beſchlüſſe iſt die Kundgebung 
einer großen Anzahl von Konzilsteilnehmern ſelbſt. 

Am 10. April 1870 überreichten mehr als 40 Biſchöfe Deutſch— 
lands, Sſterreichs, Frankreichs, Italiens, Englands und Amerikas 
der Konzilsleitung eine vom Erzbiſchof von Wien, dem Kardinal 
Rauſcher verfaßte Eingabe, in der es heißt: „Wir können nicht 
glauben, es gäbe zahlreiche Väter, welche die genaueſte Prüfung, die 
der Frage von des Papſtes Unfehlbarkeit gebührt, zurückweiſen. 
Obgleich aber mehrere Schwierigkeiten bleiben, welche unbedingt eine 
Unterſuchung fordern, gibt es doch eine, deren höchſte Wichtigkeit 
niemand entgehen kann, denn ſie berührt direkt das Verhältnis 
der katholiſchen Lehre zur bürgerlichen Geſellſchaft. 

Wir ſind weit entfernt vom unbilligen Urteile jener, welche die 
Päpſte des Mittelalters bezüglich ihrer Urteile über die Könige und 
Reiche des ungebändigten Ehrgeizes und der Störung der bürger— 
lichen Ordnung anklagen. Da aber jene Päpſte nach dem Maßſtabe 
ihrer Zeit die Dinge beurteilten, auch durch falſche Erzählungen von 
Päpſten früherer Jahrhunderte, welche die Kaiſer abgeſetzt hätten, 
getäuſcht waren, ſo glaubten ſie feſt, was ſie in Dekreten und 
Reſkripten ausſprachen: von Gott ſei ihnen das Recht verliehen, 
über alle zeitlichen Angelegenheiten aus dem Geſichtspunkte 
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der Sünde Vorschriften zu geben und Urteile zu fällen! 
Insbeſondere habe Chriſtus der Herr dem h. Petrus und den an 
deſſen Stelle Nachfolgenden zwei Schwerter übergeben, das eine das 
geiſtliche, welches ſie ſelbſt führten, das andere das weltliche, welches 
die Fürſten und Krieger nach ihrer Vorſchrift führen müßten. Die ſe 
Lehre von dem Verhältnis der päpſtlichen Gewalt zur ſtaat— 
lichen hat Bonifaz VIII. durch die Bulle Unam sanetam 
verkündigt und allen Gläubigen anzunehmen befohlen. 
Übrigens haben die Päpſte bis ins ſiebzehnte Jahrhundert 
öffentlich gelehrt, die Gewalt in weltlichen Dingen ſei 
ihnen von Gott gegeben, und ſie haben die entgegengeſetzte 
Meinung verworfen. 

Eine andere Lehre über das Verhältnis der kirchlichen 
Gewalt zur ſtaatlichen tragen wir dem chriſtlichen Volke vor. 

Was wir von dem Verhältnis der kirchlichen Gewalt zur ſtaat— 
lichen lehren, iſt nicht neu, ſondern uralt und durch die Über— 
einſtimmung der heiligen Väter und die Ausſprüche und 
Beiſpiele aller Päpſte bis auf Gregor VII. beſtärkt: weshalb 
wir nicht zweifeln, daß es volle Wahrheit ſei; denn Gott ſoll ver— 
hüten, daß wir wegen der Zeiten Bedürfniſſe den urſprünglichen 
Sinn des göttlichen Geſetzes fälſchen! Dennoch müſſen die Ge— 
fahren angezeigt werden, welche für die Kirche aus einem 
Dekrete entſtehen werden, das mit dieſer unſerer Lehre 
nicht übereinſtimmen würde. Es entgeht niemand, daß es 
unmöglich iſt, die ſtaatliche Geſellſchaft nach der in der 
Bulle „Unam sanetam“ feſtgeſetzten Regel zu reformieren. 
Da ſich dies ſo verhält, kann es nicht zweifelhaft ſein, daß, bevor 
über die Unfehlbarkeit des Papſtes verhandelt wird, dieſe 
Frage aufs genaueſte diskutiert werden muß“. (v. Schulte, die 
Macht der römiſchen Päpſte, S. 88 ff.) 

Auch der Jeſuit Laurentius!) ſagt in ſeinem das Imprimatur 
des Jeſuitenordens und des Erzbiſchofs von Freiburg tragenden 
Werke: Institutiones juris ecelesiastiei (Freiburg 1903, S. 643): 
„Die Rechte der Kirche in Beziehung auf den Staat, wie ſie 
gegenwärtig von der Kirche beanſprucht werden, ſind ent— 
halten im Schema des vatikaniſchen Konzils über die 


) Über den Jeſuiten Laurentius ſ. unten. 
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Kirche. . . . Was dort vorgelegt worden iſt, ſtimmt mit der 
Lehre von der indirekten Gewalt gut überein.“ 

Hier wird allerdings nur auf „das Schema des vatikaniſchen 
Konzils“, nicht auf die konziliariſche Definition ſelbſt Bezug genommen, 
allein die kurze Definition gibt das umfangreiche „Schema“ inhaltlich 
wieder. 

Und wie Pius IX. lehrte, ſo handelte er auch. 

Am 22. Juni 1868 wurde von ihm in feierlicher Allo— 
kution das öſterreichiſche Staatsgrundgeſetz vom 21. Dezember 
1867 verworfen: „Wir alſo, weil uns die Sorge für alle Kirchen 
von Chriſtus übertragen worden iſt, erheben in eurer erhabenen Ver— 
ſammlung [Allokutionen find Anſprachen an die Kardinäle] unſere 
apoſtoliſche Stimme, und aus unſerer apoſtoliſchen Machtfülle 
heraus verwerfen und verdammen (reprobamus, damnamus) 
wir die erwähnten Geſetze und alles und jedes, was, ſei es 
in dieſen oder anderen Geſetzen, gegen die Rechte der Kirche 
von der öſterreichiſchen Regierung oder von untergeord— 
neten Behörden durch Grlaffe oder Handlungen unter— 
nommen worden iſt, und wir erklären kraft derſelben 
apoſtoliſchen Macht, daß dieſe Geſetze ſamt allen ihren 
Folgen ganz und gar nichtig und ohne jede Kraft find und 
bleiben ſollen“ (irrita prorsus nulliusque roboris fuisse ac fore 
declaramus. Text bei Mirbt, Quellen zur Geſchichte des Papſttums, 
2. Auflg., S. 371). 

Dieſe Nichtigkeitserklärung wiederholt er am 7. März 1874 in 
einer Enzyklika an die öſterreichiſchen Biſchöfe: „Unſeres 
Amtes wegen mußten wir dieſe Geſetze in unſerer Allokution vom 
22. Juni 1868 verwerfen und für nichtig frritae) erklären“. (Bei 
Martens, Staat und Kirche S. 75.) 

Ein Jahr ſpäter traf die preußiſchen ſogenannten Maigeſetze 
das päpſtliche Verdammungsurteil in der Enzyklika vom 
5. Februar 1875: „Wir erklären allen, die es angeht, und dem 
ganzen katholiſchen Erdkreiſe, daß jene Geſetze ungültig (irritae) 
ind, da fie der göttlichen Einrichtung der Kirche ganz und gar 
widerſtreiten“. (Text bei Hahn, Geſchichte des Kulturkampfes S. 165; 
N. Siegfried (V. Cathrein 8. J.), Geſchichte des Kulturkampfes 
S. 268.) 1) 


Herrenhauſe wurde der Verſuch gemacht, es ſo darzuſtellen, als ob hier 
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Auch Fürſtenabſetzung und Löſung vom Treueide erklärte 
Pius IX. als päpſtliches „Recht“. In ſeiner Antwort auf eine 
Adreſſe der „Römiſchen literariſchen Geſellſchaft“ vom 
20. Juli 1870 ſagt er: „Unter allen Irrtümern der heutigen Zeit 
iſt keiner boshafter, als jener, welcher der Unfehlbarkeit das Recht 
zuſpricht, Könige abzuſetzen und die Völker ihrer Unter— 
tanenpflicht zu entbinden. Dieſes Recht iſt ohne Zweifel von 
den Päpſten von Zeit zu Zeit in äußerſten Fällen ausgeübt worden. 
Es hat aber durchaus nichts mit der Unfehlbarkeit zu tun; noch ent— 
ſpringt es aus der Unfehlbarkeit, wohl aber aus der Autorität 
des Papſtes. Überdies wurde in jenen Zeiten des Glaubens, 


keine Ungültigkeitserklärung im eigentlichen Sinne vorliege, ſondern nur eine 
„Verwahrung“ in bezug auf die von den Maigeſetzen beeinträchtigte Stellung 
der katholiſchen Kirche; ſo beſonders durch die beiden Grafen Praſchma 
und Landsberg-Velen. Letzterer griff ſogar auf Plinius zurück, um 
das Wort »irritae* harmlos zu deuten: Wie Plinius ſich öfter des Muse 
druckes ova irrita bediene und darunter „Windeier“ verſtehe, jo habe der 
Papſt die Maigeſetze als leges irritae, d. h. als „legislatoriſche Windeier“ 
bezeichnet, d. h. als Geſetze, die keinen Erfolg haben würden! Das Groteske 
dieſer Deutung läßt die Verlegenheit des Zentrums klar erkennen: es wußte, 
daß der Papſt einen Akt ſeiner „indirekten“ politiſchen Gewalt geſetzt 
hatte, wollte ihn aber aus Nützlichkeitsgründen verſchleiern. Sehr richtig ſagt 
demgegenüber der katholiſche Theologe Martens: „Nach dem alther— 
gebrachten und noch gegenwärtig herrſchenden Sprachgebrauche der Kurie 
it irritus gleichbedeutend mit ungültig oder nichtig. In der Bulle Zelus 
domus dei (j. oben S. 20) ſteht irrita zwiſchen den Worten nulla und in- 
valida; alle drei Termini weiſen auf die Nichtigkeit oder Ungültigkeit hin. 
Auch Pius IX. gebraucht irrritus in demſelben Sinne. Als er in der Allo— 
kution am 22. Juni 1868 die öſterreichiſchen Geſetze verwarf (ſ. oben S. 40), 
ſagte er: „decreta ipsa irrita prorsus, nulliusque roboris fuisse ae fore 
deelaramus“. Dieſelben Geſetze, welche 1868 als nullius roboris erklärt 
worden waren, bezeichnete der Papſt in der an die öſterreichiſchen Biſchöfe 
gerichteten Enzyklika vom 7. März 1874 als irritac: „leges illas in allo- 
eutione nostra, habita die 22. Jun. 1868, condemnare et irritas deela- 
rare pro offieii nostri munere debuimus.“ Irritus bedeutet alſo jo viel als 
„nichtig“ oder „unkräftig“ (a. a. O. S. 75). Die preußiſche Staats 
regierung hegte denn auch nicht den mindeſten Zweifel über den wahren 
Sinn der „Irritierung“; ſie ließ in der Provinzial-Korreſpondenz 
vom 19. Februar 1875 erklären: „In dem neuen Schritte des Papſtes tritt 
die Anmaßung der Herrſchaft auf bürgerlichem Gebiete unum— 
wundener als je bisher hervor: Der Papſt wagt es, die bürger— 
lichen Geſetze, welche zwiſchen der Krone Preußen und der 
Landesvertretung verfaſſungsmäßig vereinbart ſind, für nichtig 
zu erklären.“ 
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welche in dem Papſte ehrten, was er iſt, d. h. der höchſte Richter 
der Chriſtenheit, und die Wohltat ſeines Tribunals in den großen 
Kämpfen der Völker und Souveräne anerkannten, die Ausübung 
dieſes Rechtes, geſtützt auf das öffentliche Recht und die gemein— 
ſame Übereinſtimmung der Völker, öfter ausgedehnt auf die höchſten 
Intereſſen der Staaten und ihrer Herrſcher. Durchaus verſchieden 
ſind aber die Bedingungen der Jetztzeit von den damaligen Bedin— 
gungen, und übler Wille allein kann Dinge verwechſeln, ſo ver— 
ſchieden an ſich, wie das unfehlbare Urteil über Wahrheiten gött— 
licher Offenbarung mit dem von den Päpſten kraft ihrer Auto— 
rität ausgeübten Rechte, wenn das öffentliche Wohl es ver— 
langte.“ (Discorsi di Sommo Pontifice. Roma 1872, I, 203.) 

Aus dieſen Worten ergibt ſich: Pius IX. weiſt zwar die Be— 
ziehung des päpſtlichen Abſetzungsrechts zur Unfehlbarkeit zurück, 
erkennt aber das Abſetzungsrecht als ein in der höchſten päpſtlichen 
Autorität liegendes und aus ihr entſpringendes ausdrücklich an; 
Pius IX. erklärt, daß die „Ausübung“ dieſes päpſtlichen Rechtes ſich 
zwar öfter auf das öffentliche Recht „geſtützt“ habe, betont aber, 
daß die Völker bei dieſer „Stützung“ dem Papſte nur gaben, was 
er aus ſich ſchon beſaß, nur anerkannten, „was er iſt“; 
Pius IX. gibt die Verſchiedenheit der mittelalterlichen Verhältniſſe 
von den heutigen zu, hält aber das „Recht“ der Päpſte, Fürſten 
abzuſetzen, auch für heute aufrecht. 

Selbſt der katholiſche Theologe Martens ſagt mit Rückſicht auf 
dieſe Worte Pius' IX.: „Pius faßt die Abſetzung der Fürſten 
als ein Recht auf, das in der päpſtlichen Autorität wurzelt 
und kraft derſelben ausgeübt worden iſt; er iſt weit ent— 
fernt, die aus dem hierokratiſchen Syſtem entſpringende 
Konſequenz anzufechten oder gar zu verurteilen“ (a. a. O. 
S. 71). 

Den gleichen hierokratiſchen Geiſt der abſoluten Souveränität 
der Kirche und ihrer Oberhoheit über den Staat atmen auch die Kon— 


) Wenn alſo der Zemtrumsabgeordnete Dittrich in der 
Sitzung des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes vom 1. Mai 1897 
ſagte, Pius IX. habe bei dieſer Gelegenheit das päpſtliche Abſetzungsrecht 
aus dem „mitteralterlichen Staatsrechte“ hergeleitet, jo iſt das eine Fäl— 
ſchung der Worte des Papſtes; vgl. meinen Aufſatz in den Preußi— 
ſchen Jahrbüchern, Juli 1897: „Gloſſen zur Kultusdebatte im Preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe.“ 
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fordate, die Pius IX. mit denjenigen Regierungen ſchloß, die ſich 
ſeinen Forderungen fügten. 5 N 

Das Konkordat mit Oſterreich vom 18. Auguſt 1855.) 

„Mittels der beiden erſten Artikel, jo charakteriſiert der katholiſche 
Theologe Martens das Konkordat, war unverkennbar das Urteil 
abgegeben worden, daß die mit dem Papſttum notwendig verbundene 
Religion die wahre, weil von Gott angeordnete ſei. In dieſem 
ſtaatlichen Urteile (denn das Konkordat war ja vom Kaiſer als 
Staatsgeſetz publiziert worden) lag aber zugleich wenigſtens indirekt 
eine ſtaatliche Kondemnation der nicht-katholiſchen Bekennt— 
niſſe: ihnen wurde von Staats wegen die Wahrheit und Legi— 
timität abgeſprochen. Nicht minder bedeutungsvoll erſchien die 
ausdrückliche Hinweiſung des Artikels 1 auf die kanoniſchen Sanktionen 
Wortlaut: „Die katholiſche, apoſtoliſche, römiſche Kirche ſoll im ganzen 
Kaiſerreich und in allen ſeinen Teilen unverletzt erhalten bleiben mit 
allen Rechten und Vorrechten, die ſie nach Gottes Beſtimmung 
und nach den kanoniſchen Satzungen beſitzt“]J. Man unterließ 
nicht, daraus abzuleiten, daß das kanoniſche Recht und demnach 
auch die von demſelben unzertrennlichen hierokratiſchen 
Prinzipien in Oſterreich praktiſch durchgeführt werden ſollten. 
Fortan, ſo ſagte man, ſei eine Parität der Katholiken und Nicht— 
katholiken vor dem ſtaatlichen Forum unmöglich, denn das in Oſter— 
reich rezipierte kanoniſche Recht verlange die Alleinherrſchaft oder 
wenigſtens eine Bevorzugung der katholiſchen Kirche. Namentlich 
fürchteten die öſterreichiſchen Proteſtanten, daß ihre Rechtsſtellung 
erſchüttert oder beeinträchtigt werden würde, wenn die der Toleranz 
widerſtrebenden kan oniſch-hierokratiſchen Anſchauungen ins Leben träten. 
In der Tat läßt ſich nicht leugnen, daß bei den Konkordatsverhand— 
lungen das Beſtreben dahin ging, die katholiſche Kirche zur herrſchen— 
den zu machen.?) Ausgehend von der Anerkenntnis, daß das matri— 


) Der Text des Konkordats: Archiv für kathol. Kirchenrecht I, IV ff. 

2) Beſtätigt wird dieſe Auffaſſung durch Verhandlungen, die vor 
Abſchluß des Konkordats zwiſchen dem päpitlichen Bevollmächtigten, dem 
Kardinal Viale Prela, und dem öſterreichiſchen Mandatar, dem Wiener 
Erzbiſchof Rauſcher, ſtattfanden. Der Erzbiſchof, der auf die konfeſſionellen 
Zuſtände der einzelnen Kronländer eingeht, hebt in einem vom 6. Auguſt 1855 
datierten Schreiben hervor, daß für Tirol die deutſche Bundesakte gelte, 
die den Katholiken und Altkatholiken gleiche Rechte gewährleiſte. Mit Rück— 
ſicht darauf erſcheine es nicht ratſam, eine Beſtimmung zuungunſten der 
tiroler Proteſtanten zu treffen, da ſich ſonſt die zum deutſchen Bundesgebiet 
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monium eine res spiritualis ſei, überwies der Artikel 10 des Konkordats 
die Jurisdiktion über das Eheweſen den geiſtlichen Gerichten der 
Diözeſanbiſchöfe. Die Staatsgerichte ſollten nur die vermögensrechtlichen 
Folgen, welche die Ehe auf Ehegatten und Kinder äußere, feſtſetzen; 
dagegen wurde den Erkenntniſſen der biſchöflichen Tribunale 
über die Gültigkeit und Ungültigkeit der Ehen die Entſcheidung über— 
laſſen und eine unmittelbare Rechtswirkung für das bürger— 
liche Gebiet beigelegt. Im Anſchluß an Artikel 10 gab ein 
konkordatsmäßig verabredetes kirchliches Ehegeſetz vom 8. Oktober 1856 
genauere Beſtimmungen über die Materie. Fortan mußten ſich auch 
Proteſtanten, die mit katholiſchen Perſonen vermählt waren, vor dem 
fatholiſchen Ehrenrichter ſtellen, weil des § 43 des gedachten Geſetzes 
ausdrücklich beſtimmte, daß das biſchöfliche Gericht über die betreffen— 
den Ehen zu erkennen habe, ſolange ein Eheteil der katholiſchen Kirche 
angehöre . ... Daneben erregten die Artikel 13 und 14 des Kon— 
kordats nicht ſo faſt wegen ihres Inhalts als wegen der formellen 
Faſſung Aufmerkſamkeit. Artikel 13 lautete: „Mit Rückſicht auf die 
Zeitverhältniſſe!) geſtattet Seine Heiligkeit, daß die ſtaatlichen Richter 
über die Zivilſachen der Geiſtlichen, wie Verträge, Schuldverhält— 
niſſe, Erbſchaftsſachen, urteilen.“ Der Artikel 14 beginnt mit den 
Worten: „Aus dem gleichen Grunde (d. h. der Zeitverhältniſſe wegen) 
verhindert es der heilige Stuhl nicht ler hätte alſo das Recht 
dazu!], daß die Kriminalſachen der Geiſtlichen vor den ſtaatlichen 
Richter gebracht werden“. Am Schluß des Artikels werden die causae 
majores d. h. die Kriminalanklagen gegen Biſchöfe von der 
mitgeteilten Feſtſetzung ausgeſchloſſen: „in bezug auf ihre Behandlung 
werden der Heiligſte Vater und Seine kaiſerliche Majeſtät, wenn nötig, 


gehörenden Landesherren proteſtantiſchen Bekenntniſſes veranlaßt finden 
könnten, die Rechte ihrer katholiſchen Untertanen zu beſchränken. Anders 
lägen aber die Verhältniſſe in Lombardo-Venetien; der Kaiſer 
habe dort freie Hand und werde den Andersgläubigen die öffent— 
liche Religionsübung nicht geſtatten. Die betreffenden Worte lauten: 
„Im Königreiche Lombardo-Venetien wird die öffentliche Religionsübung 
ausſchließlich der römiſchen Religion zuſtehen“. (Moy, Archiv für 
Fathol. K. R. XVIII., S. 449 ff.; vgl. auch meine Schrift: „Der Toleranz— 
antrag des Zentrums“, Berlin, H. Walther, S. 64.) 

) „Rückſicht auf die Zeitverhältniſſe“ (ratio temporum) bedeutet nach 
dem Sprachgebrauch der Kurie, daß Rom grundſätzlich alle ſeine „heiligen 
Rechte“ aufrecht erhält, aber ſie augenblicklich zurückſtellt, weil es ſie nicht 


durchſetzen kann; vgl. oben S. 21 den bezeichnenden Ausſpruch Pius’ II. 


45 


Fürſorge treffen“. Auf Grund deſſen durfte ein Biſchof von 
dem öſterreichiſchen Staatsgerichte erſt dann kriminalrechtlich 
belangt werden, wenn ſich der Kaiſer dazu die päpſtliche 
Zuſtimmung verſchafft hatte. Zahlreiche Stimmen der Preſſe 
und der Tagesliteratur wieſen darauf hin, daß die Form beider 
Artikel und der Inhalt des Schlußpaſſus des Artikels 14 mit dem 
heutigen Staats- und Verfaſſungsrechte in offenbarem 
Widerſpruche ſtünden. Das Weſen der heutigen ſtaatlichen Sou— 
veränität bringe es mit ſich, daß alle Untertanen als ſolche ohne 
Unterſchied des Standes und der Religion der ordentlichen Gerichts— 
barkeit des Staates unterworfen wären: es ſei demnach völlig unſtatt— 
haft, daß die Staatsgewalt die Jurisdiktion über einen Teil der 
Untertanen gleichſam als kirchliche Konzeſſion aus der Hand des 
Papſtes empfange, zumal die „mit Rückſicht auf die Zeitverhältniſſe“ 
erteilte Konzeſſion unter veränderten Zeitumſtänden möglicherweiſe 
zurückgezogen oder beſchränkt werden könne. Auch die katholiſchen 
Biſchöfe ſeien, ungeachtet ihrer hohen geiſtlichen Würde, dem Staats— 
verbande nicht entzogen und müßten ſich von Rechts wegen die An- 
wendung des ſtaatlichen Kriminalrechts und Kriminalprozeſſes gefallen 
laſſen; darin aber, daß dieſe Anwendung von der Zuſtimmung des 
Papſtes, d. h. eines nichtſtaatlichen Faktors abhängig gemacht werde, 
liege unzweifelhaft eine Beeinträchtigung der ſtaatlichen Sou— 
veränität. Auch die an den Kaiſer gerichtete Adreſſe des Reichs— 
rates vom Juni 1867 ging von den dargeſtellten Grundſätzen aus, 
indem ſie u. a. ſagte: „Wir müſſen es als eine unabweisliche Not— 
wendigkeit bezeichnen, daß im Wege der verfaſſungsmäßigen Geſetz— 
gebung an die Reviſion des Konkordats in jenen Beziehungen ge 
ſchritten werde, welche in den Bereich der Staatsgeſetzgebung fallen. 
Wir ehren die Unabhängigkeit der Kirche und ſind weit entfernt, ihr 
jemals nahe treten zu wollen. Wir ſind aber auch überzeugt, daß 
weder ein Geſetz noch ein Vertrag für alle Zukunft Rechte unwider— 
ruflich aufgeben könne, welche nach der heutigen Entwicke— 
lung zu den weſentlichen Hoheitsrechten des Staates ge— 
hören. Wir halten es für unmöglich, daß der Staat ſich 
ſeiner Rechte auf die Juſtizgewalt und auf die Geſetzgebung 
in Sachen des Unterrichts zugunſten einer von ihm völlig 
unabhängigen Macht habe entäußern oder ſich des Rechtes 
habe begeben können, das natürlichſte aller politiſchen Rechte, 
das der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Geſetze 


46 


ohne Rückſicht auf die Konfeſſion, welcher fie angehören, 
im vollſten Umfange verwirklichen zu dürfen.“ Endlich griff 
man auch den Artikel 34 des Konkordats heftig an, welcher lautet: 
„Alles übrige, was ſich auf kirchliche Perſonen und Dinge 
bezieht und in dieſen Artikeln nicht erwähnt worden iſt, 
wird geregelt und geordnet gemäß der Lehre der Kirche 
und ihrer vom heiligen Stuhle gebilligten, in Übung ſtehen— 
den Disziplin.“ Man meinte vielfach, daß in dieſem Artikel die 
Regelung der Grenzen zwiſchen kirchlichem und ſtaatlichem Gebiete 
der Kirche überlaſſen und dadurch eine Oberhoheit der letzteren 
über den Staat zugeſtanden worden ſei“. (Martens a. a. O., 
S. 376—380.) 

Die Artikel 5—9 geben der Kirche das Oberaufſichsrecht 
über die Schulen. Artikel 9 beſtellt die Biſchöfe zu Zenſoren 
der geſamten Literatur und verpflichtet den Staat, ihnen 
dabei feine Hilfe zu gewähren: „Die Erzbiſchöfe und Biſchöfe 
ſollen ihre ihnen eigentümliche Gewalt mit vollſter Freiheit 
ausüben können, um für Religion und Sitte verderbliche 
Bücher zu zenſurieren und die Gläubigen von ihrer Leſung 
abzuhalten. Auch die Regierung ſoll mit allen geeigneten 
Mitteln verhindern, daß ſolche Bücher im Kaiſerreiche ver— 
breitet werden.“ Daß auch „vollite Unabhängigkeit“ vom Staate 
in bezug auf Verkündigung päpſtlicher und biſchöflicher Erlaſſe feſt— 
geſetzt wurde (Artikel 2), iſt ſelbſtverſtändlich. 

Die Konkordate mit Württemberg und Baden!) 

„Das Placet war ausdrücklich, der rxecursus ab abusu jtill- 
ſchweigend [im Konkordat mit Württemberg vom 8. April 1857] 
abgeſchafft, der biſchöfliche Eid, der früher Gehorſam und Treue auch 
gegen die Landesgeſetze verſprach, bezog ſich nunmehr nur auf den 
König, und zwar mit der einſchränkenden Formel: wie einem Biſchof 
geziemt, worin offenbar der Vorbehalt lag, ſoweit es den Kirchen— 
geſetzen gemäß iſt. Dem Biſchofe wurde für ſeine Diözeſe zugeſtanden, 
alle Rechte auszuüben, die ihm kraft der Geſetze der Kirche und deren 
gegenwärtiger Disziplin gebühren. Dieſer elaſtiſche Begriff wurde 
nicht näher definiert und nur durch die Inſtruktion die Anweiſung 
gegeben, keine ſolchen Kanones zu erneuern, die wegen Verſchiedenheit 
der örtlichen und zeitlichen Verhältniſſe unter Gutheißung des apoſto— 


1) Text der Konkordate: Archiv für Fathol. Kirchenrecht 7, 324 ff. 
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liſchen Stuhles außer Übung gekommen. Nach römischer Auffaſſung 
ſtehen aber alle dieſe Rechte dem Biſchof nicht bloß über die Katholiken 
der Diözeſe zu, ſondern über ſämtliche Chriſten derſelben. Die geiſt⸗ 
liche Gerichtsbarkeit wird für alle kirchlichen Rechtsverhält— 
niſſe nach der Beſtimmung des Tridentinum hergeſtellt, 
nur die rein weltlichen Rechtsſachen der Geiſtlichen werden 
„aus Rückſicht für die Zeitverhältniſſe“ den weltlichen Ge— 
richten vorbehalten. Man wird zugeben, daß die Kurie alle 
Urſache hatte, mit ſolchen Reſultaten zufrieden zu ſein. Es war die 
Einführung des kanoniſchen Rechts in Württemberg, ſoweit 
eine ſolche überhaupt möglich war“. (Geffken, Staat und Kirche 
S. 540f.) 

Denſelben Inhalt hatte das am 28. Juni 1859 geſchloſſene 
Konkordat mit Baden; ja die Selbſtändigkeit der Kirche gegenüber 
dem Staate kam in einzelnen Punkten in ihm noch ſtärker zum Aus— 
druck. (Vgl. Geffken, a. a. O. S. 542f.)“) 

Das am 26. September 1862 abgeſchloſſene Konkordat mit 
der Republik Ecuador: „Die Kirche übt ohne jede Einſchränkung 
das Recht aus, Güter zu beſitzen und zu verwalten. Das lorum 
ecclesjastie um wird wiederhergeſtellt: Alle Rechtsſachen 
geiſtlicher Perſonen unterſtehen der kirchlichen Obrigkeit; 
eine Berufung an weltliche Tribunale findet für ſie nicht 
ſtatt.“ In einem Schreiben, das Pius IX. nach Abſchluß des 
Konkordats an dem Präſidenten Garcia Moreno richtete, heißt 
es: „Dieſes Konkordat wird der Welt ein neuer Beweis ſein der 
katholiſchen Einheit und der gegenſeitigen Hilfeleiſtung, die 
zwiſchen Tiara und Schwert beſtehen muß.“) 


) Weder das Konkordat mit Württemberg, noch das mit Baden iſt zu 
eigentlicher Wirkſamkeit gekommen. Beide wurden ſchon im Jahre 1860 
durch Landesgeſetze wieder beſeitigt. 

2) Sehr treffend äußert ſich über Konkordate der als bayeriſcher 
Geſandter in Rom tätig geweſene Münchener Weihbiſchof H äffelin in 
einer Note vom 8. April 1805 an ſeine Regierung: „Es iſt durch die Erfahrung 
bewieſen, daß jedes Konkordat mit Rom für die Fürſten nachteilig 
war, welche es geſchloſſen haben. Handelt es ſich nur um das geiſt— 
liche Gebiet, fo bedarf es keines Konkordats, handelt es ſich 
aber um das weltliche Gebiet, ſo muß man den Satz des Evan— 
geliums befolgen: gebet dem Kaiſer, was des Kaiſers iſt, und 
der Fürſt darf ſich darüber nicht in Verträge mit dem Herten 
einlaſſen“. (Bei Geffken, Kirche und Staat, S. 381 Anm., Berlin 1875.) 
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Dem Inhalte der von Pius IX. abgeſchloſſenen Konkordate 
entſpricht die Theorie, die er über ihre Natur aufftellt: 

Konkordate ſind nach ihm nicht zweiſeitige, Kirche und Staat 
gleichmäßig bindende Verträge, ſondern Konkordate ſind Indulte 
von ſeiten des Papſttums, die, „wenn es das Seelenheil 
erfordert“, von ihm einſeitig zurückgenommen werden 
können. Beim Abſchluſſe von Konkordaten ſtehen ſich nicht zwei 
gleichberechtigte Mächte gegenüber, ſondern es ſteht, wie überall, der 
Staat auch hier unter der Kirche. 

Der Straßburger Profeſſor Moritz von Bonald veröffentlichte 
im Jahre 1871 eine Schrift: „Deux questions sur le Concordat 
de 1801“, worin er „das zwiſchen Pius VII. und Napoleon J. 
abgeſchloſſene Konkordat für eine päpſtliche Konzeſſion erklärt, 
weil es eine abſolute Unmöglichkeit ſei, daß zwiſchen zwei nicht 
gleichberechtigten Individuen, wie Staat und Kirche, ein 
wahrer Vertrag zuſtande komme.“ Bonald, der die Schrift an 
den Papſt geſandt hatte, erhielt von Pius IX. eine Breve vom 
19. Juni 1871, in dem es heißt: „Mit ſehr großem Wohlgefallen 
haben wir, geliebter Sohn, Dein Werk empfangen, da Du darin 
nicht weniger Deinen religiöſen Eifer, als Deine Gelehrſamkeit 
bewährſt, und das eigentümliche Weſen jener Verträge oder 
Indulte ins Licht ſtellſt, und zwar ſo, daß die aufgeworfenen 
Fragen ohne Schwierigkeit gelöſt werden können. Wir wünſchen Dir 
daher Glück und verheißen Deiner Schrift, daß jene, die da läſtern, 
was ſie nicht kennen, durch dieſelbe endlich lernen werden, daß die 
Kirche mit jenen Konventionen, welche ſich mit Dingen beſchäftigen, 
welche ihr angehören, nicht die Rechte anderer uſurpiert, ſondern 
von ihren Rechten freigebigen Gebrauch macht (Martens, a. a. O. 
S. 91.) !) 

Leo XIII. (18781903): Daß der unmittelbare Nachfolger 
Pins’ IX. ihn und ſeine Lehren nicht verleugnet, iſt von vornherein 
klar. Zick-Zack-Kurſe kennt das Papſttum nicht. Aber auch wenn 
der auf den päpſtlichen Stuhl gelangte diplomatiſche Pecei den 
Draufgänger Maftai Feretti hätte abſchütteln wollen, er hätte 
es nicht gekonnt, denn der von Pius IX. aufgerichtete Syllabus 


) Ausführlicheres über die römiſch-kirchliche Konkordatstheorie in 
meinem Werke: „Der Ultramontanismus, ſein Weſen und ſeine 
Bekämpfung“, Berlin, H. Walther, 2. Auflage, S. 129135, und unten 
S. 122ff. 
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iſt, auch wenn man feinen ex cathedra- Charakter, d. h. ſeine Un— 
fehlbarkeit nicht zugibt, unumſtößlich. „Es iſt unbeſtreitbar, 
ſchreibt eine der erſten Autoritäten des Katholizismus in Deutſchland, 
das vom Bonner Theologieprofeſſor Kaulen herausgegebene 
„Kirchenlexikon“, daß dem Syllabus durch die allgemeine An⸗ 
nahme von ſeiten des Epiſkopats nachträglich dasſelbe Anſehen 
zuteil geworden iſt, das einer Entſcheidung ex cathedra 
zukommt“ (XP, 1021); d. h. der Syllabus iſt, zum mindeſten ex 
post, irreformabel: est ut est. 

Dieſe römiſch-dogmatiſche Binſenwahrheit war natürlich Leo XIII. 
auch bekannt, und alle ſeine kirchenpolitiſchen Kundgebungen mußten, 
ſelbſt wenn er perſönlich einen anderen Standpunkt eingenommen 
hätte, den Syllabus zur Richtſchnur haben. Und ſie haben ihn zur 
Richtſchnur; denn auch Leo XIII. fußt mit ſeinen Anſchauungen auf 
dem mittelalterlich-hierokratiſchen Syſteme. 

Gleich in einem ſeiner erſten Rundſchreiben (Enzyklika), Diutur- . 
num illud vom 29. Juni 1881 ſtellt Leo XIII. eine Lehre auf, 
die in ihren logiſchen Folgerungen das „Recht“ der Fürſten— 
abſetzung enthält, und die klar und deutlich, wenigſtens in bezug 
auf das alte Deutſche Reich, die bekannten hierokratiſchen Anſchauungen 
der mittelalterlichen Päpſte zum Ausdrucke bringt, ja ſtellenweiſe 
ſogar wörtlich wiederholt, was vor mehr als ſechshundert Jahren die 
Päpſte Innozens III. und Bonifaz VIII. auch ſchon verkündet 
hatten: Die Schöpfung des Deutſchen Reiches durch das 
Papſttum (vgl. oben S. 15). 

Leo XIII. ſchreibt: „Als aber die bürgerliche Geſellſchaft 
gleichſam aus den Ruinen des Römerreiches ſich erhob, da gaben 
die römiſchen Päpſte durch Schöpfung des heiligen römi— 
ſchen Reiches der politiſchen Gewalt eine ganz beſondere 
Weihe. Hiermit empfing dieſe [die politiſche Gewalt] ihre höchſte 
Würde; und ohne Zweifel würde dieſe Inſtitution [das vom Papſt⸗ 
tum „eingeſetzte“ heilige römiſche Reich] für die religiöſe wie bürger- 
liche Geſellſchaft immer ſehr erſprießlich geweſen ſein, wenn die 
Idee, welche die Kirche mit ihr verband, von Fürſten und 
Völkern immer geteilt worden wäre“. (Offizielle lÜberſetzung, 2. Samm— 
lung, Freiburg 1887, S. 22.) 

Wer „Schöpfer“ einer politiſchen Macht iſt, ſteht über ihr und 
kann ſie wieder beſeitigen; „die Idee aber, welche die Kirche mit 


Schaffung des heiligen römiſchen Reiches verband“, war die „Idee“ 
Moderner Staat und römiſche Kirche. 4 


50 


der Bulle Unam sanctam von den zwei Schwertern, dem geiſt— 
lichen und weltlichen, die beide dem Papſte gehören, von denen 
er das weltliche dem Kaiſer gegeben hat, damit er es nach 
Wink und Weiſung des Papſtes gebrauche. (Vgl. oben S. 16.) !) 

Dieſe ſeine kirchenpolitiſche Grundanſchauung, in der erwähnten 
Enzyklika vom 29. Juni 1881 nur kurz geſtreift, entwickelt Leo XIII. 
weitläufig in dem Rundſchreiben Immortale Dei vom 1. No— 
vember 1885. 

Dieſe Enzyklika, für die Kenntnis der kirchenpolitiſchen Auf— 
faſſungen der römiſchen Kirche eines der wichtigſten Aktenſtücke der 
Neuzeit, hat leider auf nichtkatholiſcher Seite gebührende Beachtung 
und Beleuchtung nicht gefunden; und was noch ſchlimmer iſt: nicht 
ſelten wird fie, auch auf nichtkatholiſcher Seite hingeſtellt, als eine 
der modernen Staatsidee und dem richtigen Verhältniſſe von Kirche 
und Staat gerecht werdende Kundgebung. 

Genaue Betrachtung der Enzyklika iſt alſo geboten. 

Zunächſt it die wichtige Tatſache feſtzuſtellen, daß Leo XIII. 
ſich in ihr formell und ausdrücklich zum Syllabus bekennt: 
„Pius IX. hat von den am meiſten verbreiteten falſchen Meinungen 
einige gekennzeichnet und fie ſim Syllabus] zuſammenſtellen 
laſſen, damit bei dem ſo großen Andrange von Irrtümern die 
Katholiken eine ſichere Richtſchnur hätten.“ 

Die Berufung auf den Syllabus gerade in dieſer Enzyklika iſt 
beſonders bedeutungsvoll. Sie handelt nämlich „von der chriſt— 
lichen Staatsordnung“. Hebt alſo Leo XIII. in einer Kund— 
gebung ſolchen Inhaltes den Syllabus als „ſichere Richtſchnur“ 
hervor, ſo weiſt er damit in eindringlicher Weiſe auf die kirchen— 
politiſchen Lehren des Syllabus als auf „Richtlinien“ für das 
Verhältnis von Kirche und Staat hin.?) 

) Auch der Zentrumsführer Gröber vertritt dieſe „geſchichtlich“- 
dogmatiſche Auffaſſung Leos XIII. über das Verhältnis des alten Deutſchen 
Reichs zum Papſttum. Im „Staatslexikon der Görresgeſellſchaft“ 
(ſ. unten S. 107) ſchreibt Gröber: „Die Erneuerung des römiſchen 
Kaiſertums im Mittelalter iſt ein Werk der Päpſte . . . . Das 
neue Kaiſertum wird verliehen vom Papſt durch Salbung und Krönung, 
es it nichts anderes als ein kirchliches Amt . . . . dieſe Neu— 
ſchöpfung hieß das Heilige römiſche Reich deutſcher Nation“. (III., 550 
und III2, 286.) 

2) Wie ſehr Leo XIII. für den Syllabus eingenommen war, beweiſt 
eine intereſſante, ja pikante Tatſache, die der verſtorbene Zentrumsführer, 
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Die kirchenpolitiſchen Lehren des Syllabus mit ſeinen „Rechten“ 
der römiſchen Päpſte über den Staat und „der direkten oder indirekten 
zeitlichen Gewalt der Kirche“ ſind aber, wie wir geſehen haben (oben 
S. 12—22), nichts anderes, als die mittelalterlich-hierokratiſchen An— 
ſchauungen von der Oberhoheit der Kirche über den Staat (oben 
S. 12—22). Wiederum finden wir alſo Leo XIII. wie in ſeiner 
Enzyklika vom 29. Juni 1881 (ſ. oben S. 49) jo auch in der 
vom 1. November 1885 in Ideen- und Lehrgemeinſchaft mit ſeinen 
mittelalterlichen Vorgängern Gregor VII., Innozens III., 
Bonifaz VIII. uſw. 

Dieſe Ideen- und Lehrgemeinſchaft tritt auch im übrigen Inhalte 
der Enzyklika hervor: 

„Da die Kirche durch Gottes gnädigen Ratſchluß in ſich und 
durch ſich alles beſitzt, was zu ihrem Beſtand und zu ihrer Wirk— 
ſamkeit erforderlich iſt, ſo iſt ſie nach ihrem Weſen und Recht 
— und dies iſt von höchſter Wichtigkeit — eine vollkommene 
Geſellſchaft (soeietas genere et jure perfecta). Wie das Ziel, das 
die Kirche anſtrebt, weitaus das erhabenſte iſt, ſo iſt auch die ihr 
innewohnende Gewalt hervorragend über jede andere; ſie iſt 
weder geringer als die bürgerliche, noch ihr in irgend einer 
Weiſe untergeben (eidem ullo modo obnoxia) . . .. Dieſe ihre 
Autorität, vollkommen aus und durch ſich (absoluta planeque 
sui juris) und in ihrer Sphäre ſchlechthin unabhängig 
welche von manchen Staatsrechtslehrern aus Schmeichelei gegen die 
Fürſten ſchon ſeit lange bekämpft wurde, hat die Kirche jederzeit 
für ſich in Anſpruch genommen und im öffentlichen Leben betätigt“ 
(ecelesia sibi asserere jtemque publice exercere nunquam desüt). 

So hat denn Gott die Sorge für das Menſchengeſchlecht zwei 
Gewalten zugeteilt: der geiſtlichen und der weltlichen. Die 
eine hat er über die göttlichen Dinge geſetzt, die andere über die 
menſchlichen. Jede iſt in ihrer Art die höchſte; jede hat ihre 
gewiſſen Grenzen, welche ihre Natur und ihr nächſter unmittelbarer 


Parlamentarier und langjährige Chefredakteur „des Zentralorgaus der 
Zentrumspartei“, der „Germania“, Dr. Paul Majunke in ſeiner „Ge— 
ſchichte des Kulturkampfes“ (S. 466) mitteilt: Leo XIII. habe 
ſeinem Beileidsſchreiben an Kaiſer Wilhelm J. wegen des Hödelſchen 
Attentats im Mai 1878 ein Exemplar des Syllabus beigefügt! 
Alſo kaum iſt Leo XIII. Papſt (Februar 1878), und ſchon verwertet er den 
Syllabus. 
4 42 
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Gegenſtand gezogen haben, ſo daß eine jede wie von einem reife 
umſchloſſen iſt, in dem ſie ſich ſelbſtändig bewegt. Da nun aber 
dieſelben Menſchen beiden Gewalten untergeben find, fo 
kann es vorkommen, daß eine und dieſelbe Angelegenheit, 
jedoch in verſchiedener Weiſe, dem beiderſeitigen Recht und 
Gericht unterſtellt iſt. Beide Ordnungen ſind von Gott 
ausgegangen; ſeine höchſt weiſe Vorſehung mußte deshalb 
auch das Verfahren beider gebührend ordnen. „Die, welche 
beſtehen, ſind von Gott geordnet“ (Röm. 13, 1).)) Wäre dem nicht 
ſo, ſo würde häuſig Anlaß zu Irrſal und Streit gegeben ſein und der 
einzelne nicht ſelten in ſeinem Innern beunruhigt, unſchlüſſig und 
voll Angſt, was nun zu tun, wenn gerade Entgegengeſetztes von den 
beiden Gewalten befohlen wird, denen er doch in ſeinem Gewiſſen 
zum Gehorſam ſich verpflichtet weiß. Doch wer könnte von Gottes 
Weisheit und Güte ſolches denken? Hat er ja ſchon in dem Reiche 
der Körperwelt, obwohl dieſes einer weit niederen Ordnung angehört, 
die natürlichen Urſachen und Kräfte ſo planvoll zu einer wunder— 
baren Harmonie geeint, daß keine die andere hemmt, alle aber zu— 
ſammen in geeignetſter Weiſe dem Zwecke des Weltganzen dienen. 
Darum muß zwiſchen beiden Gewalten eine geordnete 
Einigung ſtattfinden, für die man nicht mit Unrecht das 
Verhältnis der Seele zum Leibe gebraucht hat.) Wie groß 
und welcher Art dieſe zu ſein hat, läßt ſich nur daraus 
ermeſſen, daß wir, wie bereits geſagt wurde, das Weſen 
beider ins Auge faſſen und die beiderſeitigen Angelegen— 
heiten im Hinblick auf ihre höhere Bedeutung und ihre 
Würde einander gegenüber abwägen; denn die eine hat zu— 
nächſt und vorzugsweiſe die Sorge für das irdiſche Wohl zur Aufgabe, 
die andere dagegen will die himmliſchen und ewigen Güter gewinnen. 
Was immer daher im Leben der Menſchheit heilig iſt, 
was immer auf das Heil der Seelen und den göttlichen 
Dienſt Bezug hat, ſei es nun an ſich und ſeiner Natur nach, 
oder wegen ſeiner Beziehung zu demſelben, alles das iſt 


) Auch Bonifaz VIII. hat in der Bulle Unam sanctam dieſelbe 
Schriftſtelle in gleicher Weiſe mißbraucht, um die Unterordnung des 
Staates unter die Kirche zu „beweiſen“ (vgl. oben S. 16). Leo XIII. 
(20. Jahrhundert) = Bonifaz VIII. (14. Jahrhundert). 

2) Dieſer Vergleich ſtammt von Gregor VII. (vgl. oben S. 13). 
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der kirchlichen Gewalt und ihrem Ausſpruche unterſtellt.“) 
Alles andere dagegen, was das bürgerliche und politiſche Gebiet 
angeht, iſt mit vollem Recht der ſtaatlichen Gewalt untertan; denn 
Jeſus Chriſtus hat geboten: „Gebet dem Kaiſer, was des Kaiſers 
iſt, und Gott, was Gottes iſt.“ 

„In Sachen gemiſchter Natur [Dinge, die teils den Staat 
teils die Kirche berühren] erkennen die politiſchen Behörden nach 
eigenem Ermeſſen, und die heiligſten hierauf bezüglichen 
Satzungen der Kirche werden mit Geringſchätzung und Ver— 
achtung behandelt.?) . . . . Auch iſt es ein höchſt ungerechtes 
und unbedachtes Beginnen, die Kirche in der Ausübung ihres 
Amtes der politiſchen Gewalt unterwerfen zu wollen. Dies 
hieße die Ordnung umkehren, indem man das Übernatür— 
liche dem Natürlichen unterordnet. . . . . In Dingen ge— 
miſchten Rechts [d. h. an denen Staat und Kirche Intereſſe haben] 
aber liegt es in der Natur der Sache und entſpricht ſogleich dem 
Willen Gottes, daß Staat und Kirche ſich nicht voneinander feheiden 
und noch weniger ſich einander bekämpfen, ſondern in voller Ein— 
tracht, im Hinblick auf das Verhältnis beider Gewalten 
zuſammengehen . ... Bei dieſer ſo ſchwierigen Sachlage 
werden die Katholiken leicht ihre Pflicht erkennen, ſowohl 
in Hinſicht auf ihre Meinungen, wie auf ihre Handlungen. 
Was ihre Meinungen angeht, ſo haben ſie allem und 
jeglichem ohne jeden Zweifel beizuſtimmen, was immer die 
römiſchen Päpſte gelehrt haben oder noch lehren werden 
(quaecunque Pontifices romani tradiderint vel tradituri 
sunt), und auch in der Offentlichkeit, wo dies erforderlich 
iſt, ſich dazu zu bekennen. Namentlich aber ſollen ſie be— 
züglich der ſogenannten freiheitlichen Errungenſchaften 
der Neuzeit auf den Ausſpruch des apoſtoliſchen Stuhles 
hören und alle ohne Ausnahme ſich nach ſeinem Urteile 

1) Was alles aber in „Beziehungen“ zum „Heile der Seelen“ ſteht 
und wie weit dieſe „Beziehungen“ ſich erſtrecken, entſcheidet allein der Papſt. 
Dieſe Worte Leos XIII. enthalten ganz genau dasſelbe, was Antonelli 
in ſeinem Briefe an den Pariſer Nuntius (oben S. 35f.) und was Moulart 
in ſeinem Werke „Kirche und Staat“ (unten S. 93ff.) ausführen, d. h. auch 
Leo XIII. trägt die unverfälſcht hierokratiſche Lehre vor. 

2) über den Inhalt „der heiligſten Satzungen der Kirche“ (ſ. oben 
S. 21) den Ausſpruch Pius VII. 
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richten Wenn die Katholiken ſich der höchſten Staats— 
angelegenheiten annehmen, ſo iſt das im allgemeinen gut und 
nützlich. Im allgemeinen, ſagen wir deshalb, weil dieſe unſere Vor— 
ſchriften die Völker in ihrer Geſamtheit angehen. Es kann ſich nun 
freilich irgendwo treffen, daß es aus den wichtigſten und gerechteſten 
Gründen nicht angeht, ſich mit dem Staatsweſen zu befaſſen und 
politiſche Amter zu übernehmen.!) . .. Kommen rein politiſche 
Fragen in Betracht, wie über die beſte Staatsverfaſſung, dieſe 
oder jene Art der Staatsverwaltung, ſo kann hierüber ganz gut 
eine Meinungsverſchiedenheit beſtehen. Es iſt alſo unrecht, jenen, 
deren Frömmigkeit und Bereitwilligkeit, die Dekrete des 
apoſtoliſchen Stuhles gehorſam hinzunehmen, bekannt iſt, 
ein Verbrechen daraus zu machen, wenn ſie in ſolchen Dingen 
anderer Meinung ſind als ihre Ankläger. Vor allem ſollen ſich 
dies Schriftſteller und Herausgeber von Zeitungen merken. 

Leos XIII. Lehre über Kirche und Staat iſt alſo: 1. Die 
Kirche iſt völlig unabhängig vom Staate. 2. Als „vollkommene 
Geſellſchaft“ beſitzt ſie eine von jeder ſtaatlichen Aufſicht unabhängige 
geſetzgeberiſche und richterliche Gewalt. 3. Dieſe „Unabhängigkeit“ der 
Kirche, kraft ihres „Weſens und ihres Rechtes“ (genere et jure) 
iſt dieſelbe, wie ſie „jederzeit“ von den Päpſten beanſprucht worden 
iſt; ſie erſtreckt ſich auf alles, was zur Kirche gehört, ſeien es 
Sachen oder Perſonen, oder was immer von ihr ſelbſt als 
zu ihr gehörig erklärt wird. Nichts von allem, was die 
Kirche als das ihrige bezeichnet, unterſteht in irgend welcher 
Beziehung irgend welcher ſtaatlichen Gewalt. 4. Staat und 
Kirche müſſen zueinander im Verhältnis der „geordneten Einigung“ 
ſtehen, geradeſo „wie Leib und Seele“ (ein ſeit Innozens III., 
ſ. oben S. 13, ſtehendes Bild für die Unterordnung des Staates 
unter die Kirche); das lehrte ſchon der Apoſtel im Römerbrief (eine 
Stelle, die von Bonifaz VIII., ſ. oben S. 16, als Beweis für die 
Unterordnung des Staates unter die Kirche verwertet wird). 
5. Es iſt „eine Umkehrung der Ordnung“, die Kirche dem Staate 


1) Der Papſt ſpielt hier an auf das durch Pius IX. erlaſſene Verbot 
für die italieniſchen Katholiken, ſich an den politiſchen Wahlen aktiv 
oder paffiv zu beteiligen. Leo XIII. ſelbſt hat dies Verbot, daß ein 
unmittelbarer Eingriff in politiſche Rechte iſt, am 30. Juni 1886 
und am 15. Mai 1895 erneuert; ebenſo iſt es von Pius X. unter gewiſſen 
Milderungen erneuert worden (vgl. unten S. 60). 
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irgendwie zu unterwerfen. 6. In „Dingen gemiſchten Rechts“ ſollen 
Staat und Kirche zuſammengehen, aber unter Wahrung „des richtigen 
Verhältniſſes zueinander“. 7. Die Katholiken ſollen allem, „was 
immer die römiſchen Päpſte gelehrt haben oder noch lehren werden, 
beiſtimmen“. 8. Auch bei „rein politiſchen Fragen“ muß „Be— 
reitwilligkeit vorhanden ſein, die Dekrete des apoſtoliſchen Stuhles 
gehorſam hinzunehmen“. 


Zum vollen Verſtändnis dieſer Fundamentalſätze Leos XIII. 
iſt zu bemerken: Die Enzyklika iſt nach Form und Inhalt das Er— 
gebnis echt ſcholaſtiſcher Theologie und Philoſophie. Was 
die vor- und nach⸗tridentiniſche Scholaſtik und zumal die des Jeſuiten⸗ 
ordens über Natur, Begriff und Zweck von Staat und Kirche und 
über ihr gegenſeitiges Verhältnis zueinander in jahrhundertelangem 
Einerlei lehrt, gibt Leo XIII. getreulich wieder. 


Für richtige Deutung der Enzyklika liegt darin ein wichtiges 
Moment: Die von Leo XIII. in ſeine Kundgebung formell über— 
nommenen ſcholaſtiſchen Schulausdrücke ſind von ihm auch ihrem 
Sinn und ihrer Tragweite nach übernommen. Die allgemeine, 
bei Erklärung römiſch⸗katholiſcher Kundgebungen überhaupt geltende, 
aber viel zu wenig angewandte Auslegungsregel gilt auch hier: 
Aktenſtücke, abgefaßt in ſcholaſtiſcher Sprache mit ſcholaſtiſchen Schul 
ausdrücken, ſind auch ſcholaſtiſch zu deuten. Spricht alſo Leo XIII 
von der Kirche als „vollkommener Geſellſchaft“, von ihrer „abſoluten 
Selbſtändigkeit dem Staate gegenüber“, vom Staate als „dem 
höchſten Hüter der irdiſchen Angelegenheiten“, von „der geordneten 
Einigung, die zwiſchen Staat und Kirche beſtehen muß“, von „den 
höheren Zielen und Zwecken der Kirche verglichen mit denen des 
Staates“: ſo iſt darunter all dasjenige zu verſtehen, was inhaltlich, 
in ſich ſtets gleichbleibender Bekundung, die Scholaſtik, die alte wie die 
neue, darunter verſteht. Von dieſem Standpunkte geſchichtlich— 
dogmatiſcher Kontinuität aus ſind die Sätze Leos XIII. zu 
beurteilen: 


Den Inhalt dieſer geſchichtlich-dogmatiſchen Kontinuität, d. h. die 
Lehre der heutigen, von Rom offiziell gebilligten Theologie und 
Kirchenrechtswiſſenſchaft über Staat und Kirche, laſſe ich unten S. 62ff. 
in zahlreichen Anführungen aus autoritativen Werken ultramontaner 
Wortführer folgen. Dieſe Anführungen bilden recht eigent— 
lich die authentiſche Erläuterung der Enzyklika. 
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Einen Punkt, mit den wichtigſten, hat übrigens Leo XIII. zwei 
Monate nach Veröffentlichung der Enzyklika ſelbſt erläutert. 

Am 3. Januar 1886 erging auf Befehl des Papſtes ein 
Schreiben des Kardinalſtaatsſekretärs Jakobini an den 
Nuntius in München, in welchem es heißt: „Dem Zentrum in 
ſeiner Eigenſchaft als politiſcher Partei iſt ſtets unbeſchränkte 
Aktionsfreiheit [vom Bapfte] eingeräumt worden. Sobald es 
ſich aber um die Intereſſen der Kirche handelt, würde es 
in dieſer Eigenſchaft lals politiſche Partei] dieſelben nicht 
nach eigener Anſchauung vertreten können. Wenn der Hl. 
Vater geglaubt hat, dem Zentrum ſeine Wünſche hinſichtlich des 
Septennats ausſprechen zu müſſen, ſo iſt das dem Umſtande 
zuzuſchreiben, daß die Frage mit Fragen von religiöſer 
und moraliſcher Bedeutung zuſammenhängt. . . . Das gegen— 
wärtige Schreiben, das gleich den früheren die erhabenen An— 
ſichten Sr. Heiligkeit wiedergibt, wollen Sie dem Baron 
Frankenſtein mitteilen und ihm einſchärfen, es zur Kenntnis 
der Zentrumsmitglieder zu bringen. (Bei Majunke, Geſchichte 
des Kulturkampfes, S. 584.) 

Hier iſt dem in der militäriſchen Septennatsfrage wider— 
ſpenſtig geweſenen Zentrum klar bedeutet, „eingeſchärft“ worden, 
daß es, „ſo bald es ſich um die Intereſſen der Kirche handelt,“ 
dem Papſte zu gehorchen habe. Zu entſcheiden, wann dieſe „Inter— 
eſſen“ in Frage ſtehen, iſt aber allein Sache des Papſtes. 

Dies Schreiben deckt ſich inhaltlich vollſtändig mit dem oben 
(S. 35f.) abgedruckten Schreiben Antonellis an den päpſtlichen 
Nuntius in Paris.“) 


Die Zentrumspreſſe verſtand denn auch den päpſtlichen Wink 
und erklärte ſofort ihren unbedingten Gehorſam: „Niederr heiniſche Volks- 
zeitung“, Frühjahr 1886: „Rom hat geſprochen, die Sache iſt zu Ende: 
jo lautet der alte, von allen Katholiken unverbrüchlich hochgehaltene Grund— 
ſatz, mit dem wir die Entſcheidungen des oberſten Hirten der Kirche in 
kirchlichen Dingen hinnehmen. Dieſer Grundſatz erheiſcht nicht nur dann 
Anwendung, wenn es ſich um Ausſprüche des Papſtes in Sachen des 
Glaubens und der Sitte handelt, denen, zufolge kirchlicher Lehre, die Un— 
fehlbarkeit innewohnt, ſondern auch dann, wenn Angelegenheiten 
kirchenpolitiſcher Art in Frage ſtehen, die einer verſchiedenen 
Beurteilung fähig ſind. In ſolchen Dingen kann der einzelne Katholik 
in derſelben Weiſe perſönlich eine abweichende Meinung über die Richtigkeit 
der getroffenen Entſcheidung haben, wie beiſpielsweiſe ein überſtimmtes 


* 
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Pius X. (1903— ?). Gleich in feiner Antrittsenzyklika 
vom 4. Oktober 1903 ſtellt er ſich auf den Standpunkt der vor 
600 Jahren erlaſſenen Bulle Unam sanetam. Er wendet die von 
Bonifaz VIII. in ihrer Deutung auf die weltlich-politiſche Ober— 
herrſchaft der Kirche über den Staat ein für allemal feſtgelegten 
Schriftworte auch auf ſich an: „Siehe, ich ſetze dich heute über die 
Völker und Reiche, daß du ausreißeſt und niederreißeſt, 
aufbaueſt und pflanzeſt,“ Worte, über die Biſchof von Hefele 
mit vollem Rechte ſchreibt: „Wer das Recht beſitzt, in einem Reiche 
zu ordnen, auszureißen, zu bauen, iſt der wirkliche Obere des— 
ſelben“. (Konziliengeſchichte VI, 299.) 

In der Allokution vom 9. November 1903 wiederholt er 
den Anſpruch auf feine oberherrliche weltlich-politiſche 
Stellung: ſeines Amtes ſei „die Geſamtheit und die einzelnen, 
nicht nur die Gehorchenden, ſondern auch die Herrſchenden, im 
privaten und öffentlichen Leben, in ſozialer und politiſcher 
Hinſicht zur bürgerlichen und ſittlichen Ordnung zu lenken. 
Der oberſte Pontifer kann von feinem Lehramte in Sachen des 
Glaubens die pulitiſchen Dinge unmöglich trennen.“ („Germania“ 
vom 7. Oktober und 13. November 1903.) 

Die wahre Natur des Ultramontanismus, der auch das welt— 
lichſte und ſcheinbar geringfügigſte unter die Herrſchaft 
von Kirche und „Religion“ zwingt, kommt in einem Erlaß des 
zum Papſt gemachten Patriarchen von Venedig gegen das Rad— 
fahren der Geiſtlichen zutage: „Ich weiß wohl, daß ſich ſelbſt 
unter dem Klerus lebhafte Verfechter des Zweirades befinden. Allein, 
indem ich die Meinungen aller achte, verbiete ich den Gebrauch einem 
jeden Geiſtlichen meiner Diözeſe. Vielleicht werden einige ſagen, das 
ſeien Kleinigkeiten, die man gehen laſſen ſolle. Ihnen indeſſen 


Mitglied einer Kardinalskongregation, welche dieſelbe vorbereitet hat; er 
wird und darf aber bei aller Freiheit der Kritik ſeine Sonder— 
anſicht nicht im Wege der Oppoſition gegen den feierlich kund— 
gegebenen Willen des Papſtes zur Geltung bringen wollen.“ 
„Weſtfäliſches Volksblatt, Frühjahr 1886: „Im Notwendigen Einheit! 
Dies Notwendige, die erſte Forderung für alle, iſt die der Unter: 
werfung aller unter den hl. Stuhl, welche den Namen eines 
Katholiken tragen, insbeſondere auch des katholiſchen Publi— 
ziſten, der nie vergeſſen ſoll, daß er zur lernenden, nicht zur 
lehrenden Kirche gehört.“ (Bei Majunke, Geſchichte des Kulturkampfes, 


S. 652. 653.) 
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iſt es nicht anheim gegeben, über das Wohl der Kirche zu 
beſchließen; das iſt Sache der Biſchöfe, von denen die 
Kirche mit Hilfe des heiligen Geiſtes regiert wird!“ („Ger— 
mania“ vom 27. Oktober 1903.) 

Das „Motu proprio“) vom 18. Dezember 1903; 

„In Unſerer erſten, an den Epiſkopat des Erdkreiſes gerichteten 
Enzyklika haben Wir die Verfügungen Unſerer ruhmreichen Vorgänger 
bezüglich der Heranziehung der Laienwelt zur katholiſchen Tätigkeit 
erwähnt und dieſe Unternehmungen als ein ſehr rühmliches und für 
die gegenwärtige Lage der Kirche und der bürgerlichen Geſellſchaft 
auch ſehr notwendiges Werk erklärt. . . . Weil nämlich die ver— 
ſchiedenen Anſichten auf praktiſchem Gebiete ſehr leicht auf das theo— 
retiſche hinübergeführt werden, während ſie im Gegenteile in dieſem 
ihre notwendige Stütze haben ſollen, iſt eine Zuſammenfaſſung der 
Prinzipien notwendig, nach welchen jede katholiſche Tätigkeit 
geleitet werden muß. Unſer erhabener Vorgänger Leo XIII. 
ſeligen Andenkens hat in ſeinen berühmten Enzykliken Quod Aposto- 
lici muneris vom 28. Dezember 1878, Rerum novarum vom 
15. Mai 1891 und Graves de communi vom 18. Januar 1901 in 
glänzender Weiſe die Grundſätze der chriſtlichen Volksbewegung be— 
handelt; ferner in einer von der heiligen Kongregation für die außer— 
ordentlichen kirchlichen Angelegenheiten herausgegebenen Anweiſung 
vom 27. Januar 1902. Da Wir nun nicht weniger als Unſer Vor— 
gänger die große Notwendigkeit erkennen, daß die chriſtliche Volks— 
bewegung in rechter Weiſe gemäßigt und geleitet werde, iſt es Unſer 
Wille, daß dieſe ſehr weiſen Grundſätze genaue und volle 
Beachtung finden und daß niemand es wage, ſich von den— 
ſelben auch nur ein wenig zu entfernen. Um ſie nun in 
leichter Weiſe zu vergegenwärtigen, haben Wir ſie in den folgenden 
Artikeln wie in einem Auszuge zuſammengefaßt als Fundamental— 
anweiſung der chriſtlichen Volksaktion, die Wir aus den oben 
erwähnten Akten herausgenommen haben. Dieſe ſollen für alle 
Katholiken die dauernde Richtſchnur ihrer Haltung ſein.“ 


1) Päpſtliche Kundgebungen tragen ſehr verſchiedene Namen: Bulle, 
Breve, Konſtitutio, Reſkript, Motu proprio, Enzyklika, Allo— 
kutio. Wenn auch das kanoniſche Recht genaue Unterſchiede in bezug auf 
die Verpflichtungskraft der einzelnen Kundgebungen aufſtellt, ſo bleibt es 
doch ganz im Belieben des Papſtes, jeder Kundgebung, ſie mag heißen wie 
ſie will, abſolute Verpflichtungskraft, auch nachträglich, zu geben. 
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Es folgen dann 19 „Fundamentalanweiſungen“, von denen die 
17. und 18. lauten: 

„Beſonders in jenen Dingen, welche religiöſe Intereſſen und die 
Tätigkeit der Kirche in der Geſellſchaft berühren, müſſen die katho— 
liſchen Schriftſteller vollſtändig mit ihren Anſichten und 
Neigungen ſowie alle übrigen Gläubigen ihren Biſchöfen 
und dem römiſchen Papſte unterſtehen. Sie müſſen ſich be⸗ 
ſonders hüten, bei allen wichtigen Angelegenheiten den Entſchlie— 
zungen des apoſtoliſchen Stuhles vorzugreifen.“ 

„Die chriſtlich-demokratiſchen Schriftſteller müſſen, ſowie 
alle übrigen katholiſchen Schriftſteller alle Schriften, welche 
die Religion, die chriſtliche Moral und die natürliche Ethik betreffen, 
nach den Beſtimmungen der Konſtitution Offieiorum et munerum 
(Art. 41) der Präventivzenſur des Ordinarius!) unterbreiten. 
Die Geiſtlichen müſſen nach den Beſtimmungen derſelben 
Konſtitution (Art. 42) auch dann, wenn fie Schriften rein 
wiſſenſchaftlichen Charakters veröffentlichen, die vorherige 
Zuſtimmung des Ordinarius einholen.“ 

„Überdies müſſen ſie alle Anſtrengungen machen und jedes Opfer 
bringen, damit unter ihnen Liebe und Einigkeit herrſche, indem ſie 
beleidigende und tadelnde Ausdrücke unterlaſſen. Wenn Meinungs- 
verſchiedenheiten auftauchen, ſollen ſie ſich, bevor ſie irgend 
etwas in den Zeitungen veröffentlichen, an die kirchliche 
Autorität wenden, welche die Sache nach der Gerechtigkeit 
entſcheiden wird. Wenn ſie von derſelben getadelt worden 
ſind, ſollen ſie ſogleich, ohne Vorbehalt und ohne darüber 
Klage zu führen, gehorchen, wobei es ihnen unbenommen bleibt, 
wenn der Fall es verlangt, ſich in entſprechender Weiſe an die höhere 
Autorität zu wenden.“ 

Auch der Schluß des Aktenſtückes iſt des Abdruckes wert: 

„Mit Unſerer apoſtoliſchen Autorität erneuern Wir aus eigenem 
Entſchluſſe und mit vollem Wiſſen die vorgenannten Fundamental— 
normen in allen ihren Teilen und verordnen, daß ſie an alle 
katholiſchen Komitees, Geſellſchaften und Vereine jeglicher Art geſendet 
werden. Dieſe Vereine müſſen ſie an ihren Sitzen affichieren und 
bei den Verſammlungen oft zur Verleſung bringen. Wir ver— 
ordnen überdies, daß die katholiſchen Journale ſie voll— 


16. 


) Ordinarius — Dibözeſanbiſchof. 
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inhaltlich veröffentlichen und die Erklärung abgeben, die— 
ſelben zu beachten; ſie ſollen dieſelben gewiſſenhaft be— 
obachten; widrigenfalls find ſie ſtrenge zu ermahnen und, 
wenn ſie nach erfolgter Mahnung ſich nicht fügen, ſollen 
fie von der kirchlichen Behörde verboten werden. („Ger— 
mania“ vom 29. Dezember 1903.)“) 

Die Enzyklika vom 11. Juni 1905: 

„Höchſt wichtige Gründe widerraten Uns, Ehrwürdige Brüder, 
von jener Norm abzuweichen, die uns von unſeren Vorgängern 
Pius IX. und Leo XIII. überkommen iſt, wonach in Italien im 
allgemeinen die Teilnahme der Katholiken an den Par— 
lamentswahlen unterſagt iſt. Jedoch aus anderen, ebenſo ſchwer— 
wiegenden Gründen, wenn es ſich um das höchſte Wohl der Geſell— 
ſchaft handelt, die auf alle Fälle gerettet werden muß, kann es 
zugelaſſen werden, daß in einzelnen Fällen von dem Geſetze dis— 
penſiert werde, namentlich wenn ihr, Ehrwürdige Brüder, erkennt, 
daß das Heil der Seelen und die höchſten Intereſſen eurer Kirchen 
dabei auf dem Spiele ſtehen, und ihr darum einkommt. . .. 

„Alles in Chriſto wiederherzuſtellen war immer die 
Deviſe der Kirche und iſt insbeſondere die Unſrige in den angſtvollen 
Zeiten, die Wir erleben. Alles wiederherſtellen, nicht in irgend 
einer Weiſe, ſondern in Chriſto: was im Himmel und was auf 
Erden iſt, in ihm fügt der Apoſtel hinzu, wiederherſtellen in Chriſto, 
nicht bloß was im eigentlichſten Sinne zur göttlichen Sen— 
dung der Kirche gehört, die Seelen zu Gott zu führen, ſondern 
auch, was, wie Wir erklärt haben, aus jener göttlichen 
Miſſion von ſelbſt ſich ableitet: die chrijtliche Geſellſchafts— 
ordnung (eivilta eristiana) mit dem Inbegriff aller ihrer 
Beſtandteile ſowie jedes einzelnen, aus denen ſie gebildet 
wird.?) Mit wahrhaft katholiſcher Geſinnung ſollen die Rechte 


) Als in der deutſchen Zentrumspreſſe Zweifel laut wurden, ob dieſe 
drakoniſchen Beſtimmungen wirklich „für die ganze katholiſche Welt“ Geſetzes— 
kraft beſäßen oder nur für Italien, machte eine auf Befehl des Papſtes er— 
laſſene Note des Kardinalſtaatsſekretärs Merry del Val an den 
Brüſſeler Nuntius dieſem Zweifel ein Ende mit der Erklärung, die Ver— 
pflichtungskraft des „Motu proprio“ erſtrecke ſich auf alle Länder. (Vgl. „Köl— 
nische Volkszeitung“ vom 28. Januar und 15. März 1904.) 

2) Der vom Papſte als Leitmotiv der Enzyklika gewählte Begriff eiviltä 
eristiana, „chriſtliche Geſellſchaftsordnung“, hat eine Nebenbedeutung, 
die auf ſeine Hauptbedeutung erſt das volle Licht fallen läßt: „Civiltä 
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Gottes verteidigt und aufrechterhalten werden und die nicht weniger 
heiligen Rechte der Kirche. . . .. Es bleibt noch ein anderer 
Punkt, Ehrwürdige Brüder, von hoher Wichtigkeit zu berühren übrig, 
nämlich das Verhältnis, welches alle Werke der katholiſchen 
Aktion der kirchlichen Behörde gegenüber zu beobachten 
haben. Alle diejenigen Werke, die direkt dem Seelſorgeamte ihre 
Beihilfe zuwenden und die rein religiöſen, auf das Heil der Seele 
gerichteten Zwecken dienen, ſind ſelbſtverſtändlich der Autorität der 
Kirche und infolgedeſſen auch der Autorität der Biſchöfe unterworfen. 
Aber auch die anderen Werke, die dazu angetan ſind, die 
wahre chriſtliche Kultur in Chriſtus zu erneuern und zu 
fördern, und die die katholiſche Aktion bilden, können ſich 
unter keinen Umſtänden unabhängig von dem Rat und der 
Leitung der kirchlichen Behörden entwickeln, hauptſächlich 
da fie ſich alle nach den Prinzipien der chriftlichen [d. h. fatholifchen] 
Weisheit und Moral aufzubauen haben. . . . Weil aber die Katho— 
liken immer das Banner Chriſti erheben, ſo erheben ſie eben 
damit auch das Banner der Kirche, und es iſt darum ge— 
ziemend, daß ſie das Banner Chriſti aus den Händen der 
Kirche empfangen, daß die Kirche über ſeine makelloſe Ehre wache, 
und daß die Katholiken ſich dieſer mütterlichen Wachſamkeit 
unterwerfen als gelehrige und liebevolle Kindlein.“ 

Ziehen wir, wie bei Leo XIII., ſo auch bei Pius X. das 
Fazit, ſo ergibt ſich: 

1. der gegenwärtige Papſt ſteht, was Kirche und Staat betrifft, 
auf dem Standpunkte Bonifaz' VIII. in der Bulle Unam sanctam. 


eabtoliea" heißt nämlich der Titel der offiziellen in Rom ſerſcheinen— 
den Jeſuitenzeitſchrift, die ſeit mehr als einem halben Jahrhundert 
unter den Augen und mit ausdrücklicher Gutheißung der Päpſte den extremſten 
Ultramontanismus vertritt. Nun iſt, wie ich beſtimmt verſichern kann, der 
Verfaſſer der Enzyklika ein Jeſuit (auch Pius IX. und Leo XIII. 
ließen ihre Rundſchreiben mit Vorliebe von Jeſuiten abfaſſen), der in kluger 
Berechnung, um die Sache nicht von vornherein zu auffällig und zu ein— 
deutig zu machen, ſtatt eiviltä cattolica eiviltä eristiana ſetzte. Gemeint 
war aber das erſtere und zwar im Sinne der von der Zeitſchrift 
„Civiltä cattolica® vertretenen Grundſätze. Denn der Inhalt der 
Enzyklika deckt ſich vollſtändig mit dem Inhalte einer Artikelreihe, die vor 
dem Erſcheinen der päpſtlichen Enzyklika in der „Civiltä cattolica“ ver- 
öffentlicht worden war. liber Sinn und Inhalt der „chriſtlichen Geſellſchafts— 


m 
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ordnung“ ſ. unten S. 62ff. 
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2. Er erklärt ausdrücklich, daß „die politifchen Dinge dem Lehramte 
des höchſten Pontifex unterſtehen“, und daß er die „Herrſchenden“ 
auch in „politiſcher Hinſicht“ zu „lenken“ habe. 3. Er unterwirft 
ſich die ganze Sozialpolitik und richtet für die ſozialpolitiſchen Schrift— 
ſteller das päpſtliche Gehorſamsjoch und die biſchöfliche Präventiv— 
zenſur auf. 4. Er ſchaltet unumſchränkt über angeborene politiſche 
Rechte der Staatsbürger, indem er, je nach ſeinem Belieben, das 
politiſche Wahlrecht gibt oder nimmt. 5. Er verlangt die Durch— 
führung „der chriſtlichen d. h. der katholiſchen Staats- und Geſellſchafts— 
ordnung.“ 


Nach den neuzeitlichen Päpſten die neuzeitlichen Theologen. 
Ihre Ausführungen laſſen die päpſtlich-programmatiſchen Sätze erſt 
in ihrer ganzen Tragweite hervortreten. 

Ich beginne mit Theologen des Jeſuitenordens (vgl. oben 
S. 27f. die Lehren der Jeſuiten Molina, Bellarmin und Suarez). 

Die „Civilta cattoliea“:!) „Das Ziel der bürgerlichen Geſellſchaft 
oder des Staates iſt ausſchließlich das zeitliche Glück. Dieſes iſt 
aber bei dem Menſchen, der eine unſterbliche Seele hat, dem ewigen 
Glücke untergeordnet, zu welchem die Kirche und nur die Kirche 
führt. Bei dem Menſchen, der zugleich Chriſt und Staatsbürger iſt, 
ſteht die Pflicht, der Kirche zu gehorchen, höher, als die Pflicht, dem 
Staate zu gehorchen, denn man muß Gott mehr gehorchen als den 
Menſchen. Mithin iſt die Gewalt des Staates der Gewalt 
der Kirche untergeordnet. Die Unterordnung des Staates unter 
die Kirche iſt aber nicht bloß durch die Vernunft geboten. Es iſt 
dies auch die gewöhnliche Lehre der Väter und Lehrer der Kirche 
[der consensus theologorum; |. oben S. 35 Anm.] .. . Endlich 
lehrt Papſt Bonifaz VIII. in feiner dogmatiſchen Bulle Unam 
sanetam, indem er die beiden Gewalten mit den im Evangelium 


) Die „Civiltà cattolica“ iſt das offizielle Organ des Jeſuiten— 
ordens und das anerkannte Sprachrohr des Vatikans. Pius IX. 
verlieh ihr dieſen Charakter in einem Breve vom 12. Februar 1866, ſo daß 
die „Civilta cattolica“ von ſich ſelbſt ſchreiben konnte: „Wir ſind zwar nicht 
die Urheber der päpſtlichen Gedanken, nicht unſere Inſpirationen ſind es, 
nach denen Pius IX. redet und handelt, aber wir ſind allerdings das 
getreue Echo des römiſchen Stuhles.“ (Beilage zur „Allgem. Zeitung“ 
vom 19. und 20 Nov. 1869.) Vgl. auch oben S. 60f. die Stellung der „Ci- 
viltä cattolica“ zu Pius X.) 
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erwähnten beiden Schwertern vergleicht, ausdrücklich, daß die welt 
liche Gewalt der geiſtlichen unterworfen ſein müſſe. Und indem er 
die entgegengeſetzte Anſicht als manichäiſch bezeichnet, als wenn es 
nicht ein, ſondern zwei Prinzipien der Dinge gäbe, definiert und 
erklärt er es als nötig zum Seelenheil für jede menſchliche Kreatur, 
dem römiſchen Papſte unterworfen zu ſein. Wir können es alſo nur 
als exorbitant bezeichnen, wenn Tagliaferri die Anſicht von der 
Unterordnung des Staates unter die Kirche einer Partei zu— 
ſchreibt; ſie iſt die Lehre der ganzen lehrenden Kirche.“ 

„Die Kirche ſtützt ſich immer auf das evidente Recht, und es 
kann nie vorkommen, daß es ihr einfalle, etwas Ungerechtes zu ver— 
langen. Was alſo augenſcheinlich zur Domäne des Staates gehört, 
wie die rein bürgerlichen und politiſchen Angelegenheiten, das iſt 
vollkommen geſichert gegen jede Gefahr des Eingriffes von ſeiten der 
kirchlichen Gewalt. Bei den Berührungspunkten iſt allerdings 
die Grenzlinie nicht immer klar erkennbar. Aber auch hier 
iſt ein Streit zwiſchen Staat und Kirche unerlaubt. Denn 
weil jener dieſer untergeordnet iſt, hat nach ehrfurchts— 
vollen Remonſtrationen und vernünftigen Diskuſſionen 
immer die Kirche den entſtandenen Streit zu entſcheiden, 
und es ſteht dem Staate ebenſowenig zu, ſich dieſer Ent— 
ſcheidung zu widerſetzen, wie einem niederen Gerichtshofe, 
ſich gegen die Entſcheidung eines höheren aufzulehnen. 
Man wende nicht ein, der Richter könne ſich irren. Denn erſtens 
gäbe es, wenn dieſe Einwendung gälte, kein Mittel, Streitigkeiten 
auch auf dem bürgerlichen Gebiete zu entſcheiden. Zweitens handelt 
es ſich bei der beſagten Entſcheidung der Kirche entweder um eine 
allgemeine Regel oder um die Anwendung einer ſolchen auf einen 
beſonderen Fall. Was das erſte betrifft, ſo kann Gott nicht zulaſſen, 
daß die Kirche in einen verderblichen Irrtum falle, wie nicht hin— 
ſichtlich der Lehre, ſo auch nicht hinſichtlich des Handelns; die Uſur— 
pation der Rechte eines anderen würde aber ein verderblicher Irrtum 
ſein. Gott hat die Kirche zur Lehrerin der Wahrheit und Gerechtig— 
keit gemacht; was ſie alſo als allgemeine Regel in ſonſt zweifelhaften 
und dunklen Materien definiert, das kann nicht irrig ſein. Darum 
iſt auch im Syllabus unter Nr. 23 der Satz verdammt: „Römiſche 
Päpſte und ökumeniſche Konzilien haben die Grenzen ihrer Gewalt 
überſchritten und Rechte der Fürſten ufurpiert.‘ Was aber die An— 
wendung einer allgemeinen Regel auf einen beſonderen Fall betrifft, 
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ſo kann allerdings die kirchliche Autorität eine minder gerechte Ent— 
ſcheidung treffen, aber in einem ſolchen ſehr ſeltenen Falle ſteht 
einerſeits der Rekurs an die Kirche ſelbſt offen, die ſtets bereit iſt, 
den Gründen des anderen Teils gerecht zu werden, anderſeits kann 
das in einem ſolchen Falle erlittene Unrecht niemals der Art ſein, 
daß es ſchwerer wöge als das Übel eines Kampfes gegen die eigene 
Mutter, verbunden mit dem Argernis und der Verwirrung der ganzen 
Geſellſchaft der Gläubigen. Darum iſt in einem ſolchen Falle die 
Vorſchrift zu befolgen, welche Karl der Große!) feinen Untertanen 
gab: aus Ehrfurcht vor dem heil. Petrus ſolle man, ſelbſt wenn 
der heil. Stuhl ein kaum zu ertragendes Joch auflege, dieſes mit 
frommer Ergebung dulden. Es iſt durchaus vernunftgemäß, daß 
man den Verluſt eines geringeren Gutes erträgt, um das größere 
Gut unverſehrt zu erhalten.“ 

„Die chriſtlichen Grundſätze bezüglich des Verhältniſſes der Kirche 
zum Staate find in dem Satze des heil. Thomas enthalten: ‚Die 
weltliche Gewalt iſt der geiſtlichen untergeordnet wie der 
Leib der Seele; und darum iſt es keine Uſurpation, wenn 
ein geiſtlicher Vorgeſetzter in weltliche Dinge eingreift‘. 
Man muß dabei drei Arten von Angelegenheiten unterſcheiden. 
Erſtens die rein geiſtlichen, wie den Gottesdienſt, die Spendung der 
Sakramente, die Predigt des Wortes Gottes; dieſe ſtehen natürlich 
ausſchließlich unter der kirchlichen Autorität. Zweitens die ge— 
miſchten Angelegenheiten, wie z. B. die Ehe, das Begräbnis, 
die Wohltätigkeitsanſtalten; dieſe ſtehen unter beiden Gewalten, aber 
ſo, daß die kirchliche Autorität den höchſten Rang einnimmt 
und direkt interveniert, um das zu verbeſſern und zu 
annullieren, was die bürgerlichen Geſetze etwa bezüglich 
dieſer Dinge in Widerſpruch mit den göttlichen oder kano— 
niſchen Geſetzen anordnen. Endlich die rein weltlichen Angelegen— 
heiten, wie das Militärweſen, die Steuern, die bürgerlichen 
Gerichte. Wiewohl dieſe direkt nur unter der Staatsgewalt ſtehen, 
können fie indirekt, ratione peccati, auch unter die kirch— 
liche Jurisdiktion fallen, dann nämlich, wenn die darauf bezüg— 
lichen Geſetze die Unſittlichkeit befördern oder irgendwie dem geiſt— 
lichen Wohle der Völker ſchaden. In dieſem Falle können und 
müſſen die von der bürgerlichen Gewalt erlaſſenen Geſetze 


) Wo Karl d. Gr. dieſe Weiſung gab, iſt nicht geſagt. 
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durch die kirchliche Autorität korrigiert und außer Kraft 
geſetzt werden. Denn es ſteht der kirchlichen Autorität zu, die 
öffentlichen Sünden zu verhüten und die Hinderniſſe auf dem Wege 
des ewigen Heiles, zu welchem ſie die Gläubigen zu führen hat, zu 
beſeitigen. So haben denn auch beſtändig die Päpſte ge— 
handelt, bis auf Pius IX. herab, welcher wiederholt ver— 
ſchiedene, von europäiſchen Parlamenten beſchloſſene Geſetze 
verworfen und anulliert hat.“ 

„Der gemäßigte Liberalismus behauptet nicht, wenigſtens nicht 
ausdrücklich, die Suprematie des Staates, ſondern ſeine völlige Un— 
abhängigkeit von der Kirche. Er leugnet nicht die übernatürliche 
Ordnung, aber er ſchließt dieſe von der politiſchen Ordnung der Ge— 
ſellſchaft aus. Obſchon weniger entſetzlich, iſt er nicht weniger abſurd 
als der abſolute Liberalismus. Während dieſer im Atheismus be— 
gründet iſt, iſt jener im Dualismus begründet; er leugnet nicht die 
Eriſtenz, aber die Einheit Gottes. Das entnehmen wir aus der 
dogmatiſchen Bulle Unam sanctam, in welcher Bonifaz VIII. 
den Anhängern der abſoluten Autonomie des Staates vorwirft, ſie 
ſetzten zwei höchſte Prinzipien der Welt voraus. Darum könnten 
dieſe Liberalen paſſend als neue Manichäer bezeichnet werden. Jede 
Geſellſchaft, welche es auch ſein mag, iſt der Kirche unter 
worfen und muß von ihr Norm und Leitung erhalten.“ 

„Der Staat hat nur eine relative Unabhängigkeit. In den 
Dingen, welche an ſich und direkt bloß auf das zeitliche Wohlſein 
Bezug haben (wie die Finanzen, das Heer, Handel, Friede unter 
den Untertanen, Beziehungen zu anderen Völkern), handelt der Staat 
motu proprio und als höchſte Gewalt. Aber in den Dingen, welche 
direkt und an ſich die Frömmigkeit, die Gerechtigkeit, die Sitten be— 
treffen, muß ſich der Staat den von der Kirche feſtgeſetzten Normen 
fonformieren, und in den Dingen, welche, wie geſagt, zu 
ſeinem Bereiche gehören, hat er die negative Pflicht, nichts 
zu tun, was der Sittlichkeit der Untertanen und dem Gott 
gebührenden Gehorſame ſchadet. Geſchähe das Gegenteil, 
ſo hätte offenbar die Kirche das Recht, das zu korrigieren 
und zu annullieren, was ungerechter- und unſittlicherweiſe, 
wenn auch in zeitlichen Dingen, angeordnet wäre.“ 

„Der Katholizismus behauptet die Notwendigkeit der Harmonie 
zwiſchen Kirche und Staat, aber die Notwendigkeit derjenigen 
Harmonie, welche aus der Unterordnung des Staates unter 

Moderner Staat und römiſche Kirche. 5 
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die Kirche hervorgeht. (Suarez de legibus J. V, c. 9. Thom. 
de reg. princ. 1.1, c. 14, p. 21.) Bonifaz VIII. lehrt dies aus⸗ 
drücklicher als irgend ein anderer Papſt in ſeiner dogmatiſchen Bulle 
Unam sanctam. Er beginnt damit, die Einheit der Kirche, jener 
großen und allgemeinen Geſellſchaft, zu lehren, in welcher alle 
Gläubigen in Chriſtus nur Einen Leib bilden. Denn, fügt er bei, 
dieſer eine Leib müſſe notwendig ein Haupt haben; dieſes ſei unſicht— 
bar Chriſtus, ſichtbar der Papſt. Wenn das Haupt eines iſt, muß 
ihm alles unterworfen ſein, was irgendwie zu dieſem Leibe gehört. 
Das weltliche Schwert, das Symbol der bürgerlichen Autorität, muß 
alſo dem geiſtlichen Schwerte, dem Symbol der kirchlichen Autorität, 
unterworfen ſein. Dieſe Autorität iſt peremtoriſch und darf 
ſich ihr kein aufrichtiger Katholik entziehen.“) 

„In die Kirche treten Individuen und Nationen ein; die einen 
wie die anderen ſind dem Geſetze Chriſti unterworfen, welches an— 
gewendet und erklärt wird durch die Hirten der Kirche, namentlich 
durch den Stellvertreter Petri und Chriſti. Zwiſchen Individuen und 
dem Staate darf nicht unterſchieden werden; beide haben dieſelbe 
Verpflichtung: Der Regent iſt nicht für ſich, ſondern für die regierte 
Menge. Darum muß er ſein Handeln ſo einrichten, daß es den 
Bedürfniſſen und dem Wohlſein der Untertanen entſpricht und die 
Erfüllung ihrer Pflichten und die Erreichung ihres Zieles, welches 
ſie als Menſchen haben, nicht hindert, ſondern fördert. Wenn alſo 
das Bedürfnis und das Wohlſein derſelben und die Stimme 
der Pflicht bei ihnen Unterwerfung und Gehorſam gegen 
die Kirche erheiſcht, ſo kann der Regent bei der Ordnung 


) Anmerkung der Oiviltä: „Einige liberale Blätter haben es 
getadelt, daß wir dieſe Bulle eine dogmatiſche genannt. Aber fie iſt 
dieſes offenbar, mag man auf ihren Inhalt ſehen oder auf die 
Autorität, von welcher ſie emaniert iſt. Der Papſt redet in derſelben 
zur ganzen Kirche, und zwar in ſeiner Eigenſchaft als Lehrer, indem er ſehr 
wichtige doktrinelle Punkte behandelt, zu denen gewiß das Verhältnis zwiſchen 
Kirche und Staat gehört. Endlich ſchließt er die Bulle mit einer ausdrück— 
lichen Definition. Was die Autorität der Bulle betrifft, ſo hat ſie nicht nur 
die Bonifaz' VIII., die allein genügen würde, ſondern auch die 
Leos X., der ſie in der Bulle beſtätigt hat, in welcher er die pragmatiſche 
Sanktion verdammte und annullierte. Endlich hat ſie die Billigung eines 
allgemeinen Konzils, des 5. Lateranenſiſchen. Iſt nun eine Bulle nicht dog— 
matiſch, die von zwei Päpſten erlaſſen iſt mit Billigung eines allgemeinen 
Konzils, und welche eine ſolenne Definition enthält?“ 
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und Leitung des ſozialen Lebens ſeiner Untertanen davon 
nicht abſehen. Das gilt ſelbſtverſtändlich von jedem Staate, 
auch wenn der Regent heterodox fein ſollte, um wie viel 
mehr, wo derſelbe Katholik iſt.“ 

„Die Kirche iſt ein wahres Reich, das Reich Gottes auf Erden, 
deſſen unſichtbarer Monarch Chriſtus, deſſen ſichtbarer Monarch der 
Papſt iſt. . . . Dieſes Reich Chriſti iſt das fünfte Reich bei Daniel. 
Das römiſche Reich, ſagt Thomas (zu 2. Theſſ. 2) iſt nicht unter— 
gegangen, ſondern aus einem zeitlichen Reiche in ein geiſtliches um— 
gewandelt. Rom fährt fort, den Völkern zu gebieten, nicht mit 
Waffengewalt, aber kraft der Religion: quidquid non possidet armis, 
religione tenet. Es iſt die Metropole des ganzen Weltalls und als 
ſolche die Königin der Nationen. Daraus ergibt ſich, daß die ganze 
Welt das eigentümliche Gebiet dieſes Reiches iſt, da dasſelbe be— 
ſtimmt iſt, das ganze Menſchengeſchlecht in ſeinem Schoße zu ver— 
ſammeln. . . . Jeder Menſch hat die Pflicht, ein Untertan dieſes 
Reiches zu werden. Chriſtus ſelbſt hat die Kirche mit Autorität über 
alle Menſchen bekleidet. Dieſe Sorge erſtreckt ſich auch auf die un— 
gläubigen Völker, welche freilich nicht aktuell, aber potentiell Unter— 
tanen der Kirche ſind. Was die Gläubigen betrifft, welche 
durch die Taufe Mitglieder dieſer geiſtigen Geſellſchaft ge— 
worden ſind, ſo hat die Kirche über ſie eine aktuelle 
Gewalt in ihrer ganzen Ausdehnung. Darum hat mit Recht 
die Kongregation des h. Offiziums in einem von Innocenz X. 
gutgeheißenen Dekrete vom Jahre 1644 den Satz als häretiſch und 
ſchismatiſch verdammt, daß die Päpſte, wenn fie ihre Konſtitutionen 
nach Orten ſenden, die anderen weltlichen Fürſten untertan ſind, 
Geſetze auf einem ihnen nicht gehörenden Gebiete promulgierten. 
Wie jedes chriſtliche Land dem Laienfürſten bezüglich der bürger— 
lichen Ordnung gehört, ebenſo und noch mehr (a piu forte ragione) 
gehört es dem Kirchenfürſten bezüglich der religiöſen Ord— 
nung. Die Autorität der Kirche iſt die Autorität Chriſti ſelbſt, 
welcher die Gläubigen durch ſeinen Statthalter regiert. Jeder Ge 
taufte iſt darum dem Papſte mehr untertänig, als irgend 
welchem irdiſchen Regenten. Jene Unterwerfung iſt eine geiſt— 
liche, aber darum umfaßt ſie den Menſchen mehr als irgend welche 
materielle Unterwerfung, da der Hauptteil des Menſchen die Seele 
und nicht der Leib iſt.“ 

„Man kann nicht ſagen, die weltliche Gewalt könne ſich wenig 

5* 
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ſtens indirekt in geiſtliche Sachen einmengen, ſofern dieſe gegen die 
bürgerliche oder politiſche Ordnung verſtoßen (offendessero Tor: 
dine etc.). . . . Denn nicht die Kirche iſt dem Staate, ſondern der 
Staat iſt der Kirche untergeordnet, darum hat nicht der Staat 
eine indirekte Gewalt über die Kirche, aber die Kirche eine in— 
direkte Gewalt über den Staat bezüglich der rein welt— 
lichen Ordnung. So kann ſie die bürgerlichen Geſetze und 
die weltlichen Urteile der Gerichte (le sentenze del foro 
secolare) korrigieren und annullieren, wenn ſie dem geiſt— 
lichen Wohle zuwider ſind; ſie kann dem Mißbrauch der 
Erekutivgewalt und der Waffen ſteuern oder den Gebrauch 
derſelben befehlen, wenn die Verteidigung der chriſtlichen 
Religion es erheiſcht. Das Tribunal der Kirche iſt höher 
als das bürgerliche, das höhere Tribunal kann aber die 
Sachen des niederen revidieren, in keiner Weiſe dagegen 
das niedere die Sachen des höheren. Bezüglich der Urteile iſt 
die von Bonifaz VIII. in der dogmatiſchen Bulle Unam sanctam 
aufgeſtellte Regel zu beobachten: Si deviat terrena potestas, Judi- 
cabitur a potestate spirituali“ (Ser. 7, vol. 5, pp. 139. 148. 276. 
280; S. 7, vol. 5, p. 647; S. 7, vol. 6, p. 19; S. 6, vol. 7, p. 275 
S. 7, vol. 6, pp. 291. 301.) 

Der Jeſuit Liberatore) (La Chiesa e lo Stato, Napoli 1871): 
„Mag man den Staat erheben, wie man will, mag man ſeine Hoheit 
noch ſo ſehr ſteigern, ſeine Unterordnung unter die Kirche kann 
nicht in Abrede geſtellt werden. Alles, was den Menſchen 
angeht, muß von der Kirche geregelt werden; der Soldat iſt in ihr 
mit ſeinen Waffen, der Rechtsgelehrte mit ſeinem Rechtskoder, der 
Schriftſteller mit ſeiner Feder, der Profeſſor mit ſeinem Lehrſtuhl, 
der König mit ſeiner Krone, der Familienvater mit ſeinem häuslichen 
Szepter, der Bürger mit allen ſeinen ſozialen Beziehungen. Dem 
Papſte müſſen die bürgerlichen Herrſcher untergeordnet 
ſein. Derjenige [der Bapft], der von Gott eingeſetzt iſt, um Völker 
und Könige, Individuen und Nationen zu richten und in deſſen 
Perſon eine Macht höchſten und göttlichen Ranges Fleiſch angenommen 
hat, kann nicht irgend einer irdiſchen Hoheit unterworfen ſein. Der 


) Der vor wenigen Jahren verſtorbene Liberatore genießt innerhalb 


des Katholizismus außerordentliches Anſehen; vgl. unten S. 106 die Be— 


ſprechung des Buches, dem die obigen Stellen entnommen ſind, durch die 
deutſche Zeitſchrift „Der Katholik“. 
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Papſt iſt von Gott auf den Gipfel jeglicher Souveränität erhoben. 
Die Ausübung der Autorität des politiſchen Herrſchers iſt 
dem Papſte unterworfen, ſo daß er in Hinſicht des geiſt— 
lichen Zweckes ſie leiten und zuweilen ihre Handlungen 
vorſchreiben oder verbieten muß. Der Papſt iſt der höchſte 
Richter der bürgerlichen Geſetze. Die ganze Welt iſt ein dem 
Papſte eigentümlich gehöriges Territorium, darum hat die h. Kon— 
gregation des h. Offizium durch ein von Innozenz X. approbiertes 
Dekret den Satz als häretiſch verworfen, die Päpſte veröffentlichten 
Dekrete in einem ihnen nicht gehörigen Territorium, wenn ſie ihre 
Bullen an Orten bekannt machen, die der Herrſchaft anderer welt— 
licher Fürſten unterworfen find. Alle Menſchen find Untertanen des 
Papſtes, die Getauften aktuell, die Ungetauften potenziell, daraus 
folgt für jeden Menſchen ein doppeltes Untertanen verhältnis. Be— 
züglich der Deutſchen, der Franzoſen, der Belgier, der Spanier und 
aller, welche teil haben an der Kirche Chriſti iſt es durchaus wahr, 
daß ſie zwei Souveräne haben, einen weltlichen, der in Wien, 
Paris, Madrid reſidiert, und einen geiſtlichen, der in Rom reſidiert. 
Der weltliche Fürſt hört auch als Fürſt nie auf, ein Unter— 
tan des Papſtes zu ſein, noch hört die politiſche Autorität des 
einen jemals auf, der geiſtlichen Autorität des andern untergeordnet 
zu ſein. Jeder Katholik iſt mehr und in innigerer Beziehung ein 
Untertan des Papſtes, als ſeines angeſtammten Herrſchers“ (a. a. O. 
S. 8. 17. 18. 25. 26. 34. 35. 354. 355. 392. 395. 401). 

Der Jeſuit von Hammerſtein!) („Kirche und Staat“, 
Freiburg 1883)! 

„Das Syſtem, zu welchem wir uns hinſichtlich der 
Grundverfaſſung des chriſtlich-ſozialen Gebäudes bekennen, 
iſt das der indirekten Gewalt der Kirche in zeitlichen 
Dingen. Rein weltlicher Natur iſt im allgemeinen das Beamten— 
weſen des Staates, die Erziehung der Beamten, obſchon 
hier die Kirche wegen der religiöſen und ſittlichen Er— 


) Freiherr Ludwig von Hammerſtein, ein Vetter des früheren 
preuß. Landwirtſchaftsminiſters, trat von der evangeliſchen Kirche zur katho— 
liſchen über und ſchloß ſich dem Jeſuitenorden an. Er war im Jeſuiten— 
orden Profeſſor des kanoniſchen Rechts. Die letzten 20 Jahre ſeines Lebens 
(er ſtarb 1905) lebte er als Berater des Biſchofs Korum in Trier. 
Hammerſtein gehört zu den fruchtbarſten und geleſenſten Schriftſtellern des 
Jeſuitenordens. 
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ziehung leicht beteiligt fein wird, das Militärweſen, die 
Staatsfinanzen, obſchon auch hier aus dem Geſichtspunkte 
der Sünde ein Einſchreiten der Kirche denkbar wäre. Die 
Kirche hat nicht die weltlichen Sachen zu beſorgen, wohl aber die 
Eingliederung des Weltlichen iſt das Geiſtliche. Denn eingegliedert 
muß werden, und jede andere Eingliederung als dieſe iſt unſtatthaft. 
Die Kirche beſitzt das Recht, nötigenfalls die Grenzregulierung zwiſchen 
Staat und Kirche zu treffen; indirekt iſt ihr hierdurch auch die Auf— 
gabe verliehen, die Grenzen des ſtaatlichen Rechtsgebietes zu be— 
ſtimmen. Umgekehrt hat die Kirche nichts zu tun mit den modernen 
Feuerverſicherungsgeſellſchaften, es ſei denn, daß beſondere 
Umſtände ſie der indirekten Gewalt der Kirche über zeit— 
liche Dinge unterſtellen“ (a. a. O. S. 118. 119. 120. 121. 
133. 163). „Die Kirche hat das Recht, unabhängig von jeder 
ſtaatlichen Verleihung ihre Angehörigen, ſoweit das Bedürfnis es 
erheiſcht, zu beſteuern. Sie beſitzt das Recht der Expropriation, 
falls z. B. der Bau eines gottesdienſtlichen Gebäudes es erfordert. 
Weit eher könnte die Kirche die Finanzen des Staates beauf— 
ſichtigen wollen, als umgekehrt; denn der Kirche gebührt (Hierin) 
wenigſtens irgendwelche, dem Staate aber keinerlei Superiorität. 
Welche Entrüſtung indes würde einen Bürgermeiſter oder Landrat 
erfüllen, wenn ein Pfarrer ſich einſtellte, ſeine Rechnungen zu revi— 
dieren und zu verlangen, daß an den Regierungsgebäuden keinerlei 
Reparaturen vorgenommen würden ohne zuvorige kirchliche Erlaubnis 
Und doch iſt das viel tollere umgekehrte Verhältnis vielfach 
ſo zur Gewohnheit geworden, daß man kaum etwas Befremdendes 
darin findet, wenn zum Bau von Kirchen zuvor die ſtaatliche Ge— 
nehmigung eingeholt wird. Die Kirche kann, ſo gut wie der Staat, 
neue Rechtsſubjekte ſchaffen, indem fie den einzelnen Diözeſen, 
Pfarreien, Klöſtern, Spitälern uſw. juriſtiſche Perſönlichkeit oder 
Korporationsrechte verleiht. Sache des Staates iſt es, die von 
der Kirche geſchaffenen juriſtiſchen Perſonen anzuerkennen und als 
ſolche zu behandeln. Dieſe aber ſind in vollſtändigſter Weiſe Rechts— 
ſubjekte ſchon vor jener Anerkennung durch die weltliche Macht 
(a. a. O. S. 158 173). 

Aus der lateiniſchen Ausgabe desſelben Werkes, das, wie der 
Verfaſſer in der Vorrede ſagt, übereinſtimmt mit den Lehren 
der Enzyklika Leos XIII. vom 1. November 1885, Immortal 
Dei: „Der Papſt als Papſt, nicht weil er Fürſt eines Landes, 
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ſondern weil er Haupt der Kirche iſt, muß als Monarch anerkannt 
werden, deſſen Reich jo weit ſich erſtreckt wie die Kirche, der herrſcht 
von Meer zu Meer‘, der auf dem ganzen Erdkreis die kirchlichen 
Angelegenheiten mit abſoluter Unabhängigkeit ordnet, der in den 
einzelnen Staaten auch die weltlichen Dinge indirekt be— 
herrſcht. Das bürgerliche Privatrecht und das Prozeßrecht 
unterſtehen der Kirche. Sache der Kirche iſt es, die einzelnen 
Staaten über ihr Verhältnis zueinander und zu ihren Untertanen zu 
unterweiſen. Die einzelnen Gläubigen müſſen die Kirche, d. h. die 
Prieſter fragen, ob ſie einem vom Staate erlaſſenen Geſetz gehorchen 
dürfen. Auch die Geſetzgeber haben ſich in zweifelhaften 
Fällen an die Kirche zu wenden. Will ein Staat mit einem 
andern Krieg führen, und beſteht ein Zweifel über die Erlaubtheit 
der Krieges, jo iſt er verpflichtet (obligatur), die Kirche zu 
fragen. Ebenſo müſſen die einzelnen, die am Kriege teilnehmen 
ſollen (die Soldaten), die Prieſter fragen, ob es ihnen erlaubt iſt. 
Jedes chriſtliche Volk iſt einer doppelten Herrſchaft unterworfen: der 
Herrſchaft ſeiner politiſchen Obrigkeit und der geiſtlichen Herrſchaft 
der katholiſchen Kirche. Dieſer doppelten Gewalt unterſtehen wie die 
Menſchen, ſo auch die Sachen und die Handlungen. Keine dieſer 
beiden Gewalten iſt allmächtig, d. h. keine beſitzt unbeſchränkte Rechte, 
ſondern beiden ſind die Grenzen ihrer Macht vorgezeichnet durch 
Gottes Anordnung und durch die Beſchaffenheit ihrer Ziele. Es war 
aber nicht möglich, daß Chriſtus, als er ſeine Kirche gründete, die 
Grenzen ihrer Gewalt für alle Zeiten und bis in die kleinſten 
Einzelheiten hinein im voraus feſtſetzte. Denn andere Zeiten erheiſchen 
andere Geſetze. Deshalb war es geboten, daß Chriſtus bei Gründung 
der Kirche jemand mit dem Rechte betraute, die Grenzen der kirch— 
lichen Gewalt je nach den verſchiedenen Zeiten und Orten anzugeben. 
Wer anders könnte das aber ſein, als derjenige, dem er 
geſagt hatte: Was immer du bindeſt auf Erden, wird 
auch im Himmel gebunden ſein? Eine freundſchaftliche Ver— 
ſtändigung zwiſchen Kirche und Staat iſt gewiß ſehr zu wünſchen 
und wurde von der Kirche ſtets angeſtrebt; aber ſie iſt nicht immer 
möglich. Dafür aber, daß die Grenzbeſtimmung dem Staate von 
Chriſtus übertragen worden ſei, finden wir keine Anzeichen. Eine 
dritte Gewalt, neben Kirche und Staat, die etwa die Grenzen feſt— 
ſetzen könnte, gibt es nicht, und ſelbſt wenn ſie vorhanden wäre und 
durch Grenzanweiſung ihre Bindegewalt betätigen würde, ſo müßte 
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dies „Binden“ doch wieder „gelöſt“ oder anders geſtaltet werden 
können von jener Gewalt, der geſagt wurde: „Was immer du auf 
Erden gebunden haben wirſt, wird auch im Himmel gebunden ſein, 
und was immer du auf Erden gelöſt haben wirſt, wird auch im 
Himmel gelöſt ſein.“ Es bleibt alſo nur die Annahme übrig, daß 
die Worte: „Was immer du gebunden haben wirſt“, uſw. auch die 
Gewalt enthalten, die genaue Grenzbeſtimmung zwiſchen Kirche und 
Staat vorzunehmen, wo ſie ſich aus der Natur der Sache nicht genau 
ergibt. Auf zweifache Weiſe ſteht alſo der Kirche zu, die 
Grenzen zwiſchen ſich und dem Staate zu ziehen. Erſtens 
kraft ihrer Lehrgewalt kann ſie erklären, welche Grenzen 
ſich aus den Anordnungen Chriſti oder aus der Natur der 
Sache ergeben; zweitens kraft ihrer Herrſchgewalt (imperium) 
kann ſie neue Grenzen ziehen, wenn ſich aus den Beſtim⸗ 
mungen Chriſti oder aus der Natur der Dinge die Grenzen 
nur unbeſtimmt erkennen laſſen. Dies letztere trifft bei den 
Immunitäten zu, worunter man die Befreiung kirchlicher Perſonen 
und Dinge von der bürgerlichen Gewalt verſteht, der ſie unterworfen 
wären, wenn nicht auf die angegebene Weiſe Chriſtus ſelbſt oder die 
Kirche ſie ihr entzogen hätten. Übrigens ſind die Immunitäten 
mehr, als man gewöhnlich glaubt, in der unmittelbaren Anordnung 
Chriſti begründet; und obwohl nicht alles niedergeſchrieben worden 
iſt, was Chriſtus getan oder gelehrt hat, ſo findet ſich doch für die 
Immunität ein klarer Hinweis in der Hl. Schrift: „Zu Petrus 
traten einſt die Einnehmer der Didrachma-Steuer und ſprachen: 
Zahlt dein Meiſter die Didrachma nicht? Petrus antwortete: Doch. 
Als er nun in das Haus trat, ſprach Jeſus zu ihm: Was dünkt dir, 
Simon? Vom wem erheben die Könige Abgabe und Steuer? Von 
ihren Söhnen oder von anderen? Petrus erwiderte: Von anderen. 
Jeſus ſprach: Alſo ſind die Söhne frei. Damit wir aber kein 
Argernis geben, geh ans Meer, wirf die Angel aus und nimm den 
erſten Fiſch, der ſich feſthakt. In feinem Maule wirft du einen 
Stater finden; den gib ihnen für dich und mich.“ Mit Recht hat 
man aus dieſem Vorgang ſtets gefolgert, daß mach Chriſti Worten 
die Geiſtlichen nicht wie die übrigen Menſchen zu öffent— 
lichen Abgaben gezwungen werden können. Chriſtus befahl 
nämlich dem Petrus, den Stater zu zahlen, nicht weil Chriſtus und 
Petrus dazu verpflichtet geweſen wären, ſondern damit die Menſchen, 


die Chriſti und Petri Würde nicht kannten, kein Argernis nähmen 
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an der Verweigerung der Abgabe. Durchaus billig iſt es nämlich, 
daß diejenigen, die ſich der wichtigſten Seite des öffentlichen Wohles, 
der geiſtlichen Seite, ganz widmen, die vielleicht oft all ihr Geld und 
Gut den Armen oder anderen nützlichen Zwecken zuwenden, nicht wie 
die übrigen dazu angehalten werden, noch außerdem an den öffent— 
lichen Laſten teil zu nehmen. Die Immunitäten werden eingeteilt 
in perſönliche, ſachliche und örtliche. Die perſönliche Immunität 
entzieht die geſamte Geiſtlichkeit, einſchließlich der reli— 
giöſen Orden und Genoſſenſchaften, der weltlichen Obrig— 
keit; die Geiſtlichen ſind gleichſam exterritorial; ſie ſind 
weder der geſetzgeberiſchen, noch der richterlichen, noch der 
vollziehenden Gewalt der Staaten, in deren Gebiet ſie 
leben, unterworfen. Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, die 
bürgerlichen Geſetze zu beobachten, ſoweit dieſe Geſetze 
dem kanoniſchen Recht nicht widerſtreiten. Dieſe Ver— 
pflichtung iſt aber nicht eine vor dem weltlichen Gericht er— 
zwingbare. Nur dann können die Geiſtlichen vom weltlichen 
Richter beſtraft werden, wenn ſie aus gerechten Gründen von der 
Kirche der weltlichen Gewalt überliefert worden ſind. Ahnlich wie die 
perſönliche Immunität die Perſonen, ſo entzieht die ſachliche 
Immunität die kirchlichen und geiſtlichen Sachen der bürger— 
lichen Gewalt und der Steuerverpflichtung. Die örtliche 
Immunität endlich ſchließt das Aſylrecht ein, wodurch Kirchen 
und andere heilige Orte jeder ſtrafrichterlichen Tätigkeit entrückt ſind“ 
(a. a. O. S. 152 — 154; 166 — 170). 

Der Jeſuit Coſta-Roſetti)) (Institutiones Ethicae et Juris 
naturae, p. 682 684): „In einzelnen Fällen, z. B. bei der Ehe, 
dem Begräbnisweſen, den frommen Stiftungen kann die lirch— 
liche Gewalt die ſtaatlichen Geſetze nicht bloß indirekt, ſondern direkt 
verbeſſern oder auch aufheben. Wenn ſich die ſtaatlichen Geſetze 
auf rein weltliche Dinge beziehen, z. B. Preisfeſtſetzung für Kauf— 
waren oder Anſtellung von Richtern, dann können dieſe 
Geſetze nur indirekt durch den Papſt geändert werden, wenn 
ſie nämlich in ſich ſündhaft ſind oder zur Sünde führen. Der 
Papſt hat das Recht, alle Streitigkeiten, die zwiſchen welt— 
lichen Fürſten und geiſtlichen Würdenträgern über die 

) Coſta-Roſetti war Profeſſor der Ethik in der „öſterreichiſchen 
Ordensprovinz“. 
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Grenzen ihrer beiderſeitigen Befugniſſe und über gemifchte 
Angelegenheiten entſtehen, durch ſeinen Machtſpruch zu ent— 
ſcheiden (suo imperio dirimere)“. 

Der Jeſuit Cathrein:) „Das an und für ſich richtige Ver— 
hältnis zwiſchen Staat und Kirche beſteht in freundnachbarlichem Zu— 
ſammenwirken. Es iſt klar, daß in ſolchen Dingen, welche rein 
weltlicher oder politiſcher Natur ſind, der Staat und in ſolchen, 
welche rein kirchlichen Charakter haben, die Kirche unabhängig und 
ſouverän iſt. Die Selbſtändigkeit des Staates in rein welt— 
lichen Dingen hat die Kirche wiederholt und ausdrücklich 
erklärt. So heißt es z. B. in dem Rundſchreiben Papſt Leos XIII. 
Diuturnum illud vom 29. Juni 1881: ‚Die Kirche Chriſti anerkennt 
und erklärt, daß die weltlichen Dinge der Staatsgewalt unterſtehen 
und dieſe auf ihrem Gebiete ſouverän iſt.“ Es iſt deshalb nicht 
Sache der Kirche, die Staatsbeamten ein- und abzuſetzen, das 
Militärweſen zu organiſieren, Polizeimaßregeln zu treffen oder ſich 
überhaupt in rein politiſche Dinge zu miſchen, ſolange die Gebote 
Gottes dadurch nicht verletzt werden. . . . Wie hat ſich aber 
das Verhältnis zwiſchen Staat und Kirche in ſolchen Dingen zu ge— 
ſtalten, die unter verſchiedener Rückſicht ſowohl der kirchlichen als der 
weltlichen Behörde unterſtehen, z. B. die Regelung der Ehe, des Be— 
gräbnisweſens u. dgl. Der erſte und beſte Weg zur Regelung 
ſolcher ‚gemijchten‘ Angelegenheiten iſt der des gegenſeitigen 
Übereinkommens. „In bezug auf ſolche Dinge‘, ſagt Leo XIII. in 
dem eben angeführten Rundſchreiben Diuturnum illud, ‚die, wenn— 
gleich aus verſchiedenen Urſachen, ſowohl vor das kirchliche als das 
ſtaatliche Forum gehören, will die Kirche, daß ein einträchtiges Ver— 
hältnis zwiſchen beiden Gewalten beſtehe, und ſo die für beide ver— 
derblichen Streitigkeiteu vermieden werden.! Die Kirche hat ſtets bei 
ſolchen Vereinbarungen ein bis an die äußerſte Grenze des Möglichen 
gehendes Entgegenkommen bewieſen, ein Entgegenkommen, das ſie mehr 
als einmal hinterher bitter zu bereuen hatte. Wie aber, wenn auch eine 
ſolche Vereinbarung nicht zum Ziele führt? wenn ſich die kirchliche 


) Viktor Cathrein, der auch pſeudonym als Nikolaus Siegfried 
ſchreibt, ein Schweizer, iſt Profeſſor der Ethik im Jeſuiten-Kolleg der 
„deutſchen“ Ordensprovinz zu Valkenburg in Holland. In katholiſchen 
Kreiſen Deutſchlands gilt er als ſozialpolitiſche Autorität. Seine hervor— 
tretendſte Eigenſchaft iſt blinder Haß gegen das proteſtantiſche Preußen. 
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und die ſtaatliche Gewalt in einer Angelegenheit nicht zu einigen 
vermögen? Setzen wir den Fall, die Staatsgewalt erlaſſe ein be— 
ſtimmtes Geſetz, und die Kirche beföhle das gerade Gegenteil oder 
bezeichne das ſtaatliche Geſetz als nichtig, weil den kirchlichen Inter— 
eſſen zuwider. Das eine oder das andere muß fein: entweder die 
indirekte Gewalt der Kirche über die weltlichen Angelegen— 
heiten oder die indirekte Gewalt des Staates über die geiſtlichen 
Angelegenheiten. Die indirekte Gewalt des Staates über die geiſt— 
lichen Angelegenheiten iſt aber der eben als unhaltbar bezeichnete 
Cäſaropapismus. Es bleibt uns alſo nichts, als die indirekte 
Gewalt der Kirche über die weltlichen Angelegenheiten 
anzunehmen. Dieſe indirekte Gewalt iſt weſentlich von der direkten 
zu unterſcheiden. Die direkte Gewalt über weltliche Dinge bedeutet 
das Recht, unmittelbar um der zeitlichen Wohlfahrt willen über die 
irdiſchen Angelegenheiten frei zu verfügen. Die indirekte Gewalt 
über weltliche Dinge dagegen bedeutet bloßſceh das Recht, 
die Verordnungen oder Handlungen der weltlichen Gewalt 
aufzuheben oder zu verbeſſern, ſoweit es die ſittlichen und 
religiöſen Intereſſen oder die Intereſſen des Seelenheiles 
verlangen. Die Kirche kann alſo nie um irdiſcher Zwecke willen 
in weltlichen Dingen etwas anordnen oder verfügen; wohl aber hat 
ſie das Recht, darauf zu achten, daß ihre Untergebenen nicht durch 
die Anordnungen der weltlichen Gewalt zur Sünde verleitet werden 
und an ihrem Seelenheile Schaden leiden. Es wäre ganz unrecht, 
wenn man dieſe indirekte Gewalt über zeitliche Dinge eine weltliche 
Gewalt nennen wollte; ſie iſt und bleibt eine geiſtliche, weil ſie nur 
inſofern über zeitliche Dinge verfügt, als dadurch die geiſtlichen 
Intereſſen berührt werden; ihr Formalobjekt iſt ein geiſtliches. So 
gefaßt läßt ſich die indirekte Gewalt der Kirche für jeden 
Denkenden leicht dartun. Die Gemeinweſen verhalten ſich zu— 
einander wie ihre Zwecke, weil der Zweck das Weſen der Geſellſchaft 
beſtimmt. Diejenige Geſellſchaft iſt alſo die höhere und verdient den 
Vorzug, welche den höheren Zweck verfolgt. Nun aber hat die 
Kirche einen höheren Zweck als der Staat. . . . Wenn alſo die welt— 
liche Gewalt etwas verordnet, was die Kirche als rechtswidrig oder 
ſündhaft verbietet, jo muß man der Kirche und nicht dem Staate 
gehorchen. Das gilt gewiß um ſo mehr, da die Kirche wenigſtens 
in ihren autoritativen Entſcheidungen in Sachen des Glaubens und 
der Sitten durch den Beiſtand des heiligen Geiſtes vor Irrtum be— 
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wahrt wird. Gott wollte, wie oben gezeigt wurde, die Eintracht 
zwiſchen der geiſtlichen und weltlichen Gewalt. Dieſe kann aber in 
den Fällen, wo dieſelbe Sache unter verſchiedener Rückſicht beiden Ge— 
walten unterſteht, nur dadurch erhalten werden, das eine von beiden 
die oberſte Entſcheidung hat. Wem hat nun Gott dieſe Entſcheidung 
übertragen? Doch wohl nicht der niederen, ſondern der höheren; 
nicht der dem Irrtum unterworfenen, ſondern der unfehlbaren; nicht 
der örtlich begrenzten, ſondern der alle Zeiten und Orte umfaſſenden. 
Das iſt auch die Lehre, welche die Kirche von jeher in ganz un— 
zweideutiger Weiſe vorgetragen hat. (Man vergleiche beiſpielshalber 
die Bulle Bonifaz' VIII. Unam sanctam vom Jahre 1302; die 
Enzyklika Leos XIII. Immortale Dei).“) In rein weltlichen Dingen 
iſt der Staat ſouverän und in rein geiſtlichen die Kirche; in den— 
jenigen Angelegenheiten, die unter verſchiedener Rückſicht 
ſowohl zur geiſtlichen als zur weltlichen Gerichtsbarkeit ge⸗ 
hören, hat zwar die Kirche ſchriſtlichen Fürſten und Völkern 
gegenüber das Recht der letzten Entſcheidung über die 
Grenzen der beiderſeitigen Gerichtsbarkeit. Allein ſie hat 
es von jeher im Intereſſe des Friedens vorgezogen, durch Überein— 
künfte mit den weltlichen Herrſchern Mißhelligkeiten zu verhindern 
oder zu beenden.“ (Moralphiloſophie II, 479— 481. 603.) 

Der Jeſuit Chriſtian Peſche) (Die chriſtliche Staatslehre nach 
den Grundſätzen der Enzyklika vom 1. November 1885; 
ſ. oben S. 50ff.): „Die Enzyklika des hl. Vaters vom 1. No— 
vember 1885 iſt einer jener Sonnenblicke, die, das dunkle Gewölk 
der Irrungen und Wirrungen unſerer Zeit durchbrechend, jedem, der 
da ſehen will, klar und deutlich den Pfad zeigen, dem wir folgen 
müſſen. . . . Das Problem des Verhältniſſes zwiſchen Kirche und 
Staat iſt ein weſentlich chriſtliches. Wie „eminent realpolitiſch— auch 
die Frage nach dem Verhältnis von Staat und Kirche aufgefaßt 
werden mag, wenn jemand glaubt, anders als durch Zurückgehen 
auf das Naturgeſetz einerſeits und das Dogma andererſeits 
etwas wirklich Begründetes zu dieſer Frage ſagen zu können, der 


) Außerſt lehrreich iſt es, zu ſehen, wie hier ein modern-ultramontaner 
Schriftſteller den Inhalt päpſtlicher Kundgebungen aus dem 14. und aus 
dem 20. Jahrhundert inhaltlich für identiſch erklärt. Das semper idem 
trifft eben nirgendwo ſo zu wie beim Ultramontanismus. 

2) Chriſt. Peſch, ein Preuße, iſt Profeffor der Dogmatik im 
Jeſuitenkolleg der „deutſchen“ Ordensprovinz zu Valkenburg (Holland). 


11 


zeigt nur einen bedauerlichen Mangel an philoſophiſcher Auffaſſungs— 
gabe und ein ſehr geringes Verſtändnis von dem Weſen und der 
Entwicklung des kirchlichen Dogmas. . . .. Einigkeit zwiſchen 
Staat und Kirche kann nur erreicht werden durch eine ge— 
wiſſe Unterordnung der einen Gewalt unter die andere. . . . 
Gerade in betreff der Grenzgebiete [zwilchen Staat und Kirche! 
erheben ſich häufig Streitigkeiten, weil es durchaus nicht immer ſo 
klar iſt, ob etwas eine rein bürgerliche oder eine rein kirchliche oder 
eine gemiſchte Sache ſei. . . . Die Kirche hält an dem Satze 
feſt, daß im Falle eines durch gütlichen Vergleich nicht bei— 
zulegenden Konfliktes zwiſchen Staat und Kirche nicht dem 
Staate, ſondern der Kirche der Vorrang zuerkannt und ihre 
Geſetze beobachtet werden müſſen. Dieſe Forderung iſt 
nicht mehr und nicht weniger als eine Forderung der ge— 
funden Vernunft. Wir ſagen alſo: falls es ſich um 
eine eruſt gemeinte und dauernde Einigung handeln ſoll, 
ſo muß in Fragen gemiſchten Rechts der Vorrang der Kirche 
vor dem Staate anerkannt werden. Das folgt an erſter 
Stelle aus dem Weſen und der Natur beider Gewalten. ... 
Ein ſolches Verhältnis des Staates zur Kirche iſt aber, wie Leo XIII. 
ſehr ſchön ſagt, keineswegs der Hoheit der Fürſten unwürdig und 
wenig ehrenvoll; denn anſtatt die Majeſtätsrechte zu mindern, kräftigt 
und erhöht es dieſelben'.“ (S. 3. 81. 86. 103. 106. 107. 120.) 

Der Jeſuit Camillo Tarquini:) „In denjenigen Angelegen— 
heiten, bei welchen, ſei es an und für ſich oder zufällig, die Rückſicht 
auf den geiſtlichen Zweck mitſpielt, übt die Kirche rechtmäßig ihre 
Gewalt aus, und die weltliche Gewalt hat ſich ihr zu beugen, 
mögen die Angelegenheiten auch rein weltliche ſein.“ (Juris 
eceles. publiei institut. Ed. 8, 1882, p. 49.) 

Der Jeſuit Dominicus Palmieri:?) „Wenn die geiſtliche 
Gewalt der Meinung iſt, es gereiche der Religion zum Vorteile, daß 
die weltliche Gewalt gewiſſe Geſetze erlaſſe, oder einige in ſich ſchlechte 
Geſetze nicht erlaſſe, und gewiſſe richterliche Urteile nicht fälle, fo 


) Tarquini war lange Jahre Profeſſor des Kirchenrechts an der 
päpſtlichen Univerſität in Rom. Er wurde von Pius IX. „wegen feiner 
Verdienſte um die Kirche“ zum Kardinal gemacht. 

2) Palmieri iſt einer der bedeutendſten jetzt lebenden Theologen des 
Jeſuitenordens. Das Werk, dem die oben angeführte Stelle entnommen 
iſt, gilt in katholiſch-theologiſchen Kreiſen als „klaſſiſch“. 
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kann die geiſtliche Gewalt dem betreffenden Fürſten [Re— 
gierung]! befehlen, dies zu veranlaſſen, und er iſt rechtlich 
verpflichtet (jure tenetur), den Befehl auszuführen. Das iſt 
die unzweifelhafte Lehre der Bulle Unam sanctam . 
Bonifaz VIII. hat dadurch nicht etwa ein neues Recht geſchaffen, 
ſondern er hat das alte und göttliche Recht nur authentiſch erklärt. 
Demgemäß iſt es wahr, wenn Innozenz III. ſchreibt: Chriſtus 
habe gewollt, daß der Nachfolger des Petrus nicht nur zwiſchen den 
Fürſten ſitze, ſondern über fie und fie richter. (De Romano Pontiſice, 
2. Aufl., 1891, S. 549.) 

Der Jeſuit Wernz') (Jus Deeretalium, Rom 1898 — 1901, 
3. Bd.): „Der Staat iſt der Jurisdiktionsgewalt der Kirche 
unterworfen, kraft welcher die Zivilgewalt der kirchlichen 
wahrhaft untertan und zum Gehorſam verpflichtet iſt. 
Dieſe Unterordnung iſt indirekt, aber nicht bloß negativ, indem 
die Zivilgewalt auch innerhalb ihres eigenen Gebietes nichts 
tun darf, was nach dem Urteil der Kirche dieſer zum Schaden ge— 
reicht, ſondern poſitiv, fo daß der Staat auf Befehl der Kirche 
zum Nutzen und Vorteil der Kirche beitragen muß.“ (I. 15.) 
„Bonifaz VIII. hat in feiner Konſtitution Unam sanetam vom 
18. Nov. 1302, deren Schlußſatz [daß jeder Menſch dem römiſchen 
Papſt unterworfen fein muß] eine dogmatiſche Definition [einen 
Slaubensjag] enthält, das richtige Verhältnis zwiſchen Kirche 
und Staat für ewige Zeiten vorgezeichnet.“ (J, 29.) „Nur 
die katholiſche Kirche beſitzt ein wirkliches Kirchenrecht, objektiv und 
ſubjektiv; was bei den anderen religiöſen Gemeinſchaften, ſeien es 
nun die der Ungläubigen, der Juden, der Ketzer oder der Schisma— 
tiker, zuweilen ſo genannt wird, iſt nur ein Scheinkirchenrecht (jus 
putativum); deshalb iſt auch nicht zu billigen, daß das Kirchenrecht 
der Katholiken, Schismatiker und Proteſtanten in ein und demſelben 
Buche behandelt wird.“ (J, 52.) „Die geſetzgeberiſche Gewalt der 
Kirche erſtreckt ſich auf alles, was notwendig iſt, um den Zweck der 

) Wernz, ein Württemberger, iſt ſeit langen Jahren Profeſſor 
des Kirchenrechts an der päpſtlichen Univerſität in 
Rom. Er gilt als Autorität erſten Ranges. Gerade die Schrift, aus der 
ich hier Stellen vorlege, iſt von der „Kölniſchen Volkszeitung“ 
(Literariſche Beilage 1901, Nr. 52, S. 39gff.) mit hohen Lobſprüchen bedacht 
worden: ſie ſei „in ihren programmatiſchen Sätzen modern im guten Sinne 
des Wortes“. 
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Kirche angemeſſen zu erreichen. Ein Streit, der ſich vielleicht erhebt 
über den Umfang der kirchlichen Geſetzgebungsgewalt, wird nicht nur 
durch gegenſeitiges Übereinkommen zwiſchen Kirche und Staat, ſondern 
auch durch die unfehlbare Erklärung oder durch den Befehl der 
höchſten kirchlichen Gewalt entſchieden.“ (I, 105.) „Nach göttlichem 
Recht ſind alle gültig Getauften, Katholiken, Schismatiker und 
Ketzer, auch wider ihren Willen und ohne ihre Einwilligung, den 
kirchlichen Geſetzen unterworfen.“ (J, 113.) „Aus dem Geſagten 
nämlich, daß der Papſt nur im Kirchenſtaat weltliche Geſetze erlaſſen 
kann] folgt aber keineswegs, daß der römiſche Papſt bürgerliche 
Geſetze, die dem göttlichen und kanoniſchen Recht zuwider ſind, 
nicht für null und nichtig erklären kann.“ (J, 147.) „Die 
Theorie, welche die Konkordate päpftliche Privilegien nennt, hat, 
unter Verwerfung der Koordination von Staat und Kirche, die 
ſichere und unbezweifelbare Lehre zur Vorausſetzung, daß 
der Staat der Kirche indirekt unterworfen ſei. Dieſe An— 
ſicht ſtützt ſich auf die katholiſche Lehre von der unabänder— 
lichen Machtfülle des Papſtes kraft göttlichen Rechts, die 
durch keinerlei Verträge in ihrem gültigen Gebrauch ge— 
bunden oder beſchränkt werden kann.“ (I, 216.) „Da es nicht 
ſelten geſchieht, daß, trotz verſuchter freundſchaftlicher Beilegung, der 
Streit lzwiſchen Staat und Kirche] fortbeſteht, jo ſteht es der 
Kirche zu, den Streitpunkt authentiſch zu erläutern. Dieſem 
Urteile hat ſich der Staat zu unterwerfen.“ (J, 223.) „Die 
berühmteſten Kundgebungen Pius' IX. find die Enzyklika Quanta 
eura und der Syllabus vom 8. Dezember 1864. Keinem Zweifel 
unterliegt es, daß die Enzyklika Quanta cura eine Kathedral— 
entſcheidung des Papſtes und ſomit unfehlbar iſt. Aber 
auch der Syllabus kann mit Recht eine Definition ex 
cathedra genannt werden, obwohl die Sicherheit darüber weniger 
klar iſt als bei der Enzyklika Quanta cura. Da aber beide Akten— 
ſtücke die Zuſtimmung des Magiſteriums der Kirche (der Biſchöfe) 
erhalten haben, ſo ſind ſie beide zur gewiſſen und unfehlbaren 
Richtſchnur geworden.“ (, 354f.) 

Der Jeſuit Laurentius) (Institutiones juris ecelesiastici, 
Freiburg, Herder 1903, S. 643f.): „Die Rechte der Kirche in 

1) Laurentius, ein Preuße, iſt Profeſſor des Kirchenrechts im 
Jeſuitenkolleg zu Valkenburg in Holland. 
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Beziehung auf den Staat, wie ſie gegenwärtig von der 
Kirche beanſprucht werden, ſind enthalten im Schema des 
vatikaniſchen Konzils über' die Kirche. . . . Was dort vorgelegt 
worden iſt, ſtimmt mit der Lehre von der indirekten Gewalt gut 
überein (eum doctrina de potestate indirecta bene conveniunt). 
Nach Abweiſung der irrigen Lehren über Urſprung und Natur der 
bürgerlichen Gewalt, ſtellt das Schema die katholiſche Lehre über die 
bürgerliche Gewalt auf. Es lehrt . . . .. das Urteil über die 
Richtſchnur des Handelns, inſoweit über Sittlichkeit, Er— 
laubtheit oder Unerlaubtheit Feſtſtellungen zu machen ſind 
ſteht, auch dem Staate und den öffentlichen Angelegen 
heiten gegenüber, dem oberſten Lehramte der Kirche zu 
Denn für den Weg zum ewigen Heile iſt ſowohl für die Untertanen 
wie für die Fürſten die Kirche von Gott als Führerin und Lehrerin 
eingeſetzt worden. Und auch für die Herrſcher gilt, wer die Kirche 
nicht zur Mutter hat, kann Gott nicht zum Vater haben. Damit 
alſo der König der Könige ihr gnädiger Vater ſein kann, müſſen ſie 
[die Regierungen] ſich durch Tat und Werk (re et opere) bemühen, 
die Kirche zur Mutter zu haben; ſie dürfen nicht glauben, es ſei 
ihnen erlaubt, ſei es in privaten, ſei es in öffentlichen Angelegen— 
heiten, politiſcher Rückſichten wegen die Geſetze und Rechte Gottes 
und der heiligen Mutter, der Kirche zu verletzen“ (vgl. oben S. 39). 

Der Jeſuit Lehmkuhl:“) „Auch einigen Sonderabſchnitten 
[des Bürgerlichen Geſetzbuches! konnten wir unmöglich unſere un— 
geteilte Zuſtimmung geben. Wir mußten dies geeignetenorts klar— 
ſtellen. Insbeſondere iſt es der Abſchnitt über die Ehe, der zu 
ſchweren Bedenken Anlaß gibt, wie dies auch im Reichstage ſeitens 
der katholiſchen Abgeordneten zum Ausdruck gekommen iſt. 


) Lehmkuhl, ein Weſtfale, iſt die bedeutendſte Autorität der Gegen= 
wart auf ultramontan moraltheologiſchem Gebiete. Sein Lehrbuch der 
Moraltheologie liegt dem Unterricht faſt in allen Prieſterſeminarien der 
Welt zugrunde. Auch politiſch ſpielt Lehmkuhl eine nicht unbedeutende 
Rolle, indem er Berater des Zentrums iſt. Bei den Reichstags— 
debatten über das Bürgerliche Geſetzbuch, beſonders über die 
Ehegeſetzgebung, war Lehmkuhl der Inſpirator der Zentrumsredner. 
Sein oben zitiertes Werk: „Das Bürgerliche Geſetzbuch des 
Deutſchen Reichs“ (Freiburg 1900, 5. Auflage) iſt unter katholiſchen 
Juriſten ſtark verbreitet. Lehmkuhl lebt im Jeſuitenkolleg zu Valkenbur 9 
in Holland. Lange Jahre war er Profeſſor der Moraltheologie für den 
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Nachwuchs der „deutſchen“ Ordensprovinz. 


81 


Weil das bürgerliche Recht und das natürliche und 
kirchliche Recht in mehreren Punkten auseinandergehen, fo 
kann der Katholik im Gewiſſen nicht all der Rechte ſich be— 
dienen, welche das Bürgerliche Geſetzbuch den Staatsbürgern 
beilegt; der Seelſorger und Beichtvater muß unter gegebenen 
Umſtänden eine Pflicht auflegen, welche das bürgerliche 
Recht nicht aufſtellt. Die vielfache Berührung, in welche die Ge— 
wiſſensfragen mit den poſitiven Rechtsbeſtimmungen kommen, zwingen 
den Prieſter in ſeinem Amt als Seelſorger und Beichtvater dazu, 
ſich mit dem herrſchenden poſitiven Rechte vertraut zu machen und 
beſonders ſich genaue Rechenſchaft zu geben über jene Fälle nicht nur, 
wo die Gewiſſenspflichten mit den poſitiven Rechtsnormen ſich decken, 
ſondern auch, wo ſie ſich kreuzen. Um ihm dieſe Arbeit zu er— 
leichtern, hat der Verfaſſer auf Anregung aus den Kreiſen der Seel— 
ſorgsgeiſtlichkeit ſich entſchloſſen, das neue Bürgerliche Geſetzbuch 
mit Bemerkungen und Erklärungen über die einſchlägigen Fragen zu 
begleiten. 

Dem Abſchnitte „von den juriſtiſchen Perſonen“ ſchickt Lehmkuhl 
eine „Vorbemerkung“ voraus: „Ohne Zweifel kann man auch im 
Gewiſſensforum für alle vernünftigen und ehrbaren Zwecke der Rechte 
und Vorteile ſich bedienen, welche hier im B.G.-B. verliehen werden. 
Allein für das Gewiſſensforum iſt außerdem zu beachten, daß für 
fromme und kirchliche Zwecke die Kirche die zuſtändige 
Autorität iſt, der es kraft göttlichen Rechtes zuſteht, die 
erforderlichen Einrichtungen zu treffen, gegebenenfalls 
juriſtiſche Perſonen zu ſchaffen und Rechtsbefugniſſe ihnen 
beizulegen (vgl. hierüber die Theſen des Syllabus 19, 24, 26). 
Falls nun kraft der bürgerlichen Geſetze ſolchen frommen und kirch— 
lichen Zwecken Rechtsvorteile geboten werden, ſo nimmt die Kirche 
dieſe unbedenklich an und bedient ſich jener Geſetzesbeſtimmungen 
auch zu ihren Gunſten. Allein es muß ihr unbenommen bleiben, 
den kirchlichen Zwecken aus eigener Machtvollkommenheit auch da 
Rechtsvorteile zu gewähren oder größere zu gewähren, wo das bürger— 
liche Geſetz ſolche verſagt. Auch in ſolchen Fällen liegt für die Be— 
troffenen die Gewiſſenspflicht vor, an kirchliche oder fromme Vereine 
und Stiftungen uſw. Leiſtungen auszuführen, welche die Kirche als 
rechtsverbindlich aufrecht hält, auch wenn nach bürgerlichem Geſetze 
die Verpflichtung zur Leiſtung unwirkſam oder nichtig ſein ſollte.“ 

„Zu 88 45 bis 47 iſt zu bemerken, daß bei der faktiſchen Auf— 
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löſung kirchlicher Vereine das Vereinsvermögen nach kirchlichem Recht 
und nach dem Willen der kirchlichen Organe zu verwenden iſt.“ 

„Nach katholiſchen Grundſätzen würde ſich alſo derjenige ſchwer 
verſündigt haben, der im Kulturkampfe nach ſtaatlicher Auflöſung 
kirchlicher Vereine oder Auſtalten das betreffende Vermögen dem 
Fiskus ausgeliefert hätte. Wenn alſo mutige Männer derartiges 
Vermögen zu verbergen ſuchten, ſelbſt auf die Gefahr ſchwerer Strafe 
hin, ſo konnte der Katholik darin kein Verbrechen, ſondern nur heroiſche 
Pflichterfüllung erkennen.“ 

Zu 8 61: „Es iſt zu bedauern, daß für Vereine religiöſen 
Zweckes die Vereinsfreiheit beſchränkt iſt. Das kirchliche Recht 
kann dieſe Beſtimmung betreffs der katholiſchen Kirche nicht 
anerkennen und muß unter Umſtänden es als Gewiſſens— 
pflicht betonen, die Folgerungen dieſes Paragraphen zu 
vernachläſſigen. A. z. B. ſchuldet einem kirchlichen Vereine 1000 Mark, 
die ſtaatliche Behörde hebt aus Kulturkampfgelüſten den Verein auf; 
A. bleibt trotzdem im Gewiſſen gehalten, dem Vereine oder nach deſſen 
Anweiſung die 1000 Mark zu zahlen.“ 

Zu § 81: „Für kirchliche Stiftungen muß die katholiſche Kirche 
die Gewiſſenspflicht feſthalten, ſobald den Anordnungen des kirchlichen 
Rechtes genügt iſt. Alſo die Erben dürfen nicht widerrufen, ſobald 
der letzte Wille des Erblaſſers unzweifelhaft erwieſen iſt. Trotz eines 
etwaigen Widerrufs, den ihnen das bürgerliche Recht in ausgedehnterer 
Weiſe geſtattet, wären ſie im Gewiſſen verpflichtet, das beſtimmte 
Stiftungsvermögen zu verabfolgen.“ 

Zu §8 307 und 308: „Dieſe Vorſchriften entſprechen fo ziemlich 
der natürlichen Gerechtigkeitspflicht und ſind ungefähr in gleicher 
Weiſe auch im Gewiſſensforum bindend.“ 

Zu § 310, der die Nichtigkeit von Verträgen ausſpricht, wo— 
durch jemand ſein künftiges Vermögen überträgt oder belaſtet: „Würde 
ein derartiger Vertrag oder ein derartiges Verſprechen kirchliche Zwecke 
berühren, ſo müßte trotz der bürgerlichen Nichtigkeit die Verpflichtung 
im Gewiſſen aufrecht erhalten bleiben. Dieſer Fall würde z. B. ein— 
treten, wenn eine Ordensperſon über ihr gegenwärtiges und künftiges 
Vermögen eine kirchlicherſeits gültige Verfügung träfe.“ 

Zu 85 13481351: „Nach katholiſcher Lehre ſind obige 
Paragraphen abſolut unannehmbar. Sobald der für tot ge— 
haltene Ehegatte ſich noch am Leben zeigt, iſt die zweite Ehe als 
nichtig anzuſehen, und das Recht des erſten Ehegatten lebt wieder 
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auf. Auflöſen kann dieſe Ehe keine menſchliche Macht dem Bande 
nach. — Hinnehmen kann der Katholik nur, daß die vermögens— 
rechtlichen Verhältniſſe ſo geordnet werden, als ob die zweite Ehe 
dem Bande nach beſtände, die erſte nicht mehr.“ 

„Der 8 1350 iſt auch nur verſtändlich unter der proteſtantiſchen 
Annahme der Lösbarkeit der Ehe. — Wertvoll iſt auch für den 
Katholiken, der in gutem Glauben eine zweite Ehe würde verſucht 
haben, daß dieſe ſtaatlich anfechtbar iſt; er iſt im Gewiſſen verpflichtet, 
dieſes Recht zu gebrauchen. Schlimm aber iſt für einen ſolchen, der 
pflichtvergeſſen mit der Kenntnis der Irrtümlichkeit der Todeserklärung 
eine zweite Ehe einzugehen oder zu beſtätigen verſucht hätte, daß ihm 
gerade für dieſen Fall der Rücktritt von einer für ihn frevelhaften 
Verbindung ſtaatlich unterſagt wird.“ 

„Daß die Unterhaltspflicht bei Anfechtung der zweiten Ehe aus: 
geſprochen wird, kann auch vom katholiſchen Standpunkt aus gerecht— 
fertigt werden, obgleich die Anfechtung ſchwer gebotene Pflicht iſt. 
Daß aber derjenige, der vom Überleben des erſten Ehegatten beim 
zweiten Eheverſuche Kenntnis hatte, kein Recht auf Unterhalt beſitze, 
iſt dem Katholiken klar, weil er ſonſt eine Belohnung des Ehebruchs 
vorfände, verſtändlich jedoch auch bei proteſtantiſcher Auffaſſung, weil 
jener, der mit dieſem Bewußtſein die zweite Ehe verſuchte, deren An— 
fechtbarkeit von vornherein kannte.“ 

Zu 8 1564: Scheidung der Ehe durch richterliches Urteil: „Hier 
nehmen wir Anlaß, ſpeziell die Stellung des katholiſchen Richters 
zu beſprechen für den Fall, daß vor ihn eine Scheidungsklage ge— 
bracht wird. Nach dem oben Geſagten kann und darf er nicht eine 
Löſung des vor Gott und dem Gewiſſen geltenden Bandes beab— 
ſichtigen; ſeine Abſicht kann nur gehen auf die Löſung der bürgerlichen 
Rechtsfolgen im Gegenſatze zu den Folgen vor Gott und dem Ge— 
wiſſen und vor der Kirche.“ 

„Aber wir glauben, es eröffnet ſich ein Weg, um zu ſeinen 
Gunſten die weitere Frage zu entſcheiden, die recht dringlich wird: 
Darf er in jener eingeſchränkten Weiſe das Scheidungsurteil nach dem 
Geſetze, welches er kraft ſeines Amtes zu fällen gezwungen iſt, ohne 
Gewiſſensbedenken fällen?“ 

„Als etwas in ſich Unerlaubtes und als formale Mitwirkung 
zu derartig Unerlaubtem muß der Katholik ein Eheſcheidungsurteil 
anſehen, welches beabſichtigt oder äußerlich die Abſicht ausſpricht, 
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eine zweite Ehe, die der Katholik für ehebrecheriſch halten muß, förm— 
lich zu geſtatten. Als bloß materielle Mitwirkung zu einer ſolchen 
ehebrecheriſchen zweiten Ehe wäre ein Richterſpruch anzuſehen, der 
nichts anderes beabſichtigte und keine andere Abſicht ausdrückte, als 
die bürgerlichen Rechtsfolgen der beſtehenden (erften) Ehe zu löſen 
und Strafloſigkeit für das Eingehen jener zweiten Ehe zu erteilen, 
auch wenn man vorausſehen ſollte, daß daraufhin der Abſchluß einer 
ſolchen Ehe tatſächlich verſucht würde.“ 

„Daß dies nichts abſolut Unerlaubtes ſei, iſt leicht einzuſehen. 
Es handelt ſich um zwei Dinge: um Strafloſigkeit einer Handlung, 
welche der betreffende katholiſche Richter bei ſich mißbilligen muß, 
und um Löſung gewiſſer bürgerlicher Rechte. Dieſe zwei Dinge 
bilden den ganzen Inhalt der Scheidung einer bürgerlichen Ehe; 
zum Inbegriff deſſen, was die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
mit ſich bringt, fügt ſie nur mehr jene Strafloſigkeit einer etwaigen 
zweiten Che hinzu.“ 

„Strafloſigkeit zugeſtehen iſt nur dann unerlaubt, wenn ich ſtrafen 
kann und muß. Nun muß aber nicht einmal die höchſte Obrigkeit 
jedes Verbrechen ſtrafen, viel weniger der einzelne Richter; in unſerem 
Falle kann dieſer es gar nicht. Mag alſo das Geſetz, welches Straf— 
loſigkeit zuſichert, unberechtigt ſein: falls das Geſetz beſteht, kann der 
Richter nicht anders, als dieſe Strafloſigkeit im Einzelfalle durch 
Spruch beſtätigen. Die Löſung oder Annullierung der andern 
bürgerlichen Rechte der Ehe aber, welche mit der Scheidung der 
bürgerlichen Ehe vollzogen wird, iſt nicht mehr und nicht weniger 
als die Aufhebung jener bürgerlichen Rechte, welche durch die ‚Auf: 
hebung der ehelichen Gemeinfchaft‘ bewirkt wird. Dieſe Aufhebung 
iſt aus wichtigen Gründen, d. h. wegen ſchweren Vergehens gegen 
die ehelichen Pflichten des einen Teiles der Eheleute, gerechtfertigt. 
Sie iſt, wenn auch nach katholiſchem Eherechte dem kirchlichen Gerichte 
vorbehalten oder von ihm abhängig, doch nicht etwas in ſich Un— 
erlaubtes; der katholiſche Richter kann, wenn genügende Gründe für 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (für Trennung von Tiſch und 
Bett) vorliegen, wenigſtens mit Gutheißung der kirchlichen Obern, 
den Richterſpruch erlaſſen.“ 

„Nach dieſen Erörterungen würde alſo auch ein katholiſcher 
Richter nicht zu etwas gezwungen, was für ihn unerlaubt wäre. 
Die gegebene Erörterung fußt allerdings darauf, daß „bürgerliche 
Ehe nichts weiter beſage als den Inbegriff der bürgerlichen Rechte, 
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welche aus einer Ehe folgen, und daß „Scheidung der bürgerlichen 
Ehe‘ nichts weiter beſage als die Annullierung jener bürgerlichen 
Rechtsfolgen mit Zuſatz der Strafloſigkeit einer neuen Ehe.“ 

„Sache des Richters wird es nur fein, für die Fälle, wo er 
ein Scheidungsurteil fällen muß, es deutlich und klar erkennen zu 
laſſen, daß er in das Gewiſſensgebiet der Ehe gar nicht eingreifen 
wolle und könne, daß alſo das Band vor Gott und dem Gewiſſen 
unberührt bleibe und die weitere Benutzung des Spruches dem Ge— 
wiſſen der Betreffenden anheimgeſtellt werden müſſe; er kann dies, 
zumal wenn pflichtvergeſſene Katholiken eine Scheidungsklage anſtrengen 
ſollten, den Parteien förmlich erklären; mindeſtens aber kann und 
ſoll er durch ſein ſonſtiges Verhalten es implizite klarlegen, wie er 
denke und wie er überhaupt eine Eheſcheidung auffaſſe.“ 

„Die deutſchen Richter ſind hier in einer minder ungünſtigen 
Lage als die franzöſiſchen Richter. Abſolut genommen gilt für beide 
dasſelbe; allein die letzteren ſind weit mehr als die deutſchen ver— 
anlaßt, es offen auszuſprechen, in welch beſchränktem Sinne ſie die 
Scheidung verſtehen, welche ſie durch Urteil vollziehen. Die deutſchen 
Richter können ſich auf den Geſetzesausdruck ‚bürgerliche Ehe“ be— 
ziehen, die ausgeſprochenermaßen die kirchlichen Verpflichtungen in 
Anſehung der Ehe unberührt laſſen will; denn dieſe ausdrückliche 
Zuſicherung der Wahrung kirchlicher Ehevorſchriften enthielte den 
handgreiflichſten Widerſpruch, wenn man unter ‚bürgerlicher Che‘ 
auch der Katholiken mehr verſtehen wollte als die bürgerlichen Rechts— 
folgen, unter ‚Scheidung‘ mehr als die Aufhebung dieſer bürgerlichen 
Rechtsfolgen mit Einſchluß der Strafloſigkeit einer etwaigen andern 
Ehe. Das franzöſiſche Recht hingegen bringt den Sinn des Geſetzes 
von Ehe und Eheſcheidung nicht in dieſer Weiſe zum Ausdruck; 
deshalb muß der Richter bei Anwendung des franzöſiſchen Rechtes 
viel mehr ſelbſteigens den Sinn von Ehe und Eheſcheidung in der 
angegebenen Weiſe beſchränken, um nicht etwas in ſich Unerlaubtes 
zu vollziehen.“ 

„Die Antwort der römiſchen Kongregationen auf diesfallſige 
Fragen über Erlaubtheit oder Nicht-Erlaubtheit richterlichen Vor— 
gehens iſt nicht in allen Fällen gleichlautend geweſen. Das erklärt 
ſich aus der Verſchiedenheit der praktiſchen Umſtände: dieſe können 
unerlaubt machen, was ſonſt nicht unerlaubt iſt, und umgekehrt. 
Eine Entſcheidung jedoch, welche unter allen Umſtänden den Richtern 
verböte, in irgend welchem Sinne wie immer ein Scheidungsurteil 
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auszuſprechen betreffs ſolcher Ehen, deren Band vor Gott und dem 
Gewiſſen nicht getrennt werden kann, liegt nicht vor.“ 

„Die nächſten Paragraphen des Geſetzbuchs handeln von den 
Scheidungsklagegründen. Eine zu Recht beſtehende Ehe kann nämlich 
auch bürgerlich nur auf Klage der Ehegatten ſelber oder des einen 
derſelben geſchieden werden.“ 

„Bevor wir die einzelnen im B.G.-B. aufgeſtellten Gründe in 
Betracht ziehen, fordert eine weitere wichtige Frage ihre Erledigung, 
nämlich wie ſich ein katholiſcher Ehegatte dieſen Scheidungsgründen 
und dieſer durch das Geſetz eingeräumten Befugnis gegenüber zu 
verhalten habe bezw. verhalten dürfe. Betreffs dieſer Frage iſt zu 
antworten: 

1. „Der Katholik darf Eheklagen vor dem weltlichen Gerichte 
nur führen in Abhängigkeit von der Kirche und den kirchlichen 
Obern. Der katholiſche Glaube nämlich lehrt, daß die Eheſachen, 
ſoweit ſie irgendwie das Eheband und die daraus ſich ergebenden 
Gewiſſenspflichten berühren, vor das kirchliche Gericht gehören: ſo 
das Trienter Konzil, Sitz. 25, Kan. 12. Zuerſt muß daher der 
katholiſche Ehegatte, wenn er glaubt, daß ein Scheidungsgrund (von 
Tiſch und Bett) vorliege, die Sache ſeitens der Kirche klarſtellen 
laſſen, und erſt nachdem er die kirchliche Erlaubnis zur Trennung 
hat, kann er die Zivilklage anſtrengen, um die vermögensrechtliche 
oder ſonſt bürgerlich-rechtliche Seite der Trennung zu bereinigen.“ 

2. „Die ‚Scheidungsklage im Sinne des B. G.-B. darf er nur 
dann ſtellen, wenn die Ehe kirchlicherſeits als nichtig anerkannt oder 
erklärt worden iſt. Dies kann allerdings vorkommen in ſolchen 
Fällen und auf ſolche Gründe hin, aus denen das B.G.-B. Nichtigkeit 
oder Anfechtbarkeit nicht herleitet. Wäre z. B. eine Ehe eingegangen, 
ſei es auch in kirchlicher Form, betreffs welcher es ſich herausſtellte, 
daß ein kanoniſch trennendes Ehehindernis einer entfernteren Verwandt— 
ſchaft oder Verſchwägerung vorläge, die das B.G.-B. als Hindernis 
nicht mehr anerkennt, ſo kann entweder durch nachträgliche kirchliche 
Dispenſation die Ehe geheilt, oder ſie muß, weil nichtig, getrennt 
werden. Wollen alſo die vermeintlichen Eheleute in ſolchem Falle 
die Trennung, ſo können ſie, falls irgend ein anderer bürgerlicher 
Scheidungsgrund vorliegt, dieſen benutzen, um die Scheidungsklage 
im Sinne des B.G.-B. zu erheben, nachdem kirchlicherſeits das trennende 
Hindernis feſtgeſtellt iſt.“ 

„Ebenſo könnte und müßte auf Scheidung geklagt werden beim 
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bürgerlichen Gerichte, wenn eine nur bürgerliche Ehe geſchloſſen wäre 
mit Vernachläſſigung der kirchlichen Form les ſei denn, daß in der 
betreffenden Gegend die formloſe Ehe kirchlicherſeits als gültig an— 
erkannt wäre; in einem ſolchen Falle bedürfte es vorher genauer 
Unterſuchung, ob die betreffenden Eheſchließenden eine wahre Ehe 
vor Gott und dem Gewiſſen beabſichtigt haben oder bloß die bürger— 
liche Zeremonie). Würden nämlich im Falle einer ſolchen zwar 
bürgerlich geſchloſſenen, aber kirchlich ungültig gebliebenen Ehe die 
Betreffenden oder der eine von ihnen ſich zur kirchlich gültigen 
Trauung nicht verſtehen wollen, dann könnte und müßte ohne weiteres 
der andere Teil, falls er nur einen bürgerlich zuläſſigen Scheidungs— 
grund findet, die Scheidungsklage ſofort einreichen.“ 

„Bei einer einmal kirchlich gültig geſchloſſenen Ehe kann von 
Scheidung im eigentlichen Sinne nur die Rede ſein, ſolange die Ehe 
noch eine bräutliche Ehe geblieben iſt; dieſe und nur dieſe kann 
aus wichtigen Gründen vom Papſte gelöſt werden. Würde alſo eine 
ſolche Löſung ſtattgefunden haben, dann dürften die kirchlich Ge— 
ſchiedenen auch nach einem bürgerlichen Scheidungsgrund ſuchen und 
zur Ordnung der vermögensrechtlichen Verhältniſſe und der ſonſtigen 
bürgerlichen Folgen die Scheidungsklage' einreichen. 

3. „In andern Fällen, in welchen einer der Ehegatten die ehe— 
lichen Rechte verwirkt oder, wenn es nicht aus ſich klar iſt, die Kirche 
einen diesbezüglichen Eniſcheid getan hat, kann der unſchuldige Teil 
die bürgerliche Klage zwar einreichen, muß ſich aber auf die Klage 
des § 1575 ‚auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchafte beſchränken. 
Da er nämlich dieſe Klage nach dem B.G.-B. ſtellen kann und mit 
ihr alles erreicht, was er überhaupt zu erreichen beabſichtigen darf, 
ſo iſt es für ihn unerlaubt, eine weiterlautende Klage zu ſtellen, eine 
ſolche nämlich, welche die Löſung des Bandes wenigſtens als folge— 
richtig unterſtellt.“ 

„Es wurde vorhin zwar mehrmals hervorgehoben, daß „bürger— 
liche Eher und Scheidung der bürgerlichen Ehe‘ formell nichts weiter 
beſage als die bürgerlichen Rechtsverhältniſſe mit Einſchluß der Straf⸗ 
freiheit bezüglich einer zweiten Ehe, und daß dieſes nicht etwas abſolut 
Unerlaubtes enthalte. Daraus könnte man den Schluß ziehen, als 
ob es für die Ehegatten nicht unerlaubt wäre, dies zum Gegenſtande 
ihrer Klage zu machen. So würde es in der Tat ſein, wenn nur 
die Scheidungsklage geſetzlich zuläſſig wäre; alsdann könnten die Ehe— 
leute berechtigt ſein, in dieſer Form die Klage zu ſtellen, voraus— 
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geſetzt, daß ihre Abſicht nur dahin ginge und als ſolche ſich kund— 
gäbe, die Scheidung bloß in der angegebenen Weiſe, d. h. im Sinne 
der bürgerlichen Rechtsfolgen, zu erreichen.“ 

„Allein wenn auch Scheidung der bürgerlichen Ehe formell zwar 
nichts mehr als das Angegebene beſagt, jo unterſtellt fie doch, wie 
bemerkt, etwas Mehreres, was der Katholik für unerlaubt halten 
muß: fie unterſtellt die Löfung des Bandes im Gewiſſen und wird 
auch von manchen Richtern ſubjektiv ſo verſtanden und gewollt. Das 
könnte nun der Katholik zulaſſen, wenn er nicht auf andere Weiſe 
zu ſeinem Rechte kommen könnte; kann er aber anders zu ſeinem 
Rechte kommen — und dies kann er in der Tat nach 8 1575 —, 
ſo iſt es unſittlich und unerlaubt für ihn, zu jenem Mittel zu greifen, 
welchem nach feiner religiöſen Überzeugung fittliche Mängel wenigſtens 
ankleben.“ (Das Bürgerliche Geſetzbuch des Deutſchen Reiches s. 
S. VII, 8. 14. 17. 21. 89. 91. 362. 416 — 421.) 

„Gar keine Sünde iſt es, beim Eide ſich der Mentalreſtriktion 
aus irgendwie gewichtiger Urſache auch vor dem nicht rechtmäßig 
fragenden Richter (non legitime interrogante) zu bedienen.“) 

„Es iſt offenbar, daß ein auf bürgerliche Geſetze und Kon— 
ſtitutionen abgegebener Eid niemals verbindlich ſein kann in 
bezug auf Geſetze, die dem göttlichen oder kirchlichen Rechte 
zuwider ſind. Ja, wenn zurzeit, da der Eid gefordert wird, 
zwiſchen Staat und Kirche Streit beſteht und Staatsgeſetze erlaſſen 
oder betont werden, die gegen Gott und die Kirche gerichtet ſind, 
ſo iſt es nicht erlaubt, ohne hinzugefügte Verwahrung und Aus— 
ſchließung dieſer Geſetze, zu ſchwören. Sind aber dieſe [kirchenfeind— 
lichen! Geſetze gleichſam begraben in den Geſetzbüchern, obwohl ſie 
nicht ausdrücklich vom Staate als ungültige erklärt worden ſind, 
dann iſt es nicht nötig, eine ſolche Verwahrung ausdrücklich hinzu— 
zufügen, da derjenige, der den Eid entgegennimmt, vernünftigerweiſe 
den Sinn des Eides ſo verſtehen muß, daß er ſich nur auf gültige 
Geſetze erſtreckt. Dasſelbe lehren für Amerika Kenric und Sabetti 
[Jeſuitenl. Das Gleiche iſt zu ſagen über jeden Treueid und über 
den militäriſchen Fahneneid: auch ſie müſſen unter den gewöhn— 


) „Ein nicht regelmäßig fragender Richter“ bedeutet nach kanoniſtiſcher 
Terminologie nicht etwa einen Richter, der kein Recht hat, zu fragen, 
ſondern einen rechtmäßigen Richter, der einen Angeklagten rechtmäßig befragt, 
aber vor der ſogenannten semiplena probatio, d. h. vordem, daß der An— 
geklagte faſt überführt iſt. 
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lichen Umſtänden aufgefaßt werden. Wird alſo einem Soldaten 
etwas befohlen, was ſo wahrſcheinlich ungerecht iſt, daß er den Ge— 
horſam verweigern kann, oder wenn er, durch die Schuld ſeines 
Offiziers, ſolchen Gefahren für ſein Seelenheil ausgeſetzt wird, daß 
er eher aus dem Militärdienſt deſertieren müßte, als in der nächſten 
Gelegenheit zur Sünde bleiben: ſo ſteht die Eidesverpflichtung nicht 
entgegen, daß er dem Soldatenſtande Lebewohl ſagen kann, ja unter 
Umſtänden muß. Ja, wenn jemand zum Soldatwerden ge— 
zwungen wird [alfo in allen Staaten mit Militärzwangl, fo iſt zu— 
zuſehen, ob der Zwang ein gerechter, oder ob der Eid nicht wegen 
des ungerechten Zwanges nichtig war, oder ob ein gewichtiger Grund, ſei 
es zur Mentalreſtriktion, ſei es zur Verſtellung beim Eide, angetrieben hat.“ 

„Die Verpflichtung des Eides [d. h. jedes Eides] kann 
unmittelbar gelöſt werden durch die kirchliche Autorität, 
nämlich durch die Gewalt des Papſtes und der Biſchöfe und 
durch andere, gemäß des päpſtlichen Willens rechtmäßig 
Delegierte. Dieſe Entbindung vom Eid wird Dispenſation 
genannt.“ (Theologia moralis I, n. n. 411. 421. 423, 6. Bdit., 
Friburgi 1890; inzwiſchen iſt ſchon die 9. Auflage erſchienen mit 
ganz den gleichen Lehren.) 

„Der durch kirchenpolitiſche Geſetze aus ſeinem Vaterlande ver— 
bannte Prieſter Remigius kommt dennoch häufig verkleidet zurück, 
auch der Erholung wegen, übt geiſtliche Funktionen aus und freut 
ſich dabei, daß er ungeſtraft die Geſetze verletzt. Als dies der Be— 
amte Paulus, ein gottesfürchtiger Katholik, erfährt, läßt er es zwar 
unbeachtet, nimmt aber doch erſtaunt daran Ärgernis, daß Remigius 
von der legitimen Gewalt erlaſſene Geſetze nicht beobachtet, und 
durch einen Freund läßt er ihn bitten, es in der Folge zu unter— 
laſſen, damit er nicht, wenn er bei ihm angezeigt wird, ihn nach 
Amt und Gewiſſen beſtrafen müſſe. Remigius läßt ihm ſcherzhaft 
antworten, er fürchte weder Geſetze noch Strafen; werde ihm Strafe 
auferlegt, ſo habe er einen Schlüſſel zur Verfügung, womit er den 
Geldſchrank des Paulus öffnen könne, um ihm das Geld zur Be— 
gleichung der Strafe zu entnehmen; werde er zu Gefängnis verurteilt, 
ſo habe er Armee und Waffen, womit er ſich verteidige. Es fragt 
ſich: 1. Was iſt von jenen Geſetzen und Strafen zu halten? 
2. Hat Remigius recht gehandelt, oder hat Paulus mit 
Recht Argernis genommen? 3. Darf Remigius, was er im 
Scherze angedroht hat, im Ernſte ausführen?“ 
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„Ich antworte zur erſten Frage: daraus, daß ſolche Geſetze 
ausgegangen ſind von der geſetzgeberiſchen Gewalt, folgt noch nicht, 
daß es wahre Geſetze ſind. Sonſt müßte man auch die diokletianiſchen 
Erlaſſe gegen die Chriſten wahre Geſetze nennen. Schon oben wurde 
geſagt, daß nach der Lehre des hl. Thomas [von Aquin] zum Weſen 
und Begriff eines Geſetzes gehört, daß es eine Anordnung der Ver— 
nunft ſein, von demjenigen ausgehen muß, dem die Sorge für die 
Gemeinſchaft obliegt und daß es promulgiert ſein muß. Wenn auch 
nur eines hiervon fehlt, ſo iſt das, was als Geſetz ausgegeben wird, 
kein Geſetz; im Zweifel ſpricht die Vermutung für den legitimen Geſetz— 
geber. Bei den in Frage ſtehenden Geſetzen fehlt aber von dem An— 
geführten das meiſte, nicht nur eines. Sie find in Wirklichkekt 
und Wahrheit keine Anordnung der Vernunft; denn aus mehr— 
fachen Gründen ſind ſie nicht gerecht, weil ſie das höher ſtehende 
Recht der Kirche, das Recht des Prieſters, das Recht des katho— 
liſchen Volkes verletzen, ja, vielleicht verſuchen ſie ſogar, den Prieſter 
zu Unehrenhaftem und Unerlaubtem anzuhalten. Sie ergehen nicht 
von demjenigen, dem die Sorge für die Gemeinſchaft ob— 
liegt, alſo nicht von der rechtmäßigen Gewalt, denn die 
Sorge für die religiöſen Dinge und für die religiöſe Ge— 
meinſchaft obliegt nicht dem Staate. Somit iſt hier die 
legitime Autorität noch weniger vorhanden, als wenn die 
franzöſiſche Regierung Geſetze machen wollte für das 
Deutſche Reich.“ 

„Wenn die Geſetze als Prohibitivgeſetze nichtig ſind, fo wird 
auch die durch ſie verhängte Strafe nicht rechtmäßig ver— 
hängt, ſondern ſie iſt ungerecht, d. h. dieſe Geſetze ſind auch 
als Strafgeſetze ungültig und nichtig.“ 

„Ich antworte zur zweiten Frage: Remigius hat ſich keiner 
Geſetzesverletzung ſchuldig gemacht; denn ein nichtiges Geſetz iſt kein 
Geſetz. Ob er alſo der Erholung wegen oder um anderen geiſtige 
Hilfe zu bringen in ſein Vaterland zurückkehrte, eine Geſetzesverletzung 
war nicht vorhanden. Seine Freude über die nicht gezahlte Strafe 
iſt alſo eine völlig einwandfreie, um ſo mehr, als auch die Freude 
über Verletzung dieſer in ſich nichtigen Geſetze nicht ſittlich fehler— 
haft iſt.“ 

„Das Ärgernis des Paulus iſt alſo nicht begründet. Auch iſt 
für gewöhnlich eine ſolche Handlungsweiſe [wie die des Remigius] 
für Katholiken nicht Gegenſtand des Argerniſſes, ſondern der Er— 
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bauung. Wenn Paulus das, was auch ungebildete Menſchen ver— 
ſtehen, wegen ſeiner falſchen Bildung nicht verſteht, ſo iſt er eines 
beſſern zu belehren.“ 

„Paulus droht ungerechterweiſe die Strafen an. Bisher hat er 
recht gehandelt, indem er die Sache überſieht, weil es nicht nur keine 
Pflicht, ſondern ſogar unerlaubt iſt, ein ungerechtes Geſetz aus— 
zuführen. Er kann aber den Remigius mahnen und bitten, daß er, 
wenn möglich, das Zurückkommen unterläßt oder vorſichtig handelt, 
damit er, Paulus, nicht in Schwierigkeiten gerät.“ 

„Auf die dritte Frage antworte ich: Dieſe Frage iſt ſo 
umzugeſtalten: Iſt nicht Paulus, wenn er dem Remigius die Geld— 
ſtrafe auferlegt, wegen Verletzung der Gerechtigkeit zur Wieder— 
erſtattung verpflichtet? Darf ſich Remigius bei einem Verhaftungs— 
verſuch nicht widerſetzen?“ 

„Die erſte Frage iſt zu bejahen, wenn die Handlung des 
Paulus objektiv ungerecht iſt, eine Wirkung hervorgebracht hat und 
theologiſch ſchwer ſündhaft iſt. Nun aber ift die Handlung des 
Paulus objektiv ungerecht, bringt eine tatſächliche Wirkung hervor, 
ſobald Remigius zur Bezahlung gezwungen wird, und über die 
theologische Schuld kann kein Zweifel beſtehen. Wegen ſubjektiver 
Unwiſſenheit kann aber Paulus entſchuldigt werden. In einem 
ſolchen Falle wäre er ſelbſt zwar zur Wiedererſtattung nicht ver— 
pflichtet; Remigius aber brauchte bei ſeinem Verlangen auf Wieder— 
erſtattung dieſen guten Glauben des Paulus nicht vorauszuſetzen. Ob— 
wohl nämlich Remigius beſſer auf die hauptſächlichen Schädiger, 
nämlich auf die Urheber des ungerechten Geſetzes wegen der 
Wiedererſtattung zurückgreift, ſo darf er ſich doch auch an jeden un— 
mittelbaren Urheber des Schadens halten, zumal, wenn die anderen 
Urheber ſchwer zu erreichen ſind.“ 

„Bei der zweiten Frage iſt eine Unterſcheidung anzuwenden. Da 
der Grund, weshalb Remigius beſtraft wird, offenbar ungerecht iſt 
und dies jedem Vernünftigen klar ſein muß, ſo iſt eine Zurwehr— 
ſetzung, wenn ſie ohne Körperverletzung der Beamten geſchieht, nicht 
unerlaubt, wenn ſie erfolgreich iſt. Wäre ſie als erfolglos voraus— 
zuſehen oder würde ſie Argernis erregen, fo wäre fie beſſer zu 
unterlaſſen. Blutige Verteidigung oder Körperverletzunn der Beamten 
wäre für gewöhnlich hauptſächlich deshalb unerlaue, weil fie der 
Anlaß für größere Übel und für Volksunruhen war. Wenn alſo 
Remigius feine Armee und Waffen gebrauchen wurde, nicht um 
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Wunden beizubringen, ſondern nur um zu drohen, jo wäre er mit 
Leichtigkeit von aller Schuld freizuſprechen.“ (Casus conseientiae, 
2. Ldit. 1 casus 22, Freiburg 1903.) !) 

Wegen dieſes „Falles“ wurde Lehmkuhl von einem katholiſchen 
Kritiker angegriffen; er erwidert in der Vorrede zur 2. Auflage ſeiner 
„Gewiſſensfälle“: „Ich werde getadelt, weil ich einem Prieſter, der 
durch Geſetze, die, weil ſie über geiſtliche Dinge keine Gewalt haben, 
in ſich nichtig ſind, ausgewieſen iſt, erlaubt habe, dieſe Geſetze außer 
acht zu laſſen, auch ohne zwingenden Grund. Allein dieſer Tadel 
hat mich nur in meiner Auffaſſung beſtärkt, weil ich ſehe, daß es 
durchaus nötig iſt, jene verderblichſte Meinung (opinionem 
perniciosissimam) aus den Gemütern herauszureißen (ex ani- 
mis evellere), daß man auch ungerechten und gottlofen Ge— 
ſetzen ſo lange gehorchen müſſe, ſo lange nicht ihre Außer— 
achtlaſſung durch ein höheres Geſetz notwendig gemacht 
wird. Dieſe Meinung drückt die Autorität der Kirche 
herab und ſtärkt die Tyrannei. Ganz und gar iſt alſo feſt— 
zuhalten, daß ſolche Geſetze, die aus einer ufurpierten Ge— 
walt hervorgehen, weder aus ſich noch in ſich irgendwelche 
verpflichtende Kraft beſitzen; ſondern daß, wenn ſie jemals ver— 
pflichten ſollten, dies nur zufällig iſt, damit nämlich nicht etwa 
größere Übel entſtehen. Wer alſo unter Ausſchluß der Gefahr, daß 
dadurch größere Übel entſtehen, ſolche Geſetze übertritt, um, wie es 
in unſerem „Falle der Fall iſt, Erholung zu ſuchen, handelt ſittlich 
gut, wenn er in ehrbarer und gemäßigter Weiſe dieſe Erholung 
ſucht; tut er es in unmäßiger Weiſe, ſo iſt er der Unmäßigkeit 
ſchuldig, keineswegs aber einer Geſetzes verletzung“ (a. a. O. 


S. VII). 
„Quadratus muß bei Übernahme eines ſtaatlichen Amtes ſchwören, 
daß er die Geſetze des Staates treu beobachten will. . . . Dieſer Eid 


iſt ſo zu verſtehen, daß der Schwörende den Geſetzen ſich unterwerfen, 
nichts gegen die legitime Obrigkeit unternehmen und in ſeinem Amte 
den Geſetzen gemäß urteilen will. Nicht beabſichtigt iſt aber, jede 
Geſetzesvorſchrift unter die Verbindlichkeit des Eides zu ſtellen. Nicht 

) Casus conscientiae, „Gewiſſensfälle“ nennt die ultramontane Moral— 
theologie Sammlungen von fingierten „Fällen“, die dem Beichtvater 
die Entſcheidung ähnlicher tatſächlicher Fälle im Beichtſtuh le erleichtern 
ſollen. Vgl. mein Werk: „Das Papſttum in ſeiner ſozial-kulturellen Wirk— 
ſamkeit“ II, 416444 (Verlag von Breitkopf und Härtel, Leipzig, 4. Aufl.). 
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ſelten beſtehen nämlich heutzutage Staatsgeſetze, die ſich eine größere 
Gewalt zuſchreiben, indem ſie höhere Geſetze außer acht 
laſſen oder verletzen und überhaupt ihre Grenzen über— 
ſchreiten. Auf ſolches erſtreckt ſich niemals ein Eid und 
kann ſich nicht darauf erſtrecken. Wenn alſo irgendeine 
Staatsverfaſſung etwas enthält, was gegen die Rechte der 
Bürgerſchaft oder gegen die göttlichen oder kirchlichen Rechte 
iſt, ſo iſt es nicht erlaubt, abſolut und unbegrenzt auf 
dieſe Verfaſſung zu ſchwören, ſondern nur mit der Klauſel: 
unbeſchadet der Geſetze Gottes oder der Kirche, oder ähn— 
lich. Es genügt aber, wenn entweder die Behörde, die den Eid 
entgegennimmt, einmal erklärt hat, ſie verſtehe den Eid ſo, oder wenn 
die Katholiken einmal erklärt haben, ſie leiſteten den Eid nur in 
dieſem Sinne und wenn der Staat dieſe Erklärung angenommen hat. 
Sonſt muß in jedem einzelnen Falle die Klauſel hinzugefügt werden“ 
(6. a, O. 1, 124126). 

Moulart:!) „Wir jagen darum, daß die Kirche vom Staate 
in den geiſtlichen Angelegenheiten, das heißt in allem, was den 
Glauben und die Moral, die Sakramente und den Kultus, die Dis— 
ziplin und die Leitung der religiöſen Geſellſchaft betrifft, abſolut 
unabhängig iſt. Wir ſagen ebenſo, daß der Staat der Kirche gegen— 
über frei iſt in allen Akten, welche ihm eigentümlich ſind, und welche 
ſich direkt auf die Erfüllung ſeiner Miſſion beziehen, daß er frei 
iſt in den rein politiſchen und zeitlichen Angelegenheiten. . . . 
Da aber zwiſchen der Beſtimmung des Staates und der 
der Kirche ein notwendiges Subordinationsverhältnis be— 
ſteht, ſo folgt daraus, daß die Unabhängigkeit der weltlichen Gewalt 
keine abſolute, ſondern nur eine relative ſein kann: in den 


) Moulart iſt Univerſitätsprofeſſor zu Löwen 
(Belgien). Die „autoriſierte“ deutſche Überſetzung ſeines Werkes iſt ge— 
widmet „dem mutigen Vorkämpfer für die Harmonie der beiden Gewalten, 
Exzellenz Dr. Windthorſt“. Ich laſſe Moulart ausgiebig zu Worte 
kommen, weil ſeine Darſtellung über das Verhältnis von Kirche und Staat 
nach Form und Inhalt, ebenſo wie die ſchon vorgelegten jeſuitiſchen Lehren, 
typiſch iſt für die kirchenpolitiſchen Lehren des Ultramontanismus der 
Gegenwart: Die „Selbſtändigkeit“ und „Freiheit“ des Staates der Kirche 
gegenüber wird zwar mit Emphaſe betont, ſofort aber auf dem Umwege 
der „indirekten Gewalt“ des Papſtes eingeſchränkt und zurückgenommen— 
Moularts Ausführungen bilden den beſten Kommentar zur Enzyklika 
Leos XIII., die wir oben kennen gelernt haben (S. 50ff.). 


94 


geiſtlichen Dingen iſt der Souverän, wenn er ein Chriſt ift, der 
Kirche direkt unterworfen, wie ſeine Untertanen; in den Dingen, 
welche zu ſeiner eigentlichen Kompetenz gehören, kann er nichts tun, 
was der Moralität ſeiner Untertanen oder dem Gehorſam Eintrag 
tut, welchen fie Gott und der Kirche ſchulden. . . . Es iſt außer 
Zweifel, daß alle Handlungen der zeitlichen Souveräne, 
ihre öffentlichen oder Regierungsakte ebenſogut wie ihre 
Privat- oder rein perſönlichen Handlungen, welcher Art 
ſie immer ſein mögen, der ſakramentalen Jurisdiktion der 
Kirche unterworfen werden müſſen, welche über ihre Mo— 
tive und Intentionen urteilt, über ihre Moralität und die 
Beziehungen erkennt, welche ſie mit der Heiligung und der 
Seligkeit haben. . . .. Die Gewalt, welche Bianchi) [dem 
Moulart ſich anſchließt! für die Kirche und den Papſt fordert, iſt 
nichts anderes, als das Recht, das Gewiſſen der Fürſten und der 
chriſtlichen Völker aufzuklären und zu leiten, ihnen von Autoritäts 
wegen die Richtſchnüre für Recht und Unrecht, die Verpflichtungen, 
welche ihnen das göttliche Geſetz, ſei es das natürliche oder das 
poſitive, auferlegt, zu definieren, zu proklamieren und ihnen wieder 
in Erinnerung zu bringen. . . . Da die Kirche die Hüterin und 
Erklärerin des Moralgeſetzes iſt, ſo hat ſie unleugbar das 
Recht, die Vorſchriften der weltlichen Autorität, welche mit 
dieſem Geſetze in Widerſpruch ſtehen, als nichtig und 
wirkungslos zu erklären. . . . Wie man ſieht, iſt dieſe Gewalt 
der Kirche eine rein geiſtliche Gewalt; ihr direktes Ziel iſt eine geiſt⸗ 
liche Sache, die Moralität der Handlungen, ihre Übereinſtimmung 
mit der Religion; aber gerade deswegen erſtreckt ſie ſich auch, obwohl 
indirekt, auf die zeitlichen Dinge, mit welchen dieſe Moralität in Ver— 
bindung getreten iſt. Die meiſten Anhänger dieſes Syſtems he— 
haupten als Konſequenz dieſer Gewalt, daß die Kirche in gewiſſen 
Fällen, in den Fällen von ſchwerer Pflichtvergeſſenheit gegen die 
Religion und von Unverbeſſerlichkeit den ſchlechten Fürſten zwar nicht 
direkt, als wenn ſie in der politiſchen Ordnung eine univerſelle 
höhere Jurisdiktion hätte, ſondern bloß auf eine indirekte Weiſe die 
Gewalt nehmen kann. Sie erklären jedoch dieſe Art der indirekten 
Gewalt ein wenig verſchieden. Die einen ſagen, die Kirche kann 

1) Bianchi iſt einer der bedeutendſten Kanoniſten der neueren Zeit; 
vgl. unten S. 130. 
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alsdann das Band des Gehorſams, welchen die Untertanen ihrem 
Souverän ſchulden, löſen und ſie vom Eide der Treue, welchen ſie 
geleiſtet haben, entbinden; andere ſind der Anſicht, ſie könne, ohne 
dies zuzugeben, daß fie im eigentlichen Sinne dieſen Eid zu brechen 
und dieſes Band zu löſen vermöge, dieſe als gebrochen und gelöſt 
erklären und die Fälle beſtimmen, in welchen der Souverän kraft 
göttlicher Geſetze ſeines Thrones verluſtig iſt. . . . Wird das Syſtem 
von der indirekten Gewalt in dieſer Weiſe aufgefaßt, dann iſt es 
hinreichend, um nach göttlichem und natürlichem Rechte von allen 
Tatſachen der Geſchichte der Päpſte im Mittelalter Rechenſchaft ab— 
zulegen, ohne daß es nötig iſt, zum öffentlichen Recht der chriſtlichen 
Nationen ſeine Zuflucht zu nehmen. . . . Das Verhalten und die 
Sprache des heiligen Stuhles in den letzten Zeiten ſcheinen uns 
dieſem Syſteme einen beſonderen Kredit zu geben. Die Ideen, 
welche der Kardinal Antonelli in ſeiner Depeſche an den 
Nuntius von Paris am 19. März 1870 entwickelt hat, ſind 
in allen Punkten für deſſen Verteidiger günſtig. . . . .. In 
geiſtlichen Dingen iſt die weltliche Gewalt der Kirche direkt unter— 
worfen. Dieſe Propoſition bedeutet, daß der weltliche Souverän 
in allen Dingen, welche zur beſonderen Kompetenz der geiſtlichen 
Gewalt gehören, der Kirche, wenn er ein Chriſt iſt, nicht allein als 
Menſch, ſondern auch als Träger der weltlichen Gewalt Gehor— 
ſam ſchuldet. . . . In den politiſchen Dingen ſpricht Bonifaz VIII.“) 
der Kirche eine indirekte oder bloß direktive Jurisdiktionsgewalt 
zu. . .. Die Gallikaner wollen unter keiner Bedingung, daß fie [die 
Kirche! auf irgend eine Weiſe dem Souverän beikomme. In poli— 
tiſchen Dingen iſt die weltliche Gewalt der Kirche indirekt 
ſubordiniert. Der Sinn dieſer allgemeinen Propoſition iſt folgender: 
Der chriſtliche Souverän?) muß ſich bei der Regierung der weltlichen 


) Vgl. oben S. J5f. 

2) Wenn die römiſche Kirche von „Chriſten“ ſpricht, die ihr unter— 
worfen ſind, ſo verſteht ſie darunter nicht bloß die Katholiken, ſondern 
alle, die getauft ſind, alſo alle Evangeliſchen. Roms Anſprüche 
über „den chriſtlichen Souverän“ erſtrecken ſich alſo auch auf den evangeliſchen 
Souverän. Die römiſchen Kanoniſten lehren dies in Übereinſtimmung mit 
den Päpſten ganz unzweideutig. Nur ein Beleg aus der neueren Zeit: Am 
7. Auguſt 1873 ſchrieb Papſt Pius IX. an Kaiſer Wilhelm J.: „ .. Ich 
ſpreche mit Freimut, denn die Wahrheit iſt mein Panier, und ich ſpreche, 
um einer meiner Pflichten in erſchöpfendem Maße nachzukommen, die mir 
auflegt, allen das Wahre zu jagen, und auch dem, der nicht Katholik iit; 


96 


Geſellſchaft nach dem natürlichen oder geoffenbarten Moralgeſetz 
richten; mit anderen Worten, in den Akten, welche ſich auf dieſe 
Regierung beziehen, kann er nichts tun, was mit dem Wohle der 
Religion und mit dem Heile der Seelen in Widerſpruch ſteht, nichts, 
was die Untertanen von dem Gehorſam entfernt, welchen ſie Gott 
und der Kirche ſchuldig ſind. Nun kommt es aber der geiſtlichen 
Gewalt zu, das Moralgeſetz zu definieren und die Beobachtung des— 
ſelben den Chriſten anzubefehlen. Auf dieſe Weiſe erſtreckt ſich 
die geiſtliche Gewalt wegen ihrer Konſequenz über das 
ganze Gebiet der Moral indirekt auf die öffentlichen oder 
politiſchen Akte des Souveräns, ſie erſtreckt ſich auf das 
Zeitliche durch das Geiſtliche. . . . Die indirekte Subordination 
der einen Gewalt unter die andere iſt notwendig. Von zwei Dingen 
eins: entweder muß der Papſt eine indirekte Gewalt über das Welt— 
liche, oder der Fürſt eine indirekte Gewalt über das Geiſtliche haben; 
hier iſt kein Mittelding möglich. . . . Es iſt ervident, daß die Har— 
monie der Gewalten eine Bedingung für die ſoziale Ordnung iſt; 
nun ſetzt aber die Harmonie die Einheit voraus und die Einheit 
eine vorherrſchende Gewalt. In der Bulle Unam sanctam bezeichnet 
Bonifaz VIII. die entgegengeſetzte Lehre als des Manichäismus ver— 
dächtig, und zwar mit allem Recht. Keine Subordination zwiſchen 
den beiden Gewalten zugeben, heißt die Anarchie als Regel auf— 
ſtellen. . . . Die Frage beſteht darum einzig darin, zu erfahren, 
welche der beiden Gewalten den Vorrang einnimmt. Die gallikaniſchen 
Politiker übertragen dieſe Superiorität auf die politiſche Gewalt; 
man muß jedoch nicht zögern, den erſten Platz der geiſtlichen Gewalt, 
dem geiſtlichen Schwerte, welches der Ausdruck der Gerechtigkeit und 
des Rechtes iſt, einzuräumen. . . . Von welcher Seite auch man die 
weltliche Gewalt betrachten will, mag es an ſich ſein, oder mit Rück— 
ſicht auf ihren Zweck oder auch in der Perſon, welche deren Träger 
iſt, ſo iſt doch offenbar, daß ſie in einem beſtimmten Sinne der 
geiſtlichen Gewalt unterworfen ſein muß. . . . Alle Akte der Gewalt 
ſind, weil und inſoweit ſie eine notwendige Beziehung zur Moral 
und zur Seligkeit haben, der Kirche unterworfen, welche über ſie 
denn jeder, der die Taufe empfangen hat, gehört in irgend einer 
Weiſe, welche darzulegen, hier nicht der Ort iſt, gehört, ſage 
ich, dem Papſte an.“ (Bei Hahn, Geſchichte des Kulturkampfes, S. 131: 
N. Siegfried [Pſeudonym für V. Cathrein 8. J.] Aktenſtücke betreffend den 
preußiſchen Kulturkampf S. 198.) 
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richten kann. Sobald darum der chriſtliche Souverän, feine Autorität 
mißbrauchend, die Moral und die Religion verletzt, ſündigt er; indem 
er ſündigt, fällt er wie die einfachen Gläubigen unter die Schlüſſel— 
gewalt '), und kann er von demjenigen beſtraft werden, welcher dieſe 
Gewalt in Händen hat. .... Wir übertragen demnach keine zwei 
Gewalten auf die Kirche. .. .. Die indirekte Gewalt iſt eine rein 
geiſtliche Gewalt, ſie hat eine ganz geiſtliche Sache, die Moralität 
der Handlungen, das Heil der Seelen, das Wohl der Religion zum 
direkten Zweck. Gleichwohl erſtreckt ſich dieſe Gewalt gerade dadurch, 
daß ſie bis zu den Beziehungen reicht, welche die öffentlichen Akte 
des Souveräns mit der Moral und der Religion haben, indirekt auf 
die öffentliche Ordnung ſelbſt. Es geſchieht dies jedoch ohne Schaden 
für die richtig verſtandene Unabhängigkeit der weltlichen Gewalt, 
denn wenn dieſe die Geſetze Gottes oder der Kirche verletzt, dann 
tritt ſie aus ihrer Domäne heraus und macht einen Eingriff in die 
Rechte der geiſtlichen Gewalt. . . . Wir werden den Beweis erbringen, 
daß dieſer große Papſt [Bonifaz VIII.] durch ſeine berühmte Bulle 
[Unam sanctam!] nichts gelehrt hat, was mit der zu allen Zeiten in 
der Kirche angenommenen Lehre nicht in Einklang wäre. . . . Die 
Bulle Unam sanetam, welche von dem fünften allgemeinen 
lateranenſiſchen Konzile gebilligt und in einem gewiſſen Maße er— 
neuert worden iſt, iſt unleugbar dogmatiſcher Natur. . . . In 
den politiſchen Dingen ſpricht Bonifaz VIII. der Kirche eine 
indirekte oder bloß direktive Jurisdiktionsgewalt zu. . . . 
Kann die Kirche den Souverän abſetzen? Dieſe Hypotheſe iſt 
folgende: Wenn der Souverän die geiſtlichen Strafen verachtet und 
unverbeſſerlich bleibt, wenn er hartnäckig auf dem unſeligen Wege 
weiter wandelt, auf welchem er ſein Volk nach ſich ziehen will, was 
ſoll die Kirche in dieſem Falle tun? Hat ſie ihre Gewalt erſchöpft? 
Die Gallikaner antworten auf dieſe Frage mit Ja; ſie wollen unter 
keiner Bedingung, daß ſie auf irgend eine Weiſe dem Souverän bei— 
kommen, noch ihn, ſei es direkt oder indirekt, ſeines Thrones oder 
ſeiner Macht entheben könne. . . . Andererſeits find alle Schriftſteller 
der wirklich katholiſchen Schule in der Behauptung einig, daß der 


) „Schlüſſelgewalt“ nennt die römiſche Dogmatik die oberſte Gewalt, 
die der Papſt als „Nachfolger Petri“ beſitzt, indem Chriſtus dem Petrus 
und ſeinen Nachfolgern dieſe Gewalt in den bekannten Worten (Matth. 16) 
übertragen haben ſoll. 

Moderner Staat und römiſche Kirche. 7 
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heilige Stuhl von einer legitimen Gewalt Gebrauch machte, wenn er 
die Souveräne abgeſetzt und die Untertanen von dem Gehorſam, 
welchen ſie ihnen ſchuldeten, entbunden hat, ſie ſtimmen jedoch in 
betreff der Art und Weiſe, dieſe Gewalt zu rechtfertigen, nicht über— 


erſchöpft hat, und ſo dem unverbeſſerlichen Souverän wehrlos gegen— 
über ſteht, wenigſtens nicht an die Gläubigen wenden, kann ſie ihren 
Kindern nicht zu Hilfe kommen und erklären, daß die Pflicht der 
Treue aufgehört hat, ſie zu binden, und ſo dem Schuldigen indirekt 
beikommen? Bianchi nimmt dies an; uns gefällt ſeine Theorie, 
weil ſie allein genügend iſt, das Verhältnis der Päpſte zu 
Erklären Man kann die Lehre des gelehrten Franziskaners 
[Bianchi] auf folgende drei Propoſitionen zurückführen: a) Das Band 
des Gehorſams, welchen die Untertanen ihren Souveränen ſchulden, 
und der Eid der Treue ſelbſt ſind ihrer Natur nach nicht unlöslich; 
p) unter den Gründen, welche es geſtatten, ſie zu löſen, oder wenig— 
ſtens zu erklären, daß ſie gelöſt ſeien, muß man in erſter Linie die— 
jenigen anführen, um welche es ſich in der Hypotheſe handelt, die 
Sache der Religion; e) nun kann aber das Recht, über die Exiſtenz 
dieſes Grundes ſich auszuſprechen, nur der Kirche ſelbſt, d. h. der 
geiſtlichen Gewalt zuſtehen. . . . Wenn die Beziehungen zwiſchen den 
beiden Gewalten [Staat und Kirche] auf der wahren Baſis des gött— 
lichen Rechtes hergeſtellt ſind, dann werden die Konflikte ſchwieriger. 
Wenn irgend eine Uneinigkeit eintritt, dann können die Schwierig— 
keiten ſchnell durch die Anwendung des Prinzips der wechſel— 
ſeitigen Unabhängigkeit von Kirche und Staat in Ver— 
bindung mit dem Prinzip der Subordination der zeitlichen 
Ordnung unter die geiſtliche Ordnung gelöſt oder aus dem 
Wege geſchafft werden. . . . Wenn alle Mittel [den Konflikt zu be— 
ſeitigen! unwirkſam bleiben, und wenn man den Konflikt beendigen 
muß, ſo bleibt nur noch ein Mittel übrig, nämlich zugunſten der 
Kirche und ihrer Gewalt zu entſcheiden. Die Gründe hierfür 
ſind folgende: a) Es iſt billig, daß der Untergebene dem Oberen nach— 
gebe, wie der Leib der Seele, das zeitliche Intereſſe dem ewigen 
nachgeben muß; b) wenn ſich der Staat das ſtreitige Objekt zuwenden 
wollte, ſo würde er die Grenzen ſeiner Kompetenz überſchreiten; 
denn er kann nichts, was nicht gerecht, ehrbar und mit der Religion 
in Einklang iſt; nun kommt es aber der Kirche zu, zu be— 
ſtimmen, welche Handlungen mit der Moral und der Re— 
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ligion übereinſtimmen oder mit u in Widerſpruch 
ſtehen.“ (Kirche und Staat S. 139. 167. 187ff. 197. 206ff. 221. 
228. 230 f. 576f.) 

Franz Heiner!) Gatholiſches Kirchenrecht, 2 Bände, 2. Auflage, 
Paderborn 1897): „Man hatte ſtets in dem Glauben gelebt, daß 
zwar der Staat ſein eigenes Gebiet habe, daß er aber zugleich dem 
höchſten Zwecke des Menſchen, der Erſtrebung des ewigen Zieles, 
dienen müſſe, wie überhaupt vom wahrhaft chriſtlichen Standpunkte 
aus alles Irdiſche nur als Mittel zur Beförderung des Geiſtigen 
und zur Erreichung des Überirdiſchen zu betrachten ſei. Beides ſtehe 
in Konnex, und daher könne die irdiſche Gewalt des Staates 
nicht als gänzlich unabhängig von der Kirche gedacht werden; 
jene müſſe deshalb dieſer auch in zeitlichen Dingen des 
höheren Zweckes wegen dienſtbar ſein . . . Für denjenigen, 
der die Größe des Gedankens eines chriftlichen Staates be— 
greift, der im Chriſtentum die oberſte Norm wie des 
individuellen Lebens, ſo der Weltordnung erblickt, gilt 
dieſe Stellung der Kirche zum Zeitlichen als etwas ganz 
Selbſtverſtändliches . . . In bezug auf die Art, den Umfang 
und die Begründung dieſer fogen. potestas ecelesiae in temporalia 
gingen die Schriftſteller jedoch in ihren Anſichten auseinander. . .. 
Das dritte Syſtem, welches die zahlreichſten Anhänger hat, iſt das 
der potestas indirecta in temporalia. Hiernach iſt unmittel— 
bares Objekt der kirchlichen Gewalt die Leitung der Gläubigen in 
der übernatürlichen Ordnung. Indirekt oder de sequenti hat 
die Kirche aber auch das Recht, über zeitliche Dinge zu 
urteilen, ſoweit dieſe durch Gefährdung des Glaubens und 
des Seelenheiles auf das geiſtliche und Gewiſſensgebiet Be— 
zug haben [Heiner zitiert hierbei als „Beweis“ für die Richtigkeit 
dieſer Lehre das kanoniſche Recht, und zwar einen Satz Innozens' III.: 
0. 13 X II, 1 und den Syllabus: Satz 24, ſ. oben S. 32]. Falls 
alſo die Akte der Staatsgewalt gegen das chriſtliche Sitten— 
geſetz, gegen die Gerechtigkeit oder eine andere chriſtliche 
Tugend verſtoßen, muß die Staatsgewalt wegen dieſes 
Verſtoßes der Kirche unterworfen fein; nicht direkt, ſondern 
indirekt, nicht an ſich, ſondern infolge eines beſonderen 
Anlaſſes ſteht die Staatsgewalt mit ihren Geſetzen und 


) Heiner iſt Univerſitätsprofeſſor in Freiburg i. Br. 
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Maßnahmen unter der kirchlichen Autorität. Deshalb kann 
die Kirche zwar keinen Fürſten abſetzen, wohl aber, wenn 
dieſer durch Apoſtaſie, Verfolgung der Religion oder Kirche, 
durch Unterdrückung der Untertanen uſw. ſeinen Eid gebrochen und 
alle Ermahnungen und Zenſuren mißachtet, erklären, daß das 
Volk hier nicht mehr zum Gehorſam verpflichtet ſei. Ferner 
hat die Kirche zwar kein Recht, ſich in die weltliche Geſetz— 
gebung einzumiſchen, aber ſie kann wohl Geſetze gegen 
Glauben und Sitte verurteilen, endlich jeden zur Verant— 
wortung vor ihr Gericht ziehen, wenn das Seelenheil 
dies fordert und die zunächſt berufene weltliche Behörde 
die Juſtiz verweigert. Dieſe Anſicht von der indirekten 
Gewalt der Kirche auf das Zeitliche entſpricht am meiſten 
den Grundſätzen des chriſtlichen Mittelalters und den Anſchauungen 
des Glaubens, wonach das Zeitliche der Erreichung des über— 
natürlichen Zieles nicht entgegenſtehen darf, ſondern vielmehr hierzu 
als Mittel dienen muß. . . . Das Verhältnis von Staat und 
Kirche kann nicht lediglich als Ergebnis der hiſtoriſchen Entwickelung 
aufgefaßt und dargeſtellt werden, ſondern es laſſen ſich vielmehr 
ganz ſichere und feſte Grundſätze über dasſelbe aufſtellen, wie 
ſolche auch ſelbſt von der kompetenten kirchlichen Behörde klar dar— 
gelegt ſind, was in neueſter Zeit beſonders von Pius IX. und 
Leo XIII. [Syllabus und Enzyklika Diuturnum illud vom 1. No— 
vember 1885, ſ. oben S. 49f.] geſchehen iſt“ (I, 370. 371. 372. 377). 

Wilhelm Molitor): „Iſt alſo wirklich und in allem Ernſt 
die Abſetzung von Fürſten durch die Päpſte zu verteidigen? 
Ich muß ſie verteidigen, wenn ich nicht an der Kirche ſelbſt 
ganz irre werden ſoll. Nach Gregor VII. haben nicht wenige 
ſeiner Nachfolger ebenſo verfahren. Gregor VII. ſelbſt ſprach noch 
über den König Boleslaus von Polen das Abſetzungsurteil aus. 
Seine nächſten Nachfolger, Viktor III., Urban II., Paſchalis II., 
Gelaſius II., Kalixtus II., beſtätigten ſein Urteil über Heinrich IV. 
Alexander III. erklärte Friedrich Barbaroſſa der Krone verluſtig; 
Innozens III. den König Johann von England und Otto IV. von 
Deutſchland; Innozens IV. den Kaiſer Friedrich II., Klemens VI. 
Ludwig den Bayer, Paul II. den Böhmenkönig Georg, Klemens VII. 
) Molitor war Domkapitular in Speyer und päpſtlicher Theo— 
loge auf dem vatikaniſchen Konzil— 
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und Paul III. Heinrich VIII. von England; Pius V. die Königin 
Eliſabeth von England, welches Urteil Gregor XIII. beſtätigte. 
Endlich Sirtus V. und Gregor XIV. den König Heinrich von Navarra. 
Hier bleibt nur ein Entweder — Oder übrig. Entweder ſind die 
Statthalter Chriſti die herrſchſüchtigſten Uſurpatoren geweſen, und das 
iſt mit katholiſchen Begriffen ſchlechterdings nicht zu vereinigen; oder 
aber die Binde- und Löſegewalt, welche den Päpſten in 
Petrus übertragen worden iſt, und vom Heiland ſelbſt als 
eine allgemeine, unbeſchränkte bezeichnet worden iſt, er— 
ſtreckt ſich auch über die Throne der weltlichen Gewalt— 
haber. Pius V. ſprach das Abſetzungsurteil über die Königin 
Eliſabeth von England aus. In der Bulle Regnans in coelis 
beruft er ſich jedoch zur Begründung der Kompetenz ſeines richter— 
lichen Urteils nicht etwa auf eine von Menſchen übertragene Voll— 
macht oder auf eine Rechtsgewohnheit von Jahrhunderten, ſondern 
er erklärt ausdrücklich und in unzweideutigen Worten, daß 
er gegen die Königin von England einſchreite gemäß der 
Autorität, welche ihm in der Perſon des Petrus von Chriſtus 
ſelbſt übertragen worden.“ Grennende Fragen S. 144 ff.) 
„Demnach kann es wohl keinem Zweifel unterliegen, daß 
Innozens III. [in der Dekretale Per Venerabilem] jene außer 
ordentliche Kompetenz des Papſtes auf weltlichem Gebiete als eine 
ſolche auffaßt, welche ſich aus der göttlichen Inſtitution des 
Primates ableitet, und keineswegs eine vom menſchlichen 
Rechte übertragene iſt: wenn es auch nicht in Abrede geſtellt 
werden kann, daß die ſtaatliche Anerkennung dieſer in dem Primate 
ruhenden Gewalt die Ausführung derſelben nicht nur erleichtert, 
ſondern auch unter Umſtänden erſt möglich macht. Nichtsdeſto— 
weniger iſt aber die Quelle dieſer Gewalt juris divini und 
nicht juris humani. Das iſt auch die allgemeine Lehre der 
Kanoniſten . . . Ein Grundgedanke iſt aber unbeſtreitbar der eigent— 
liche Träger und das vom Geſetzgeber [Innozens III.] klar erkannte 
Fundament der beiden Dekretalen [Per Venerabilem und Novit, |. 
oben S. 14f.]: daß die Jurisdiktion der Kirche, wenn ſie auch 
in der Regel auf das geiſtliche Gebiet beſchränkt ſei, nichts— 
deſtoweniger ausnahmsweiſe in einzelnen Fällen auf das 
Gebiet der Temporalien hinüberzugreifen befugt fJei. 
Was den Satz betrifft, wonach die beiden Schwerter, das geiſtliche 
wie das weltliche, in der Kirche und in ihrer oder des heiligen 
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Petrus Gewalt ſich befinden, fo ift derſelbe in der Dekretale Unam 
sanetam [j. oben S. 15] deutlich genug ausgeſprochen worden. Man 
kann faſt ſagen, daß es dem Geſetzgeber darum zu tun geweſen ſein 
müſſe, dieſen Satz ganz klar hinzuſtellen und vor jeder Zweideutigkeit 
zu ſichern: denn es wird der Gedanke in verſchiedener Wendung 
dreimal ausgeſprochen. Zuerſt wird er als eine Wahrheit bezeichnet, 
deren Quelle die Schrift ſei („daß in der Gewalt der Kirche ſich die 
beiden Schwerter, das geiſtliche und das weltliche, ſich befinden, lehrt 
der evangeliſche Ausſpruch“). Dann wird er in negativer Faſſung 
bekräftigt („Gewiß, wer leugnet, daß das weltliche Schwert in der 
Gewalt des Petrus ſei, beachtet ſchlecht das Wort des Herren: Stecke 
dein Schwert in die Scheide“); und endlich in ganz poſitiver Form 
aufgeſtellt („Beide Schwerter ſind alſo in der Gewalt der Kirche, 
das geiſtliche und das weltliche“). Daran etwa grammatikaliſch zu 
deuteln, muß ſtets ein mißglückter Verſuch bleiben . . . Wenn geſagt 
wird, daß die Theorie der ſogenannten indirekten Gewalt hauptſächlich 
von dem Kardinal Bellarmin zur Geltung gebracht worden ſei, 
und daß die Autoren, welche ſeiner Anſicht folgen, nur wenig an 
derſelben modifiziert hätten, ſo hat ſchon die bisherige Darſtellung 
gezeigt, daß der erſte Teil der Behauptung nicht richtig iſt, indem 
auch unter vielen anderen die großen Zeitgenoſſen von Bellarmin, 
wie Molina, Sanchez, Suarez Jeſuiten, ſ. oben S. 27ff.], dieſelbe 
Lehre und zwar ganz ſelbſtändig aufſtellten und verteidigten. Der 
zweite Teil der Behauptung iſt dagegen ganz richtig, indem, wie wir 
uns ebenfalls ſchon überzeugt haben werden, die ſpäteren Schriftſteller 
gar nichts am Weſen, ſondern lediglich nur hin und wieder in den 
Ausdrücken dieſer Theorie geändert haben . . . Wenn wir bei unſerer 
Erörterung der Lehre von der ſogenannten indirekten Gewalt 
von dem Zeitalter Bellarmins ausgegangen ſind, ſo hat dies ſeinen 
triftigen Grund darin, daß jene Zeit für dieſe Lehre zu einer höchft 
bedeutſamen Epoche wurde. Dem unbefangenen Forſcher kann es näm— 
lich nicht entgehen, daß dieſe Lehre bis dorthin als die allgemeine 
bezeichnet werden konnte, und daß es jedenfalls bis zu jenem Zeit⸗ 
punkte keine eigentlichen Kontroverſe in den katholiſchen Schulen über 
die Frage gab, ob die Kirchengewalt ſich unter gewiſſen Verhältniſſen 
auf die weltlichen Angelegenheiten der Chriſtenheit erſtrecke. Damals aber, 
im Anfange des 17. Jahrhunderts, erhob ſich in Frankreich unter dem 
mächtigen Einfluſſe der Hugenotten jene Partei, welche die Frage nach 
dem Verhältniſſe beider Gewalten zu einer politiſchen zu machen 
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wußte und mit der ganzen Liſt und Hartnäckigkeit des Janſenismus 
die sententia communis der katholiſchen Kirche als ſtaats— 
gefährlich verdächtigte ... Demgemäß kann es kaum beſtritten werden, 
daß wir jene Wahrheit [der indirekten Gewalt der Kirche über das 
Weltlich⸗Politiſchel, an welche uns in jüngſter Zeit der Syllabus 
vom 8. Dezember 1864 erinnert hat, bis hinauf in die Anfänge der 
Kirche verfolgen können. Überblickt man das ganze Gebiet, welches 
wir durchwandert haben, mit unbefangenem Auge, ſo muß es als 
ein in der Tat befremdendes Unternehmen erſcheinen, jene Gewalt 
der Kirche im Weltlichen als etwas hiſtoriſch erſt Gewordenes, durch 
menſchliches Recht der Kirche Übertragenes zu erklären oder am Ende 
gar jede derartige Jurisdiktionsgewalt der Kirche als eine Uſurpation 
zu bezeichnen . . . Ebenſo wird es klar geworden ſein, daß ſich die 
indirekte Gewalt der Kirche auf alle weltlichen Angelegenheiten be— 
ziehen kann, wie viele nur immer mit dem übernatürlichen Zwecke 
der Kirche in Berührung kommen. Immer bleibt aber vorausgeſetzt, 
daß, um die Ordnung zu wahren und den Frieden zwiſchen den 
beiden Gewalten nicht zu ſtören, jenes Eingreifen der geiſtlichen Ge— 
walt nur im Notfalle eintreten kann: denn ſonſt wäre das richtige 
Verhältnis zwiſchen den beiden Gewalten vernichtet, und die weltliche 
Gewalt ſänke zu einem leeren Scheine herab, was der göttlichen An— 
ordnung nicht entſpricht. Eben deswegen wird die causa ardua, eine 
wichtige ſchwierige Sache, verlangt, und das peecatum, von welchem 
die Dekretale Novit handelt, muß ein mortale ſein, wenn der höchſte 
geiſtliche Richter ſeine Jurisdiktion auf das weltliche Gebiet aus— 
dehnen ſoll. Sind aber dieſe Vorausſetzungen gegeben, ſo 
erſtreckt ſich dieſe Jurisdiktion, welche übrigens nur dem 
Papſte zukommen kann, da es ſich um eine causa major im 
eminenten Sinne des Wortes handelt, auf das ganze welt— 
liche Gebiet, wie einſtimmig die Kanoniſten und Theologen 
lehren. Dann beſteht kein Unterſchied, ob es ſich um eine 
Frage des öffentlichen oder des Privatrechtes handelt, ob 
es die geſetzgebenden oder die vollziehenden Gewalten, ob 
es den Fürſten oder den Untertanen betrifft . . . Als mit der 
großen Glaubensſpaltung der Glaube abnahm, und gerade die päpſt⸗ 
liche Gewalt die Zielſcheibe der feindſeligſten und erbittertſten Angriffe 
während Jahrhunderten ward, mußte der apoſtoliſche Stuhl von der 
Ausübung jener Jurisdiktion abſehen, wenn er nicht die Verwicke— 
lungen noch vermehren und die Mißverſtändniſſe noch unſeliger machen 
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wollte.) Er tat es; aber er verzichtete nicht auf das Recht, welches 
dem Primat bleibt, weil es göttlicher Anordnung iſt und mit der 
von Gott gegebenen Konſtitution der Kirche und deren 
Stellung der weltlichen Gewalt gegenüber eng zuſammen— 
hängt. Das iſt die Lage der Gegenwart.“ (Die Dekretale 
Per Venerabilem von Innozens III. und ihre Stellung im öffent— 
lichen Rechte der Kirche, Münſter 1876, S. 52. 83. 91. 162. 163. 
222. 239. 241.) N 

Edward Manning): „Die geiſtliche Gewalt kennt mit gött⸗ 
licher Sicherheit die Grenzen ihrer eigenen Jurisdiktion 
und kennt demgemäß auch die Grenzen und die Kompetenz 
der Staatsgewalt. Sie iſt alſo in Gegenſtänden der Religion und 
des Gewiſſens ſuprem. Konſtatieren wir etwas genauer, was die 
Bedeutung des Wortes „ſupremé iſt. Jede Macht, die unabhängig 
il und allein die Grenzen ihrer eigenen Jurisdiktion und daher 
auch die Grenzen aller anderen Jurisdiktionen beſtimmen 
kann, iſt ipso kacto ſuprem.“ (Cäſarismus und Ultramontanismus 
1874, S. 15.) 

Das Kirchenlexikons): „Staatskirche im guten Sinne 
kann die Kirche Chriſti inſoweit heißen, als ſie nicht bloß als öffent⸗ 
liche Einrichtung im Staate anerkannt wird, ſondern auch der Staat 
als ſolcher ſich zu ihr bekennt, ſie mit ſeinen Mitteln zur Er⸗ 
reichung ihres Zweckes prinzipiell und faktiſch unterſtützt und die 
eigene Geſetzgebung mit den kirchlichen Normen in Einklang 
erhält. Ein ſolcher Zuſtand iſt als das Ideal des Ver— 
hältniſſes zwiſchen der geiſtlichen und weltlichen Macht auf 
Erden zu bezeichnen (XIV, 688f. Verfaſſer des Artikels „Staats— 
kirche“ iſt der „deutſche“ Jeſuit Laurentius, ſ. oben S. 39). 

Hiſtoriſch-politiſche Blätter‘): „Wer erinnert ſich nicht an 


) Vgl. oben S. 21 den bezeichnenden Ausſpruch Pius' VII. 

2) Der bekannte engliſche Konvertit, ſpätere Kardinal und Erz⸗ 
biſchof von Weſtminſter. 

) Das „Kirchenlexikon“ gehört, wie die ultramontane Preſſe ſich 
ausdrückt, zu den „monumentalen Leiſtungen des Katholizismus in 
Deutſchland“. Die theologiſchen, kanoniſtiſchen und kirchengeſchichtlichen 
Koryphäen des Ultramontanismus haben an ihm mitgearbeitet; in 2. Auflage 
iſt es herausgegeben von dem Univerſitätsprofeſſor Kaulen in 
Bonn; erſter Herausgeber war der verſtorbene Kardinal Hergenröther. 

) Die Hiſtoriſch-politiſchen Blätter (Erſcheinungsort München) 
ſind mit der Zeitſchrift „Der Katholik“ (ſ. unten S. 106) die älteſte und 
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die wiederholten Vorwürfe, welche den Männern des Zentrums von 
den Liberalen gemacht wurden, daß die Lehren und das Pro— 
gramm des Zentrums dem Mittelalter entnommen ſeien 
und ſich leicht in den Schriften des heiligen Thomas [von 
Aquin], Bellarmin und Suarez nachweiſen ließen . . . Es 
kann für uns Katholiken nicht leicht ein erfreulicheres Er— 
eignis geben, als daß die Lehren eines heiligen Thomas 
[von Aquin], Bellarmin und der übrigen großen Theologen 
auf der Tribüne unſerer Parlamente wieder erſcheinen und 
zur Verteidigung der politiſchen und kirchlichen Freiheit benutzt 
werden. Gewiß, die Männer des Zentrums und die vielen 
anderen katholiſchen Politiker haben nur dadurch mit ſolcher 
Überlegenheit und Kraft die Rechte unſerer heiligen Kirche zu ver— 
teidigen vermocht, weil ſie ſich entſchieden auf den Boden der 
alten kirchlichen Wiſſenſchaft geſtellt . . . Der Staat hat nach 
dem Liberalismus ſeine ſittliche Aufgabe durch ſeine Mittel und Kräfte 
allein zu beſorgen und kümmert ſich in ſeiner Kulturtätigkeit um keine 
kirchliche Lehre. Wer aber immer glaubt, daß der Menſch eine ewige 
Beſtimmung im Jenſeits hat, und wer glaubt, daß alles menſchliche 
Tun und Laſſen eine Vorbereitung für die Ewigkeit iſt, der muß die 
liberale Auffaſſung vom Staate als grundfalſch verwerfen. Jeder Chriſt 
muß ſich zur Lehre des heiligen Thomas [von Aquin] bekennen, 
daß ſich die ftaatlichen Angelegenheiten und alle Geſetzes— 
tätigkeit im Staate dem Endzwecke des Menſchen [den die 
römische Kirche zu hüten und zu fördern hat! nicht entziehen 
dürfen . . . Weil das Irdiſche dem Überirdiſchen dienſtbar 
zu werden hat, darum hat die weltliche Gewalt ſich der 
geiſtlichen zu ſubordinieren, denn wer über den letzten Zweck 
gebietet, der hat auch über das zu gebieten, was zum letzten Zwecke 
in Beziehung ſteht .. . Es liegt auf der Hand, daß durch ſolche 
Lehren über das Verhältnis von Kirche und Staat der engliſche 
Lehrer [Doctor angelieus: dieſen Titel führt Thomas von Aquin in 
der katholiſchen Welt] ſich in ſchneidenden Gegenſatz zum abſoluten 
und omnipotenten Staat des Liberalismus ſetzt. Darum iſt es auch 
ſehr begreiflich, wenn letzterer ein wüſtes Geſchrei gegen die thomiſtiſche 
Lehre erhebt und fie als ſtaats- und freiheitsfeindlich verläftert 
angeſehenſte katholiſche Zeitſchrift Deutſchlands. Sie wurden im Jahre 1838 
von Joſeph von Görres gegründet. Später war jahrzehntelang der 
bekannte Publiziſt und Reichstagsabgeordnete Jörg ihr Hauptleiter. 
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und Schauder davor empfindet . . . Doch um dieſes Geſchrei 
und dieſen Schauder des Liberalismus haben wir uns nicht 
zu bekümmern, unſere Frage iſt die, ob die thomiſtiſche Lehre über 
Staat und Kirche die Staatsgewalt aufhebt oder ſchädigt. Wir ant— 
worten darauf entſchieden mit Nein . . . Die Kirche gibt 
den Staaten keine Geſetze, ſie miſcht ſich nicht in die Angelegen— 
heiten der Parlamente, aber ſie läßt ſich auch nicht das Recht 
beſtreiten, zu erklären, daß dieſes und jenes Geſetz die Gläubigen in 
dem Streben nach jenem einzigen Gute, wofür ſie auf der Welt ſind, 
hindert und ſchädigt. Wer wird ſagen wollen, daß durch eine ſolche 
Erklärung der geiſtlichen Gewalt das Geſetzgebungsrecht des Staates 
geleugnet werde .. . Ein Staatsweſen, das nach den Grund— 
ſätzen des engliſchen Lehrers eingerichtet würde, wäre auch 
in unſeren Tagen ein Segen und ein Glück für die Unter— 
tanen (77. Band, S. 42. 277. 281f. 284. 288). 

„Der Katholik“) ſchreibt über das oben (S. 68f.) charakteriſierte 
Werk des Jeſuiten Liberatore (Aprilheft 1872, S. 503 ff.): „Das 
Werk „Kirche und Staat“ des berühmten Verfaſſers kommt 
ſehr zeitgemäß. Wer es ſtudiert, wird zur Einſicht kommen, daß 
die verrufene Lehre der Jeſuiten keine andere iſt, als die 
Lehre der Kirche ſelbſt. Zu dieſer Anſicht wird er um ſo mehr 
kommen, als das ganze Werk nichts anderes iſt, als eine wiſſen— 
ſchaftliche Begründung des Syllabus, ſoweit beide über das 
Verhältnis von Kirche und Staat handeln.“ 

The Dublin Review?) (Januarheft 1871, S. 223): Weit 
entfernt, daß die mittelalterlichen Päpſte einen ungebühr— 
lichen Einfluß auf die Geſellſchaft, die Politik und die 
Könige ausgeübt, waren ſie nur imſtande, einen verhältnis— 
mäßig kleinen Teil der ihnen von Gott gegebenen Autorität 
zur Ausführung zu bringen. Man ſtudiere ſorgfältig die groß— 
artige Lehre, die in der Bulle Unam sanetam in unfehlbarer 


) „Der Katholik“ (Erſcheinungsort Mainz) iſt die älteſte und 
geachtetſte ultramontan-katholiſche Zeitſchrift Deutſchlands; ſie 
wurde begründet durch die ultramontanen Führer Domdechant Heinrich 
und Domkapitular Moufang (war mehrere Jahre Reichstagsabgeordneter) 
von Mainz. Mit Domkapitular Haffner, der ſpäter Biſchof von Mainz 
wurde, bildeten Heinrich und Moufang das „Mainzer Dreigeſtirn“. 

2) The Dublin Review iſt die bedeutendſte katholiſche Zeitſchrift 
Englands. 
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Weiſe vorgetragen wird, und man wird fehen, daß Gott dem heiligen 
Stuhle eine viel größere Gewalt übertragen hat, als ſelbſt Inno— 
zens III. und Bonifaz VIII. geltend zu machen vermochten.“ 

Das „Staatslexikon“ ): Zunächſt ift hervorzuheben, daß das 
„Staatslexikon“ ſich ausdrücklich und formell auf den Standpunkt des 
Syllabus ſtellt: 

„Es fragt ſich nun, welche Verpflichtung für den Katholiken 
beſteht zur Annahme des Syllabus? Schon bald nach dem Er— 
ſcheinen des Syllabus tauchten auch unter den vollkommen kirchlich 
geſinnten Theologen Meinungsverſchiedenheiten auf. Alle ſtimmten 
darin überein und müſſen auch darin übereinſtimmen, daß 
für jeden Katholiken eine Verpflichtung vorliegt, die im 
Syllabus enthaltenen Irrtümer als ſolche zu verwerfen. 
Während nun einige noch weiter gingen und behaupteten, der Papſt 
habe mit Anwendung ſeiner unfehlbaren Lehrgewalt die einzelnen 
Sätze als irrtümlich bezeichnet, glaubten andere hierfür keine hin— 
reichenden Anzeichen zu haben. Nach der Meinung dieſer letzteren 
habe der Papſt dieſe Theſen verworfen und verboten, doch ohne daß 
dieſe Verwerfung eine Entſcheidung ex cathedra ſei. Jeder Katholik 
ſchulde dem päpſtlichen Urteile über die Sätze nicht nur äußere, 


ſondern auch innere Unterwerfung; jedoch lägen keine genügenden 


) „Das Staatslexikon, herausgegeben im Auftrage der Görres— 
Geſellſchaft zur Pflege der Wiſſenſchaft im katholiſchen Deutſchland“ 
iſt inſofern das autoritativſte Werk des Ultramontanismus in Deutſchland, 
als ſämtliche Zentrumsführer des Reichs- und Landtags ſeine 
Hauptmitarbeiter ſind. Der Abgeordnete Freiherr von Hertling 
iſt Vorſitzender der „Görres-Geſellſchaft“, die das „Staatslexikon“ 
herausgibt; die Abgeordneten Bachem, Gröber, Dittrich, Hitze, Roeren, 
Rintelen, Schädler, Spahn uſw. ſind Verfaſſer der wichtigſten Artikel 
des „Staatslexikons“. Wenn irgendwo, dann finden wir alſo im „Staats= 
lexikon“ den Ultramontanismus, wie er durch das Zentrum aufgefaßt 
wird. Bezeichnend für den Charakter des „Staatslexikons“ iſt auch, daß 
neben den Zentrumsführern eine ganze Reihe von Jeſuiten Mitarbeiter 
am „Staatslexikon“ ſind. Das „Staatslexikon“, fünf ſtarke Bände, 
liegt gegenwärtig in 2. Auflage vor. Die erſte Auflage erſchien 1889- -1897; 
die zweite 19011905. Ich führe die Auslaſſungen beider Auflagen an, 
wobei die kleine arabiſche Ziffer oberhalb der römiſchen Ziffer (die den Band 
bedeutet) die Auflage angibt; alſo z. B. II., 460 bedeutet 2. Band, 1. Auflage, 
S. 460, 1112, 670 — 3. Band, 2. Auflage, S. 570; vgl. auch meine Schrift: 
Der Syllabus, ſeine Autorität und Tragweite, München 1904, 
J. F. Lehmanns Verlag. 


| 
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Beweiſe vor, daß jene Unterwerfung jenen Grad erreichen müſſe, den 
unfehlbare Lehrentſcheidungen verlangen. Eine beſondere Wichtigkeit 
läßt ſich dieſer Frage nach dem Verpflichtungsgrade des Syllabus 
nicht zuerkennen. Nicht nur iſt das gewiß, daß jeder Katholik 
den Sätzen des Syllabus gegenüber zu einem silentium 
obsequiosum [gehorfames Schweigen] verpflichtet iſt und daher 
gegen die Wahrheit wie gegen den der Kirche ſchuldigen 
Gehorſam verſtößt, wenn er einen im Syllabus enthaltenen 
Irrtum, ſei es in Wort oder Schrift, ſei es öffentlich oder 
in privaten Kreiſen, für wahr ausgibt, oder auch nur 
einen Zweifel darüber laut werden läßt, ob das kirchliche 
Verbot berechtigt ſei oder nicht. Auch das iſt gewiß, daß 
jeder Katholik die Sätze des Syllabus innerlich als falſch 
anerkennen muß, wenn es auch feſtſtehen ſollte, daß das 
päpſtliche Verwerfungsurteil derſelben nicht als definitio 
ex cathedra zu gelten habe. . . . An dieſer Stelle noch weiter 
bei dem Unterſchiede dieſer beiden Arten von kirchlichen Urteilen [den 
formell ‚unfehlbaren‘ und den zwar nicht formell ‚unfehlbaren‘, aber 
dennoch äußere und innere Unterwerfung heiſchenden kirchlichen Ur— 
teilen! zu verweilen, iſt zum guten Teil auch deshalb ſchon über— 
flüſſig, weil man die Enzyklika Quanta cura [welcher der Syllabus 
als Beigabe angehängt war] ohne Zweifel als unfehlbare Lehrent— 
ſcheidung anzuſehen hat. Sie verwirft aber großenteils dieſelben 
Irrtümer, welche ſich auch im Syllabus als verworfen vorfinden. 
Wenn alſo auch feſtſtände, daß die Verwerfung der Sätze des Syl— 
labus nicht durch eine definitio ex cathedra erfolgt ift, fo wäre damit 
weder der verpflichtende Charakter des Syllabus geleugnet, noch ließe 
ſich eine Abänderung des kirchlichen Urteils irgendwie hoffen, wenig— 
ſtens in bezug auf die meiſten Sätze, da eben das Rundſchreiben 
Quanta cura eine irreformable Verurteilung derſelben enthält. . . . . 
Dem Syllabus wohnt, wie zugegeben werden muß, eine 
alle Katholiken verpflichtende Kraft inne.“ (V., 663 ff.) 
Auch die 2. Auflage des „Staatslexikons“ tritt für die den 
Katholiken bindende Verpflichtungskraft des Syllabus ein. 
Die Ausführungen der 1. Auflage haben den Jeſuiten Biederlack, 
Rektor des Collegium germanicum, zum Verfaſſer; die der 2. Auf— 
lage ſtammen von dem Profeſſor der katholiſchen Theologie 
zu Tübingen, Dr. Schanz: „. . . . [die Autorität des Syllabus] 
wird beſtimmt durch das Recht und die Amtsgewalt des Geſetzgebers 
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ſowie durch die formell ausgeſprochene Abſicht desſelben, die Unter— 
gebenen zum Glauben und Gehorſam zu verpflichten. . . Den einzelnen 
Sätzen desſelben kommt daher jedenfalls diejenige Autorität zu, 
welche den Erlaſſen einwohnt, aus welchen ſie genommen ſind. Doch 
iſt nicht ganz zu beſtreiten, daß die aus dem Zuſammenhang ge— 
riſſenen und ſelbſtändig zuſammengeſtellten Sätze im Syllabus eine 
weitere, allgemeine Geltung beanſpruchen, und der Syllabus dadurch 
den Charakter einer dogmatiſchen Entſcheidung oder doch 
einer lehramtlichen Beſtätigung der früheren Erlaſſe er— 
halten hat. .... Es war [mit dem Syllabus] eine Ent— 
ſcheidung der höchſten kirchlichen Autorität beabſichtigt. . .. 
Die ganze Form, die Art der Veröffentlichung, die Beziehung auf 
die Dokumente, welche gegen beſondere geſchichtliche Erſcheinungen in 
Staat und Kirche, in Wiſſenſchaft und Moral gerichtet waren, ſprechen 
dafür, daß eine zu einem Glaubensakt verpflichtende Kathedral— 
entſcheidung nicht beabfichtigt war, aber jedenfalls eine die 
Katholiken, je nach der Deutung der einzelnen, nicht beſonders 
theologiſch zenſurierten Theſen, auch zu innerlichem Gehorſam 
verpflichtende Doktrin des allgemeinen Lehramtes auf— 
geſtellt werden wollte.“ (V, 648 ff.) 

Dieſe im allgemeinen anerkannte Verpflichtungskraft des Syl- 
labus wendet dann das „Staatslexikon“ im beſonderen auf das 
Verhältnis von Kirche und Staat an: 

„Im Syllabus befindet ſich das ganze Lehrgebäude 
über das Verhältnis von Kirche und Staat von neuem dar— 
geſtellt und durch die höchſte kirchliche Autorität verkündet. 

.Wir beſitzen viele Erlaſſe der kirchlichen Autorität, welche die 
richtigen Anſchauungen lüber Kirche und Staat] unmittelbar enthalten 
und lehren. Doch wird zugegeben werden müſſen, daß ſie 
nirgendwo ſo kurz zuſammengedrängt ſich authentiſch aus— 
geſprochen finden wie in dem Syllabus Pius' IX. (III., 
1521, 1527.) Falls die Akte der Staatsgewalt gegen das chriſtliche 
Sittengeſetz, gegen die Gerechtigkeit oder eine andere chriſtliche Tugend 
verſtoßen [und ob fie ‚verftoßen‘, entſcheidet lediglich die katholiſche 
Kirchel, da muß allerdings die Staatsgewalt wegen dieſes Ver— 
ſtoßes der Kirche unterworfen ſein. Nicht alſo direkt, 
ſondern indirekt, nicht an ſich, ſondern infolge eines be— 
ſonderen Anlaſſes ſteht die Staatsgewalt mit ihren Ge— 
ſetzen und Maßnahmen unter der kirchlichen Autorität. Das 
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iſt die vielfach ſo mißkannte und entſtellte Lehre von der 
indirekten Gewalt der Kirche über den Staat. Eine ſolche 
Abhängigkeit des Staates von der Kirche wird in Überein— 
ſtimmung mit den authentiſchen Lehren früherer Päpſte 
(e. 13 de jud. in VI 2, 1; Innozens III. ann. 1204) von 
Pius IX. gelehrt, wenn er den Satz verwirft, daß die Kirche 
auch nicht einmal eine indirekte Gewalt über zeitliche Dinge 
habe. . .. Dieſelben Grundfäße über das Verhältnis von 
Kirche und Staat, welche Pius IX. durch Verwerfung und 
Proſkription der gegenteiligen Irrtümer authentiſch lehrt, 
wiederholt Leo XIII. in wiſſenſchaftlich belehrender Weiſe 
in der genannten Enzyklika vom 1. Nov. 1885.“ (II, 1525f.) 
„Er [Pius IX.] hatte die Kühnheit gehabt, die Dogmen der 
katholiſchen Kirche [im Syllabus] auf das Leben anzuwenden, 
fie in den Fragen der Politik und des fozialen Lebens 
geltend zu machen.“ (V, 675.) 

Nach der katholiſchen Glaubenslehre hat Chriſtus ſeine Kirche 
[die katholiſche] .. . . als eine in ihrem Bereiche autonome, von 
jeder anderen menſchlichen Gewalt unabhängige Geſellſchaft gegründet. 
Dieſer Grundſatz wurde von alters her der weltlichen Gewalt gegen— 
über ſtets feſtgehalten und betont. . . . Die älteſten Kirchenväter 
führen alſo ganz die gleiche Sprache, wie wir ſie ſpäter bei 
mittelalterlichen Päpſten finden, deren Worte in das kirchliche 
Geſetzbuch aufgenommen wurden lzitiert wird ein Satz Innozens' III.] 
und die in unſerem Jahrhundert Pius IX. führte, indem er 
in zahlreichen Allokutionen und Schreiben ſowie in der 
authentiſchen Sammlung der von ihm verworfenen Sätze 
[Syllabus] die Eingriffe der Staatsgewalt in kirchliche 
Angelegenheiten zurückwies. Ganz das Gleiche ſpricht 
Leo XIII. aus, indem er in der außerordentlich ſchönen 
Enzyklika De eivitatum eonstitutione eristiana Iſ. oben 
S. 50 ff.] die alte kirchliche Lehre lüber das Verhältnis von 
Staat und Kirche] in gelehrtwiſſenſchaftlicher Form wieder— 
holt.“ (III, 724 und III, 494f.)!) 

Wir haben alſo hier die formelle Erklärung des „Staats— 


!) Verfaſſer dieſer Ausführungen iſt der Jeſuit Biederlack, 
Rektor des Collegium germanicum in Rom, einer Anſtalt, 
in der junge Leute für die „Seelſorge“ in Deutſchland aus— 
gebildet werden. g 
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lexikons“, daß die Lehre der Päpſte des 19. und 20. Jahr— 
hunderts — Pius IX. und Leo XIII. — vollkommen „über— 
einſtimmt“ mit den hierokratiſchen Theorien der mittel- 
alterlichen Päpſte (Innozens III.) über die Unterordnung 
des Staates unter die Kirche, und die nicht minder formelle Er— 
klärung, daß das „Staatslexikon“ dieſen Lehren und 
Theorien ſich anſchließt. 

Mit dieſen wenn auch noch ſo ausdrücklichen, immerhin nur all— 
gemeinen Erklärungen über die Oberherrſchaft der Kirche über den 
Staat begnügt ſich das „Staatslexikon“ aber nicht. Es erläutert 
und präziſiert dieſe Oberherrſchaft in der verſchiedenſten Weiſe und 
an den verſchiedenſten Stellen ſeiner fünf Bände: 

„Der Staat iſt als die natürliche für dieſe Erde beſtimmte, 
das zeitliche Wohl bezweckende Geſellſchaft der Kirche als der über— 
natürlichen, die geiſtigen Intereſſen wahrnehmenden, auf das ewige 
Ziel gerichteten religiöſen Geſellſchaft untergeordnet. Der ſchriſt— 
liche Herrſcher iſt in ſeinen geſetzgebenden, richterlichen und 
politiſchen Funktionen, ebenſo wie in ſeinem Privatleben 
dem Lehramt der [fatholifchen) Kirche unterworfen. Alle 
Einrichtungen, Geſetze und Handlungen der weltlichen Re— 
gierungen unterſtehen der Direktive der höchſten kirch— 
lichen Autorität, ſofern es dieſer zukommt, ſie in ihrem Verhältnis 
zu den Intereſſen der ſittlich-religiöſen Ordnung zu prüfen und zu 
regeln. Es ſoll hier nicht erwogen werden, unter welchem Geſichts— 
punkt dem Papſte eine direkte Gewalt über die vom Staate 
und der Familie zunächſt geordneten zeitlichen Verhält— 
niſſe zuſteht. Es genügt, die direktive Gewalt der kirch— 
lichen Autorität über die ſtaatliche hier feſtzuſtellen.“ 
(III, 1242 f. und 12, 851.)') 

Dieſe „direktive“ Gewalt „weicht nun aber“, nach den eigenen 
Worten des „Staatslerikons“ (IV., 169f. und IV?, 290 f.), „im 
weſentlichen von der Theorie der indirekten Gewalt nicht ab“; und 
die „indirekte“ Gewalt entwickelt das „Staatslexikon“ (IV., 168. 
und 1V?, 288f.) genau nach den Grundſätzen des Jeſuiten 
Bellarmin, die wir oben (S. 28) kennen gelernt haben. 

„Gegen den, ſei es durch Naturgeſetz, ſei es durch poſitive Offen⸗ 
barung kundgegebenen Willen Gottes gilt kein Befehl, alſo auch 


) Verfaſſer iſt Dr. Haffner, Biſchof von Mainz. 
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nicht der des Staates. Dasſelbe iſt zu ſagen, wenn die ftaat- 
liche Autorität etwas anordnet, was den Geſetzen der 
Kirche zuwider iſt. . . .. Auch wenn der Staat leichtfertigerweiſe 
oder gar aus böswilliger Abſicht eine Kolliſion ſeiner Anordnungen 
mit den Rechten und Geſetzen der Kirche herbeiführt, hängt es 
lediglich vom weiſen Ermeſſen der kirchlichen Autorität ab, 
ob fie es den Untertanen frei ſtellen ſoll, die ftaatlichen Verordnungen 
zu beobachten, oder ob ein offener Kampf gegen dieſelben durch 
paſſiven Widerſtand vorzuziehen ſei.“ (II, 1098. 1101 und I, 
713, 716.) 

„Inſofern die partifularen Beſtimmungen über die kirchliche! 
Baulaſt einſeitig von den einzelnen Staaten erlaſſen wurden, muß 
hervorgehoben werden, daß die Kirche, indem ſie ſich dieſen Vor— 
ſchriften unterwirft, keineswegs ihr unbeſtreitbares Recht, dieſe inner— 
kirchliche Angelegenheit völlig ſelbſtändig zu ordnen, preisgibt. ... 
Ja, ſobald jene ſtaatlichen Beſtimmungen die Wirkſamkeit 
der Kirche beeinträchtigen, kann dieſe fernerhin dieſelben 
nicht mehr tolerieren, ſondern muß Einſpruch erheben.“ 
(I, 794 und 12, 692.) ) 

„Die ſtaatlichen Ehegeſetze müſſen nicht bloß formell als 
Übergriffe in die kirchliche Rechtsſphäre bezeichnet werden, ſie weichen 
auch materiell in vielen Stücken von der kirchlichen Ehegeſetzgebung 
ab, ſo daß nicht ſelten eine kirchlich ungültige Ehe als bürgerlich 
gültig, oder auch umgekehrt eine kirchlich gültige Ehe als bürgerlich 
ungültig betrachtet wird. Die hieraus drohende Schädigung der 
öffentlichen Sittlichkeit, verbunden mit vielfältiger Gewiſſensbedrückung 
für kirchlich geſinnte Brautleute liegt zutage. In nicht geringere 
Verlegenheit wird der katholiſche Beamte verſetzt, der als 
Richter, Standesbeamter oder Advokat zur Ausführung 
von Ehegeſetzen, die den Vorſchriften ſeiner Kirche entgegen— 
geſetzt ſind, mitwirken ſoll. In keinem Falle dürfte der 
katholiſche Beamte eine den kirchlichen Geſetzen zuwider— 
laufende ſtaatliche Beſtimmung (3. B. über Eheſchließung, 
Eheſcheidung) formell gutheißen. Allein auch die bloß 
materielle Mitwirkung zu einer ſolchen Maßnahme kann 


) Verfaſſer dieſer und der folgenden Ausführungen über die Ehegeſetz⸗ 
gebung iſt der Generalvikar der Erzdiözeſe Köln, 
Dr Kreutzwald, die rechte Hand des Kardinals Fiſcher. 
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ohne entſprechenden Grund nicht gejtattet ſein“ (I, 441 
und 122, 112). 

„Hinſichtlich der kirchlichen Ehegeſetzgebung iſt zu be— 
achten, daß dieſelbe an und für ſich alle diejenigen umfaßt, 
welche durch die gültige Taufe der kirchlichen Jurisdiktion 
unterſtehen. Ob aber die Kirche in casu particulari die Akatholiken 
ihrer Ehegeſetzgebung unterwerfen will, das iſt nicht eine quaestio 
juris, ſondern facti. 3. B. kann es von dem kirchlichen Standpunkte 
aus einem Zweifel nicht unterliegen, daß das Tridentinum auch die 
Proteſtanten ausnahmslos dem Geſetz über die neue Eheſchließungs— 
form unterwerfen konnte. Ob aber die tridentiniſchen Väter dies 
unter allen Umſtänden tun wollten, das iſt eine viel beſprochene 
quaestio faeti, die wohl beſſer verneint wird“ (II., 440 und mit 
eiwas verändertem Wortlaut II”, 110). 

„Auch der Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuches für 
das Deutſche Reich hat, ähnlich wie das preußiſche Allgem. Landrecht, 
das Eherecht als Beſtandteil des bürgerlichen Rechts behandelt, da— 
durch aber zugleich die Katholiken gezwungen, gegen den 
Entwurf, wie groß auch andererſeits die Vorzüge desſelben 
waren, Stellung zu nehmen (vgl. die Veröffentlichung des katho— 
liſchen Juriſtenvereins: Zur Kritik des Entwurfs eines Bürgerlichen 
Geſetzbuches für das Deutſche Reich I, 1890, 16 ff.). Die katholiſchen 
Abgeordneten erzielten zwar einige nicht unweſentliche Anderungen 
des Entwurfs . . . Gleichwohl bot der Abſchnitt über die Ehe 
für die katholiſchen Abgeordneten auch nach dieſen Ande— 
rungen erhebliche prinzipielle Bedenken, zufolge deren ſie, 
um nicht den ganzen Entwurf ablehnen zu müſſen, ihre 
Zuſtimmung zu demſelben nur unter beſtimmten grundſätz— 
lichen Verwahrungen geben konnten . . . Nach kirchlichem 
Grundſatz gehören ſämtliche Eheſtreitigkeiten vor das Forum 
der Kirche: alſo jene über die Gültigkeit der Verlöbniſſe, über das 
Vorhandenſein eines verungültigenden () oder bloß verbietenden Ehe— 
hinderniſſes, über die Gültigkeit oder Ungültigkeit einer bereits ge— 
ſchloſſenen Ehe; ferner die Streitigkeiten über die weſentlichen Wir— 
kungen der Ehe, alſo über die Legitimität der Kinder. Nur 
jene Streitſachen, welche die rein bürgerlichen Wirkungen der Ehe 
betreffen, gehören vor den weltlichen Richter; ſolche ſind z. B. der 
Unterhalt, den der Mann ſeiner Frau zu gewähren hat, gegenſeitige 
Schenkung, Erbrecht uſw. . . . Eine grundſätzliche, daher auf alle 

Moderner Staat und römiſche Kirche. 8 
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Fälle anwendbare Entſcheidung der Frage, inwieweit ein katho— 
liſcher Richter ein Eheſcheidungsurteil fällen darf, iſt vom 
Apoſtoliſchen Stuhle bisher nicht gegeben. Jedenfalls muß 
der Richter alles meiden, was zu der Meinung veranlaſſen könnte, 
das richterliche Urteil bewirke die Löſung des Ehebandes . . . Da, 
wo die ſtaatliche Geſetzgebung auch die Ehe als ſolche in ihren Bereich 
gezogen hat, findet ſich durchweg eine beſondere bürgerliche Ehe— 
ſchließungsform. Daß derartige Beſtimmungen prinzipiell über die 
ſtaatliche Kompetenz hinausgehen, ward in dem Art. Ehegeſetzgebung 
dargetan. Um ſo mehr muß es beanſtandet werden, daß die 
Geſetzgebung unter empfindlichen Strafen dem Geiſtlichen 
unterſagt, zu einer Eheſchließung zu ſchreiten, bevor ihm 
nachgewieſen iſt, daß die Ehe vor dem Standesbeamten 
geſchloſſen ſei“ (II., 440. 467. 472 und II 2, 110 f., 136. 139). 

„Selbſt in der Gegenwart muß die Kirche an der Immunität 
prinzipiell feſthalten . . . .. daß fie [die Kirche]! die Steuerfreiheit 
der Geiſtlichen will, iſt verſtändlich“ (III., 414. 415; 1112, 181). 
„Wenn man ſich auf das überall beſtehende Gewohnheitsrecht zum 
Beweiſe der gänzlichen Aufhebung des Aſylrechts beruft, ſo kann 
jenes doch nur inſoweit vor dem Forum der Kirche als 
rechtskräftig betrachtet werden, als es ſich um die Ausdehnung 
des Aſylrechts, wie ſolches nach und nach entſtanden, handelt . . .. 
nicht aber darf ſolches [Abrogation durch Gewohnheitsrecht! an— 
genommen werden bezüglich der Subſtanz des Aſylrechts . . . .. 
Deshalb nimmt man in letzterer Beziehung das Aſylrecht als auf 
dem göttlichen Rechte beruhend an“ (IL, 183). 1) 

„Die religiöſen Vereine unterſtehen nach katholiſcher Lehre 
aus ſich nur der kirchlichen Geſetzgebung. Ein katholiſcher Staat 
oder ein Staat, in welchem die Kirche mit ihren Rechten 
anerkannt oder geduldet iſt, hat alſo aus ſich kein Recht, 
für die religiöſen Vereine der Katholiken Geſetze zu er— 
laſſen. Die religiöſen Vereine gehören eben zu den religiöſen An- 
gelegenheiten, und die Ordnung dieſer Angelegenheiten iſt nicht dem 
Staate, ſondern der Kirche übertragen. Deshalb iſt es auch an 
erſter Stelle nicht Sache des Staates, ſondern der Kirche, 
den religiöſen Vereinen Rechte zu verleihen oder wieder 

!) über den Inhalt der vom „Staatslexikon“ „prinzipiell feſt— 


gehaltenen“ kirchlichen Immunität |. die Ausführungen des Jeſuiten 
von Hammerſtein oben S. 72ff. 
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zu entziehen. Wohl aber hat der Staat die Pflicht, die 
diesbezüglichen kirchlichen Beſtimmungen anzuerkennen und 
ihnen auf dem bürgerlichen Gebiete, ſoweit dasſelbe davon 
berührt wird, Geltung zu verſchaffen“ (V 901).') 

„Im beſonderen iſt feſtzuhalten, daß . . . . . jene, welche einer 
den chriſtlichen Glauben bekennenden und die Taufe als notwendig 
annehmenden, aber von der katholiſchen Kirche getrennten Sekte an— 
gehören [d. h. die „Ketzer“] unfähig ſind, das Patronat zu 
beſitzen und auszuüben. Der Grund dieſer Unfähigkeit der Nicht— 
katholiken liegt in der Natur der im Patronate enthaltenen Rechte. 
Wenn auch klare und unzweifelhafte Geſetzesſtellen dieſe Unfähigkeit 
nicht ausſprechen, ſo ſprechen doch die übereinſtimmende Lehre der 
Kanoniſten und die Praxis der allgemeinen Kirche fie aus (VI, 
301; IV2, 431 f.). Daraus ergeben ſich dann mehrere Folgerungen: 
Geht der Inhaber eines dinglichen Patronates zu einer anderen als 
der katholiſchen Glaubensgemeinſchaft oder gar zum Unglauben über, 
oder geht das patronatsberechtigte Gut in die Hände eines Irr- oder 
Ungläubigen über, dann hört zwar das dingliche Patronat nicht auf; 
ſo lange aber das Gut im Eigentume des Irr⸗ oder Ungläubigen 
bleibt, ruht dasſelbe, und die Kirche oder das Beneficium ſind tat— 
ſächlich als der freien Verleihung des Biſchofs überlaſſen 
zu betrachten, während die Patronatslaſten [für den Ketzer 
fortdauern . . . .. Für Deutſchland und Oſterreich haben 
jedoch dieſe Grundſätze inſofern keine Geltung, als ſich dort die Ge— 
wohnheit gebildet hat, auch Mitglieder einer anderen chriſtlichen 
Konfeſſion das Patronat ausüben zu laſſen. Für die Rechtmäßigkeit 
dieſer Gewohnheit dürfte ſich nicht nur der legale, ſondern der 
bewußte, wenngleich ſtillſchweigende Konſens des heiligen 
Stuhles geltend machen laſſen“ (IV!, 301; IV., 4317.).?) 

) Dieſe allzudeutliche und deshalb „unpolitiſche“ Stelle, die den 
Jeſuiten Cathrein zum Verfaſſer hat, iſt in der 2. Auflage des „Staats- 
lexikons“ weggefallen. Was die Weglaſſung einzelner Stellen der 1. Auſ— 
lage des „Staatslexikons“ in der 2. Auflage betrifft, ſo ſchließt das bloße 
Fortfallen ſolcher Stellen keine grundſätzliche Anderung ein. Wäre dieſe 
in der 2. Auflage beabſichtigt geweſen, ſo hätte die Abſicht an den betreffenden 
Stellen ausgedrückt werden müſſen. Übrigens fußt, wie wir ja fortwährend 
ſehen, auch die 2. Auflage des „Staatslexikons“ durchaus auf römiſch— 
ultramontanen Grundſätzen, nur einige wenige allzuſpitz und deshalb un— 
diplomatiſch hervortretende ultramontane Ecken und Kanten ſind in der 
2. Auflage weggeglättet worden. 

2) Perfaſſer iſt der Jeſuit Biederlack, ſ. oben S. 110. 95 
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„Als eine vollkommene und autonome Geſellſchaft 
unterſteht die Kirche ſamt ihren Inſtituten der ſtaatlichen 
Jurisdiktion nicht . . . . . In bezug auf die ſogenannten gemiſchten 
Angelegenheiten, die unter einer Rückſicht der Kirche und unter einer 
anderen dem Staate unterſtehen, werden die Grenzen zwiſchen beiden 
Gewalten am beſten durch gegenſeitiges Übereinkommen geregelt . . ... 
Kommt auf dieſe Weiſe keine Einigung zuſtande, ſo ſteht 
die letzte Entſcheidung der Kirche zu“ (, 301f.). “) 

„Wie haben ſich demgemäß die Untertanen zu verhalten, wenn 
die Staatsgewalt ihre Kompetenz überſchreitet und Geſetze oder Ver— 
ordnungen erläßt, zu denen ſie nicht berechtigt iſt? Widerſpricht 
die Vorſchrift dem Naturgeſetze, Gottes poſitiven Geboten oder 
den Geſetzen der Kirche, jo darf ihr nicht nur der Gehorſam 
verſagt werden, er muß ihr verſagt werden. In dieſem Falle 
iſt alſo der paſſive Widerſtand nicht nur erlaubt, ſondern auch ge— 
boten. Doch bedarf es bezüglich der Rechte der Kirche, welche zu 
verlegen ja ſchon das „Naturgeſetz verbietet, ſowie bezüglich der 
kirchlichen Vorſchriften einer einſchränkenden Bemerkung. Die Kirche 
kann auf manche ihrer Rechte wenigſtens zeitweilig aus wichtigen 
Gründen verzichten; noch leichter kann ſie ſich dazu verſtehen, ein 
partikulares Recht in einem einzelnen Falle nicht auszuüben. Sie 
kann die von ihr ſelbſt erlaſſenen Geſetze wieder aufheben und noch 
leichter für einen vorübergehenden Fall von der Befolgung derſelben 
ſeitens ihrer Untertanen abſehen. Sie kann dieſes tun, aber ſie 
braucht es nicht; keine menſchliche Autorität kann ſie dazu verhalten. 
Auch wenn der Staat leichtfertigerweiſe oder gar aus böswilliger 
Abſicht eine Kolliſion ſeiner Anordnungen mit den Rechten und Ge— 
ſetzen der Kirche herbeiführt, hängt es lediglich vom weiſen Er— 
meſſen der kirchlichen Autorität ab, ob ſie es den Unter— 
tanen freiſtellen ſoll, die ſtaatlichen Verordnungen zu 
beobachten, oder ob ein offener Kampf gegen dieſelben 
durch paſſiven Widerſtand vorzuziehen ſei“ (IP, 11007.). 

„Die Kirche hat zwar über dieſen erſten Artikel [der galli— 
kaniſchen Deklarationen] kein beſonderes Anathem verhängt?) und 
den entgegenſtehenden Satz von der indirekten Gewalt der 
Kirche auch in irdiſchen und weltlichen Dingen nicht als 


) Perfaſſer iſt der Jeſuit Cathrein, ſ. oben S. 74ff. f 
2) Dieſer Artikel der gallikaniſchen Deklarationen ſpricht der Kirche die 
indirekte Gewalt über die weltlich-politiſchen Angelegenheiten ab. 
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förmlichen Glaubensſatz definiert. Allein der Gebrauch der Kirche 
beweiſt doch die Richtigkeit desſelben, und außerdem ergibt 
er fich als eine notwendige Folgerung aus anderen un— 
bezweifelbaren und weſentlichen Rechten der Kirche . . . . .. 
Ihre ſelbſtändige Regierungsgewalt und Hirtenſorgfalt 
kann die Kirche an ihren Mitgliedern hier auf Erden, 
welche zugleich Angehörige eines Staates ſind, nur ſo 
geltend machen, daß ſie zugleich auch in die irdiſchen An— 
gelegenheiten und in die Geſetzgebung wie Regierung des 
Staates hineingreift. Das traf auch den Fürſten gegenüber zu, 
ſobald dieſelben chriſtlich geworden waren . . . . Aus allem 
ergibt ſich ſomit mit annähernder Glaubensgewißheit die 
indirekte Macht der Kirche auch über die zeitlichen An— 
gelegenheiten“ (II, 1051. 1053; II“, 667. 668). 

Kardinal Kopp, Fürſtbiſchof von Breslau: „Die 
Münchener Allgemeine Zeitung bringt folgende beachtenswerte 
Wiener Korreſpondenz les handelt ſich um Beratungen der 
öſterreichiſchen Biſchöfe, an denen Kardinal Kopp als Biſchof 
von Sſterreichiſch-Schleſien teilnahm]: Nachträglich werden mir von 
durchaus verläßlicher Seite einige bemerkenswerte Einzelheiten über 
die letzte Sitzung der Schulkommiſſion, in welcher der Epiſkopat die 
ſeinerzeit beſprochene Erklärung abgab, mitgeteilt. Der Verfaſſer der 
bekannten fünf Punkte, in welchen die Wünſche des Epiſkopats 
gipfeln, iſt der Breslauer Fürſtbiſchof Herr Dr. Kopp. Er 
hatte überhaupt in dieſer ganzen Aktion die Führung und formulierte 
im Einverſtändnis mit der Kurie die Forderungen der öſterreichiſchen 
Klerikalen, deren Vertretung in der Schulkommiſſion der Prager 
Erzbiſchof Graf Schönborn übernahm. Er hielt auch, bevor er die 
Erklärung der Biſchöfe verlas, eine Art Begründungsrede. Se. 
Eminenz gab namens des Epiſkopats die feierliche Er— 
klärung ab, daß die ganze moderne Staatenordnung ſich 
im vollſten Widerſpruch mit den Grundſätzen der katho— 
liſchen Religion befinde, und daß der Staat die Pflicht 
habe, ſich zum Behufe einer totalen Umgeſtaltung der Ge— 
ſellſchaft in dieſem Sinne den kirchlichen Oberhirten mit 
all feiner Gewalt unterzuordnen und zur Verfügung zu 
ſtellen. Dieſes weit ausgreifende Ziel habe der Epiſkopat 
unverrückbar vor Augen. Die Forderung nach dem unein— 
geſchränkten Beſitze der Schule ſei nur der Beginn einer langen 
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Reihe von Forderungen und Poſtulaten, welche nachfolgen 
werden und nachfolgen müſſen. Die Wirkung dieſer Worte 
ſoll unbeſchreiblich geweſen ſein.“ (Kölniſche Zeitung vom 29. März 
1890). ) 

Der Zentrumsführer Dr. Windthorſt: „Der Abg. Wagner hat 
gemeint, es datiere ſich der Streit, der jetzt entbrannt iſt, von dem 
vatikaniſchen Konzil, er datiere vom Syllabus und der Enzyklika. 
Meine Herren, das iſt abſolut unrichtig. Der Satz, der auf dem 
vatikaniſchen Konzil ausgeſprochen worden, iſt, ſoweit das 
Verhältnis der Kirche zum Staat in Frage ſteht, bereits in 
der vom Herrn Abgeordneten Wagner ſelbſt angeführten Bulle 
Unam sanetam [i. J. 1302] enthalten, er hat Schon auf dem 
Florentiner Konzil li. J. 1416] einigen Ausdruck gefunden. 
Ich begreife nicht, wie man heute Staatsmänner, Rechts— 
gelehrte, ſelbſt Profeſſoren finden kann, welche behaupten, 
es ſei durch den Ausſpruch des vatikaniſchen Konzils, in— 
ſoweit das Verhältnis des Staates zur Kirche in Frage 
kommt, irgend etwas geändert. . ... Aus dem Geſagten folgt, daß 
weder aus dem vatikaniſchen Konzil, noch aus allen übrigen vom 
Abgeordneten Wagner angeführten Umſtänden, noch aus dem 
Syllabus der Streit datiert. Wenn aber dafür, daß wir den Krieg 
angefangen haben, mit beſonderer Betonung auf den Syllabus und 
die Enzyklika Bezug genommen wird, ſo erinnere ich daran, daß 
dieſe beiden Schriftſtücke ſchon aus dem Jahre 1864 ſtammen ... 
Außerdem können diejenigen, welche die Sache ſtudieren 
wollen, ſich überzeugen, daß alle die Sätze, welche im 
Syllabus und in der Enzyklika ſtehen, keineswegs neu— 
gedachte Gedanken ſind, ſondern daß dieſelben eine Zu— 
fammenftellung enthalten aus verſchiedenen päpftlichen 
Erlaſſen in Konformität mit der Lehre in langen Jahr— 
hunderten“ (Deutſcher Reichstag, 43. Sitzung am 14. Juni 1872, 
Stenographiſcher Bericht S. 1013, 10140). 


) Trotz des großen Aufſehens, das dieſe Außerungen hervorriefen, 
ſind ſie nie als unecht widerrufen worden; ſie geben alſo die Anſichten des 
Breslauer Viſchofs, der als persona gratissima gegenwärtig eine ſo große 
und verderbliche Rolle bei Kaiſer Wilhelm II. fpielt, über das Ver— 
hältnis von Staat und Kirche richtig wieder. 

2) Windthorſts Außerung, als die des bedeutendſten Wort— 
führers des politiſchen Katholizismus, verdient ganz beſondere 
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Praktiſche Anwendungen dieſer kirchenpolitiſchen Grund— 
ſätze find ungemein zahlreich: Fürſtenabſetzungen, Ungültigkeits⸗ 
erklärungen von Staatsgeſetzen uſw. uſw. ſtanden jahrhunderte— 
lang bis in die jüngſte Vergangenheit auf der Tagesordnung ultra— 
montan⸗kirchenpolitiſcher Gebarung. (Vergl. oben OS. 12. 13. 15 
bis 22. 40. 41.) Zwei ſehr lehrreiche Anwendungen aus der 
Gegenwart ſeien noch angeführt: 

„Ein Proteſtant, der im Jahre 1900 ſich mit einer Pro— 
teſtantin verheiratet hatte, ließ ſich im Jahre 1902 ſcheiden, da 
das Verhalten ſeiner Frau ihn dazu berechtigte. Zwei Jahre ſpäter, 
im Jahre 1904, lernte Herr X. eine Katholikin aus einer großen 
rheiniſchen Stadt kennen und lieben, und da die junge Dame, Fräu⸗ 
lein Y., in einem katholiſchen Kloſter erzogen und ſtrenggläubig iſt, 
erklärte ſie, in eine Heirat nur dann einwilligen zu können, wenn 
Herr X. ſich mit der Trauung in einer katholiſchen Kirche einver— 
ſtanden erkläre und darin willige, daß die Kinder, welche der Ehe 
entſprießen würden, katholiſch erzogen werden ſollten. Herr k. willigte 
ein und tat dann zunächſt in Berlin bei dem fürſtbiſchöflichen 
Delegaten die erſten Schritte. Am 23. Oktober 1905, alſo faſt 
1½ Jahre ſpäter, erhielt Herr X. von dem erzbiſchöflichen Offi— 
zialat in Köln einen Brief, den ich hier wörtlich, mit Weglaſſung 
der Namen, wiedergebe: 

„Auf Euer Wohlgeboren geehrtes Schreiben vom 3. Auguſt d. J. 
erwidern wir, daß wir in nähere Verhandlungen über den Antrag 


auf Nichtigkeitsbeweiserklärung der mit der . . . . geſchloſſenen 
Ehe nicht eintreten können, ſo lange uns nicht die Möglichkeit 
geboten wird, die und ihren Vater gerichtlich zu ver— 


nehmen bezw. vernehmen zu laſſen. Die in den Eheſcheidungs— 
Beachtung. Sie iſt abgegeben an für Windthorſt amtlicher Stelle, d. h. im 
deutſchen Reichstage, und ſie enthält das wichtige Eingeſtändnis, daß 
der „moderne“ Ultramontanismus dieſelbe Auffaſſung vom Verhältnis 
zwiſchen Kirche und Staat hat wie der Ultramontanismus vor 600 Jahren: 
Bulle Unam sanctam = Konzil von Florenz = Syllabus = 
Vatikaniſches Konzil — Zentrum. Kaum jemals iſt die Unver— 
änderlichkeit des Ultramontanismus jo prägnant zum Ausdruck ge— 
kommen, als hier durch den Mund ſeines erſten politiſchen Vertreters in 
Deutſchland. Vgl. oben S. 76 u. 79 eine ähnliche Außerung des Jeſuiten 
Cathrein und des Univerſitätsprofeſſors Heiner. Nicht genug kann 
hingewieſen werden auf das jedem Wandel und Wechſel entzogene Weſen 
des Ultramontanismus. 
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akten enthaltenen Angaben können nach den kirchlichen Beſtimmungen 
nicht für genügend angeſehen werden, um die Nichtigkeit Ihrer 
Ehe auszuſprechen. Das erzbiſchöfliche Offizialat, i. V. Dr. 
a 1 

2 Jahre wird Herr X. von der katholiſchen Geiſtlichkeit hin— 
ER und ſchließlich wird ihm der Beſcheid, „daß die in den 
Eheſcheidungsakten enthaltenen Angaben nach den kirchlichen Be— 
ſtimmungen nicht für genügend angeſehen werden können, um die 
Nichtigkeit der Ehe auszuſprechen. Die Ehe des Herrn X. war von 
einem Berliner Gerichtshofe geſchieden, und die Schuld wurde 
der Ehefrau zugeſprochen. Die katholiſche Kirche aber maßt ſich das 
Recht an 1. den Beſchluß des ſtaatlichen Gerichtes nach kirch— 
lichen Beſtimmungen für ungenügend zu erklären, 2. die 
Nichtigkeit einer proteſtantiſchen Ehe von dem Beſchluß eines 
katholiſchen Gerichts abhängig zu machen.“ (Tägliche Rund— 
ſchau vom 7. Januar 1906.) 

Aus der Kölniſchen Volkszeitung vom 22. Januar 1906: 
Wien, 21. Januar 1906. „Die (ſchon gemeldete) Verurteilung 
des Erzbiſchofs von Sarajewo wegen Taufe eines Mohamme— 
daners iſt eine höchſt befremdliche Geſchichte: Wie das ‚Vaterland— 
berichtet, meldete ſich vor etwa einem halben Jahre der Mohamme— 
daner Mehmed Sinanovic, aus Trebinje (Herzegowina) gebürtig, 
23 Jahre alt, in der Tabakfabrik von Sarajewo beſchäftigt, zum 
Übertritte in die katholiſche Kirche. Volle ſechs Monate wurde er 
unterrichtet und am 17. Dezember vom erzbiſchöflichen Sekretär in 
der erzbiſchöflichen Hauskapelle getauft. Er empfing die h. Kommu— 
nion aus der Hand des Erzbiſchofs, der ihm auch das Sakrament 
der Firmung erteilte. Schon zwei Stunden nach der Taufe er— 
ſchienen 35 Mohammedaner mit dem Bürgermeiſter von Sarajewo, 
dem Mohammedaner Kulovic, an der Spitze, bei der Landesregie— 
rung, um Klage zu erheben. Am 31. Dezember wurde der Ge— 
taufte polizeilich in Gewahrſam genommen und am nächſten Morgen 
nach Trebinje abgeführt. Später erſchien der Regierungskommiſſar 
für Sarajewo beim Erzbiſchof und erklärte, von der oberſten Zivil— 
behörde den ſchriftlichen Befehl erhalten zu haben, den Erzbiſchof in 
dieſer Taufangelegenheit einem Verhör zu unterziehen. Der Erz— 


) Vergl. auch die oben (S. 112f.) mitgeteilten kirchenpolitiſchen Grund— 
ſätze des Dr. Kreutzwald. 
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biſchof proteſtierte und verweigerte die Unterſchrift des Protokolles. 
Am 17. d. M. wurde ihm folgendes Urteil eingehändigt: 

Der hochw. Herr Dr. Joſef Stadler uſw. iſt ſchuldig, ſich gegen 
die Verordnung vom 9. Juli 1891 betr. den Übertritt von einem 
zum anderen in Bosnien⸗Herzegowina vertretenen Religionsbekenntnis 
vergangen zu haben, indem er unter Außerachtlaſſung des §3 obgedachter 
Verordnung ſeinen Sekretär beauftragte, den Mehmed Sinanovic zu 
taufen; und wird deshalb über ihn im Sinne des § 9 genannter 
Verordnung eine Geldſtrafe von 500 Kronen verhängt. Das Ur⸗ 
teil ſtützt ſich auf das Geſtändnis des Beſchuldigten. Beim Bemeſſen 
der Strafe kam in Betracht als entlaſtender Umſtand die bisherige 
Unbeſcholtenheit des Beſchuldigten, als erſchwerender Umſtand die 
Tatſache, daß die Hintanſetzung der beſtehenden Verordnung durch 
den Erzbiſchof, eine Perſon von Erziehung und höherer Bildung, 
unter der hieſigen Bevölkerung eine große Aufregung und Erbitte- 
rung hervorgerufen hat, und daß der Erzbiſchof eine zweite Perſon 
zur Nichtbefolgung dieſer Verordnung verleitete. 

Der Erzbiſchof ſchrieb hierauf an den Regierungs- 
kommiſſar für Sarajewo: 

Da die Verordnung vom 9. Juli 1891 ohne vorherige 
Verſtändigung mit dem Heiligen Stuhle erlaſſen worden 
iſt, und da dieſelbe dem katholiſchen Glauben derart zu— 
widerläuft, daß der Heilige Stuhl deren Beobachtung 
ſtrenge unterſagt hat, ſo darf ich mich an dieſe Verord— 
nung nicht halten, und ich werde es niemals tun. Ich lege 
gegen das Urteil Verwahrung ein und erkläre, daß ich 
keine Geldſtrafe zahlen und auch keinen Rekurs ergreifen 
werde. Sarajewo, am 17. Januar 1906. 

Wir wiſſen recht gut, daß ſchon öfter Katholiken vom Glauben 
abgefallen und in Sarajewo geblieben ſind; die Regierung wußte es 
ebenfalls und ſchwieg. Auch Mohammedaner wurden wiederholt ge— 
tauft; Mohammedaner und Regierung wußten darum, und doch blieb 
alles ruhig. Wozu denn jetzt dieſer Lärm? Einige fanatiſche Hetzer 
haben ihn veranlaßt. Es iſt hoch an der Zeit, daß die bosniſch— 
herzegowiniſche Landesregierung in andere Bahnen ein— 
lenkt und namentlich ohne Verzug die gegen die katholi— 
ſchen Prinzipien verſtoßende und vom Heiligen Stuhle als 
unannehmbar verworfene Religionswechſelverordnung außer 
Kraft ſetzt.“ 


Beſonders ſchroff tritt die Lehre von der Unterordnung des 
Staates unter die Kirche in der ultramontanen Theorie über 
die Natur der Konkordate hervor. 

Was das Papſttum ſelbſt darüber lehrt, iſt oben (S. 48) 
ſchon angeführt worden. Die ultramontane Theologie folgt ihm 
hierin ſelbſtverſtändlich: 

Der Jeſuit Tarquini): „Die Konkordate find den Privilegien 
zuzuzählen: ein Konkordat iſt ſomit: ein kirchliches Sondergeſetz, 
erlaſſen aus der Machtvollkommenheit des Papſtes für 
irgend einen Staat auf das Erſuchen des betreffenden 
Staatsoberhauptes, dieſes kirchliche Sondergeſetz auf 
immer zu beobachten. Die Konkordate gehören zu den gänzlich 
freigebigen Privilegien oder höchſtens zu ſolchen, die eine gewiſſe 
Gegenfreigebigkeit mit ſich führen, nicht aber zu den zu einer Gegen— 
leiſtung verpflichtenden Privilegien, inſofern letztere einen eigentlichen 
Vertrag bedeuten. Sache der Kirche iſt es, über den wahren 
Sinn der Konkordate zu urteilen und die von ihr ge— 
machten Zugeſtändniſſe zurückzunehmen, wenn dies das 
ewige Seelenheil verlangt. Denn es iſi Sache des Oberhauptes, 
Privilegien, die es einem Untertan gewährt hat, zu deuten und, 
wenn eine gerechte Urſache vorliegt, ſie zurückzunehmen. Nun aber 
ſind die Konkordate Privilegien, und bei ihrer Abſchließung 
ſteht die Kirche als Oberhaupt, die weltliche Staatsgewalt 
als Untertan da: in jis autem Ecelesia habet rationem prin- 
eipis, societas eivilis personae subditac“. 
publiei institutiones, 8. Aufl., S. 73, 74, 79.) 

Der Jeſuit Cathrein: „Gleichwie ein Monarch, der einem 
Untertan und deſſen Nachkommen vertragsmäßig die Verleihung 
eines beſtimmten Amtes verſpricht, nicht eigentlich ein Souveränitäts— 
recht veräußert, ſondern bloß die Verwaltung desſelben einer be— 
ſtimmten Familie anvertraut, und zwar unter der ſelbſtverſtändlichen 
Bedingung: ſo lange dadurch keine höhere Pflicht gegen die Geſamt— 
heit verletzt wird, ſo kann auch der Papſt einer weltlichen 
Regierung kirchliche Befugniſſe übertragen, jedoch immer 
mit der ſtillſchweigend vorausgeſetzten Bedingung: ſo 
lange ſich dadurch nicht ſchwere Nachteile für die Kirche 


(Juris ecelesiastieae 


) über die Jeſuiten Tarquini, Cathrein, v. Hammerſtein 
und Wernz ſ. oben S. 69. 74. 78. 
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ergeben, ſo lange ſich die Verhältniſſe nicht weſent lich ge— 
ändert haben. Das Urteil darüber, ob ſich die Umſtände 
ſo geändert haben oder nicht, muß natürlich dem Papſte 
überlaſſen bleiben, der keinen höheren Oberen über ſich 
hat“. (Moralphiloſophie II, 605.) 

Der Jeſuit v. Hammerſtein: „Die einzig richtige Anſicht iſt, 
den Konkordaten den Charakter widerruflicher Privilegien weder zu— 
noch abzuſprecheu, ſondern gemäß den Regeln einer geſunden Aus— 
legekunſt zu erforſchen, was in den einzelnen Konkordaten und in 
ihren einzelnen Teilen hat verhandelt werden können und verhandelt 
worden iſt.“ Die „Regeln der geſunden Auslegekunſt“ führen dann 
aber den Jeſuiten ſchließlich zu ſeinem Ordensgenoſſen Tarquini: „Ich 
schließe mit den Worten des erlauchten Kardinals Tarquini: „Sache 
der Kirche iſt es, über den wahren Sinn der Konkordate 
zu urteilen und die von ihr gemachten Zugeſtänd niſſe 
zurückzunehmen, wenn dies das ewige Seelenheil ver— 
langt.“ (De Eeelesia et Statu p. 214, 218.) 

Der Jeſuit de Luca) (Institutiones juris eeelesiastiei 
publici, Romae 1901, 1, 292 fl. und 833ff.): „Konkordate 
zwiſchen dem apoſtoliſchen Stuhl und einem katholiſchen 
Staat ſind regelmäßig und für gewöhnlich als Privilegien zu be— 
machten. Denn die politiſche Gewalt eines chriſtlichen Fürſten iſt 
dem Papſte nicht nur negativ, ſondern poſitiv, wenn auch indirekt 
unterworfen, oder mit anderen Worten, die Kirche beſitzt gegenüber 
dem Staate in bezug auf das, was, ſei es direkt, ſei es indirekt, ihr 
gehörig iſt, die größte Unabhängigkeit, während der Staat ſich der 
Kirche gegenüber in der größten Abhängigkeit befindet. . .. Da 
ſolche Konkordate Privilegien ſind, ſo hat der Staat kein 
Recht auf das in ihnen Gewährte und der Papſt kann dieſe 
Konkordate aus leichter oder ſchwerer oder auch aus gar 
keiner Urſache wider rufen; denn die Urſache beſteht immer: daß 
die Kirche durch die Zurücknahme ihre Freiheit wiedererlangt. ... 
Mit Unrecht werden alſo ſolche Konkordate ſynallagmatiſche Verträge 
genannt. . .. Wenn in ſolchen Konkordaten von ihnen als 
von echten Verträgen geſprochen wird, ſo haben ſolche 

1) De Zuca war lange Jahre Profeſſor an der päpſtlichen 
Univerſität in Rom. Leo XIII. hat in einem Breve vom 18. Oktober 
1898 die Schriften de Lucas „als den Lehren der Kirche genau ent⸗ 
ſprechend“ gelobt. 
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Worte nur einen nebenſächlichen Sinn, der übrigens da— 
durch verifiziert wird, daß ein Konkordat für den Staat 
auch wirklich ein bindender Vertrag iſt. An der inneren 
Natur der Konkordate ändern dieſe Ausdrücke aber nichts. 
Ein Stück Marmor, das man Brot nennt, wird dadurch 
doch nicht in Brot verwandelt. . .. Sache der Kirche iſt es, 
über den wahren Sinn der Konkordate zu wachen und Zugeſtändniſſe, 
die ſie gemacht hat, zurückzunehmen, wenn dies das Seelenheil er— 
fordert; denn beim Abſchluß von Konkordaten iſt die Kirche das 
Oberhaupt, der Staat der Untertan; Sache des Oberhauptes aber 
iſt es, von ihm verliehene Privilegien zu erklären oder zu wider— 
rufen.“ 

In bezug auf Konkordate mit nichtkatholiſchen Staaten 
lehrt de Luca dasſelbe: „auch ſie ſind nur Privilegien; denn auch 
die Ketzer ſind dem Papſte unterworfen; und ketzeriſche Religions— 
gemeinſchaften können der römiſch-katholiſchen Kirche gegenüber 
niemals ein legitimes Recht beſitzen“. 

Der Jeſuit Wernz: „Was der Ausdruck „zweiſeitiger Vertrag 
in bezug auf die Konkordate bedeutet, muß, weil es ſich um eine 
kanoniſche Frage handelt, die aufs engſte mit dem Dogma verknüpft 
iſt, nicht ſo ſehr aus den Schriften moderner Juriſten, als 
vielmehr aus der gefunden, von katholiſchen Theologen 
und Kanoniſten gebilligten Lehre ſchriſtlicher Philoſophen 
erklärt werden. . . . Die dritte Anſicht bezeichnet die Konkordate als 
Privilegien. Die Verteidiger dieſer Anſicht verwerfen die Gleich— 
ſtellung zwiſchen Staat und Kirche und erklären die indirekte Unter— 
ordnung des Staates unter die Kirche als eine gewiſſe und zweifel— 
loſe Lehre. Dieſe Anſicht von den Konkordaten ſtützt ſich haupt— 
ſächlich auf die unabänderliche und durch göttliches Recht feſtgeſetzte 
Machtvollkommenheit des römiſchen Papſtes, deſſen Tätigkeit durch 
keinerlei Verträge gebunden und beſchränkt werden kann. Daraus 
folgt, daß die Konkordate in bezug auf gewiſſe Artikel die Natur 
wirklich zweiſeitiger Verträge beſitzen, in bezug aber auf die 
meiſten Artikel päpſtliche Privilegien ſind. Dieſe Privi— 
legien find nun zwar für gewöhnlich nicht leichtfertig um— 
zuſtoßen, ausnahmsweiſe aber und gemäß der päpftlichen 
Machtvollkommenheit, der ihr Inhalt ſtändig unterſteht, 
können ſie vom Papſt durch Derogation oder Abrogation 
geändert werden. . . . Bei Meinungsverſchiedenheit über den Sinn 
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des Konkordats iſt zu wünſchen, daß der Streit freundſchaftlich 
zwiſchen Papſt und Staat geſchlichtet wird. Zunächſt iſt am Wort— 
laut feſtzuhalten. Häufig findet ſich am Schluß der Konkordate die 
Klauſel: ‚Entjteht eine Schwierigkeit, jo ſollen Seine Heiligkeit und 
der Staat eine freundſchaftliche Einigung anbahnen durch gegenſeitige 
Beratung. Obwohl dieſe Klauſel ein Privileg iſt, das der Papſt 
verleiht und ein Zeichen beſonderen Wohlwollens der Kirche, die ſich 
dadurch der Ausübung ihrer höchſten Gewalt enthält, ſo iſt es doch 
von ſeiten des Papſtes nicht leichtfertig (temere) außer acht zu laſſen. 
Da es aber nicht ſelten geſchieht, daß der Verſuch einer 
freund ſchaftlichen Verſtändigung zwiſchen Staat und Kirche 
vergeblich iſt, ſo kommt der Kirche das Recht zu, eine 
authentiſche Auslegung des Konkordats zu geben; und 
dieſem kirchlichen Urteil hat ſich der Staat zu fügen. Denn 
wer die oberſte geſetzgebende Gewalt in beſtimmten Dingen beſitzt, 
beſitzt auch die höchſte Interpretationsgewalt über ſie. Nun aber 
behält die Kirche in bezug auf die Dinge, die gewöhnlich 
den Inhalt der Konkordate ausmachen, die oberſte geſetz⸗ 
gebende Gewalt. . . . Die Privilegien und Zugeſtändniſſe, die 
von den Päpſten in den Konkordaten gewährt werden, können, kraft 
päpſtlicher Machtvollkommenheit, aus vernünftiger, gerechter und an— 
gemeſſener Urſache derogiert oder abrogiert werden; ja auch ohne 
Grund iſt die Zurücknahme gültig, wenn auch nicht erlaubt. Es 
ſteht alſo nichts im Wege, daß der Papſt ſolche Gewährungen auch 
ohne jeden Grund gültig zurücknimmt“. (Jus Deeretalium I, 210, 
2167, 2221, 225.) 

Moularty: „Das Konkordat iſt kein gewöhnlicher ſynallagmatiſcher 
Bertrag Bei den gewöhnlichen ſynallagmatiſchen [zweifeitigen] 
Verträgen ſtipulieren die Kontrahenten für ihre perſönlichen Intereſſen 
über Gegenſtände, welche ihr Eigentum ſind, und über welche ſie 
freies Verfügungsrecht haben. In den Konkordaten dagegen handelt 
der Papſt einzig mit Rückſicht auf die Intereſſen, die Bedürfniſſe oder 
den Nutzen der Kirche. Er hat gar nicht die Gewalt, anders zu 
handeln, ſo zwar, daß er ſich, wenn die von ihm der welt— 
lichen Gewalt gemachten Konzeſſionen unter beſonderen 
Umſtänden zum Nachteil der geiſtlichen Geſellſchaft und der 
Seelen ausarten würden, als entbunden betrachten könnte 


) Vgl. oben S. 93f. De 


und müßte. Dieſe Bedingung ift weſentlich und wird not— 
wendigerweiſe als eingeſchloſſen verſtanden. Überdies 
kann der Papſt die Rechte des Primats und der Hierarchie nicht im 
eigentlichen Sinne veräußern. Er kann im Intereſſe der Kirche und 
inſoweit als dies Intereſſe keinen Widerſpruch erhebt, den Gebrauch 
ſeiner Gewalt moderieren, er kann ſich verpflichten, deſſen Ausübung 
zu mildern; aber an irgend einen fremden Willen einen Teil ſeiner 
übernatürlichen Prärogative unter dem Eigentumstitel derart über— 
tragen, daß er ſeine Gewalt nicht mehr für ſich zurückfordern kann, 
ſelbſt dann, wenn für ihn die Umſtände deren Gebrauch notwendig 
machen ſollten, das kann er ſicherlich nicht; denn er iſt nur der ein— 
fache Depoſitar der Autorität, welche Jeſus Chriſtus ihm anvertraut 
hat; dieſe Autorität muß intakt auf ſeine Nachfolger auf dem Stuhle 
des heiligen Petrus übergehen. Unter dieſem Geſichtspunkte haben 
die von uns angeführten Schriftſteller vollſtändig recht. Man kann 
darum ſagen, die Verpflichtung, welche für den Papſt aus 
dem Konkordat hervorgeht, iſt keine ſtrenge Gerechtigkeits— 
verpflichtung im eigentlichen Sinne oder Kommutativ— 
verpflichtung, welche derjenigen ähnlich iſt, welcher der in Handels— 
ſachen ſtattfindende zweiſeitige Kontrakt ſein Entſtehen verdankt. 
Außerdem ſetzt der ſynallagmatiſche Vertrag volle Gleichheit unter 
den Kontrahenten voraus. In der Ordnung der geiſtlichen 
Sachen jedoch, welche den Gegenſtand der Konkordate bilden, 
kann man unmöglich Gleichheit zwiſchen dem Papſte und 
dem weltlichen Fürſten finden; der Papſt iſt Souverän, der 
Fürſt iſt Untertan. Dieſer Untertanstitel kommt hier ſo— 
gar einem heterodoxen oder ungläubigen Fürſten zu; denn 
er handelt bei dieſer Gelegenheit als Repräſentant der 
katholiſchen Untertanen, der Gläubigen, der Kinder der Kirche, 
zu deren Beſtem er handelt . . . .. Dieſe Konkordate [mit den 
modernen Staaten] ſind in unſeren Augen dauernde und wirkliche, 
feierliche Konventionen sui generis (), welche zugleich etwas von 
der Natur des Privilegs durch ihren Gegenſtand (denn ſie enthalten 
insgemein nur vom Kirchenoberhaupte gemachte Konzeſſionen) und 
etwas von der Natur des zweiſeitigen Vertrags durch die Form, 
welche ſie aufweiſen und durch die Reziprozität der Verpflichtungen, 
welche die beiden kontrahierenden Teile über ſich nehmen, an ſich 
tragen. Wir glauben darum, daß der Papſt und ſeine Nachfolger 
verpflichtet find, die Konkordate gewiſſenhaft zu beobachten, nur iſt 
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der Fall ausgenommen, wo die flipulierten Artikel zum 
Schaden der Kirche und der Seelen ausſchlagen würden.“) 
Dieſe Verpflichtung iſt eine wirkliche allgemeine Treu- und Gerechtigkeits— 
verpflichtung; ſie iſt derjenigen ähnlich, welche Gott ſelbſt ) 
mit den Menſchen gern () hat eingehen wollen, welche zum 
Fundament unſerer ewigen Hoffnung dient, und welche der heilige 
Paulus in dem berühmten Texte: ‚Hinterlegt iſt die Krone der Ge— 
rechtigkeit, welche der Herr, der gerechte Richter, denen geben wird, 
welche ſeine Ankunft lieben“, eine Verpflichtung der Gerechtigkeit 
nennt Die authentiſche Interpretation kann nur durch die 
freie Zuſtimmung der beiden kontrahierenden Parteien geſchehen . . . . . 
Wenn jedoch die Umſtände oder das Übelwollen der weltlichen Gewalt 
nicht geſtatten ſollten, die Schwierigkeit [der Interpretation eines 
Konkordats] durch einen gemeinſamen Akkord zu begleichen, und wenn 
die von dem heiligen Stuhle dem Fürſten gemachten Konzeſſionen die 
Veranlaſſung zu ſchweren und dauernden Mißbräuchen in der 
Ordnung der Religion würden, ſo iſt es evident, daß der 
Papſt ſeine Verbindlichkeiten aufheben könnte und müßte, 
denn er kann ſich, wie wir das ſchon geſagt haben, nur unter dieſer 
Bedingung verpflichten. Indem der Papſt mit den weltlichen Mächten 
Verträge ſchließt, kann er von ſeiner Suprematie oder der Fülle 
der Gewalt, welche er von Gott ſelbſt hat, ebenſowenig etwas preis— 
geben, etwas übertragen, als von der höchſten Miſſion, welche ihm 
auferlegt iſt, für das allgemeine Wohl der univerſellen Kirche zu 
ſorgen. Auch iſt nicht feine Gewalt im eigentlichen Sinne, ſondern 
der Gebrauch dieſer Gewalt mit Rückſicht auf gewiſſe Akte durch die 
Konkordate gebunden. Und ſelbſt dieſer Gebrauch iſt nicht auf eine 
abſolute und unwiderrufliche Weiſe behindert. In der Tat, das 
Konkordat, welches ein Akt der päpſtlichen Suprematie iſt, hat not— 
wendigerweiſe das Wohl der Kirche zum Zweck. Wenn es folglich 
unter den gegebenen Umſtänden, weit entfernt, dieſen Zweck zu erfüllen, 
entgegengeſetzte Reſultate hervorbringt, wenn es in ſeinem Enſemble 
zum Schaden der Kirche, anſtatt ihr nützlich zu ſein, ausſchlägt, 
dann hört es auf, zu verpflichten; der Papſt darf es nicht 
mehr beobachten, ja, er kann es nicht mehr, er hat das Recht 
und die Pflicht, es abzuſchaffen“ (a. a. O. S. S. 592f., 594, 
605ff.). 


1 Ob und wann ſolch ein „Fall“ eintritt, entſcheidet einzig und allein 
der Papſt. 


128 


Das „Staatslexikon“ ): „Eine innere Notwendigkeit derartiger 
Vereinbarungen [Konkordate zwiſchen dem Papſte und einer Landes— 
regierung! würde nur aus derjenigen Lehre über das Verhältnis von 
Kirche und Staat gefolgert werden können, welche dieſe beiden Ge— 
walten völlig koordiniert nebeneinander ſtellt . . . .. Dieſe Not— 
wendigkeit läßt ſich nicht mehr behaupten, ſobald die 
beiden höchſten Gewalten in ein Subordinationsverhältnis 
zueinander gebracht werden. Denn dann iſt die übergeord— 
nete Gewalt befugt, auf dem Gebiete der res mixtae die 
Grenze zu ziehen, wie andererſeits die untergeordnete 
Gewalt eben wegen dieſer ihrer Unterordnung dieſe Grenze 
zu richten bat ..... Ich ſtehe nicht an, in dem folgenden 
Sinne der Privilegientheorie (Hauptvertreter: der Jeſuit Tarquini, 
vgl. oben S. 77) mich anzuſchließen. In den Konkordaten handelt es 
ſich ſozuſagen ausnahmslos ſeitens des Staates um ſolche Konzeſſionen, 
welche derſelbe ſchon an ſich der Kirche zu gewähren verpflichtet iſt. 
Wenn nun die Kirche, um den Staat zur Erfüllung ſeiner Pflichten deſto 
eher zu bewegen, demſelben mancherlei Rechte einräumt und ſich ver— 
pflichtet, dieſe Rechte nicht einſeitig aufzuheben, ſo kann dies doch prin— 
zipiell nicht anders als ein dem Staate gewährtes Privileg aufgefaßt 
werden. Nur darf man nicht überſehen, daß die Kirche ſich ihrerſeits 
auch binden wollte und wirklich gebunden hat, dies Privileg ſo lange zu 
gewähren, als es ihr möglich iſt bezw. die Vereinbarung aufrecht er— 
halten wird. Würde daher die Kirche ohne Grund das einmal ge— 
machte Zugeſtändnis widerrufen, ſo wäre das gewiß Treubruch — 
aber die Gewalt, und zwar die keinem irdiſchen Richter 
untergeordnete Gewalt, jederzeit die im Konkordate be— 
willigten Privilegien zu widerrufen, kann kein Katholik in 
Abrede ſtellen. . . . Allerdings kehren die Ausdrücke Concordatum, 
Conventio, Paetum in den Konkordaten oft wieder. Auch hat der 
päpſtliche Stuhl wiederholt ausgeſprochen, daß er ſich an die in den 
Konkordaten gemachten Verſprechungen gebunden erachte und dieſelben 
nicht einſeitig widerrufen werde. Allein dieſes ſynallagmatiſche 
Moment darf nicht dahin ausgedehnt werden, daß hierdurch 
das rechte Verhältnis von Staat und Kirche ld. h. die Unter— 
ordnung des Staates unter die Kirche] getrübt wird. Jene 


) über das „Staats lexikon“ ſ. oben S. 107. Verfaſſer der Kon- 
fordatsartifel iſt Dr. Kreutzwald, ſ. oben S. 112. 
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Ausdrücke behalten ja auch einen ganz reellen Sinn, wenn 
man ſie dahin verſteht, daß die Kirche ſich in der Tat ver— 
pflichtet, die eingeräumten Konzeſſionen aufrecht zu erhalten, 
ſo lange ihr dies möglich iſt, ohne aber in dem Falle, in 
welchem eine Beſeitigung, derſelben indiziert fein ſollte, 
den Staat ſeiner prinzipiellen Verpflichtung gegenüber der 
Kirche [d. h. ihr untergeordnet zu ſein] entbinden zu wollen. 
Mit anderen Worten, das Vertragsmoment in den Konkor— 
daten darf nur als das akzeſſoriſche angeſehen werden“. 
(1!, 1502, 1503, 1508, 1509.) 

„le [Eatholifchen Schriftiteller] ſtimmen jedoch darin 
überein, daß der Vertrag lzwiſchen Staat und Kirche] die ſtill— 
ſchweigende Klauſel: ‚rebus sie stantibus‘ enthält, daß ſomit die 
Kirche nicht bloß berechtigt, ſondern verpflichtet wäre, die 
gemachten Konzeſſionen zu widerrufen, ſobald dieſelben 
dem Seelenheile der Gläubigen zum Nachteil gereichen 
würden“. (III, 670.) 

Ob und wann aber „ein Nachteil für das Seelenheil“ vorliegt, 
entſcheidet einzig und allein die Kirche. Kreutzwald ſchließt ſich in 
den weiteren Ausführungen ausdrücklich dem Jeſuiten Wernz an, 
deſſen Theorie über die Konkordate, wie wir oben (S. 124f.) geſehen 
haben, die der vollſtändigen Unterwerfung des Staates unter die 
Kirche iſt. 

Das „Kirchenlexikon“ (2. Aufl., III., 818, 823, 825) : 
„Daß der Papſt ſich in den Konkordaten vertragsmäßig verpflichten 
könne, d. h. daß er aus freiem Willen ſich zu etwas verpflichten 
könne, wozu er an ſich nicht gehalten iſt, kann wohl nicht be— 
zweifelt werden. Er kann den Fürſten Konzeſſionen machen; warum 
ſollte er ſich nicht verpflichten können, dieſe Konzeſſionen nicht zurück— 
zuziehen, ſofern nämlich nicht die höheren Bedürfniſſe der 
Kirche ihn dazu zwingen? Darum ſagen viele, die Konkordate 
ſeien keine ſynallagmatiſchen Verträge, ſeien auch nicht ganz den 
internationalen Verträgen gleich, aber doch den völkerrechtlichen 
analoge Verträge. Darin kommen alle praktiſch überein: wo 
das Konkordat infolge veränderter Umſtände ſchädlich wird, 
und das Bedürfnis der Kirche eine Anderung erheiſcht, da 
kann der Papſt es derogieren und ihm zuwiderhandeln. . .. 


) S. oben S. 104. 
Moderner Staat und römiſche Kirche. 9 
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Abänderungen ſollen allerdings nur mit beiderſeitiger Zu— 
ſtimmung gemacht werden. Wo dies aber nicht möglich iſt, 
und wo das zum Wohle der Kirche geſchloſſene Konkordat 
zum Schaden der Kirche oder des Seelenheiles wirken würde, 
da hat der Papſt das Recht und die Pflicht, ſeine Ver— 
bindlichkeit aufzuheben“. 


Ihren Höhepunkt erreicht die ultramontan-katholiſche Lehre von 
der Oberhoheit der Kirche über den Staat im päpſtlichen „Rechte“ 
der Fürſtenabſetzung, der Löſung des Treueides und der 
Kaſſierung von Staatsgeſetzen. 

Schon oben ſind aus amtlichen Kundgebungen des Papſttums 
und aus autoritativen Kundgebungen der Theologie zahlreiche Stellen 
wiedergegeben, die dies höchſte „Recht“ päpſtlicher Allgewalt als 
zum Lehrbeſtande der römiſchen Kirche gehörig dartun 
(oben S. 12. 13. 15. 17. 19. 21. 23. 24. 25. 27ff. 41f. 69). 
Hier füge ich die Auslaſſungen des „Staatslexikons“ über d dieſen, 
Punkt geſondert an, weil, wie wir geſehen haben (oben S. 10 7 
Anmerkung), das „Staatslexikon“ den Zentrumskatholizismus 
verkörpert und dadurch für Deutſchland eine ganz hervorragende 
Bedeutung beſitzt. 

„Die Löſegewalt der Kirche umfaßt nicht bloß die auf dem jus 
uwe beruhenden Verpflichtungen. Auch Gelübde und Eide 
können von der Kirche servatis servandis nachgelaſſen 
bezw. als nicht verbindlich erklärt werden. Jedoch kann die 
Kirche eine durch Eid entſtandene Verbindlichkeit nur aus durchaus 
triftigen Gründen aufheben. In letzter Inſtanz zu rien, 
ob ſolche Gründe vorliegen, iſt freilich Sache des O Ober— 
hauptes der Kirche. Wenn aber die Päpſte in früherer geit 
von dieſem Rechte der Eidesentbindung gegenüber kirchen— 
feindlichen Fürſten mitunter Gebrauch machten, ſo iſt der 
Beweis, daß dies leichtfertig geſchehen ſei, bisher noch 
nicht erbracht worden. Die folgenden maßvollen A ußerungen 
des gelehrten Kanoniſten Bianchi mögen hier angeführt 
werden: „Die Gewalt, welche die Kirche oder der Papſt als 
ihr Haupt beſitzt, die Souveräne ihrer zeitlichen Rechte 
verluftig, oder die Untertanen des Eides der Treue eut— 
hoben zu erklären, kann nur dann wirklich in Ausführung gebracht 
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werden, wenn die Willensverkehrtheit eines Fürſten, der verſuchen 
würde, ſeine Untertanen zur Empörung gegen Gott zu verleiten, ſich 
in einem ſolchen Maße zeigte, daß alle Grundlagen des Verhältniſſes, 
welches die Völker gegen die öffentliche Gewalt der Geſellſchaft ver: 
pflichtet, wegfielen, und der Fürſt ſelbſt alle Rechte, die er über ſie 
hat, verlöre. Die Erklärung der Abſetzung von Fürſten kann 
nur eintreten, wenn jede Hoffnung auf deren Beſſerung verſchwunden 
iſt, und wenn fruchtlos jede Bitte, jede Ermahnung, jede Drohung 
und jede andere geiſtliche Strafe angewendet worden ſind.“ 
(II, 488, 489.) 

In der 2. Auflage ſind die „maßvollen“ Außerungen des Kano— 
niſten Bianchi zwar fortgefallen !), allein der entſcheidende, der Kirche 
die oberſte „Löſegewalt“ grundſätzlich zuſprechende Satz iſt ſtehen— 
geblieben: „Auch Gelübde und Eid können von der Kirche 
servatis servandis nachgelaſſen bezw. als nicht verbindlich 
erklärt werden“. (112, 154.) 

„Von hervorragender Bedeutung war das Richteramt des Papſtes 
in den Zeiten des Mittelalters hinſichtlich der Abſetzung der 
Fürſten. Hier lag ein doppelter Rechtstitel vor. Die enge Ver— 
bindung von Staat und Kirche brachte es mit ſich, daß nach öffent⸗ 
lichem Recht der Fürſt als geborener Verteidiger der Kirche angeſehen 
wurde. Verfiel derſelbe in Häreſie, ſo wurde angenommen, daß er 
ſein Schützeramt nicht mehr wahrnehmen könne, und zwar um ſo 
weniger, als der Übernahme der Regierung durchgängig das feierliche 
Verſprechen der Verteidigung der Religion voranging . . . Ein 
zweiter Grundſatz lautet dahin, daß die Natur dieſer Gewalten nach 
ihrem Zwecke zu beurteilen ſei. Die Kirche begründet das ewige Heil 
der Menſchen, der Staat verfolgt in erſter Linie die irdiſche Wohl— 
fahrt. Je höher die ewigen Intereſſen über den irdiſchen ſtehen, 
um ſo mehr erhebt ſich die geiſtliche Gewalt über die weltliche. 
Wird die Frage erhoben, auf welchen Titel hin die Päpſte 
im Mittelalter über die Fürſten zu Gericht geſeſſen haben, 
jo iſt hinzuweiſen auf das öffentliche Recht in den germaniſchen 
Reichen, welches die Zugehörigkeit zur Kirche als Bedingung für die 
Übernahme der Regierung forderte; auf den Mangel einer geord— 
neten Rechtspflege, welchem die Päpſte abzuhelfen berufen wurden; 
auf die Hochachtung der Völker vor dem oberſten Träger der kirch⸗ 
1) über den Fortfall gewiſſer Stellen aus der 1. Auflage des „Staats— 
lexikons“ ſ. oben S. 115. 

gi 
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lichen Gewalt; aus der zu allen Zeiten empfundenen Notwendigkeit 
eines internationalen völkerrechtlichen Gerichts. Die genannten 
äußeren Rechtstitel ſuchte man indes auch durch theologiſche 
Grundlagen zu ſtützen, und in dieſer Beziehung ſind im Laufe 
der Zeit drei Syſteme aufgetaucht: 1 Das Syſtem der direkten 
Superiorität der geiſtlichen Gewalt über die weltliche . . . Kar— 
dinal Bellarmin weiſt dieſe keineswegs in der Bibel begründete 
wie andererſeits gefahrvolle Theorie entſchieden ab.) Dagegen be— 
kennt er ſich zu dem Syſtem der indirekten Superiorität der 
geiſtlichen Gewalt über die weltliche, und zwar a) mit Bezug auf 
die Perſonen. Zwar iſt der Papſt an und für ſich zur Abſetzung 
weltlicher Fürſten nicht befugt, wohl aber kann er indirekt dazu 
übergehen, ſofern die ihm anvertraute Beſchützung des chriſtlichen 
Glaubens und der Kirche dieſen Schritt erfordert. Über die Zahl 
der hierhin zu beziehenden Fälle vermochte man ſich nicht zu einigen, 
aber im Prinzip ſelbſt beſtand Übereinſtimmung, namentlich 
dann, wenn Apoſtaſie und Zerſtörung der Einheit zur Beſchützung 
der Kirche zwangen. Die Anwendung dieſes Rechtes konnte, was aber 
in den allerwenigſten Fällen geſchah, in förmlicher Abſetzung beſtehen, 
meiſtens aber machte es ſich als Erklärung geltend, daß der Fürſt 
bereits nach Reichsrecht der Krone verluſtig gegangen ſei.“) p) Was 
Geſetze anlangt, ſo kann der Papſt bürgerliche Geſetze nur im 
Kirchenſtaate erlaſſen; ſeine Wirkſamkeit als Geſetzgeber bewegt ſich 
ihrer Natur nach nur auf geiſtlichem Gebiet. Wenn dagegen das 
Seelenheil den Erlaß oder die Aufhebung eines bürger— 
lichen Geſetzes fordert, ſo iſt der Papſt dazu befugt und 
verpflichtet. 2. Das nämliche gilt von ſeiner richterlichen Tätigkeit; 
nur ratione peceati, wegen des damit verknüpften religiöſen Mo— 
ments kann er weltliche Sachen vor ſein Forum ziehen. Die Theo— 
logen begründen dieſe Theorie der indirekten Gewalt mit dem 
Hinweis auf die dem Papſte über die ganze Kirche verliehene Ob— 
ſorge. Wären die Träger der fürſtlichen Gewalt hiervon aus— 
genommen, ſo könnten ſie durch etwaigen Mißbrauch derſelben den 
Zweck der Kirche vereiteln. Dem Papſt läßt ſich ohne Auf— 
löſung der Kirche die Gewalt nicht aberkennen, in gewiſſen 
Fällen Untertanen vom Eid der Treue zu entbinden, denn 

) S. oben S. 33, Anm. 

2) Eine geſchichtliche Unwahrheit, wie die Abſetzungsbullen Gregors II. 


1 am ien: . oben SS. 12. 15. 19f 
Innozens' IV., Pius’ V. uſw. beweiſen; |. oben SS. 12. 15. 197. 
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nie kann der Eid zu einem Bande der Sünde werden; der Er- 
reichung des letzten Zieles müſſen alle übrigen Verbindlich— 
keiten weichen. Der Ausſpruch der Kirche enthielt nicht ſo ſehr 
eine Abſetzung, als vielmehr nur die Erklärung, die Abſetzung ſei 
ſchon erfolgt. Was die Folgerungen betrifft, die man aus dieſer 
Lehre gezogen hat, ſo finden ſie ihre Widerlegung ſchon durch 
die Bemerkung, daß der Papſt keineswegs willkürlich abſetzen, ſondern 
nur erklären konnte, dieſelben hätten zufolge ihrer die Religion und 
Sittlichkeit verletzenden Handlungen ihr Recht verwirkt.“ 

„3. Die dritte Theorie iſt bekannt unter dem Namen der 
potestas direetiva. Nicht Zwangsgewalt, ſondern nur eine Art 
leitender Aufſicht über die Fürſten ſteht dem Papſte zu. Demzufolge 
erklärt man die Tatſachen des Mittelalters teils aus dem geltenden 
öffentlichen Recht, teils aus ſpeziellen Rechtstiteln, wie dem Vaſallen— 
verhältnis, teils aber aus der Stellung eines oberſten 
Lehrers und Leiters der Chriſten. Hauptvertreter dieſer 
Anſicht iſt Fenelon. Im weſentlichen weicht ſie indes von der 
Theorie der indirekten Gewalt nicht ab. Denn beide 
nehmen an, der Papſt könne im äußerſten Falle erklären, 
daß ein Fürſt ſein Thronrecht eingebüßt habe und geleiſtete 
Treueide ihre Kraft verloren hätten. Nur darüber geht man 
auseinander, ob der im Mittelalter an das chriſtliche Bekenntnis ge— 
knüpfte Beſitz der obrigkeitlichen Gewalt auf dem Naturrecht beruhte 
oder poſitiver Anordnung war. Jedenfalls verdient letztere Anſicht 
den Vorzug. Mit Recht konnte daher Pius IX. einer Deputation 
von Gelehrten am 21. Juni 1871 erklären, daß das päpſtliche Recht 
zur Abſetzung von Fürſten in zeitlichen Gründen beruhe und, da 
dieſe weggefallen ſeien, heute nicht mehr zur Anwendung komme.“) 
Hieraus ergibt ſich, daß die Erörterungen der Kanoniſten über dieſe 
Frage bei den modernen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen nur geſchicht— 
lich-theoretiſchen Wert beſitzen.“?) Was kirchenfeindliche Geſetze 

) Der vollſtändige Text der Worte Pius IX. lautet ganz 
anders (ſ. oben S. 41 f.). Aus ihm geht klar hervor, daß Pius IX. nur 
die Ausübung des Abſetzungsrechtes heute für unmöglich, das Recht 
ſelbſt aber nach wie vor als dem Papſte inne wohnend erklärt. Vgl 
auch das Schreiben Pins’ VII. über „die heiligſten Maximen der 
Kirche“, oben S. 21. 

) Das heißt, die Zeiten ſind für die Kirche jetzt ſo „traurig“, daß 
ſie vom Abſetzungsrecht gegenwärtig keinen praktiſchen Gebrauch machen 
kann. Vgl. oben S. 21 das Schreiben Pius' VII. 
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anlangt, fo ſteht nach beiden Theorien dem Papſte die Be- 
fugnis zu, jene als ſolche zu bezeichnen und abzuweiſen. 
Damit tritt der Papſt in die Fußſtapfen der Apoſtel!) und erſten 
Biſchöfe; das gebietet ihm die Heiligkeit ſeines Amtes. Von dieſem 
Recht hat Pius IX. gegenüber den Maigeſetzen Gebrauch 
gemacht, indem er dieſelben als in ſich null und nichtig er— 
klärte. Auch mit bezug auf das Richteramt ſtimmen beide Theorien 
überein. Das Urteil der Kirche geht direkt auf die Sittlichkeit der 
menſchlichen Handlungen, indirekt auf die damit verbundenen welt— 
lichen Dinge. Praktiſch iſt übrigens bei der Entwickelung der mo— 
dernen Verhältniſſe nur ein Fall: Widerſpruch eines poſitiven bürger— 
lichen mit einem kirchlichen Geſetz. Hier macht die Kirche von 
der ebengenannten richterlich-erklärenden Gewalt An— 
wendung.“ (IVI, 167ff.; IV?, 287ff.) ) 

) Wohl jener beiden Apoſtel Paulus und Petrus, die das 
religiös⸗-chriſtliche „Programm“ aufſtellten: „Jegliche Seele ſei 
untertan der Obrigkeit. Denn es iſt keine Obrigkeit ohne Gott“ 
(Röm. 13, 1) und: „Seid untertan jeder menſchlichen Obrig— 
keit“ (1. Petr. 2, 13); vgl. oben S. 1. 

2) Von nicht zu unterſchätzender Bedeutung iſt, daß dieſe, den Gipfel— 
punkt des mittelalterlich-hierokratiſchen Syſtems enthaltenden Ausführungen 
des „Staatslexikons“, zwei hohe geiſtliche Würdenträger 
der katholiſchen Kirche in Deutſchland zu Verfaſſern haben: den gegenwärtigen 
Generalvikar der Erzdiözeſe in Köln, Dr. Kreutzwald, 
und den gegenwärtigen Stiftspropſt von Aachen, Dr. Belles— 
heim. 

Als unſer Kaiſer im Jahre 1902 Aachen beſuchte, wurde er am 
Portale des Aachener Münſters vom Stiftspropſt Dr. Belles— 
heim mit einer Anſprache begrüßt. Der Kaiſer antwortete: „Wenn 
alle Geiſtliche ſo dächten wie Sie, Herr Propſt, dann 
ſtände es gut.” Hätte der Kaiſer gewußt, welche Lehren Herr 
Bellesheim im „‚Staatslexikon“ den deutſchen Katho— 
liken vorträgt, die Antwort wäre wohl etwas anders aus— 
gefallen. Man ſieht, wie wenig der Ultramontanismus gerade dort gekannt 
wird, wo die Kenntnis über ihn am notwendigſten iſt. 

Die ultramontane Preſſe hat verſucht, dieſe Auslaſſungen des 
„Staatslexikons“ als bloßes „Referat“ über verſchiedene Theorien, 
ohne eigene Stellungnahme des „Staatslevikons“ oder des be— 
treffenden Verfaſſers, Stiftspropſt Dr. Bellesheim, hinzuſtellen. 
Eine unmögliche Ausrede! Denn es gibt überhaupt nur dieſe drei Theorien: 
direkte oder indirekte oder direktive Gewalt der Kirche über den 
Staat; wollte ſich das „Staatslexyikon“ zu keiner bekennen, jo 
hätte es dies jagen müſſen. Ferner, an verſchiedenen anderen Stellen 
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„Im Mittelalter leiteten die Päpſte aus dem Rechte zur Ver— 
hängung der Exkommunikation auch über die Fürſten das andere 
her, die da von betroffenen hartnäckigen Fürſten für abgeſetzt 
zu erklären und den Eid der Treue für die Untertanen 
aufzulöſen. So verfuhr Papſt Gregor VII. auf der dritten 
römiſchen Synode gegen Heinrich IV., ebenſo Innozens IV. auf 
dem erſten allgemeinen Konzil von Lyon 1245; in der Folgezeit 
haben die Päpſte öfter dieſelbe Gewalt in Ausübung gebracht. Ein 
einzelner richterlicher Akt dieſer Art von ſeiten des Papſtes iſt frei— 
lich noch kein Zeugnis für die hier in Frage kommende Glaubens— 
lehre, er kann möglicherweiſe ein Fehlgriff ſein, denn nur bei den 
Akten des höchſten Magiſteriums, nicht bei denen der höchſten Re— 
gierungs- und Strafgewalt, eignet dem Oberhaupte der Kirche die 
Unfehlbarkeit. Allein die öftere Wiederholung dieſes Aktes 
und die Gründe, welche dafür von den Päpſten angeführt 
werden, ſowie die Berufung auf die von Chriſto erhaltene 
Binde- und Löſegewalt, ebenſo die allgemein verbreitete 
Annahme der Lehre von der indirekten Gewalt der Kirche 
hinſichtlich der weltlichen Angelegenheiten legen! den 
Schluß auf die Wahrheit dieſer Lehre nahe und gebieten 
denſelben. Zuletzt ergibt ſich dieſe Gewalt auch als Konſe— 
quenz aus den weſentlichen Rechten der Kirche. . . .. Der 
Kirche ſteht ferner auch die Aufſicht über die ſtaatliche 
Geſetzgebung von ihrer ſittlichen Seite zu kraft ihres höchſten 
Lehramts, und ſie greift auch von dieſer Seite in die zeitlichen An— 
gelegenheiten der menſchlichen Geſellſchaft ein, weil ſie berufen und 
beauftragt iſt, die geoffenbarten Wahrheiten des Glaubens und der 
Sitten allen Menſchen zu verkünden und ſie in dieſen Punkten vor 
Irrtümern zu ſchützen. Damit hängt auch die Vollmacht der 
Kirche zuſammen, über die Verbindlichkeit des Eides in con- 
ereto eine nähere Erklärung zu geben, insbeſondere über den Eid 


bekennt ſich, wie wir geſehen haben (oben S. 109), das „Staatslexikon“ 
ausdrücklich zur Theorie von der indirekten Gewalt, die wiederum nach 
ſeinen eigenen Worten „im weſentlichen“ mit der Theorie von der direk— 
tiven Gewalt übereinſtimmt. Endlich muß es, wiederum nach 
ſeinen eigenen Worten (oben S. 31 Anm.), diejenige Theorie annehmen, die 
der Syllabus lehrt; der Syllabus lehrt aber (oben S. 33), 
die Kirche beſitze eine direkte oder indirekte Gewalt 
über das Weltliche. 


136 


der Treue, welchen die Untertanen den Fürſten ablegen. 
Führt die Verbindlichkeit desſelben zum Böſen, ſo iſt keine Dis— 
penſation, ſondern nur eine Erklärung von ſeiten der Kirche erforder— 
lich.“ (II“, 1052ff.; II?, 667ff.)!) 


II. Roms Stellung zum Staate als Träger der Kultur. 

Nur eine unter den vielen kulturellen Seiten des Staates ſoll 
hier in römiſch⸗kirchliche Beleuchtung gerückt werden: Gewiſſens-, 
Religions- und Kulturfreiheit (Toleranz, Parität). 

Wie Rom in vergangenen Jahrhunderten Gewiſſens-, Religions⸗ 
und Kulturfreiheit theoretiſch und praktiſch gehandhabt hat, ſagt uns 
das eine Wort: Inquiſition. 

Viel zu wenig noch wird der Inhalt dieſes Wortes gewürdigt. 

Die Inquiſition war nicht, wie man jo gern glauben machen 
will, eine vorübergehende Verirrung, ein menſchlicher Zoll, den auch 
das Papſttum an Roheit und Unkultur früherer Zeiten entrichtet hat, 
ſondern die Inquiſition iſt ein aus dem ureigenen, bleibenden 
römiſch-ultramontanen Geiſte heraus geborenes Syſtem, das nur 
deshalb heute nicht mehr in Kraft iſt, weil dem Papſttum die äußere 
Macht dazu fehlt (Vgl. die Aeußerung Pius' VII., oben S. 21). 
Die Geſchichte der Inquiſition mit all ihren freiheitsſchänderiſchen, 
blutigen und wahrhaft grauſigen Gewiſſensbedrückungen iſt die Ge— 
ſchichte des ſich frei auswirkenden Roms, iſt die Geſchichte ſeiner 
grundſätzlichen, zu allen Zeiten ſich gleichbleibenden Auf⸗ 
faſſung von Gewiſſens-, Religions- und Kulturfreiheit. 

Für Ausführliches über die Inquiſition verweiſe ich auf mein 
Werk: Das Papſttum in ſeiner ſozial- kulturellen Wirkſam— 
keit, 5. Auflage, Band 1, S. 14—206 (Leipzig, Breitkopf und 
Härtel); hier führe ich nur weniges an: 


21. 


Urban II. (1088 — 1099): „Wir halten jene nicht für Mörder 
die brennend gegen Exkommunizierte, voll Eifer für die katholiſche 


) Auch eines der führenden Zentrumsblätter hat ſich offen zur Lehre 
vom päpſtlichen Abſetzungsrecht der Fürſten bekannt. Die „Sch leſiſche 
Volkszeitung“ veröffentlichte im Dezember 1874 einen Artikel, der 
die Frage, ob der Papſt überhaupt, alſo auch in unſeren Ta gen, 
Fürſten abſetzen dürfe, „mit einem unbedingten und un— 
verhüllten Ja“ beantwortete. (Vgl. Martens a. a. O., S. 86.) 
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Mutter [die Kirche! einige von ihnen totgeſchlagen haben. Damit 
jedoch die Zucht derſelben Mutter nicht zu gewaltig wüte, ſoll man 
ihnen eine paſſende Buße auflegen, wodurch ſie der göttlichen Einfalt 
Augen gegen ſich wohlgefällig zu machen vermögen, wenn ſie vielleicht 
aus menſchlicher Schwäche bei dieſem Fehltritt etwas Zweideutiges 
ſich zu ſchulden kommen ließen.“ (Deeret. Grat. c. 47, C. XXIII, 
qu. 5.) !) 

Innozens III. (11981216): „Wenn ein Fürſt es trotz kirch— 
licher Mahnung verſäumt, ſein Land von dem Unflat der Ketzerei 
(haeretica foeditas) zu reinigen, jo ſoll er vom Metropoliten und den 
übrigen Biſchöfen exkommuniziert werden, und, falls er nicht innerhalb 
eines Jahres Buße tut, ſo ſoll er dem Papſte angezeigt werden, der 
dann die Untertanen dieſes Fürſten von der Treue gegen ihn ent— 
bindet und ſein Land den Katholiken zur Inbeſitznahme übergibt, die 
es, nach Vertilgung der Ketzer (exterminatis haeretieis) in 
Beſitz nehmen.“ (Mansi, Collect. Conc. XXII, 954 — 1082; Hefele, 
Konziliengeſchichte V?, 872 ff.) = 

Gregor IX. (1227—1241): „Umgürte deine Hüfte mit dem 
Schwerte des Geiſtes, welches iſt das Wort Gottes. Bemühe dich, 
die Ketzer durch emſige Sorge und ſorgſame Emſigkeit auf beſſere 
Wege zu bringen. Falls jedoch trotz deiner Predigt die Leuchte des 
Herrn dieſe verpeſteten Leute nicht mehr erleuchtet, ſondern ſie ver— 
härtet, ſo müſſen, wenn leichte Mittel nicht mehr nützen, ſtarke ge— 
braucht, wenn lindernde Arznei nicht hilft, das faulende Fleiſch 
mit Feuer und Eiſen entfernt werden. In dieſem Falle alſo biete 
gegen die Ketzer die Gewalt des geiſtlichen und weltlichen Schwertes 
auf und mahne eifrig die Chriſtgläubigen, daß ſie Chriſtum gegen 
dieſe Feinde männlich verteidigen.“ (Ripoll, Bullarium F. F. Praedi- 
eatorum J, 51, Romae 1729.) ) 

„Wo iſt der Eifer eines Moſes, der an einem Tage 23000 
Götzendiener vernichtete? Wo iſt der Eifer eines Phinees, der 


1) Dieſer furchtbare Ausſpruch des „Statthalters Chriſti“, der die durch 
irgend jemand vollzogene Tötung eines Andersgläubigen von der Schuld 
des Mordes ledig ſpricht, iſt um ſo beachtenswerter, weil er Aufnahme ge— 
funden hat ins kirchliche Geſetzbuch, wo er gegenwärtig noch ſteht, und 
weil er die amtliche Antwort des Papſtes iſt auf eine vom Biſchof Gode— 
fredus von Lucca an Urban II. gerichtete Anfrage. 

2) Aus einem Schreiben an den päpſtlichen Inquiſitor Konrad von 
Marburg vom 11. Juni 1233. 
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den Juden und die Madianiterin mit einem Stoße durchbohrte? 
Wo iſt der Eifer eines Elias, der die 450 Baalspropheten mit dem 
Schwerte tötete? Wo iſt der Eifer eines Mathatias, der entflammt 
für das Geſetz Gottes am Altare den Juden tötete, der den 
Göttern opferte.“ (Martene, Thes. anect. II, 950, Hartzheim, Cone. 
Germ. III. 544.) .) 

Geſchichtlich ſteht ferner feſt, daß Gregor IX. der intellektuelle 
Urheber der Blutgeſetze Kaiſer Friedrichs II. gegen die 
Ketzer iſt ?), die in ihren Hauptſätzen lauten: 

„Wir befehlen daher, daß die Ketzer, wie ſie auch heißen mögen, 
wo immer ſie durch den Machtbefehl der Kirche verurteilt und der 
weltlichen Gewalt übergeben worden ſind, mit der gebührenden Strafe 
beſtraft werden. Sollten einige von ihnen, durch den Schrecken 
des Todes getrieben, zur Einheit des Glaubens und zur Buße 
zurückkehren wollen, ſo ſollen ſie für immer eingekerkert werden. Alle 
Ketzer, die in den Städten und Ortſchaften des Reiches durch die 
päpſtlichen Inquiſitoren aufgefunden worden ſind, ſollen auf die 
Anzeige der Inquiſitoren oder anderer katholiſcher Männer hin er⸗ 
griffen und ſo lange in engem Gewahrſam gehalten werden, bis ſie, 
durch kirchliches Urteil verurteilt, eines elenden Todes zu⸗ 
grunde gehen. Eine gleiche Strafe ſollen erleiden, die der 
böſe Feind anreizt, die Ketzerei zu begünſtigen. Die Todes— 
ſtrafe ſollen auch erleiden, die aus Todesfurcht die Ketzerei 
abgeſchworen haben, aber dann rückfällig geworden ſind . .. 
Die Söhne und Erben der Ketzer, ihrer Begünſtiger und Verteidiger 
werden bis ins zweite Glied durch unſer kaiſerliches Anſehen aller 
öffentlichen Amter und Ehren entkleidet, damit fie, eingedenk des 
väterlichen Verbrechens, in beſtändiger Trauer dahinſchwinden; denn 
wir wiſſen, daß Gott ein Eiferer iſt und daß er die Sünden der 
Väter an den Kindern machtvoll ſtraft. Barmherzigkeit ſoll aber 
denen gegenüber geübt werden, die, dem väterlichen Verbrechen 
nicht folgend, die heimliche Treuloſigkeit ihrer Väter zur 
Anzeige bringen. Die Ketzer, die von den Predigerbrüdern 
euch zur Anzeige gebracht werden, ſollt ihr ergreifen und ſorgſam 


) Aus einem Schreiben an König Heinrich VII. von Deutſchland 
vom Jahre 1233, worin er ihn zur Ketzerverfolgung auffordert. 

) Vgl. das Eingeſtändnis des katholiſchen Profeſſors Ficker: 
Die geſetzliche Einführung der Todesſtrafe für Ketzerei. (Mitteilung des 
Inſtituts ſür öſterreichiſche Geſchichtsforſchung 1880, I, 179 ff.) 
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heiße, unter die öffentlichen Verbrechen zu zählen iſt. Wer 
erfunden wird als vom katholiſchen Glauben, wenn auch nur in 
einem Punkte, abgewichen und ermahnt, die teufliſche Finſternis zu 
verlaſſen, den Gott des Lichts nicht anerkennen will, den, wie auch 
alle anderen Ketzer verurteilen wir durch dies Geſetz zum 
Tode; er ſoll ihn erleiden, indem er, den Flammen über— 
liefert, öffentlich bei lebendigem Leibe verbrannt wird.“ 

„Die Katharer und alle Ketzer, wie immer ſie heißen, beiderlei 
Geſchlechts verurteilen wir zu ewiger Infamie, wir erklären ſie 
für rechtlos und geächtet, ihr Vermögen ſoll beſchlagnahmt 
werden, ihre Söhne ſollen erbunfähig ſein. Diejenigen, die der 
Ketzerei verdächtig ſind, ſollen, wenn ſie ihre Unſchuld nicht er— 
weiſen können, ehrlos und geächtet ſein; ſind ſie ein Jahr lang 
in dieſem Zuſtand verblieben, ſo ſollen ſie als Ketzer verurteilt 
werden . . . . . Die Ketzer find erbunfähig, fie können kein Teſta⸗ 
ment machen, ſie können niemand vor Gericht fordern, wohl aber 
können ſie vor Gericht gefordert werden. Das Urteil eines Richters, 
der für ſie Recht geſprochen hat, iſt ungültig. Ein Ketzer kann aber 
den anderen überführen. Die Häuſer der Patarener, die ihrer Be— 
günſtiger und Verteidiger ſollen zerſtört und niemals wieder auf⸗ 
gebaut werden.“ (. G. L. L. II, 287 ff.; 326ff.) 

Dieſe Geſetze haben die Päpſte in ihr Geſetzbuch, das kanoniſche 
Recht, aufgenommen; in ihm ſtehen ſie bis heute unwiderrufen, un— 
gemildert (0 18 in 61% de haer. 5, 2; lib. sept. de haer. et schism. V, 
3); dieſe Geſetze haben die Päpſte durch Bullen und Erlaſſe wieder— 
holt beſtätigt und eingeſchärft. So z. B.: 

Innozens IV. (12431254) in ſeiner Bulle Cum adversus 
haereticam vom 28. Mai 1252: „Da der römiſche Kaiſer Fried— 
rich gegen die ketzeriſche Bosheit gewiſſe Geſetze erlaſſen hat, durch 
welche die Ausbreitung dieſer Peſt verhindert werden kann, und da 
wir wollen, daß dieſe Geſetze zur Stärkung des Glaubens 
und zum Heile der Gläubigen beobachtet werden, ſo be— 
fehlen wir den geliebten Söhnen, die die Obrigkeit bilden, 
daß ſie dieſe Geſetze, deren Wortlaut wir mitſchicken, in 
ihre Statuten aufnehmen und daß ſie mit großer Emſigkeit 
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gegen die Ketzer vorgehen. Deshalb befehlen wir euch 
Inquiſitorenl, daß, wenn dieſe Obrigkeiten unſere Befehle 
nachläſſig erfüllen, ihr ſie durch Exkommunikatiou und 
Interdikt dazu zwinge Die vom katholiſchen 
Glauben Abfallenden verfluchen wir ganz und gar, wir 
verfolgen ſie mit Strafen, wir berauben ſie ihrer Vermögen; 
ihre Erbfolge heben wir auf, alle Rechte erkennen wir 
ihnen ab.“ (Bei Potthart, Reg. R. R. P. P., 14607. 15378. 
15448. 17383. 19423.) 

Innozens VIII. (14841492): „Unſer geliebter Sohn An— 
tonins, Inquiſitor der Lombardei, und der ehrwürdige Biſchof 
von Brescia haben jüngſt, wie uns berichtet worden iſt, einige rück— 
fällige Ketzer beiderlei Geſchlechts zur geſetzmäßigen Strafe ver— 
urteilt und der Stadtobrigkeit aufgetragen, die Hinrichtung aus— 
zuführen. Zu nicht geringem Ärgernis hat die Stadtobrigkeit ſich 
geweigert, das Urteil auszuführen, ehe ſie nicht die Prozeßakten 
eingeſehen hätte. Da aber das Verbrechen der Ketzerei ausſchließlich 
der Kirche unterſteht und unter keinen Umſtänden ſtraflos bleiben 
darf, ſo tragen wir euch auf, der Stadtobrigkeit zu befehlen, 
daß ſie innerhalb ſechs Tagen, nachdem ihr ſie aufgefordert 
habt, euer Urteil gegen dieſe Ketzer vollſtrecke, und z war 
ohne irgendwie in die Prozeßakten Einſicht zu nehmen 
(sine aliqua dietorum processuum per vos agitatorum visione). 
Sollten fie dieſem Befehle nicht nachkommen, jo verfallen 
fie der Erkommunikation. Gegeben zu Rom unter dem Fiſcher— 
ring am 30. September 1486 im dritten Jahre unſeres Pontifikates.“ 
Bei Eymerieus-Pegna, Direetorium Inquisitorum, S. 609.) 

Pius V. (1566 — 1572): Der unter dem „heiligen“ Papſt 
Pius V. zu Rom erdroſſelte und dann verbrannte Ketzer Aonio 
Paleario mußte vor feiner Hinrichtung (am 3. Juli 1570) folgen: 
den „Widerruf“ unterſchreiben: „Ich glaube und bekenne alles, was 
die hl. katholiſche, römiſche Kirche glaubt und bekennt; beſonders: 
daß der Papſt Leute ernennen kann, die die Ketzer töten 
ſollen, und daß er in beſonderen Fällen auch ſelbſt Ketzer töten 
darf.“ (Daunou, Essai sur la puiss. temp. des Papes, 1818, II, 278; 
vgl. Rivista erist. 1879, 145; Reuſch, Inder I, 436 Anmerk. 15 

Thomas von Aquin): „Wenn die Kirche keine Hoffnung 


) S. oben S. 23. 


141 


mehr hat, den Ketzer zu bekehren, ſo trennt fie ihn, in Fürſorge für 
das Wohl der anderen, durch die Exkommunikation von ihrer Ge— 
meinſchaft, und überdies überläßt ſie ihn dem weltlichen 
Gericht, damit es ihn durch den Tod aus der Welt ſchaffe.“ 
(Summ. Theol. 2. 2%, qu. 11, a. 3. 4.) 

Der Dominikaner-Inquiſitor Bernhard Guidonis 
(Practica Inquisitionis haeréticae pravitatis, Ed. Douais, Paris 
1886, S. 217f.): „Zweck der Inquiſition iſt die Zerſtörung 
der Ketzerei; die Ketzerei kann aber nicht zerſtört werden, 
außer durch Vernichtung der Ketzer; die Ketzer können aber 
nicht vernichtet werden, außer es werden auch ihre Begünſtiger und 
Verteidiger vernichtet, wie es auch im Geſetz gegen die Diebe heißt: 
ſie können nicht vernichtet werden, außer die Hehler werden mit 
vernichtet. Auf zweierlei Art werden aber die Ketzer vernichtet: 
erſtens, indem ſie ſich von der Ketzerei zur katholiſchen Religion zurück— 
wenden, zweitens, indem ſie, dem weltlichen Gericht überliefert, 
körperlich verbrannt werden.“ 

Der Inquiſitor Bernhard Comenſis (Lucerna Inquisi- 
torum, Venetiis 1598, S. 38): „Die Vollſtreckung des Urteils der 
Inquiſitoren geſchieht durch die weltlichen Gewalten. Dieſe Voll— 
ſtreckung hat ohne Zögern zu geſchehen; die gebührende Strafe 
(animadversio debita) iſt zu vollziehen. Zögern die weltlichen Ge— 
walten mit der Vollſtreckung oder verſuchen fie, den Inquiſitions— 
prozeß mittelbar oder unmittelbar zu verhindern, ſo verfallen ſie der 
Erkommunikation. Die gebührende Strafe (animadversio debita) 
iſt die Strafe, die Leib und Seele trennt: poena quae avellit 
animam a corpore.“ 

Der Jeſuiten-Kardinal Bellarmin (oben S. 28): „Dem 
Ketzer geſchieht kein Unrecht, wenn er von der Kirche zum Tode ver— 
urteilt oder auch durch eine geiſtliche Hand getötet wird. Denn daß 
die Kirche die Tötung nicht ſelbſt vornimmt, hat ſeinen Grund nicht 
darin, daß ſie dadurch Unrecht verübte, ſondern darin, daß es für 
ſie nicht paſſend iſt. Denn daß die Ketzer die Todesſtrafe ver— 
dienen, ergibt ſich aus der Schriftſtelle: Das Böſe ſollſt 
du aus deiner Mitte hinwegtilgen (5. Moſ. 13, 6). Man 
wird alſo ſagen müſſen: die Ketzer können von der Kirche 
dem weltlichen Arm übergeben und können und müſſen von 
dem hriftlichen weltlichen Arm zum Tode verurteilt und 
von dem chriſtlichen Henker getötet werden.“ (Schulkenius, 
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Apologia bei Rocaberti, Bibl. maxima pontif. U, 100. Verfaſſer 
dieſer Apologia iſt Bellarmin; die Beweiſe dafür bei Döllinger— 
Reuſch, Selbſtbiographie Bellarmins S. 219; Schulkenius, ein Kölner 
Geiſtlicher, hat nur ſeinen Namen geliehen.) 

Der Jeſuit Petra Santa: !) „Zu Rom wird wegen der erſten 
Ketzerei niemand mit dem Tode beſtraft, wenn er nicht ein Häreſiarch 
iſt; er wird vielmehr, nachdem er die Ketzerei abgeſchworen hat, nur 
gezüchtigt und dann entlaſſen. Nur diejenigen, welche in die— 
ſelbe zurückgefallen ſind, werden zum Tode verurteilt; aber 
ſie werden nicht lebendig verbrannt, ſondern zuerſt er— 
droſſelt und dann verbrannt, falls ſie ſich vor dem Tode 
bekehren und ihren Irrtum aufgeben. Wenn ſie hartnäckig 
bleiben, werden ſie allerdings lebendig verbrannt; aber 
das geſchieht nicht aus Härte, ſondern in der Hoffnung, 
ihnen die Hartnäckigkeit auszukochen (spe exeoquendae ipsorum 
pertinaeiae) und fie durch die Größe der Strafe zum Bekenntnis 
des rechten Glaubens zu bewegen.“ (Notae in epistolam Petri Molinaei 
ad Balzacum, Antwerp. 1634, S. 230.) 

Der Jeſuit Tauner:?) „Die Todesſtrafe gegen die 
Ketzer wird von den weltlichen Gewalten vollſtreckt, aber im Auf— 
trage und auf Befehl der kirchlichen Gewalt. Deshalb kann 
die weltliche Obrigkeit einen dem weltlichen Arm überlieferten Ketzer 
von dieſer Strafe nicht ausnehmen. Dieſe Strafe gilt nicht nur gegen 
die Ketzer, die früher katholiſch waren und als Erwachſene abgefallen 
ſind, ſondern auch gegen die Ketzer, die die Ketzerei mit der 
Muttermilch eingeſogen haben und die Ketzerei hartnäckig 
verteidigen. Das iſt allgemeine Lehre.“ (De fide, disp. 8 
qu. 8, dub. 6, 128: Theolog. sehol. tom. 3., Ingolstad 1627, S. 
474, 475.) 

Der Jeſuit Laymann:) „Die Inquiſitoren der ketzeriſchen 
Bosheit werden nicht irregulär, wenn ſie den unverbeſſerlichen Schuldigen 
der weltlichen Gewalt übergeben; denn ſie ſelbſt ſprechen ja das 
Todesurteil nicht, noch führen ſie es aus, ſondern ſie überlaſſen 


) Petra (Pietra) Santa war Biograph Bellarmins und Konſultor 
der Inquiſitionskongregation. 

2) Adam Tanner und Paul Laymann gehören zu den noch heute 
geſchätzteſten Theologen des Jeſuitenordens. 
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die Ausführung dem weltlichen Arm, den fie dazu noch aufmuntern 
können, ohne irregulär zu werden.“ (Theol. mor., Edit. Monach. 1625. 
S. 224.) 

Der Jeſuit Caſtropalao:) „Keinem Zweifel unterliegt 
es, daß die Kirche die Todesſtrafe über die Ketzer verhängen 
kann, und daß dieſe Strafe ſehr gerecht iſt. Dieſe Gewalt 
hat die Kirche von Chriſtus, wie Bellarmin ſehr gut beweiſt ... 
Die weltlichen Richter ſind verpflichtet, die Ketzer, die ihnen von den 
Glaubensrichtern [den päpſtlichen Inquiſitoren] überliefert werden, 
mit dem Tode zu beſtrafen; denn dieſe Strafe iſt durch die von 
den Päpſten beſtätigten kaiſerlichen Geſetze feſtgeſetzt.“ 
(Opus morale I, 367, 387, Lugdun. 1669.) 

Der Jeſuit Esfobar:!) „Der unbußfertige Ketzer iſt dem 
weltlichen Arm zu übergeben, damit er mit dem Tode beſtraft 
werde.“ (Liber theolog. moral. Ed. 42, Paris 1656, p. 731.) 

Civiltä cattolica (ſ. oben S. 62): „Die Inquiſition iſt ein 
erhabenes Schauſpiel ſozialer Vollkommenheit: un sublime 
speitaculo della perfezione sociale.“ (1853, I, 555.) 

Dizionario storico-eceelesiastico (Venezia 1845— 1878): 
Dies große von Moroni „auf Koſten der päpſtlichen Kammer“ her— 
ausgegebene Nachſchlagewerk, an dem Papſt Gregor XVI. ſelbſt 
Mitarbeiter war, nennt die Inquiſition „eine heilſame Ein— 
richtung“ (Vol. 36, S. 40). 

Analecta ecelesiastieca, Revue homaine:?) „Gewiß 
wird es unter den Söhnen der Finſternis manche geben, die, wenn 
ſie dies Urteil leſen, mit rollenden Augen, aufgeblähten Backen und 
erweiterten Naſenlöchern gegen die ſogenannte Unduldſamkeit des 
Mittelalters losziehen. Den Unwert ſolch dummen Geſchwätzes 
brauchen wir unſern Leſern nicht klar zu machen . . . Mit vollem 
Recht haben das kirchliche und das bürgerliche Geſetz vereint gegen 
derartige Sykophanten [gemeint iſt der verbrannte Ketzer]! gekämpft, 
damit die Schafherde nicht verwüſtet werde durch Wölfe im Schafs— 


) Caſtropalao und Eskobar gelten bis heute als moraltheolo— 
giſche Autoritäten (vgl. Lehmkuhl, Theolog. mor. II, 795 ff.). 

2) Dieſe kirchlich-politiſche Monatsſchrift erſcheint zu Rom, iſt mit 
dem päpſtlichen Wappen geſchmückt und wird herausgegeben vom „Hausprä— 
laten Seiner Heiligkeit des Papſtes“, Monſignore Felix Cadane. 
Obige Worte der Revue Romaine beziehen ſich auf ein von ihr wiederge— 
gebenes Bluturteil der Inquiſition aus dem 15. Jahrhundert. 
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fell. Wölfe ſollen bei den Wölfen bleiben; kommen fie aber, 
angetan mit Schafsfellen, um die Lämmer zu zerreißen, 
dann ſollen ſie mit Feuer und Schwert aus dem Schafſtall 
vertrieben werden . . . Fern ſei es deshalb von uns, daß wir, 
unklar gemacht durch die Dunkelheit des Liberalismus, der ſich in 
das Gewand der Klugheit kleidet, ſchwächliche Gründe aufſuchen, um 
die heilige Inquiſition zu verteidigen. Fort mit den Redensarten 
von der damaligen Zeit, von der Härte der Sitte, von übertriebenem 
Eifer, als ob unſere heilige Mutter, die Kirche, ſei es in Spanien, 
ſei es anderswo, entſchuldigt werden müßte wegen der Taten der 
heiligen Inquiſition! Der glücklichen Wachſamkeit der heiligen In— 
quiſition iſt der religöſe Friede und die Glaubensfeſtigkeit zuzuſchreiben, 
die das ſpaniſche Volk ziert. O, ihr geſegneten Flammen der 
Scheiterhaufen! Durch euch wurden, nach Vertilgung 
weniger und ganz und gar verderbter Menſchen, taufende 
und tauſende von Seelen aus dem Schlunde des Irrtums 
und der ewigen Verdammnis gerettet; durch euch iſt auch 
bie bürgerliche Geſellſchaft, geſichert gegen Zwietracht und 
Bürgerkrieg, durch Jahrhunderte hindurch glücklich und 
unverſehrt erhalten worden! O, erlauchtes und ehrwürdiges 
Andenken Thomas Torquemadas [diefer erſte Großinquiſitor hat 
2000 Ketzer verbrennen laſſen], der durch klugen Eifer und un— 
erſchütterliche Standhaftigkeit, während er die Juden und 
Ungläubigen nicht zur Taufe zwang, die Getauften durch 
heilſamen Schrecken, unter Mitwirkung beider Gewalten, 
vom Abfalle ruhmreich zurückhielt und ſo ſeinem Vater— 
lande größern und edlern Wohlſtand verſchaffte, als durch 
die Angliederung der indiſchen Reiche ihm wurde.“ Gahr— 
gang 1895, S. 30 ff.). 

Der Jeſuit J. L. Wenig’): „Die Verhängung der Todesſtrafe 
über Häretiker iſt wenigſtens nicht ungerecht geweſen, da das Ver— 
brechen der Häreſie nur durch die Todesſtrafe gebührend geſühnt 
und mit Erfolg für die kirchliche und bürgerliche Geſellſchaft un— 
ſchädlich gemacht wird. . . . Wir haben geſehen, daß die kirchliche 
Inquiſition mit den modernen Ideen über Toleranz, Aufklärung und 


) Wenig, war k. u. k. Profeſſor und im Jahre 1866 Rektor an der 
Univerſität Innsbruck; vgl. Reuſch, der Prozeß Galilei und die Jeſuiten, 
S. 468f. 
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Humanität ſich nicht vereinbaren läßt, aber deſſenungeachtet rufe ich: 
es lebe die kirchliche Inquiſition! Denn jene Ideen ſind nicht bloß 
unchriſtlich, ſondern auch unvernünftig, die Miſſion der Kirche aber, 
welche durch die Inquiſition über die Reinheit der Glaubens- und 
Sittenlehre wacht, iſt eine göttliche und darum von dem Zeitgeiſte 
und den Zeitumſtänden unabhängige.“ (Über die kirchliche und poli— 
tiſche Inquiſition, 1875, S. 65, 72, 74.) 8 
Der Jeſuit de Luca) (Institut. juris eceles. publiei, Romae 
1901): „Zuerſt exkommunizierte die Kirche bloß, dann fügte ſie 
Geldſtrafen hinzu, darauf die Verbannung, endlich ſchritt ſie, wenn 
auch nur gezwungen, zur Todesſtrafe. Denn da die Ketzer die 
Exkommunikation und Geldſtrafen verachten, im Kerker und in der 
Verbannung aber andere anſtecken, ſo iſt gegen ſie das einzig wirk— 
ſame Heilmittel, ſie frühzeitig an den ihnen gebührenden Ort 
zu ſchicken . . . Daß die Kirche das Recht hat, wenigſtens indirekt 
[durch den Staat als Büttel] die Todesſtrafe zu verhängen, iſt für 
die Theologen ſo zweifellos, daß einige aus ihnen den ſchärfſten 
Tadel ausſprechen gegen diejenigen, die der Kirche das Recht der 
Todesſtrafe beſtreiten. Suarez ſagt: es ſei katholiſche Lehre, daß 
die Kirche die Ketzer mit dem Tode beſtrafen könne.“ (1, 143, 145). 
„Die gemeinſame Anſicht dieſer Theologen wäre aber irrig, wenn 
die Kirche nicht wenigſtens mittelbar die Todesſtrafe verhängen könnte. 
Ja, auch die unmittelbare Ausübung der Todesſtrafe ſteht ihr zu, 
und fie hat fie tatſächlich ausgeübt. Denn zur unmittelbaren Aus— 
übung der Todesſtrafe iſt nicht nötig, daß die kirchlichen Beamten 
ſelbſt die Henkersknechte ſind, ſondern es genügt dazu, daß die Kirche 
das Todesurteil fällt und dadurch der weltlichen Gewalt die unab— 
weisbare Dienſtleiſtung zufällt, der Kirche Henkersknechte zu ſtellen. 
Der Staat nämlich mit ſeinem Fürſten und Heer iſt ein Glied der 
Kirche, alſo kann er von ihr in bezug auf das, was ſie für nötig 
hält, gelenkt und geleitet werden; die Darbietung materieller Gewalt 
bis zur Tötung z. B. des Ketzers iſt ein notwendiges Mittel für 
das Seelenheil der Chriſtgläubigen .. . War z. B. jemand durch 
die Kirche geächtet, ſo ſtand es jedem frei, ihn erlaubterweiſe zu 
töten. Die weltliche Gewalt mußte, unter Strafe der Exkommuni— 
kation, den ihr von der Kirche überlieferten Ketzer ohne Nachprüfung 
des kirchlichen Urteils töten . . . Der Staat hat die Pflicht, 


) Vgl. oben S. 123f. 
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den Ketzer auf Befehl und Auftrag der Kirche mit dem 
Tode zu beſtrafen; er kann den von der Kirche ihm über— 
lieferten Ketzer von dieſer Strafe nicht befreien. Der Todes— 
ſtrafe verfallen nicht nur diejenigen, die als Erwachſene vom Glauben 
abgefallen ſind, ſondern alle diejenigen, die der mit der Muttermilch 
eingeſogenen Ketzerei hartnäckig anhangen. Wo dieſe Strafe beiteht, 
verfallen ihr alle Rückfälligen in die Ketzerei, auch wenn ſie ſich be— 
kehren wollen, ſowie alle, die, wegen ihrer Ketzerei ermahnt, hartnäckig 
bleiben“ (I, 143, 145, 146, 261f.). „Ketzer und Apoſtaten, die 
früher einmal zur Kirche gehört haben, können von der Kirche durch 
körperliche Strafen und auch durch die Todesſtrafe gezwungen 
werden, den wahren Glauben wieder anzunehmen. So 
lehren heute mit dem hl. Thomas von Aquin alle Theo— 
logen.“ (I, 270.) 

Auch der Jeſuitenorden ſelbſt, nicht nur einzelne ſeiner 
Glieder, gibt ſeiner Billigung der Todesſtrafe für Ketzerei 
einen deutlichen und ſehr bezeichnenden Ausdruck. In der 13. Regel 
„für die auswärtigen Schüler der Jeſuitenſchulen“ heißt es: „Zu 
öffentlichen Schauſtellungen, Komödien und Spielen ſollen ſie [die 
Schüler] nicht gehen, auch nicht zu Hinrichtungen, außer etwa 
zu denen von Ketzern.“ (Institutum Societatis Jesu II, 541.) 
Dieſe amtliche Ausgabe des „Institutum* iſt im Jahre 1869 zi 
Rom neu aufgelegt worden. 

Das Kirchenlexikon (ſ. oben S. 104) läßt die Berechtigung 
der Todesſtrafe für Ketzerei ziemlich unverblümt durch den 
Jeſuiten Granderath) verteidigen (V, 1445ff.) und erklärt, die 
Strafen für Ketzerei: Verbannung, Vermögensbeſchlagnahme und Todes— 
ſtrafe erſchienen der Jetztzeit hart „teils wegen der unſerer Zeit 
eigenen ſentimentalen Abneigung gegen ernſte Ahndung der Ver— 
brechen überhaupt, teils wegen eines unrichtigen Urteils über das 
Verbrechen der Häreſie“. 

An anderer Stelle des Kirchenlerifons (XI, 1827) ſchreibt der 
Jeſuit Laurentius (ſ. oben S. 79): „Wenn die Kirche alle, die 
bei einem Todesurteile tätig geweſen ſind, vom Dienſte des Altars 
ausſchließt, ſo folgt daraus nicht, daß dieſe Strafe nicht auch 


) Theodor Granderath, ein Preuße, vor wenigen Jahren erſt ge— 
ſtorben, gehörte unter die hervorragendſten Theologen des Jeſuitenordens. 
Nach dem Tode des Jeſuiten Schneemann ſetzte er die große, unter dem 
Namen Colleetio Lacenis bekannte Konzilienſammlung fort. 
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von ihr verhängt werden könne. Daß der Kirche wirklich das 
Recht zukomme, für ſchwere Vergehen gegen die religiöſe Ordnung 
kraft eigener Macht auf Tod zu erkennen, iſt mehrfach 
behauptet worden, doch läßt ſich die Notwendigkeit eines ſolchen 
Rechtes nicht nachweiſen, und auch aus der Offenbarung geht dieſe 
Befugnis nicht klar hervor. Die Kirche hat ſich damit begnügt, 
den Schuldigen dem weltlichen Arm zu überliefern, mit der Bitte, 
das Leben des Verurteilten zu ſchonen; der weltliche Richter ver— 
hängte dann, der Bitte ungeachtet, nach der ganzen Strenge des 
weltlichen Geſetzes die Strafe.“) 

Die „Germania“? In ihrer „wiſſenſchaftlichen Beilage“ vom 
17. Januar 1901 (Nr. 3, S. 21—23) rechtfertigt fie „das ge— 
waltſame Einſchreiten gegen die Ketzer in den Schreiben der 
Päpſte Gregors IX. und Innozens IV.“ Einige dieſer Schreiben 
haben wir oben (S. 134 u. 137) kennen gelernt. Die Mittel, die in ihnen 
„gegen das faulige Fleiſch der Ketzerei“ vom Papſte empfohlen 
werden: „Feuer und Schwert“, ſind alſo nach der „Germania“ 
zu billigen. Ja, ſie druckt auch noch das bekannte Schreiben 
Gregors IX. an den Erzbiſchof von Reims vom 1. Februar 
1234 ab, das mit den Worten ſchließt: „Darum geziemte es 
ſich nicht für den apoſtoliſchen Stuhl, ſeine Hand vom 
Blute fern zu halten, damit er nicht, wenn er anders täte, das 
Volk Israel unbewacht ließe“ (bei Frederieq, Corpus inquisitionis 
haereticae pravitatis neerlandieae I, N. 93, p. 94), und fie billigt 
diefe Gefinnung mit dem Satze: „Die Not feines Volkes drückte 
alſo dem Papſte das blutige Schwert in die Hände“. Auch 
folgende Stellen des Artikels ſind hervorzuheben: „Hiernach be— 
trachteten die Päpſte es als einen wichtigen Teil ihrer Amtspflicht, 
die verirrten Schäflein auf den rechten Weg zurückzuführen. Sie 
griffen daher ch zur phyſiſchen Gewalt, um den perverſen 


1) über dieſe „Bitte“ vgl. mein Werk: Das Papſttum in ſeiner 
ſozialkulturellen Wirkſamkeit, 5. Auflage, I, 181-201. Niemals it 
ein ärgerer Mißbrauch mit Worten getrieben worden, als in dieſer „Bitte“. 
Wehe der weltlichen Obrigkeit, die der „Bitte“ entſprochen und dem Ketzer 
das Leben geſchenkt hätte; die ſchwerſten kirchlichen Strafen wären auf ſie 
niedergefahren. (Vgl. den Erlaß Innozens' VIII., oben S. 140.) 

2) Die politiſche Tageszeitung „Germania“ (Erſcheinungsort Berlin) 
iſt, wie ſie ſich ſelbſt nennt, „das Zentralorgan der Zentrums— 
partei“. 

10 
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Willen zu brechen . . . . Als dritten Grund für ihr gewaltſames 
Vorgehen gegen die Ketzer führten die beiden Päpſte endlich an, daß 
fie die injuria creatoris [Beleidigung des Schöpfers] nicht länger 
ertragen könnten . . .. Die Strafe ſollte hiernach eine Sühne für 
die Beleidigung Gottes ſein.!) . . . . Man darf gegen die vindikative 
und die vorhin erwähnte medizinelle Strafe nicht einwenden, der 
Papſt hätte beide Arten nur gegen Gläubige der katholiſchen Kirche 
anwenden können, nicht aber gegen ſolche, welche ſich bereits von 
ihr getrennt hatten. Dieſer Einwand iſt nicht ſtichhaltig. Denn 
nach katholiſcher Lehre ſchlingt die hl. Taufe ein lebenslängliches 
Band um den Täufling und die Kirche, welches vollſtändig nicht 
gelöſt werden kann. Wenigſtens ſtehen auch die abgefallenen 
Häretiker unter der Gewalt der Kirche; wenn ſie auch ihrer 
Gnadengüter beraubt find?) . . . . Hier handelt es ſich um ein Ver— 
brechen [Ketzereil, deſſen Strafwürdigkeit [wis zur Todesſtrafe] 
ſofort einleuchtet . . ., daher findet ſich auch beim hl. Thomas 
von Aquin der Ausſpruch: „Die Kirche ſorgt für das Heil anderer, 
wenn ſie ihn (d. h. den hartnäckig widerſtrebenden Häretiker) durch 
die Exkommunikation von der Kirche trennt und dem weltlichen Arme 
zur Todesſtrafe übergibt“ (Summ. theol. II IIe qu. 11. a. 3; 
vgl. oben S. 23f.) . . . Im übrigen läßt ſich der Standpunkt des 
hl. Thomas von Aquin lden die „Germania“ billigt] bezüglich 
unſerer Frage am kürzeſten darlegen in den Sätzen: „Gegen die 
Häretiker und Apoſtaten, die einmal das Chriſtentum angenommen 
haben, ſoll man einſchreiten, damit ſie erfüllen, was ſie verſprochen, 
und halten, was ſie übernommen haben.“ (Summ. theol. II IIe qu. 
10, a. 8.) 

Aber nicht nur in der „wiſſenſchaftlichen Beilage“ vertritt „das 
Zentralorgan der Zentrumspartei“ die Ketzertötung, auch in 
ſeinem politiſchen Teile tritt es für ſie ein. In ihrer Nummer 
vom 24. Mai 1902 (1. Blatt) ſchreibt die „Germania“ in einem 
Leitartikel mit der bezeichnenden Aufſchrift: „Das liberale Ent— 
ſetzen vor dem kirchlichen Richtſchwert“: „Das eben zitierte 


1) Alſo jo eine Art mittelalterlicher Paragraph 166. 

2) Die religiöſe Taufhandlung iſt alſo ein „Band“, das den Ge— 
tauften ſpäter möglicherweiſe auf den von der Kirche errichteten Scheiter— 
haufen zerrt. Statt „Band“ hieße demnach die Taufe beſſer „Schlinge“, 
um fo mehr, als ja die Getauften von der Kirche auch erdroſſelt wurden, 
j. oben S. 142. 
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Satzfragment [aus Thomas von Aquin! will nur jagen, was die 
Häreſie ex parte haereticorum ijt, daß fie in ſich als Abfall von 
der klar erkannten Wahrheit ein todeswürdiges Verbrechen iſt 
Dabei muß es bleiben.“ 

Auch eine Entſcheidung der römiſchen Inquiſitions— 
kongregation vom 3. Auguſt 1897 gehört hierher: Von der 
Generaloberin der Nonnenkongregation „zur ſchmerzhaften 
Gottesmutter“ wurde folgender Fall vorgelegt: „In den Kranken— 
häuſern der genannten Nonnenkongregation in Nordamerika werden 
wöchentlich amputierte Glieder der Kranken von den Schweſtern 
teils in ungeweihter Erde begraben, teils verbrannt. Darf dieſer 
Gebrauch fortgeſetzt werden, ſei es, daß es ſich um Glieder katholiſcher 
oder nichtkatholiſcher Kranken handelt? Die Inquiſitions-Kongregation 
entſchied: „In bezug auf amputierte Glieder der Nicht— 
katholiken können die Krankenſchweſtern ihre Praxis mit 
gutem Gewiſſen fortſetzen; in bezug auf amputierte Glieder 
der Katholiken ſollen die Schweſtern nach Kräften bemüht 
ſein, daß ſie an geweihter Stätte beerdigt werden“ (Analecta 
ecelesiastica VI, 142; Acta s. Seetis 30, 630). 


Bei ſolcher, vom Mittelalter bis in die Gegenwart ſich gleich— 
bleibender Billigung der Inquiſition erſtaunt es weiter nicht, 
wenn wir im amtlichen Catechismus romanus leſen:!) „Wie die 


) Der „römiſche Katechismus“, Uatechismus romanus, wurde 
auf Grund eines Beſchluſſes des Konzils von Trient (sess. 24, c. 7, de 
ref.) verfaßt und von den Päpſten Pius IV. und Pius V. herausgegeben. 
Er iſt nicht für das Volk, ſondern für die Seelſorggeiſtlichkeit beſtimmt— 
Das „Kirchenlexikon“ (X12, 1055) ſagt von ihm: „daß ihm zwar keine 
primär⸗ſymboliſche, wohl aber eine hohe dogmatiſche Autorität mes 
wohnt, welche ihm teils aus dem ausdrücklichen Auftrage des Trienter 
Kirchenrats, teils aus der beſonderen und wiederholten Approbation der 
Päpſte, Biſchöfe und Provinzialſynoden zufließt“. Und in einer Enzyklika 
vom 8. Dezember 1849 ſagt Pius IX.: „Die Pfarrer ſind zu ermahnen, 
daß ſie in ihrer Unterweiſung für die Jugend oder für das übrige Volk 
ohne Unterlaß den „römiſchen Katechismus“ vor Augen haben, der 
nach dem Beſchluſſe des Tridentiniſchen Konzils und auf Geheiß unſeres 
Vorgängers Pius V. herausgegeben und von anderen Päpſten, namentlich 
Klemens XIII., allen Seelenhirten anempfohlen wurde als das taug— 
fichſte Mittel zur Beſeitigung trügeriſcher Lehren und zur Be— 
leſtigung und Verbreitung der wahren und geſunden Lehre“ 
(lateiniſcher Text in: Der Papſt und die modernen Ideen, Heft I, S. 89). 
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römische Kirche nicht irren kann in Glaubens- und Sittenſachen, da 
fie vom heiligen Geiſte geleitet wird, fo ſtecken alle übrigen [Be- 
kenntniſſel, die ſich Kirchen nennen, mit Notwendigkeit in den 
verderblichſten Irrtümern in bezug auf Lehre und Sitte, da ſie vom 
Geiſt des Teufels getrieben werden.“ (Symboli articulus 
nonus n. 15. Ed. Tornaei Nerviorum 1890, p. 85.) 

Sekten gegenüber, „die vom Geiſte des Teufels getrieben 
werden,“ kann es ſelbſtverſtändlich weder Toleranz noch Parität 
geben; Gewiſſens-, Religions- und Kultusfreiheit exiſtieren 
für ſie nicht. Das verkündete das Papſttum ſofort bei Anbruch der 
neuen Zeit. 

Man kann den Weſtfäliſchen Frieden in gewiſſer Hinſicht 
als die Geburtsſtunde des modernen, toleranten Staates bezeichnen: 
in ihm wurde die Gleichberechtigung der chriſtlichen Konfeſſionen erſt— 
malig als ſtaatliches Grundgeſetz, wenn auch beſchränkt, ausgeſprochen. 
Kaum iſt dieſe erlöſende Tat durch den Staat vollbracht, als Rom 
ſich dagegen erhebt: 

Innozens X. (1644 1655): „Mit innerſtem Seelenſchmerz 
haben wir erfahren, daß verſchiedene Artikel dieſes Friedens der 
katholiſchen Religion, ihrem göttlichen Kult und dem 
apoſtoliſchen und römiſchen Stuhle ſchwerſten Eintrag 
tun . .. den Ketzern der ſogenannten Augsburger Kon— 
feſſion wird in dieſem Frieden freie Ausübung ihrer 
Ketzerei an ſehr vielen Orten geſtattet; es werden ihnen 
Plätze zur Errichtung von Tempeln verſprochen, ſie werden, 
ebenſo wie die Katholiken, zu den öffentlichen Stellen und 
Amtern zugelaſſen. . . . Kraft unſeres oberſten Hirtenamtes, aus 
genaueſter Kenntnis, nach reiflicher Überlegung und aus der Fülle 
unſerer apoſtoliſchen Gewalt heraus beſtimmen und er— 
klären wir, daß die genannten Artikel ungültig, nichtig, 
kraftlos, gottlos, ungerecht, verurteilt, verworfen, gegen— 
ſtandslos, jeder Kraft und Wirkung bar ſind und für 
ewige Zeiten bar bleiben ſollen, daß niemand, auch wenn 
er die Beobachtung durch einen Eid gelobt hat, zu ihrer 
Beobachtung verpflichtet iſt, gerade ſo, als ob ſie über— 
haupt nicht beſtänden und niemals erlaſſen wären. Und 
zur größeren Vorſorge verurteilen, verwerfen, irritieren, 
kaſſieren, annullieren wir die genannten Artikel noch 
einmal aus der Fülle unſerer Macht, wir entkleiden fie 
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jeglicher Kraft und wir erheben gegen fie vor Gott Ein— 
ſpruch.“ Gulle Zelus Domus Dei vom 20. Nov. 1648: lat. Text 
bei Mirbt, Quellen zur Geſchichte des Papſttums, 2. Auflg., 1901, 
S. 294.) 

Im Sinne und Geiſte dieſer Worte folgen ſich nun die päpſt— 
lichen Erklärungen Schlag auf Schlag: 

Klemens XI. (1700-1721): „Obwohl ich dafür halte, daß 
du ſelbſt gut einſiehſt, daß es zu großer Schande der katholiſchen 
Religion gereicht, wenn nichtkatholiſchen Fürſten nicht gebührende 
Ehren erwieſen werden, weil durch die kirchlichen Geſetze ſtreng 
verboten iſt, mit jenen, die vom rechten Glauben abgewichen 
ſind, Beziehungen zu haben, geſchweige denn Umgang zu 
pflegen, ſo wollen wir dir doch nicht verſchweigen“ uſw. (Aus 
einem Schreiben an den Kardinal-Primas von Gneſen Michael 
Radziejowski vom 16. April 1701; Mirbt, a. a. O. S. 304. 
Das Schreiben erhebt Einſpruch gegen die Annahme der Königs— 
würde durch Friedrich J. von Preußen; vgl. oben S. 21.) 

Benedikt XIV. (1740 1758): „So traurig ſind die 
gegenwärtigen Zeitverhältniſſe, daß in vielen Gegenden, in 
denen die Ketzereien ungeſtraft herrſchen und graſſieren (grassantur) 
die Katholiken die harte Notwendigkeit erdulden, mit den 
Ketzern freundlich zu verkehren“. (De synodo dioeces, J. 6, 
G 5% U. 200 

Pius VI. (1775-1799): „Was iſt es alſo mit jener Freiheit 
des Denkens und Handelns, welche die Beſchlüſſe jener Ver— 
ſammlung [des franzöſiſchen Klerus! dem innerhalb des Staates 
lebenden Menſchen als ſein unveränderliches Recht verleihen? Zur 
Zurückweiſung des ganz törichten Wahngebildes dieſer 
Freiheit genügt es, wenn wir erklären, daß ſolches die Anſicht der 
von Klemens V. unter Billigung des allgemeinen Konzils von 
Vienne verurteilten Waldenſer und Beguarden war, eine Anſicht, 
die dann von Wielef und zuletzt von Luther aufgenommen 
wurde Ungläubige und Juden können nicht zur Annahme 
des katholiſchen Glaubens gezwungen werden, wohl aber ſollen 
ſolche dazu gezwungen werden (cogendi sunt), welche die 
Taufe empfangen haben. Greve an den Kardinal de la 
Rochefoucault vom 10. März 1791: Collectio Brevium ete. 
Augustae Vindel. 1796, I., 18ff.; Mejer, die Propaganda uſw., 
Göttingen 1852, J., 11.) 


Pius VII. (1800—1823): Das Schreiben vom Jahre 1805 
an den Wiener Nuntius über „die heiligſten Maximen der Kirche“ 
in bezug auf Ketzer haben wir ſchon oben (S. 21) kennen gelernt. 

Auf dem Wiener Kongreß im Jahre 1815 ließ Pius VII. 
das Verdammungsurteil ſeines Vorgängers Innozens X. gegen 
den die Gleichberechtigung der Konfeſſionen ausſprechenden Weſt— 
fäliſchen Frieden erneuern. (Geffken, Staat und Kirche, S. 285, 
Berlin 1875; vgl. oben S. 21.) 

Gregor XVI. (1831-1846): „Es iſt eine irrige und ver: 
kehrte, ja, eine wahnwitzige, der ſchmutzigen Quelle des 
In differentismus entſtammende Behauptung, daß für jeden 
Menſchen als ſelbſteigenes Recht die Gewiſſensfreiheit be— 
ſtehe“. (Bulle Mirari vos vom 15. Auguſt 1832.) 

Pius IX. (1846-1878): „Die römiſch-katholiſche und apoſtoliſche 
Religion, welche unter Ausſchluß jedes anderen Kultus die 
einzige Religion des ſpaniſchen Volkes bleibt“ uſw. (Erſter 
Artikel des zwiſchen Pius IX. und Spanien am 16. März 1851 
abgeſchloſſenen Konkordats: Archiv für kathol Kirchenrecht XII., 225 ff.) 

„Als Glaubens wahrheit iſt feſtzuhalten, daß außerhalb 
der apoſtoliſchen und römiſchen Kirche niemand ſelig 
werden kann“. (Allokution vom 9. Dezember 1854: Collect. 
Lac. VI., 845.) 

In das mit der Republik Ekuador am 26. September 1862 
abgeſchloſſene Konkordat ließ Pius IX. die Beſtimmungen auf— 
nehmen: „Die katholiſche, apoſtoliſche und römiſche Religion iſt 
Staatsreligion unter Ausſchluß jedes anderen Kultus und 
jeder anderen von der Kirche verurteilten religiöſen Ge— 
ſellſchaft. Sie iſt auf ewige Zeiten in ihrer vollen Integrität zu 
ſchützen und mit all ihren Rechten und Prärogativen entſprechend der 
von Gott geſetzten Ordnung und den kirchlichen Kanones“. Ferner 
beſtimmte das in Vereinbarung mit Pius IX. erlaſſene efuadoria- 
niſche Staatsgrundgeſetz: „Niemand kann Wähler oder 
Gewählter ſein, noch irgend ein Staats amt bekleiden, der 
ſich nicht zur römiſch-katholiſchen Religion bekennt. Jeder, 
der einer von der katholiſchen Kirche verurteilten religiöſen 
Geſellſchaft angehört, geht aller ſtaatsbürgerlichen Rechte 
verluſtig“. (gl. oben S. 47.)!) 


) über das von Pius IX. am 18. Auguſt 1855 mit Oſterreich ab⸗ 
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„Man ſcheut ſich nicht, jenem der katholiſchen Kirche und dem 
Seelenheile ſo ſchädlichen und von unſerem Vorgänger Gregor XVI. 
als Wahnwitz' bezeichneten Irrtume zu huldigen, daß Gewiſſens— 
und Kultusfreiheit ein allgemeines Menſchenrecht ſei, das 
in jedem gut eingerichteten Staate geſetzlich beſtimmt und 
gewährleiſtet fein müſſe.“ (Enzyklika Quanta cura vom 
8. Dezember 1864. Daß dieſe Enzyklika eine unfehlbare ex 
cathedra-Entſcheidung des Papſtes ift, ſteht in der ultramontanen 
Theologie feſt.) 

„Es ſteht nicht jedem Menſchen frei, jene Religion anzunehmen 
und zu bekennen, welche er, durch das Licht der Vernunft geführt, 
für die wahre hält. Die Menſchen können nicht durch die übung 
jedweder Religion den Weg des ewigen Heiles finden und die ewige 
Seligkeit erlangen. Man kann nicht mit gutem Grund auf das 
ewige Heil aller jener hoffen, welche auf keine Weiſe zur wahren 
Kirche Chriſti [d. h. zur katholiſchen Kirche! gehören. Der Proteſtan— 
tismus iſt nicht eine bloß andere Form der nämlichen wahren 
Religion, in der man Gott ebenſo wie in der katholiſchen Kirche ge— 
fallen kann. Auch in unſerer Zeit iſt es noch zweckmäßig, 
die katholiſche Religion als alleinige Staatsreligion mit 
Ausſchluß aller anderen Kulte aufrecht zu erhalten. Es 
war daher in gewiſſen Fatholifchen Ländern nicht gut getan, 
den Einwanderern die öffentliche Ausübung ihres Kultus, 
welcher er immer ſein möge, geſetzlich zu geſtatten. Die 
ſtaatliche Freiheit eines jeden Kultus . . . . führt zur 
leichteren Verderbnis der Sitten und Gemüter der Völker 
und zur Verbreitung der Peſt des Indifferentismus.“ 
(Sätze 15. 16. 17. 18. 77. 78. 79 des Syllabus vom 8. Dezember 
1864. über die alle Katholiken zu innerlichem und äußerlichem Ge— 
horſame verpflichtende Autorität des Syllabus |. oben S. 31, und 
meine Schrift: Der Syllabus, ſeine Autorität und Tragweite, 
München, Lehmanns Verlag, S. Aff.) 

In § 4 des Syllabus brandmarkt Pius IX. die evangeliſchen 
Bibelgeſellſchaften als „Peſtſeuchen“ (pestes), gegen die er 
ſchon in der Enzyklika vom 9. November 1846, unter Be— 


geſchloſſene Konkordat und ſeine unduldſamen Beſtimmungen, ferner 
über die gleichfalls von Pius IX. abgeſchloſſenen Konkordate mit 
Württemberg und Baden, ſ. oben S. 43ff. 
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rufung auf Gregor XVI. den Bannfluch geſchleudert hatte: „Die 
verruchteſten Bibelgeſellſchaften (vaferrimae Biblicae societates) 
hören, die alte Liſt der Ketzer erneuernd, nicht auf, die gegen die 
heiligen Regeln der Kirche in alle Volksſprachen überſetzten und oft 
mit verkehrten Auslegungen verſehenen Bücher der heiligen Schriften 
in der größten Anzahl von Exemplaren und mit ungeheuerem Auf— 
wande allen Menſchen jeden Geſchlechts, auch den Ungebildeten un— 
entgeltlich zu verteilen und ſie anzuhalten, daß ſie mit Verwerfung 
der göttlichen Tradition, der Lehre der Väter und der Autorität der 
katholiſchen Kirche alle das Wort des Herrn nach ihrem Privaturteile 
auslegen, ſeinen Sinn verdrehen und ſo in die größten Irrtümer 
fallen. Dieſe Geſellſchaften hat Gregor XVL in feinem apo⸗ 
ſtoliſchen Briefe verworfen, und auch Wir wollen, daß ſie 
in gleicher Weiſe verdammt ſeien.“ (Der Papſt und die 
modernen Ideen, Heft I, S. 50.) 

„Am 21. Dezember vorigen Jahres iſt von der öſterreichiſchen 
Regierung ein abſcheuliches Geſetz (inkanda lex) als Staats— 
grundgeſetz erlaſſen worden, das in allen Ländern des Kaiſer⸗ 
reiches, auch in den ausſchließlich katholiſchen, gelten ſoll. Durch 
dieſes Geſetz wird Denk- und Preßfreiheit, Gewiſſens-, Glaubens- 
und Lehrfreiheit feſtgeſetzt und den Bürgern jedes Kultus die Er— 
laubnis gegeben, Schulen zu errichten, und alle religiöſen Ge— 
ſellſchaften werden als gleichberechtigt vom Staate an— 
erkannt“ (Allokution vom 22. Juni 1868; vgl. Martens a. a. O. 
S. 388f.). Wegen der in ihm ausgeſprochenen Gewiſſens- und 
Kultusfreiheit erklärte dann Pius IX. das öſterreichiſche Staats— 
grundgeſetz für „null und nichtig“ (ſ. oben S. 40). 

Leo XIII. (1878 - 1903): „Als jedoch im 16. Jahrhundert 
jene unheilvolle und beklagenswerte Neuerungsſucht erregt 
wurde [die Reformationl, da entſtand zuerſt eine Verwirrung in 
bezug auf die Religion, bald jedoch, im notwendigen Fortſchritte, 
wurden auch Philoſophie und von hier aus alle Ordnungen der 
bürgerlichen Geſellſchaft in Mitleidenſchaft gezogen. Hier iſt der 
Ausgangspunkt der neueren zügelloſen Freiheitslehren . .. 
Es liegt am Tage, daß eine alſo geartete bürgerliche Geſellſchaft .. . 
nichts weniger als beſtrebt iſt, nach der allein wahren Religion zu 
forſchen und die Eine wahre den anderen falſchen vorzuziehen 
und ihr Schutz angedeihen zu laſſen; ſie wird vielmehr 
alle für gleichberechtigt erklären, ſo lange das Staatsweſen 
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nicht durch dieſelben geſchädigt wird . . . Wo aber der Staat auf 
ſolcher Grundlage ſich aufbaut, wie ſie vielfach in unſeren Tagen 
Anerkennung findet, da leuchtet einem jeden ein, wie ungerecht man 
gegen die Kirche vorgeht. Wo nämlich ſolche Theorien i m 
Staatsleben Geltung finden, da werden in demſelben die 
Katholiſchen nicht nur den fremden Religionsgeſellſchaften 
gleich-, ſondern ſelbſt nachgeſtellt ... Wenn man aber der 
Meinung iſt, es ſei kein Unterſchied zwiſchen den verſchiedenen und 
ſich widerſprechenden Religionsformen, jo geht dies ſchließlich darauf 
hinaus, daß man für keine ſich entſcheiden, keine üben will. Eine 
ſolche Anſicht mag daher dem Namen nach von der Gottes— 
leugnung ſich unterſcheiden, in der Sache iſt kein Unter— 
ſchied . . . So iſt dieſe unbedingte Denk- und Preßfreiheit, 
die weder Maß noch Schranken kennt, keineswegs an und für ſich 
ein Gut, deſſen ſich die menſchliche Geſellſchaft mit Recht erfreuen 
mag, ſondern Anlaß und Urſache von vielem Böſen 
Darum iſt es nicht recht, Lehren, welche die Wahrheit und 
Sittlichkeit bekämpfen, zu veröffentlichen und zu verbreiten; viel 
weniger aber noch, ihnen die Wohltat und den Schutz der Geſetze 


angedeihen zu laſſen ... Wahrhaft Lehrerin der Tugend und 
Hort der Sitte iſt die Kirche Chriſti. . . . Da nun derartige 


Lehren nicht einmal vor der Vernunft beſtehen können, dabei aber 
von ſo großer Bedeutung ſind für das bürgerliche Leben, ſo haben 
unſere Vorfahren, die römiſchen Päpſte, im Hinblick auf die Pflichten 
ihres apoſtoliſchen Amtes, ſie keineswegs ungeahndet gelaſſen. Schon 
Papſt Gregor XVI. hat in ſeinem Rundſchreiben Mirari vos 
vom 15. Auguſt 1832 in höchſt nachdrücklicher Weiſe ge— 
wiſſe Lehren verworfen, die damals verbreitet wurden: es ſei 
nämlich nicht vonnöten, in bezug auf die Religionsübung eine Wahl 
zu treffen, jeder möge in Hinſicht auf die Religion urteilen nach Be— 
lieben und habe keinen anderen Richter, als ſein Gewiſſen; ebenſo 
ſei es einem jeden erlaubt, ſeine Meinungen durch Druckſchriften zu 


verbreiten, auch könne er Neuerungen anſtreben .. .. Dieſe Be— 
ſtimmungen der Päpſte ſetzen es außer Zweifel .... daß 


eine ungemäßigte Denk- und Preßfreiheit durchaus nicht den Bürgern 
von Rechts wegen zukommt und auf das Wohlwollen und den Schutz 
des Staates keinen Anſpruch machen kann . .. In der Tat, 
wenn auch die Kirche es nicht erlaubt, den verſchiedenen 
Religionsformen dasſelbe Recht einzuräumen wie der 
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wahren Religion, ſo tadelt fie deshalb die Regierungen nicht, 
wenn ſie wegen großer ſtaatlicher Vorteile oder um großes Übel 
zu verhindern, nach Herkommen und Gewohnheit dulden, daß 
dieſe im Staate beſtehen.“ (Enzyklika Immortale Dei vom 1. No— 
vember 1885.) 

Pius X.: In einem Schreiben vom 14. Juli 1905 an den 
Kardinalvikar Reſpighi befahl Pius X. die Herausgabe eines 
Katechismus, der zunächſt beſtimmt iſt für die römiſche Kirchen— 
provinz, dann aber allmählich in ganz Italien und darüber hinaus 
eingeführt werden ſoll. In dieſem päpſtlich-amtlichen Katechismus 
nun, der den Titel führt: Compendio della Dottrina eristiana pre- 
scritto da Sua Santitä Papa Pio X. (Roma, Tipografia Vaticana 
1905), leſen wir: „Indem dieſe Neuerer [nämlich Luther und 
Calvinl die Tradition verdrängten und die ganze Offenbarung auf 
die Schrift beſchränkten, indem ſie die Schrift dem legitimen Lehr⸗ 
amte der Kirche entzogen und ſie törichterweiſe der freien Auslegung 
des einzelnen überlieferten, zerſtörten ſie alle Grundlagen des Glaubens, 
gaben die heiligen Bücher der Profanation durch Anmaßung und 
Unwiſſenheit preis und öffneten ſo den Zugang zu allen Irrtümern. 
Der Proteſtantismus oder die reformierte Religion, wie 
ihre Gründer ſie anmaßlich nennen, iſt der Inbegriff aller 
Ketzereien, die vor ihr waren, nach ihr entſtanden ſind und 
die noch entſtehen können, um die Seelen zu morden (a fare 
strage delle anime) .... Getroffen durch dieſe Verurteilung [des 
Konzils von Trient], ſah der Proteſtantismus die Keime der Auf— 
löſung, die er in ſeinem verdorbenen Organismus (nel suo viziato 
organismo) trug, ſich entwickeln. Uneinigkeiten zerriſſen ihn, es ver— 
vielfältigten ſich die Sekten, die, ſich teilend und wieder teilend, ihn 
in Fragmente auflöſten. Gegenwärtig bedeutet das Wort „Proteſtan— 
tismus' nicht mehr ein einheitliches und verbreitetes Bekenntnis, 
ſondern unter dieſem Worte verbirgt ſich der monſtröſeſte 
Haufe (la piu mostruosa congerie) von privaten und indivi— 
duellen Irrtümern, es umſchließt alle Ketzereien und ſtellt 
alle Formen der Rebellion gegen die heilige katholiſche 
Kirche dar“. (S. 397f.) ) 


) Man vgl. dazu beſonders die Ausführungen des Jeſuiten Lehmkuhl 
und der jeſuitiſchen Zeitſchrift „Stimmen aus Maria-Laach“, unten 
ſ. S. 161 f., 165f. 
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Auch hier laſſe ich den kurzen päpftlichen Erklärungen ihre Er— 
läuterung und Ausmünzung durch die römiſch-kirchliche 
Theologie und Publiziſtik folgen. 


Die „Civiltà cattolica“ (ſ. oben S. 62): In der Beſprechung 
einer anonym erſchienenen Schrift „1 Cattoliei liberali“ ſagt das 
jeſuitiſche Zentralorgan: „Der Anonymus führt eine Reihe von 
Moraliſten und Theologen, namentlich Jeſuiten, an, welche ſagen, es 
könne wichtige Umſtände geben, daß der Regent verpflichtet ſei, 
Duldung der heterodoxen Kulte zu gewähren. Dieſe jagen 
aber nur, die Duldung der falſchen Kulte ſei erlaubt, wenn 
ſie nötig ſei, um größere Übel zu verhüten . . . So wird 
alſo für die gebieteriſche Notwendigkeit, größere Übel zu verhindern, 
welche die Moraliſten als Grund für die Duldung der Kulte gelten 
laſſen, die Schwächung des Glaubens der Katholiken, die mildere 
Geſinnung der Heterodoren, und im allgemeinen die veränderte 
politiſche Lage ſubſtituiert! Welchen Sinn haben denn die Worte 
der heutigen Päpſte, welche die Freiheit des Gewiſſens und 
der Kulte für einen Wahnſinn und ein Verderben der 
Völker erklären? Welchen Sinn hat die Verdammung derſelben, 
die Pius IX. ausſprach, als der Präſident Comonfort ſie in 
Mexiko einführte, wo gerade die Umſtände, welche der Anonymus 
anführt, zutrafen . . . Sprechen denn Gregor XVI. und Pius IX. 
zu mittelalterlichen Völkern oder wollen ſie den jetzt 
lebenden eine hiſtoriſche Vorleſung darüber halten, was 
ſich für jene paßte oder nicht paßte.“ (Serie 6, Vol. 6; 
15. Mai 1879, S. 450.) 

Der Jeſuit Cathrein (ſ. oben S. 71): „Objektiv iſt unter 
allen Kirchen die katholiſche allein daſeinsberechtigt, weil 
fie allein die wahre iſt. Mithin darf eine katholiſche Regie— 
rung in einem ganz katholiſchen Lande die öffentliche Aus— 
übung anderer Religionsbekenntniſſe an und für ſich nicht 
geſtatten, ſonſt verletzt ſie das Recht der Kirche. Nicht, als ob eine 
Regierung aus ſich zu beſtimmen hätte, was wahr oder falſch, ge— 
offenbart oder nicht geoffenbart ſei, wohl aber, weil ſie die Bürg— 
ſchaft des unfehlbaren kirchlichen Lehramtes dafür hat. Und weil 
nach Gottes Abſicht alle Regierungen und alle Menſchen 
katholiſch ſein ſollten, ſo dürfte es nur einen Religions— 
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kult auf Erden geben, nämlich den katholiſchen, jo daß die 
ganze Menſchheit eine große religiöſe Familie unter dem 
römiſchen Papſte, dem Stellvertreter Chriſti, bildete. Die 
Einheit des Staates in derſelben wahren Religion iſt auch für ihn 
ſelbſt und ſeine Untertanen ein ſo großes Gut, daß er es nach ſeinen 
Kräften erhalten ſoll. Das ſind aber ideale Ziele, hinter denen 
die Wirklichkeit weit zurückbleibt.“ 

„Tatſächlich finden ſich heute in faſt allen Staaten verſchiedene 
Religionen nebeneinander in ruhigem Beſitzſtand. Wie hat ſich nun eine 
katholiſche Regierung in einem Lande mit ganz gemiſchter Bevölke— 
rung in bezug auf die verſchiedenen Religionsbekenntniſſe zu verhalten?“ 


„Wir ſagen: Eine katholiſche Regierung. Denn eine grund— 
ſätzlich paritätiſche Regierung muß den öffentlich anerkannten Be— 
kenntniſſen den gleichen bürgerlichen Schutz gewähren. Eine pro— 
teſtantiſche Regierung aber muß ſchon von ihrem eigenen religiöſen 
Standpunkt, dem der freien Forſchung, es ihren Untertanen anheim— 
geben, zu welcher von den chriſtlichen Religionen ſie ſich bekennen 
wollen. Wenn proteſtantiſche Regierungen trotzdem ſo oft die An— 
dersgläubigen verfolgten, ſo war das nur ein Beweis, wie wenig 
ernſt man es mit dieſer freien Forſchung nahm.“ 

„Die freie Forſchung wurde nur ſo lange betont, als 
man derſelben gegen die beſtehende kirchliche Autorität bedurfte. 
Außerdem kann eine Regierung nur dann ein beſtimmtes religiöſes 
Bekenntnis allein dulden und andere ausſchließen, wenn ſie die un⸗ 
fehlbare Sicherheit von der Richtigkeit des einen und der Falſchheit 
der übrigen hat. Wenn wir aber von den einleuchtenden Vernunft⸗ 
wahrheiten über das Daſein Gottes, die Vergeltung des Böſen und 
Guten im Jenſeits u. dergl., ferner von einigen Grundwahrheiten 
des Chriſtentums abſehen, ſo kann eine Regierung aus ſich dieſe 
Überzeugung nicht gewinnen, ſondern nur durch Vermittelung 
eines unfehlbaren, übernatürlichen Lehramtes. Auf ein 
ſolches kann ſich wohl die katholiſche, nicht aber die pro— 
teſtantiſche Regierung ſtützen. Darf alſo eine katholiſche Re— 
gierung den verſchiedenen chriſtlichen oder ſelbſt heidniſchen (moham— 
medaniſchen, jüdiſchen) Bekenntniſſen die volle Freiheit des öffent— 
lichen Bekenntniſſes gewähren, wenn einmal tatſächlich mehrere der— 
artige abweichende Religionsbekenntniſſe in ihrem Machtbereiche vor— 
handen ſind? Wir antworten: Ja, ſobald dieſelben, ohne größere 
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Übel heraufzubeſchwören, nicht mehr an ihrem Beſtande 
verhindert werden können. Gewiß haben aus ſich die nichtkatho— 
liſchen Bekenntniſſe kein Daſeinsrecht, und die Einheit in der wahren 
Religion iſt auch für den Staat ſelbſt ein ſo großes Gut, daß er ſie 
nach Möglichkeit aufrecht erhalten ſoll. Dieſe Möglichkeit hört aber 
dann, moraliſch genommen, auf, wenn einmal mehrere Religionsgeſell— 
ſchaften in einem Lande feſten Fuß gefaßt haben und ohne Herauf— 
beſchwörung größerer Übel nicht gehindert werden können. 


„Ja, noch mehr. Die katholiſche Regierung kann aus ſehr drin— 
genden Gründen den Anhängern anderer Bekenntniſſe die öffentliche 
Ausübung ihres Kultus erlauben, ſie darin, wie in ihren übrigen 
bürgerlichen Rechten ſchützen. Das iſt die bürgerliche Toleranz, 
die wohl zu unterſcheiden iſt von der religiöſen. Die reli— 
giöſe Toleranz, welche alle religiöſen Bekenntniſſe als gleichberechtigt 
mit der Kirche anſieht, iſt ein verwerflicher Indifferentismus. Zu 
einer ſolchen religiöſen Toleranz kann ſich keine Religion bekennen, 
ohne ſich ſelbſt aufzugeben. Man verübelt es den Katholiken, daß 
ſie ihre Kirche die ‚allein wahre‘, allein ſeligmachende' nennen. Tat— 
ſächlich halten die Proteſtanten, die nicht dem flachſten Indifferen— 
tismus verfallen find, ihr reines Evangelium‘ für ebenſo allein wahr 
und ſeligmachend, als die Katholiken ihre Kirche. Luther, Calvin, 
Zwingli und ihre Anhänger verketzerten und verfluchten alle Anders— 
denkenden viel ärger, als die Katholiken dies tun. Die religiöſe To» 
leranz kann alſo ein überzeugungstreuer, in ſeinem Glauben unter— 
richteter Katholik, mag er König, Miniſter, Bürgermeiſter oder Feld— 
hüter ſein, keinem Anhänger anderer Religionen gewähren; wohl 
aber kann und muß die katholiſche Regierung die bürgerliche Tole— 
ranz gewähren und üben, wo ſie einmal zur Notwendigkeit ge— 
worden iſt. Die bürgerliche Toleranz enthält keine Billigung der 
religiöſen Grundſätze Andersgläubiger und gewährt auch dem Irrtum 
als ſolchem keinen Vorſchub. Wohl aber läßt ſie zu, daß die An— 
dersgläubigen frei nach ihrer Überzeugung leben und dieſelben bürger— 
lichen Rechte genießen, wie die Katholiken (bürgerliche Parität). Und 
dieſe Toleranz kann ſehr oft eine Notwendigkeit und mithin eine 
Forderung der politiſchen Klugheit und der Nächſtenliebe ſein. Ja, 
wo einmal dieſe bürgerliche Gleichſtellung mehrerer Bekenntniſſe durch 
Verfaſſung oder Verträge gewährleiſtet iſt, wird es auch zu einer 
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Forderung der Treue und Gerechtigkeit, dieſe Gleichſtellung zu be— 
laſſen.“ (Moralphiloſophie II, 482f.) 

Der Jeſuit Laurentius (ſ. oben S. 79; Instit. jur. eeeles., 
komae 1903): „Parität bedeutet in ſich einen gewaltſamen 
und der von Gott gewollten Ordnung weniger ent— 
ſprechenden Zuſtand.“ (S. 648.) „Toleranz in dem Sinne, 
daß alle religiöſen Meinungen für gleich wahr oder für gleich falſch 
gehalten werden und daß keine vor der andern Wahrheit bietet, ift 
falſch und gleichbedeutend mit der von der Kirche verworfenen Lehre 
des Indifferentismus. Nach dieſer (falſchen und verworfenen) Lehre 
ſoll es jedem freiſtehen, irgendwelche oder gar keine Religion zu be— 
kennen, woraus dann der falſche Grundſatz der vollen Freiheit für 
die einzelnen in Ausübung des religiöſen Kultus von ſelbſt hervor— 
che er Gewiſſensfreiheit in dem Sinne, daß es der 
Willkür des einzelnen anheimſteht, Gott zu verehren oder nicht, iſt, 
ebenſo wie der religiöſe Indifferentismus, der kirchlichen Lehre 
zuwider.“ (S. 656f.) „Politiſche Toleranz iſt zwar in ſich 
fehlerhaft, unter gewiſſen Umſtänden aber geſtattet . . .. 
Die Lehre, nach der in einem Staate kein Kult dem andern 
vorzuziehen ſei, ſondern alle religiöſen Bekenntniſſe nach 
gleichem Rechte behandelt werden ſollen, ohne Rückſicht auf 
die Art des Volkes, wenn das Volk katholiſch iſt, iſt der 
Kirchenlehre entgegengeſetzt und von ihr verworfen; man 
vergl. den Syllabus, Sätze 77—88. Unter Zuſtimmung der Kirche 
aber können gewichtige Urſachen, z. B. Vermeidung größeren Übels 
oder Bewahrung eines größeren Gutes, auch einen katholiſchen Fürſten be— 
ſtimmen, in feinem bisher katholiſchen Staate die politiſche Toleranz 
einzuführen. Unter ſolchen Verhältniſſen geſtatten die katholiſchen 
Fürſten und Geſetzgeber die Duldung der anderen Religions— 
gemeinſchaften als das geringere Übel; ſie bleiben aber 
überzeugt, daß eine ſolche ſtaatliche Einrichtung, ebenſo 
wie der Abfall vom wahren Glauben, der richtigen Ord— 
nung widerſtrebt.“ (S. 658f.) „Aus ſehr gewichtigen Gründen haben 
die kirchlichen Synoden der Neuzeit den engen Verkehr zwiſchen 
Ch riſten und Juden eingeſchränkt. Den Pfarrern iſt eingeſchärft 
worden, darüber zu wachen, daß Chriſten nicht einen Dienſt bei 
Juden nehmen, wodurch ſie deren Hausgenoſſen werden; chriſtliche 
Frauen ſollen nicht Ammen ſein in jüdiſchen Häuſern, außer dem 
Hauſe können ſie es unter Billigung des Pfarrers ſein; chriſtliche 
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Frauen ſollen ſich nicht jüdiſcher Hebammen bedienen.“ (S. 660.) 
„Man unterſcheidet formale und materiale Ketzer und Schisma— 
tiker. Von den formalen Ketzern gilt: Sei feſt davon über— 
zeugt und zweifle nicht, daß jeder Ketzer und Schismatiker 
mit dem Teufel und ſeinem Anhange das ewige Feuer 
teilen wird, wenn er nicht vor dem Tode dem katholiſchen 
Leben und der Kirche wieder einverleibt wird . . . .. Die 
materialen Ketzer und Schismatiker ſind wegen der empfangenen 
Taufe den katholiſchen Kirchengeſetzen unterworfen.“ (S. 660f.) 

Der Jeſuit Wernz (vergl. oben S. 78): „Zweifellos be— 
trachtet die katholiſche Kirche alle Religionsgemeinſchaften der Un— 
gläubigen und alle chriſtlichen [nichtkatholiſchen! Sekten als ganz 
und gar illegitim und jeder Daſeinsberechtigung bar. Die 
gültig getauften Mitglieder der nichtkatholiſchen chriſtlichen Sekten 
ſind formelle Rebellen gegen die Kirche, wenn ſie hartnäckig in ihren 
Irrtümern verharren. Denn durch die Taufe ſind ſie der abſoluten 
und immerwährenden Herrſchaft der Kirche unterworfen. Deshalb iſt 
es ein ſchwerer Irrtum, zu glauben, die verſchiedenen chriſtlichen 
Sekten, z. B. die Anglikaner, Lutheraner, Ruſſiſch-Orthodoxen uſw., 
ſeien legitime Teile einer gewiſſen allgemeinen Kirche und der katho— 
liſchen Kirche gleichſam als Schweſterkirche verbunden.“ (Jus De- 
eretalium, Romae 1898, I. 13f.) 

Der Jeſuit Lehmkuhl (f. oben S. 80) (Gewiſſens- und Kultus- 
freiheit: „Stimmen aus Maria-Laach“ 1876 S. 195, 255, 256, 
257, 258, 266, 406, 534, 536): „Die katholiſche Kirche hält 
feſt und hat es in der Neuzeit durch mehrere Päpſte in feierlichen 
Erlaſſen ausgeſprochen (Gregor XVI. Mirari vos vom 15. Aug. 1832, 
Pius IX. Quanta cura vom 8. Dezember 1864), daß es eine irrige, 
verkehrte, ja eine wahnwitzige Behauptung ſei, die der ſchmutzigen 
Quelle des Indifferentismus entſtammt, wenn man als das jedem 
Menſchen eigene Recht die Gewiſſensfreiheit proklamiert. 

Die Kultusfreih eit kann höchſtens als ein geringeres Übel 
angeſehen, vielleicht auch als ein notwendiges, um größere Mißſtände 
zu verhüten. . .. Inſofern unter Kultus oder Konfeſſion eine 
organiſierte Geſellſchaft für beſtimmte, mit der lkatholiſchen] Kirche 
disharmonierende gottesdienſtliche Zwecke verſtanden wird, gilt als 
Grundſatz: Naturgemäß beſitzen die von der Kirche getrennten Kon— 
feſſionen keine berechtigte Exiſtenz; ſie haben keine geſellſchaftlichen 
Rechte. . . . Ein Kult und eine religiöſe Gemeinſchaft im Gegenſatz 
Maderner Staat und römiſche Kirche. 11 
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zu der von Gott gewollten lkatholiſchen] Kirche kann kein Zweck ſein, 
der das ſoziale Wohl fördert. Im Gegenteil greift er die ſittliche 
Ordnung in ihrer tiefſten Wurzel an, denn alle ſittliche Ordnung 
wurzelt in Gott. Einen ſolchen Zweck kann daher keine Staats— 
gewalt verkörpern und mit Rechten ausſtatten. Vereine, die zu einem 
derartigen Zwecke zuſammentreten, ſind ſomit nicht bloß aus ſich 
ſelbſt rechtlos, ſondern ſie ſind auch rechtsunfähig. . . . Wenn die 
von der Kirche getrennten Konfeſſionen als rechtsfähige Subjekte be— 
trachtet werden, ſo können ſie das nur inſoweit, als ſie im allge— 
meinen irgendwelche Gottesverehrung ſich zum Ziele ſetzen, nicht aber 
inſofern ſie ſpeziell Wesleyaner uſw. ſind. In ihrer konkreten 


Form tragen ſie den Charakter eines gotteswidrigen, 


falſchen und ſomit die menſchliche Natur und deren For— 
derungen fälſchenden Zweckes an ſich. Unter dieſer Rück— 
ſicht können ſie daher, mögen auch alle Reiche der Welt zu 
ihren Gunſten zuſammentreten, nie ein Titelchen wahren 
Rechtes und wahrer Rechtsfähigkeit erhalten. . Man 
wende nicht ein, daß die verſchiedenen, von der Kirche getrennten 
Sekten doch nicht ſo naturwidrige Zwecke verfolgen, wie der heidniſche 
Aberglaube in ſeiner vielköpfigen Mißgeburt. Das mag ſein. ... 
Aber wenn auch der in gutem Glauben feſtgehaltene Irrtum den 
allgemeinen Zweck der Gottesperehrung beſtehen läßt, fo nimmt doch 
der gute Glaube und ſelbſt ein unverſchuldeter Irrtum von dem 
ſpezifiſchen Charakter der einzelnen Sekten als ſolcher die Makel ob— 
jektiven Truges und folglich objektiver Rechtsunfähigkeit keineswegs hin— 
weg. Wenn der gute Glaube genügte, um objektives wirkliches Recht zu 
ſchaffen, ließe ſich alles Mögliche rechtfertigen. Es liegt uns fern, hier 
einen Vergleich zu konſtruieren; aber guter Glaube kann möglicher— 
weiſe auch bei den Mitgliedern der Diebskaſte in Madura 


ſich finden. . . An der Kirche und ihrer Autorität findet daher 
die Gewiſſens- und Religionsfreiheit eines jeden ihre 
Schranke. . . . Der Staat iſt verpflichtet, katholiſch zu ſein. 


.̃ . Die unbeſchränkte Freiheit für die zugelaſſenen Kulte kann ein katho— 
liſcher Fürſt nicht vereinigen mit den Grundſätzen ſeiner Religion und den 
Pflichten feines Amtes. Ein katholiſcher Staat und ein katho— 
liſcher Fürſt müſſen die Verſchiedenheit der [von der katho— 
liſchen Kirche] abweichenden Konfeſſionen immer als ein 
Übel betrachten. . . . . In einem Staate, der in keiner Weiſe mehr 
als katholiſcher Staat betrachtet werden kann, der weder in ſeiner 


größeren Mitgliederſchaft zur katholiſchen Kirche zählt, noch auch durch 
die bei den regierenden Kreiſen maßgebenden Grundſätze ein katho— 
liſches Gepräge trägt, wird zwar das objektive Recht nie völlig zum 
Ausdruck gebracht, aber wenigſtens kann noch einige ſittliche Konſequenz 
in ſeine Haltung gebracht werden.“ 

Der Jeſuit Hammerſtein (oben S. 69) (Kirche und Staat, 
Freiburg 1883): „Der Staat muß, wenn anders er nicht 
Rebell ſein will gegen jene Autorität, der er ſeine ganze 
Autorität verdankt, katholiſch ſein oder, wenn er es nicht 
iſt, es werden“ (S. 81). „Wir halten es für ein Unglück, daß 
man im Freiheitsſchwindel von 1848 und den folgenden Jahren den 
Juden volles Bürgerrecht erteilt hat“ (S. 83). „Für den regel— 
mäßigen und geſunden Zuſtand halten wir denjenigen, in welchem 
die ganze Bevölkerung ohne religiöſe Spaltung zu der von Chriſtus 
geſtifteten [katholiſchen! Kirche ſich bekennt. . . . Für einen nicht 
normalen Zuſtand halten wir dagegen jenen, in welchem ein großer 
Teil der Einwohner nicht katholiſch iſt. . . . Die Freigebung aller 
Kulte — die Kultusfreiheit — darf nie weiter gehen, als 
die Umſtände des einzelnen Falles es erheiſchen. . . . Die 
Entſcheidung, ob die Umſtände des einzelnen Falles den Staat be— 
rechtigen oder ſelbſt verpflichten, Kultusfreiheit zu proklamieren, it 
nicht immer leicht; ſie iſt zugleich im ſtrengſten Sinne des Wortes 
eine Gewiſſensfrage, nicht bloß für den abſoluten Monarchen, ſondern 
auch für den konſtitutionellen. . . . . Aus dieſer Wahrheit ergibt 
ſich, daß im Falle eines Zweifels lüber Gewährung von 
Kultusfreiheit] Aufklärung geſucht werden muß bei jenen, 
zu welchen Chriſtus ſprach: Wer euch hört, hört mich; daß 
namentlich ein Monarch, auch ein Fonftitutioneller, ehe er 
ein Geſetz unterſchreibt, über deſſen Zuläſſigkeit er nicht 
vollſtändig im klaren iſt, Belehrung ſuchen muß, nicht etwa 
nur bei einem am Hofe befindlichen Theologen, ſondern, 
gemäß der Wichtigkeit der Sache [der Gewährung von 
Kultusfreiheit], bei der höchſten Lehrautorität auf Erden, 
welcher es zuſteht, in Sachen des Glaubens und der Sitten 
zu entſcheiden, bei dem Statthalter Chriſti. . . . Ein krank— 
hafter Zuſtand, welcher durch die Umſtände geboten werden 
kann, iſt die Parität“ (S. 180182). 

Der Jeſuit de Luca (Institut. juris eceles. publiei. Romae 1901, 
mit Approbation des Jeſuitenprovinzials und des Biſchofs von Siena; 
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vgl. oben S. 123): „Die bürgerliche Toleranz iſt, teils zur Ver— 
hinderung größeren Übels, teils zur Erlangung größeren Gutes, zu— 
weilen und für beſchränkte Zeit erlaubt, wenn 1. keine Gefahr 
vorhanden iſt, daß die Einwohnerſchaft des betreffenden Staates zur 
Ketzerei verkehrt wird; wenn 2. keine ausdrückliche Billigung der 
Ketzerei vorliegt; wenn 3. alle die Bedingungen gegeben ſind, die 
überhaupt eine materielle Beihilfe zur Sünde oder ein Sichausſetzen 
der Gefahr, zu ſündigen, erlaubt machen; wenn 4. der römiſche Papſt 
darüber gehört worden iſt. . . .. Für gewöhnlich iſt die 
bürgerliche Toleranz unerlaubt, denn 1. ſie arbeitet in die 
Hände und gewährt Sicherheit dem Diebe (d. h. dem Nicht— 
katholiken]; 2. ſie ſetzt die Katholiken der Verführungsgefahr aus; 
3. ſie ſtört die Ruhe der höheren Geſellſchaft, nämlich der Kirche; 
denn wer einen Dieb in das Haus läßt, ſtört die Ruhe dieſes 
Hauſes. Sind aber, nach dem Urteil der Kirche, beſtimmte Umſtände 
vorhanden, jo kann die bürgerliche Toleranz erlaubt ſein.“ (J, 251 
bis 254). 

De Luca macht ſich ſelbſt einen Einwand (I, 254ff.): Zweierlei 
Maß ſcheint die Kirche anzuwenden, denn in einem katholiſchen 
Staat verweigert ſie den Nichtkatholiken die Kultusfreiheit, in einem 
nichtkatholiſchen Staat beanſprucht ſie die Kultusfreiheit für ſich.“ 
Unter Berufung auf ſeinen Ordensgenoſſen, den Kardinal Tarquini, 
antwortet de Luca: „Der Einwand iſt dem geſunden Menſchen— 
verſtand entgegen, denn auch die Wahnſinnigen halten ſich ſelbſt 
für geſund, und dennoch findet es allgemeinen Beifall, daß Wahn— 
ſinnigen die Freiheit genommen wird, deren ſich die Geſunden er— 
freuen. Ferner: entweder erkennen die Nichtkatholiken die Kultus— 
freiheit an oder nicht; erkennen ſie ſie nicht an, ſo können ſie nicht 
die Kirche beſchuldigen, wenn ſie dasſelbe tut, was ſie ſelbſt tun; 
erkennen fie aber die Kultusfreiheit an, jo können fie noch weniger 
gegen die Kirche auftreten. Denn ſie laſſen Kultusfreiheit doch nur 
deshalb zu, weil ſie glauben, daß man in jeder Religion, auch in 
der katholiſchen, das ewige Heil wirken kann. Daß alſo die katholiſche 
Religion bei ihnen Kultusfreiheit haben will, ſtimmt mit ihren eigenen 
Anſchauungen überein; daß aber die katholiſche Kirche ihnen keine 
Kultusfreiheit gewährt, ſtimmt ebenfalls mit ihren eigenen Grund— 
ſätzen über Kultusfreiheit überein; denn da ſie nur deshalb Kultus— 
freiheit gewähren, weil ſie annehmen, daß man in jeder Religion 
gerettet werden kann, können ſie einer Kirche, die den Glauben hat, 
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daß man nur in ihr ſelig werden kann, keinen Vorwurf machen, 
wenn dieſe Kirche aus dieſem Grunde anderen Religionsgemeinſchaften 
Kultusfreiheit verweigert.“ 

Die jeſuitiſche Zeitſchrift „Stimmen aus Maria-Laach“:!“) 
„Kann eine katholiſche Obrigkeit ihren Untertanen Kultusfreiheit 
geben? Kann ſie von der geſetzlich beſtehenden Glaubenseinheit 
weichen? Wir glauben die verſchiedenen Seiten der Frage zu er— 
ſchöpfen, wenn wir erſtens dieſes Weichen von der Glaubenseinheit 
in einem katholiſchen Volke, auch wenn es nur zur beſchränkten 
Religionsfreiheit führte und die von den Liberalen geforderte un— 
beſchränkte Freiheit ablehnte, als verwerflich, die Aufrechterhaltung 
der Einheit als geboten bezeichnen. Dagegen halten wir zweitens 
feſt: wo immer beſondere Verhältniſſe es der Staatsgewalt unmög— 
lich machen, die Einheit zu erhalten, iſt das Weichen als ein Übel 
an ſich zu betrachten. . . . Nur der katholiſche Kult, weil au 
göttlicher Wahrheit ruhend, iſt öffentlich berechtigt, er hat einen An— 
ſpruch auf ausſchließlichen Schutz durch den Staat, wo immer er 
den Beſitz errungen hat. Allein in der Anwendung kann dieſer Satz 
mit einem anderen, der gleichfalls berechtigt iſt, zuſammentreffen und 
dann beſtimmte Modifikationen erleiden. Es entſteht dann gleichſam 
eine Diagonale aus zwei Kräften, die ſich gemeſſen haben. Ein Bei— 
ſpiel ſoll das erläutern. Das Recht des Eigentums ſteht feſt; es iſt 
nicht erlaubt, ſich eine fremde Sache anzueignen. Aber wer nicht 
anders ſein Leben friſten konnte, als durch die Aneignung fremden 
Eigentums, war im Rechte. Dieſes geht aber nicht weiter, als die 
äußerſte Not verlangt; ſomit entſteht eine Diagonale, eine mittlere 
Richtung. Machen wir die Anwendung. Das latholiſche Prinzip 
erleidet als ſolches keinen Zweifel; aber denken wir uns ein Land, 
das verſchiedene Religionsbekenntniſſe im Schoße ſeiner Bevölkerung 
birgt. Um den inneren Spaltungen und Uneinigkeiten zu entgehen, 
ſchließen die Parteien einen Vergleich, in welchem ſie ſich gegenſeitig 
Freiheit der öffentlichen Religionsübung verbürgen. Konnten die 
Katholiken einen ſolchen Vertrag ſchließen? Sind ſie verpflichtet, ihn 
zu halten? Ohne Zweifel. Nicht als ob die Kultusfreiheit an ſich 
berechtigt wäre; wohl aber, weil die bürgerliche Geſellſchaft ein na— 
türliches Recht auf die Exiſtenz beſitzt, ein Recht, welches die An— 


) Die „Stimmen aus Maria-Laach“ ſind für Deutfchland 
das, was die „Civiltä cattolica“ für Italien iſt; vgl. oben S. 62. 
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wendung des katholiſchen Prinzips modifiziert. Die Freiheit, welche 
der katholiſchen Religion abſolut gebührt, kommt ihr nunmehr immer 
noch relativ zu, verbürgt nämlich durch den Geſellſchaftsvertrag, in 
den fie eingeſchloſſen iſt. . .. An ſich bleibt die Religions— 
freiheit unter allen Umſtänden ein Übel. . . . Mag deshalb 
die Religionsfreiheit mit dem politiſchen Gute, das ſie in ſich 
birgt, noch ſo viel bringen; ein Übel bleibt ſie immer, wenn 
auch das geringere im gegebenen Falle. . . . Die Kultfreiheit kann 
alſo ein notwendiges Übel werden für den Staat; ein Übel bleibt 
fie allezeit.“ (Die Enzyklika Papſt Pius' IX. vom 8. Dezember 1864. 
Stimmen aus Maria-Laach. Zweiter Band. Staat und Kirche S. 202. 
206. 208. 209.) 

Das „Staatslexikon“ (1, 865ff. und I, 757.) ) lehrt, indem 
es ſeinen Ausführungen über „Beteunmisfreihelt⸗ „Kultus— 
freiheit“, „Glaubensfreiheit“ die Sätze 15, 16 und 18 des 
Syllabus ausdrücklich zugrunde legt: „Ein unleugbares Recht 
des Staates iſt es, das religiöſe Bekenntnis zur Bedingung 
für die Bekleidung öffentlicher Amter zu machen, da man 
nur jenen die öffentlichen Angelegenheiten anvertrauen kann, von 
welchen man die Überzeugung hat, daß ſie religiöſen Grundſätzen 
huldigen, welche für die ſittlichen Rechts- und Sozialpflichten eine 
ſichere Baſis bilden“ (I., 873; daß unter ſolchen „Grundſätzen“ nur 
die katholiſchen zu verſtehen ſind, ergibt ſich aus folgendem): „Iſt 
aber Glaubensfreiheit im erklärten Sinne ld. h. die Freiheit, in 
religiöſen Fragen ſich ſelbſt eine Meinung zu bilden] unvereinbar 
mit dem natürlichen und göttlichen Geſetze, ſo kann auch die Kirche 
ſie nicht geſtatten; ſie muß den religiöſen Indifferentismus als 
der ſittlichen Ordnung zuwider verwerfen. Sie kann und darf 
keine Lehre, welche mit der göttlich geoffenbarten Wahrheit 
[wie ſie vollſtändig nur in der katholiſchen Kirche vorhanden iſt] 
nicht übereinſtimmt, dulden, wenn ſie nicht ihren Beruf als von 
Gott geordnete Lehrerin verleugnen will, und muß jeden, welcher 
bewußt und freiwillig ſolcher Lehre beipflichtet, als ſchwerer Über— 
tretung des göttlichen Geſetzes ſchuldig erklären. . . . Diejenigen, 
welche ſich einmal durch Drohungen zur Annahme des 
lkatholiſchen! Glaubens beſtimmen ließen, find auch zum 
Verharren in demſelben anzuhalten, damit nicht Gott und die 


1) S. oben S. 107. 
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heilige Religion der Läſterung preisgegeben werden, inſoweit der 
Kirche auch äußere ſtaatliche Gewalt zuſteht. . . . . Die 
Staatsgewalt darf niemand zu einem beſtimmten religiöſen Be— 
kenntnis oder zu Handlungen desſelben mit phyſiſcher Gewalt 
zwingen und auch wegen ſeines davon abweichenden Belenntnijjes 
nie ſtrafen, außer, wenn damit Angriffe auf Gott und 
Religion, Sittlichkeit und Recht in Verbindung ſtehen [ob 
und wann aber ſolche „Angriffe vorliegen, entſcheidet einzig die ka— 
tholiſche Kirche] oder wenn ein Untertan eines Staates, 
welcher ſich in der Einheit der Religion erhalten hat, 
öffentlich von dieſer abfällt. . . .) Wenn es, wie gezeigt 
worden iſt, nur eine Religion geben kann [nämlich die römiſch— 
katholiſchel, welche dies in Wahrheit iſt, und alle übrigen damit im 
Widerſpruch ſtehenden Doktrinen, die als göttliche Offenbarungen aus— 
gegeben werden, nur Irrtümer ſein können, ſo iſt es gegen die 
ſittliche Ordnung und Gott beleidigend, dieſe neben der 
wirklich von Gott gegebenen Offenbarung [nämlich der in 
der römiſch-katholiſchen Kirche enthaltenen] zur Geltung 
kommen zu laſſen. Im Prinzip muß daher feſtgehalten 
werden, daß die Staatsgewalt als Schützer der religiös— 
ſittlichen Ordnung dieſelben [d. h. die nichtkatholiſchen Be— 
kenntniſſeſ innerhalb der Staatsgewalt nicht freigeben 
darf. Dieſes wollte Papſt Pius IX. ausſprechen, wenn er 
die Theſen 77—79 in den Syllabus aufgenommen hat. . . . 
Kein Geſetzgeber wird revolutionäre und für die ſoziale Ordnung 
verderbliche Doktrinen deswegen freigeben wollen, weil menſch— 
liche Gewalt keinen Einfluß auf die Gedanken und die Überzeugungen 
zu üben berechtigt ſei. Dann darf aber noch weniger Ge— 
wiſſensfreiheit im Sinne der Freiheit, auch falſche Re— 
ligionsjyfteme [d. h. nichtkatholiſche Religionsſyſtemel zu 
lehren, zugeſtanden werden. . ... Die erſten Autoritäten der 
katholiſchen Theologie und Rechtswiſſenſchaft ſprechen ſich dahin aus, 
daß ein katholiſcher Regent nie ohne die dringendſte Notwendigkeit 
Religionsfreiheit zum Geſetz machen dürfe. . . . . Niemals wird 


) Damit iſt der Grundſatz ausgeſprochen, daß jeder „katholiſche Staat“ 
jeden ſeiner Bewohner, der die katholiſche Religion verläßt, „ſtrafen“ und 
„zwingen“ darf. Das alte Cujus regio, eus et religio, das ſoviel Menſchen— 
blut und Menſchenglück gekoſtet hat, iſt vom „Staatslexikon“ auf Grund 
des Syllabus auch für unſere Zeit wieder verkündet worden. 
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man vom Standpunkt der pofitiven Offenbarung aus zu— 
geben können, Religionsfreiheit ſei, wie in neueſter Zeit be— 
hauptet wird, ein wahres ſoziales Gut.“ (J, 873ff. und IF, 
765ff.) „Da die katholiſche Kirche das Bewußtſein in ſich trägt, 
den allein wahren Glauben zu beſitzen und die allein wahre, von 
Chriſtus geſtiftete Kirche zu ſein, ſo kann ſie unmöglich die— 
anderen Konfeſſionen oder Sekten als religiöſe Gemein— 
ſchaften, die ein Recht auf ftaatliche Anerkennung und ſtaat— 


| lichen Schutz haben, gelten laſſen . . ... die Folgerung, daß 
N der katholiſchen Kirche dieſelbe Stellung gebühre wie den anderen 
ji Konfeſſionen, kann ſie [die Kirche! weder ausdrücklich noch ſtill— 
| ſchweigend anerkennen. . . .. Als Prinzip wird und kann die 


ji katholiſche Kirche nie, weder theoretiſch noch praktiſch, die 
| bloße Gleichberechtigung der wahren [d. h. der katholiſchen] 
Religion mit den Irrtümern zugeben. . . . Nicht Neutrali— 
tät des Staates gegenüber der lkatholiſchen] Kirche darf 
die Staatsmaxime ſein, ſondern wie jede einzelne phyſiſche 
Perſon dem Glaubens- und Sittengeſetze der von Chriſtus— 
geſtifteten [katholiſchen] Kirche ſich unterwerfen muß, fo 
kann auch der Staat, der aus phyſiſchen Perſonen beſteht, 
ſich der Pflicht nicht entziehen, in allen feinen Maßnahmen 
die Glaubens- und Sittenlehre der wahren Kirche als 
Richtſchnur zu nehmen.“ (III., 1519f., 1523f.) 

Eine ſehr charakteriſtiſche Tatſache iſt, daß in der 1. Auflage 
des „Staatslexikons“ ein Artikel über „Toleranz“ überhaupt 
fehlt! Herausgebern und Mitarbeitern ſcheinen Wort und Begriff 
„Toleranz“ etwas ſo Fernliegendes geweſen zu ſein, daß ſie von ſelbſt nicht 
darauf kamen, ſie zu erörtern. Erſt die gegneriſche Kritik — und— 
ich darf mir dabei ein Verdienſt zuſprechen — hat einen Toleranz— 
artikel in die 2. Auflage hineingebracht. (V?, 751ff.) Näheres. 
Eingehen auf ihn erübrigt ſich aber, da er von demſelben Verfaſſer— 
— Univerſitätsprofeſſor Pohle (Breslau) — herrührt, wie der 
unten (S. 169) mitgeteilte Toleranzartikel im „Kirchenlexikon“. 
Auch der vielfach wörtlich mit dem betreffenden Artikel des „Kirchen— 
lexikons“ übereinſtimmende Artikel des „Staatslexikons“ ruht 
auf dem Grundſatze: „Die wahre, von Gott ſelber vor— 
geſchriebene Religion [nämlich die katholiſche] kann es ſich 
nicht gefallen laſſen, mit der falſchen theoretiſch auf 
gleichem Fuße behandelt zu werden.“ (V?, 755.) Wie im. 
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„Kirchenlexikon“ ſo charakteriſiert Herr Pohle auch im „Staats— 
lexikon“ die Toleranz als ein „Übel“. 

Das „Kirchenlerikon“ (ſ. oben S. 104): „Toleranz im 
weiteren Sinne bedeutet die geduldige Ertragung eines beliebigen 
Übels, dem man nicht ausweichen kann oder darf; im engeren 
Sinne die Duldung einer abweichenden religiöſen Über— 
zeugung, die man innerlich weder billigt noch mit Gleich— 
mut betrachtet, äußerlich aber durch Gegenmaßregeln auch 
nicht hindert, vielmehr gefliſſentlich zuläßt. Das weſentlichſte 
Merkmal im Begriffe der Toleranz beſteht darin, daß ſie ſich 
eigentlich nur einem Übel gegenüber betätigen kann, ſei es 
ein phyſiſches (3. B. Unwiſſenheit), oder, wie es meiſtens der Fall iſt, 
ein moraliſches (z. B. Sünde, Irrlehre). . . . Rein logiſch betrachtet, 
iſt eine eigentliche Gewiſſens- oder Glaubensfreiheit unmöglich, weil 
es überhaupt keine berechtigte Freiheit geben kann, unter Beiſeite⸗ 
ſetzung der Wahrheitsnormen, zu denken, was man will. .... Die 
ſittliche Erlaubtheit der politiſchen Toleranz gegen falſche Religionen 
hängt von Bedingungen ab, welche teils im Naturrecht, teils im 
poſitiven göttlichen Recht gegründet find. . .. Dem Staate überhaupt 
im Namen der Toleranz grundſätzliche Religionsloſigkeit zumuten, 
hieße gerade ſoviel, als wenn man einem Baume ſagte, er müſſe die 
Wurzeln zerſtören, aus denen er bisher Saft und Leben geſogen. 
Der Staat ohne Gott iſt ein ſittliches Ungeheuer. . .. Ein gleich 
verwerfliches Heilmittel gegen die Intoleranz bildet das 
vom Liberalismus vor geſchlagene Prinzip der ſchranken— 
loſen Gewiſſens- und Kultusfreiheit, d. i. der ftaatlichen 
Anerkennung oder Duldung aller Religionen und Kulte. 
Ganz abgeſehen davon, daß dieſes auf dem Boden des kraſſeſten 
Indifferentismus erwachſene Prinzip beſtimmt gegen die katholiſche 
Glaubenslehre verſtößt (vgl. die Enzyklika Pius’ IX. Quanta cura 
vom 8. Dezember 1864), läuft dasſelbe auch den klarſten Grund— 
ſätzen des Naturrechts ſtracks zuwider. . . . Der katholiſche Staat 
erkennt, wie ſchon ſein Name beſagt, die katholiſche Reli— 
gion als einzig wahre und die katholiſche Kirche als einzig 
berechtigte an, hält folglich die Ausübung jedes anderen 
Kultus innerhalb feiner Grenzen für ein Übel (ogl. Syl- 
labus pro pp. 77— 79). Gleichwohl kann das öffentliche Staats— 
wohl die politiſche Toleranz oder gar die Parität gegen— 
über akatholiſchen Religionsgeſellſchaften nicht nur ſittlich 
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erlaubt, ſondern unter Umſtänden auch zur gebieteriſchen 
Pflicht machen. Zunächſt wird jeder verſtändige Politiker 
anſtandslos einräumen, daß kein katholiſcher Staat aus 
bloßer Nachgiebigkeit gegen den Zeitgeiſt die verfaſſungs— 
mäßig konſtituierte Staatskirche und damit feinen katho— 
liſchen Charakter preisgeben darf, indem er die Religions— 
freiheit ohne Not dort einführt, wo ſie noch nicht beſteht, 
denn auch die Glaubenseinheit iſt ein großes Gut, die Baſis und 
Wurzel der Staatseinheit, die daher ohne die genügendſten Gründe 
und gegen den Wortlaut der Verträge und ohne den Willen des 
Volkes nicht aufgegeben werden darf. Der Moment für die ge— 
ſetzliche Einführung der Religionsfreiheit iſt nach der all— 
gemeinen Lehre der Theologen dann gekommen, wenn die 
Gewährung mehr Nutzen als Schaden oder umgekehrt die 
Verweigerung mehr Schaden als Nutzen bringen würde. 
(Bol. Thomas von Aquin 8. Theol. 2. 2., qu. 10 a. 11: „Der 
Ritus der Ungläubigen kann geduldet werden entweder wegen eines 
Gutes, das daraus entſteht, oder wegen eines Übels, was vermieden 
wird, nämlich Vermeidung von Argernis oder Streit oder Weg⸗ 
räumung eines Hinderniſſes für das Seelenheil der Ungläubigen, 
die, ſo geduldet, zum Glaube bekehrt werden.“) Neuerdings hat 
Papſt Leo XIII. in ſeiner Enzyklika über den Staat vom 1. No— 
vember 1885 lſ. oben S. 50 ff.] dieſen katholiſchen Grundſatz feierlich 
beſtätigt: „Dennoch verurteilt die Kirche die Staatsobrig— 
keiten nicht, welche, wegen Erlangung eines großen Gutes 
oder Vermeidung eines großen Übels, nach Sitte und Ge— 
wohnheit geduldig es ertragen, daß verſchiedene Kulte im 
Staate ihren Platz haben.“ Im allgemeinen liegt heutzutage in— 
folge des Auswanderungsweſens und der Freizügigkeit die Sache nun 
ſo, daß durch die ſtaatliche Gewährung der Kultusfreiheit in katho— 
liſchen Ländern der Landesfriede nicht leicht geſtört wird, daß aber 
umgekehrt durch Verweigerung ſchwere Erſchütterungen des Staats— 
weſens befürchtet werden müſſen.“ (XI, 1857f., 1859, 1866ff.) 

„Die wahre Kirche hat nach katholiſcher Lehre ein aus— 
ſchließliches Recht darauf, Staatskirche im guten Sinne 
des Wortes zu ſein [was nach Anſicht des „Kirchenlexikons“ 
„Staatskirche im guten Sinne des Wortes“ iſt, ſ. oben S. 168], und 
jeder Staat iſt nach göttlichem Willen verpflichtet, die 
katholiſche Kirche als ſeine Kirche anzuerkennen. Dieſe Auf— 
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faſſung, auf welcher die Kirche auch in unſerm Jahr— 
hundert beſteht, iſt die einzig folgerichtige. Denn die 
katholiſche Kirche macht den Anſpruch darauf, die allein wahre zu 
ſein, und die Forderung, als ſolche anerkannt zu werden, geht an 
den Einzelnen, aber auch an den Staat. Auch die Geſellſchaft iſt 
Gott unterworfen und zum Dienſte Gottes verpflichtet; mithin muß 
ſie Religion überhaupt haben und, eine geoffenbarte Religion vor— 
ausgeſetzt, ſich zu dieſer bekennen, und zwar zu ihr in der Geſtalt, 
die als die allein gültige erſcheint. Die ‚Unduldſamkeit', welche 
in dieſem logiſch notwendigen Anſpruch der katholiſchen 
Kirche auf alleinige Anerkennung als Staatskirche liegt, iſt 
nichts anderes als die berechtigte Intoleranz der 
Wahrheit gegenüber dem Irrtum.“ (XI«, 689f. Verfaſſer 
dieſes Artikels iſt der „deutſche“ Jeſuit Laurentius, ſ. oben 
S. 79.) 

Franz Heiner (ſ. oben S. 99): „Zwar kann die Kirche als 
ſolche niemals, ohne ſich ſelbſt aufzugeben, andere Konfeſſionen als 
dogmatiſch gleich gut und religiös gleichberechtigt mit und neben ſich 
anerkennen, aber ſie toleriert es, wenn ſelbſt katholiſche Regierungen, 
ſei es wegen großer ſtaatlicher Vorteile oder um Übles zu ver— 
hindern, nach Herkommen und Gewohnheit fremden Religionsformen 
faktiſch dasſelbe Recht wie ihr einräumen und ſie im Staate mit 
gleicher Freiheit beſtehen laſſen. Die Parität, wenn ſie auch vom 
Standpunkte des Glaubens nicht zu billigen iſt, hat ſich als Produkt 
der geſchichtlichen Entwickelung zu einem rechtlichen Verhältniſſe in den 
meiſten konfeſſionell gemiſchten Staaten geſtaltet . . . . Durch den 
gültigen Empfang der Taufe wird für jeden Menſchen die Mitglied— 
ſchaft der Kirche und dadurch auch eine Gewalt der Kirche über ihn 
rechtlich begründet . . . . Dieſe eine von Chriſtus gegründete Kirche 
iſt die katholiſche, zu ihr allein können deshalb alle gültig Getauften 
gültig gehören. Auf Grund der empfangenen Taufe und des durch 
dieſelbe verliehenen unauslöſchlichen Charakters bleibt der Getaufte 
als ſolcher Mitglied der Kirche und ihrer Rechtsordnung unter— 
worfen; von ihrer äußeren Gemeinſchaft iſt er jedoch wegen ſeiner 
faktiſchen Trennung durch Abfall von ihrem Glaubensbekenntniſſe in— 
folge Verleugnung ſpezifiſcher Glaubenswahrheiten (Häreſie) aus— 
geſchloſſen und geht ihrer Segnungen verluſtig. Die Kirche kennt be— 
züglich des Glaubens und ihrer Lehre keine dogmatiſch⸗religiöſe 
Toleranz . . . . „Den Irrtum haſſen, die Irrenden lieben, iſt 
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ihr Grundſatz.“ ) Katholiſches Kirchenrecht, 2. Auflage, Paderborn 1897, 
I, 385 ff.; dasſelbe in der 3. Auflage 1901.) 


Auch der römiſch-kirchlichen Toleranz den Toten gegen— 
über iſt hier zu gedenken. Bis in die jüngſte Gegenwart hinein — 
Biſchof Benzler von Metz! Fameck! — zeitigt fie ihre „Kirch— 
hofsblüten“. 

Die Beerdigung eines Ketzers auf katholiſchen Fried— 
höfen gilt nach römiſch-kirchlicher Lehre als „Schändung“ 
(pollutio).?) Das Geſetz der Päpſte Innozens' III. und Alexanders IV. 
aus dem 13. Jahrhundert ſteht noch heute im kanoniſchen Recht: 
„Wer Ketzer und ihre Begünſtiger kirchlich beerdigt, verfällt 
der Exkommunikation und wird nicht eher losgeſprochen, 
als bis er mit eigenen Händen den Leichnam ausgegraben 
hat, der dann weggeworfen werden ſoll.“ (Lib. sext, de 
haeret. V, 2, Quicunque c. 12 X, III, 28.) 

Und daß nicht bloß der Buchſtabe dieſes Geſetzes noch gilt, 
ſondern daß auch ſein Geiſt noch lebendig iſt, beweiſen die Aus— 
laſſungen „modernſter“ Vertreter des kirchlichen Rom. 

Der Jeſuit Wernz (ſ. oben S. 78): „Mit gutem Recht und 
weiſer Überlegung hält alſo die Kirche die Nichtkatholiken von ihren 
Friedhöfen fern (e. 12, X, de sepultur., III, 28; Ritual. Rom, tit. 
6, c. 2). Nur aus einer gewiſſen paſſiven Toleranz widerſtrebt fie 
nicht, daß in Privatmauſoleen adliger katholiſcher Familien auch 
nichtkatholiſche Blutsverwandte oder Verſchwägerte beigeſetzt werden, 
wenn dies nicht, ohne Skandal und Ärgernis zu erregen, vermieden 
werden kann (Beſchlüſſe der Inquiſitionskongregation vom 30. März 1859 
und vom 4. Januar 1888). Die alten kirchenrechtlichen Be— 
ſtimmungen über das Ausgraben der Leichen von Ketzern, 
Ungläubigen, Erkommunizierten, durch deren Beerdigung 
die Kirchhöfe entweiht werden, ſind vor der Neuweihung 


) Wie die Kirche die Irrenden „geliebt“ hat, beweiſt die Geſchichte der 
Inquiſition; vgl. oben S. 136 ff. und beſonders mein Werk: „Das Papſt— 
tum in ſeiner ſozialkulturellen Wirkſamkeit“ I. 15206. 

) Daß Rom gerade dieſes Wort — pollutio — amtlich gebraucht, 
um die Beerdigung eines nichtkatholiſchen Ehriſten auf katholiſchen Fried— 
höfen zu charakteriſieren, verrät ein übermaß von Verachtung 
gegen Andersgläubige. 
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des Kirchhofes nicht auszuführen, wenn die Ketzerleichen 
nicht hinreichend ſicher von den Leichen der Katholiken unter— 
ſchieden werden können. Um Unzuträglichkeiten zu vermeiden, 
ſind dabei auch die ſtaatlichen Vorſchriften über Leichenaus— 
grabungen zu beachten.“ (Jus Deeretalium, Rom 1901, III, 466 ff.) 

Der Jeſuit Laurentius (ſ. oben S. 79): „Die Leichen, 
durch die ein Friedhof geſchändet wird, ſind auszugraben; 
von dieſer Vorſchrift kann abgeſehen werden, wenn die Ketzerleichen 
von den katholiſchen Leichen nicht mehr unterſchieden werden können, 
oder wenn der Staat die Ausgrabung verhindert.“ (Institu— 
tiones juris eeelesiastiei, Freiburg 1903, S. 540.) 

Dr. Kreutzwald, gegenwärtig Generalvikar der Erzdiözeſe Köln 
(oben S. 112): „Pollution wird bewirkt 1. durch die Be— 
erdigung eines Ungetauften in der Kirche oder auf dem Fried— 
hof (e. 27, 28, de eonseer. D. I). Zweifelloſe Ausnahmen machen 
die Katechumenen ſowie das mit der Mutter vor ſeiner Geburt ge 
ſtorbene Kind. Richtiger werden aber die ungetauften Kinder über— 
haupt ausgenommen. Die Leiber der Ungläubigen ſind aus— 
zugraben und die Kirchenwände müſſen abgeſchabt oder 
beſſer, um die Erſekretion zu vermeiden, neu angeſtrichen werden; 
2. durch die Beerdigung eines Erkommunizierten (e. 7, X, 
b. t. 3, 40). In dieſem Falle iſt die exhumatio nicht vorgeſchrieben.“ 
(„Kirchenlerikon“, 2. Aufl. IV, 641.) 


Schließlich verweiſe ich noch auf die Toleranz des täglichen 
Lebens. 

Der Jeſuit Lehmkuhl (ſ. oben S. 80): „Iſt es erlaubt, einen 
ketzeriſchen Geiſtlichen herbeizurufen, damit er einem 
ſterbenden Religionsgenoſſen die Tröſtungen feiner Sekte 
ſpendet? Wir haben darüber einen Entſcheid des heiligen Offiziums 
(Inquiſitionskongregation) vom 15. März 1848, das auf die Frage, 
ob dies Krankenſchweſtern in Krankenhäuſern erlaubt ſei, ge— 
antwortet hat: nein, ſie ſollten ſich dabei paſſiv verhalten. An dieſer 
Antwort iſt durchaus feſtzuhalten; denn einen ketzeriſchen Geiſtlichen 
herbeirufen, damit er ſeine Kultushandlungen vornehme, heißt nichts 
anderes, als etwas von ihm verlangen, was er ohne Sünde 
(wenigſtens objektiv) nicht tun darf. Die bloße Benachrichtigung 
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aber, es liege dort ein ſterbender Nichtkatholik, der feine Gegenwart 
wünſche, auch wenn man vorausſieht, daß der Geiſtliche ſeinen 
ketzeriſchen Ritus vornehmen werde, iſt nur eine materielle Mitwirkung 
lzur Sünde des Geiſtlichenl. Dieſe Mitwirkung iſt an ſich eine 
ziemlich entfernte, aber unter dieſen Umſtänden doch eine notwendige, 
damit die Vornahme des Ritus überhaupt zuſtande komme, überdies 
handelt es ſich um eine für den Sterbenden ſehr wichtige Sache. 
Deshalb halte ich dafür, daß nur beim Vorhandenſein eines durchaus 
gewichtigen Grundes ein ſolches Herbeirufen erlaubt iſt. Die Ge— 
wichtigkeit des Grundes iſt aber nicht bloß aus einem etwa ent— 
ſtehenden Privatnachteil zu entnehmen, ſondern hauptſächlich mit 
Rückſicht auf das allgemeine Wohl, das großen Schaden litte, wenn 
durch die Weigerung der Schweſtern, einen ketzeriſchen Geiſtlichen 
herbeizurufen, der öffentliche Haß gegen die katholiſche Religion erregt 
und den Krankenſchweſtern die Gelegenheit genommen würde, viel 
Gutes zu tun. Dennoch iſt nach Möglichkeit dafür zu ſorgen, daß 
dem Sterbenden, den ich als gutgläubig vorausſetze, auf andere Weiſe 
beigeſtanden wird, nämlich durch Erweckung vollkommener Reue. Das 
Dekret vom Jahre 1848 iſt am 14. Dezember 1898 erneuert worden.“!) 
„Iſt es erlaubt, die Glocken in einer nichtkatholiſchen 
Kirche zu läuten, wodurch die Mitglieder der Sekte zur Predigt 
gerufen werden? Geſchieht dies freiwillig, ſo leugne ich nicht, daß 
darin eine formelle [alfo unerlaubte] Beihilfe zum ketzeriſchen Gottes— 
dienſt liegt. Wenn aber derjenige, der die Glocken läutet, zeigt, er tue 
es nur gezwungen, und er ſelbſt verabſcheue den nichtkatholiſchen 
Gottesdienſt, ſo glaube ich nicht, daß man in dieſer Handlung not 
wendigerweiſe eine Billigung des nichtkatholiſchen Gottesdienſtes 
von ſeiten des die Glocken Läutenden erblicken muß. Da das 
) Die „Kölniſche Volkszeitung“ (3. Oktober 1899) fälſcht die 
Bedeutung dieſes römiſchen Dekrets und beruft ſich für ihre Fälſchung 
auf die Autorität Lehmkuhls, obwohl der klare Wortlaut der Lehmkubl— 
ſchen Ausführungen den Deutungsverſuchen des Zentrumsblattes deutlich 
widerſpricht. Die „Kölniſche Volkszeitung“ iſt durch die ſkrupel— 
loſe Umbiegung und Vertuſchung der ihr unbequemen ultramontanen 
Wahrheiten das gefährlichſte ultramontane Zeitungsblatt. Viele Nicht— 
ultramontane glauben der Unehrlichkeit dieſes führenden Zentrumsblattes 
und erhalten jo eine vollſtändig falſche Vorſtellung vom Ultramontanismus. 
In einem Artikel in der Zeitſchrift: Das freie Wort (1. Novemberheft 
1905, S. 590-600) habe ich die ſyſtematiſche Unwahrhaftigkeit der „Kölniſchen 
Volkszeitung“ an einigen bezeichnenden Beiſpielen nachgewieſen. 
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Glockenläuten aber ſehr leicht als Einladung zum Gottesdienſt er- 
ſcheint und ſo mit der formellen Beihilfe zu ihm eng zuſammen— 
hängt, ſo glaube ich, daß es nur erlaubt iſt aus ſehr wichtigem 
Grunde, z. B. zur Vermeidung äußerſter Not, und auch dann nur 
unter Proteſt. Iſt es Katholiken erlaubt, mit Nichtkatholiken ein 
Abkommen zu treffen, zu gleicher Zeit die Glocken zu läuten, damit 
die Katholiken und Nichtkatholiken der ganzen Stadt das Geläute 
beſſer hören und rechtzeitig zum Gottesdienſt erſcheinen? Obwohl 
die Katholiken ſich der Glocken der Ketzer bedienen dürfen, um zum 
katholiſchen Gottesdienſt zu rufen, ſo glaube ich doch, daß es uner— 
laubt iſt, über das Läuten mit den Ketzern ein Übereinkommen zu 
treffen, weil darin eine Billigung des Herbeirufens der Ketzer zu 
ihrem Gottesdienſte liegt. Iſt es erlaubt, in einer ketzeriſchen 
Kirche die Orgel zu ſpielen oder den Geſang zu leiten? Geſchieht 
dergleichen freiwillig und um Geld, ſo liegt darin eine Billigung und 
Förderung des nichtkatholiſchen Gottesdienſtes, die als formale Bei— 
hilfe in ſich ſchlecht iſt. Handelt es ſich nicht um eine religiöſe, 
ſondern um eine weltliche Feier, jo iſt dabei die Abſingung nicht— 
katholiſcher Lieder nur eine materielle Mitwirkung, weshalb ſie durch 
einen ſehr wichtigen Grund entſchuldigt wird. Wirklich ketzeriſchen 
Geſang zu leiten, iſt kaum ohne Sünde möglich. Auch wenn das 
Lied nicht in ſich formell ketzeriſch iſt, ſondern nur einem ketzeriſchen 
Geſangbuch entnommen, ſo iſt das doch durch Kirchengeſetz unter 
Todſünde verboten.“ 

„Iſt es Katholiken erlaubt, Geld zu geben für ketzeriſche 
Kirchen, Schulen, Anſtalten? Für kirchliche Anſtalten der Ketzer 
freiwillig Geld geben, iſt unerlaubt. Werden aus den öffentlichen 
Geldern Beiträge gegeben für die kirchlichen Zwecke der ver— 
ſchiedenen Religionsgemeinſchaften, ſo ſind katholiſche Abgeordnete, 
die ſolche Gelder bewilligen, zu entſchuldigen, wenn ſie dabei auf 
irgend eine Weiſe erklären, ſie bewilligen dieſe Gelder den Nicht— 
katholiken nicht als Anhänger einer Sekte, ſondern als Mitbürgern, 
die das bewilligte Geld nach Gutdünken verwenden können. Mit 
dieſem Vorbehalt wird die Mitwirkung nur eine materielle, die aus 
wichtiger Urſache ohne Sünde geſchehen kann.“ 

Über den Eid auf proteſtantiſche Bibeln hatte die Kon— 
gregation de Propaganda Fide am 8. Dezember 1869 ent: 
ſchieden: „Können die Biſchöfe es von der Regierung nicht erlangen, 
daß der gerichtliche Eid von Katholiken auf eine katholiſche Bibel 
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geleijtet wird, jo mögen fie einſtweilen klug ſchweigen, wenn fie 
bemerken, daß Katholiken ſolche Eide leiſten.“ Lehmkuhl erläutert 
dies Dekret: „Es ſcheint mir daraus zu folgen: 1. wenn ein ſolcher 
Eid nicht geſetzlich vorgeſchrieben iſt, ſondern im Belieben des 
einzelnen ſteht, ſo enthält die Leiſtung eines ſolchen Eides eine 
elende Gemeinſchaft mit einer falſchen Religion (misera falsae 
religionis communicatio); 2. enthält die vorgelegte ketzeriſche Bibel 
Irrtümer und Entſtellungen, ſo iſt es nicht erlaubt, einen ſolchen Eid 
ohne Proteſt abzulegen; 3. kann der Eid ohne großen Schaden nicht 
vermieden werden, und iſt die Bibel nicht aus Haß gegen den wahren 
Glauben vorgelegt worden, ſo ſcheint der Eid erlaubt zu ſein, wenn 
der Betreffende erklärt, er ſchwöre auf dieſe Bibel nur inſoweit, als 
ſie das Wort Gottes enthält; weiß aber der Schwörende, daß die 
[protejtantifche] Bibel Irrtümer enthält, jo darf der Schwur nur auf 
diejenigen Teile geleiſtet werden, die frei ſind von Irrtümern.“ 
(Theolog. mor, I, 390 ff., 395, 252.) 


Zweiter Teil. 
Praktiſche Folgerungen. 


Erſtes Kapitel. 
Kritik früherer kirchenpolitiſcher Programme. 


1. Allgemeines. 

Schon oben (ſ. S. 2. 5) war von der inneren Notwendigkeit 
eines kirchenpolitiſchen Programms im allgemeinen die Rede. 

Inzwiſchen haben wir aus authentiſchen Kundgebungen von 
Päpſten, von römiſch-ultramontanen Theologen und Politikern die 
kirchenpolitiſchen Anſprüche und Grundſätze der römiſchen Kirche, 
wie ſie in unveränderter Form ſeit einem Jahrtauſend vor uns ſtehen, 
genau kennen gelernt (vgl. oben S. 13 bis 136), und dieſe ge— 
naue Kenntnis muß die allgemeine Überzeugung von der inneren 
Notwendigkeit eines kirchenpolitiſchen Programms, ich möchte ſagen, 
zur beſonderen Überzeugung von dieſer Notwendigkeit geſteigert 
haben. 

Ohne Übertreibung kann, ja, muß geſagt werden: Wollte heute 
eine Kirchengemeinſchaft ſich bilden mit den kirchenpolitiſchen Grund— 
ſätzen und Anſprüchen, die das Papſttum ſeit feiner Ultramontaniſie— 
rung in ununterbrochener Stetigkeit erhoben hat und erhebt, jeder 
Staat würde die Bildung einer ſolchen Kirche als jtaats- 
und kulturgefährlich betrachten und ſie mit Gewalt ver— 
hindern; und Recht und Pflicht der Selbſterhaltung ſtänden ihm 
dabei zur Seite. ') 

1) Erſt nachträglich finde ich, daß E. Friedberg (Die preußiſchen 
Geſetzentwürfe, Leipzig 1873, S. 8) ſchon vor 33 Jahren dasſelbe mit faſt 
denſelben Worten geſagt hat: „Würde eine Religionsgeſellſchaft mit Grund— 
ſätzen, wie die katholiſche Kirche ſie ausſpricht, ſich heute bilden, jo würden 

Moderner Staat und römiſche Kirche. 12 
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So wenig nun aber gewaltſame Unterdrückung der einnai 
beſtehenden römiſchen Kirche möglich oder, wenn möglich, am Platze 
iſt, ſo ſehr muß der Staat dem kirchenpolitiſchen Rom gegenüber 
ein klares und beſtimmtes Programm aufſtellen und es 
mit äußerſter Folgeſtrebigkeit durchführen. 

Man ſollte meinen, dieſe auf der Hand liegende theoretiſche 
Wahrheit hätte längſt in der Geſchichte praktiſche Verwirklichung ge— 
funden. Aber nein! Die mehr als tauſendjährige Geſchichte des 
kirchenpolitiſchen Kampfes zwiſchen Staat und römiſcher Kirche weiſt 
wohl Anſätze zu kirchenpolitiſchen Programmen, aber — mit einer 
einzigen Ausnahme — keine wirklichen Programme und noch weniger 
feſte Durchführung eines Programmes auf. Die Ausnahme bildet 
— es iſt beſonders lehrreich — das katholiſche Frankreich. 

Die „allerchriſtlichſten Könige“ und „die älteſte Tochter der Kirche“ 
haben ſich den Umarmungen der römiſchen „Mutter“ gegenüber von 
jeher ſehr ſpröde erwieſen; eine Sprödigkeit, die im Laufe der Zeit zu 
den „gallikaniſchen Deklarationen“ unter Ludwig XIV., zu 
den „organiſchen Artikeln“ Napoleons J. und endlich zur 
Combesſchen Trennung von Kirche und Staat geführt hat: 
Alles Programme, die das katholiſche Frankreich mehr wie irgend 
ein anderes Land vor römiſchen Über- und Angriffen auf ſtaatliches 
und kulturelles Gebiet wirkungsvoll bewahrt haben. 

Auf dies feſte, echt ſtaatsmänniſche Verhalten Frankreichs der 
römiſchen Kirche gegenüber gehe ich nicht näher ein. Nur einige 
Grundlagen ſeiner kirchenpolitiſchen Programme ſeien angeführt, weit 
ſie in ihrer feſt umriſſenen Beſtimmtheit vorbildlich ſind. 

Frankreich hat mit Aufſtellung und Durchführung ſeiner 
Programme den leider wenig gewürdigten Beweis geliefert, daß nur 
der Staat Rom gegenüber feine Souveränität und damit 
ſein Anſehen wahrt, der eine feſte, auf Grundſätze ge— 
ſtützt, kirchenpolitiſche Haltung einnimmt, und daß eine 
ſolche Haltung der einzige Weg iſt, um zum kirchenpolitiſchen 
Frieden zu gelangen. Denn Frankreich iſt, trotz römiſcher Flüche 
und Proteſte, im großen und ganzen das Land des kirchenpolitiſchen 
Friedens geweſen und wird es in Zukunft noch mehr ſein; und zwar 
deshalb, weil Frankreich ſtets das Land ausgeprägten jtauts 
wir es zweifellos für eine Pflicht des Staats halten, eine ſolche Religions— 


geſellſchaft nicht entſtehen zu laſſen, ihr Hervortreten immer und überall, 
auch mit Gewalt, zu verhindern.“ 


179 


lichen Selbſtbewußtſeins war, das in hervorragender Weiſe dem 
„Kaiſer“ gab und erhielt, was des „Kaiſers“ iſt, ohne Gott und 
der Religion zu nehmen, was ihnen gebührt. 

Die alt⸗franzöſiſchen Zeiten mit ihren kirchenpolitiſchen Verhält— 
niſſen übergehend,’) ſtelle ich einige grundlegende franzöſiſche Pro— 
grammpunkte der letzten Jahrhunderte nebeneinander. 

„Gallikaniſche Deklaration“ vom Jahre 1682: „Dem Pe— 
trus und ſeinen Nachfolgern, den Statthaltern Chriſti, iſt die Ge— 
walt über die geiſtlichen und auf das ewige Heil ſich beziehenden 
Dinge, nicht aber die Gewalt über die ſtaatlichen und zeit— 
lichen Angelegenheiten von Gott übergeben worden . .. 
Die Könige und Fürſten ſind alſo im Zeitlichen keinerlei 
kirchlicher Gewalt unterworfen und können nicht durch die 
Kirche direkt oder indirekt abgeſetzt werden, noch können 
ihre Untertanen vom Treueide entbunden werden.“) 

Die organiſchen Artikel vom Jahre 1801: „Aueune bulle, 
bref, reserit, déeret, mandat ni autres expeditions de la cour de 
Rome, möme ne concernant que les partieuliers, ne pourront étre 
regus, publies, imprimés, ni autrement mis a éxecution, sans 
V’autorisation du gouvernement. Aucun individu se disant nonce, 
legat, vieaire ou commissaire apostolique, ne pourra, sans la 
meme autorisation exercer sur le sol francais, ni ailleurs, aucune 
fonetion relative aux affaires de l’eglise gallicane. Les deerets 
des synodes étrangers, m&me ceux des concils generaux, ne pour- 
ront ötre publiés en France, avant que le gouvernement en ait 
examind la forme, leur eonformite avec les lois, droits et Iran- 
chises de la republique frangaise, et tout ce qui, dans leur publi- 
cation, pourrait alterer ou interesser la tranquillité publique 
I y aura recours au conseil d’etat dans tout le cas d'abus de la 
part des supérieurs et autres personnes eeelösiastiques.* (Die 
vollſtändigen Texte bei Mirbt, a. a. O. S. 300. 338.) 

Aus dem napoleoniſchen Dekret vom 17. Mai 1809 über 
die Aufhebung des Kirchenſtaates: „In Anbetracht, daß, ſeit— 


) Eine gute Zuſammenſtellung der alt-franzöſiſchen Maßnahmen gegen 
Rom findet ſich bei E. Friedberg, Die Grenzen zwiſchen Staat und 
Kirche, Tübingen 1872, 3 Bände, II, 475ff. 

2) Beachtenswert iſt, daß die „gallikaniſche Deklaration“ Boſſuet, 
einen der größten katholiſch-religiöſen Biſchöſe aller Zeiten, zum Ver— 
faſſer hat. 
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dem die Verbindung der beiden Gewalten, der weltlichen und der 
geiſtlichen, die Quelle fortwährender Zwietracht geweſen, wie ſie es 
noch jetzt iſt; daß die Päpſte ſich nur zu oft des Einfluſſes der einen 
bedient haben, um die Anmaßungen der anderen zu unterſtützen, und 
daß aus dieſem Grunde die geiſtlichen Angelegenheiten, die ihrer 
Natur nach unwandelbar ſind, mit den weltlichen vermengt werden, 
welche ſich nach den Umſtänden und der Politik der Zeiten ändern 
uſw.“ (Bei Geffken, Staat und Kirche, Berlin 1875, S. 360.) 

Und feſt und beſtimmt auf den aufgeſtellten Grundſätzen 
fußend, führte der franzöſiſche Staat ſeine kirchenpolitiſchen Pro— 
gramme auch durch. Nur wenige Beiſpiele: 

Im Jahre 1820 wurde der Biſchof von Poitiers des abus 
für ſchuldig erklärt, weil er ein Breve des Papſtes ohne Placet 
veröffentlicht hatte: Considérant, jagt das Urteil, que c'est une 
des régles les plus aneiennes et les plus importantes de 
notre royaume, que sous aucun pretexte que ce soit, les bulls, 
breis, rescrits, constitutions, deerets et autres exp6ditions de la cour 
de Rome, äal’exeeption de ceux concernant le for intérieur 
et les dispenses de mariage, ne puissent ötre regus ni 
publics sans avoir été prealablement vus et verilics par le 
gouvernement.“ (Vgl. Dalloz, Repertoire de legislature 14, 782, 
Paris 1853.) 

Zahlreiche weitere Fälle der Feſtigkeit der Staatsgewalt gegen die 
ihre religiöſen Grenzen überſchreitende römiſche Kirche, darunter 23 
aus der Regierungszeit des ſtark kirchlich geſinnten Karls X. (1824 bis 
1830), führt Dupin auf. (Manuel du droit ecelesiastique S. 256.) 
Auch gegen die unbefugte Verkündigung des Syllabus, als einer 
nicht religiöſen, ſondern politiſch- kulturellen Kundgebung Roms, 
ſchritt die franzöſiſche Regierung unter Napoleon III. im Jahre 
1865 ein. 

Was Bidaillans (Histoire des conseils du roi 1, 412, Paris 
1856) über die Macht Franz' J. von Frankreich nach Abſchluß des 
Konkordats mit Leo X. ſagt, gilt überhaupt vom franzöſiſchen 
Staatsweſen der römiſchen Kirche gegenüber: „L'ordre religieux lui 
était soumis.“ 

Alle übrigen Staaten aber waren und ſind Rom gegenüber 
mehr oder weniger programmlos; oder auch, wenn man will, in 
allen übrigen Staaten gilt ein und dasſelbe kirchenpolitiſche „Pro— 
gramm“: Opportunismus, jeweiliges Bedürfnis, jeweilige 
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Zwangslage. Dabei iſt herausgekommen, was herauskommen 
mußte: Anwachſen der politiſchen Macht Roms, Abbröckeln ſtaatlicher 
Souveränität, Verminderung ſtaatlichen Anſehens. 

„Von der Hand in den Mund leben“, war die kirchen— 
politiſche Loſung der Regierungen, und daß eine ſolche Loſung nie 
und nirgends und am allerwenigſten einem jo ſyſtematiſchen und 
programmatiſchen Gegner gegenüber, wie Rom einer iſt, zum Siege 
führen kann, bedarf des Beweiſes nicht. 

Durch ganz beſondere Programmloſigkeit hat ſich aber von jeher 
der führende deutſche Kulturſtaat, Preußen ausgezeichnet. Ein 
Wort Hinſchius' trifft den Nagel auf den Kopf: 

Die ſpreußiſche] Regierung, ſtatt dieſen Beſtrebungen [der 
katholiſchen Biſchöfe, die Staatshoheit zu negieren] energiſch ent— 
gegenzutreten, konnivierte, und ein Recht des Staates nach 
dem andern wurde durch Miniſterialreſkripte aus den 
Händen gegeben.“ (Die preuß. Kirchengeſetze des Jahres 1873, 
Einleitung S. V.) 

Niemals hat Preußen ernſtlich verſucht, Rom grundſätzlich 
und ſachverſtändig entgegenzutreten, klare, feſte, unverrück— 
bare Grenzlinien zwiſchen ſich, als ſouveränem Staate, und der 
römiſchen Kirche, als internationaler politiſcher Macht, zu ziehen; 
und gerade Preußens größter, weiteſtblickender und in ſeinem eigent— 
lichen Weſen ſcharf widerrömiſch geſinnter König Friedrich der 
Große war kirchenpolitiſch der ſchalſte Opportuniſt. Bei 
dieſem ſchalen friderizianiſchen Opportunismus iſt es geblieben. 

In Zeiten eines ſogenannten Friedens zwiſchen Staat und Kirche 
war die preußiſche Regierung töricht vertrauensſelig, in Zeiten des 
Kampfes ſchlug ſie blindlings mit dem Polizeiſtock drein, um bald 
darauf wieder pater peccavi zu ſprechen. Typiſche Beiſpiele für 
dieſe unkluge Haltloſigkeit ſind aus der neueren Zeit die ſogenannten 
Kölner und Poſener Wirren der dreißiger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts (die Verhaftung der Erzbiſchöfe Klemens Auguſt von 
Köln und Dunin von Poſen) und aus der neueſten Zeit der Kultur— 
kampf der ſiebziger und achtziger Jahre des neunzehnten Jahrhunderts. 

Doch der „Kulturkampf“ darf nicht auf eine Stufe geſtellt werden 
mit den übrigen kirchenpolitiſchen Zickzackſprüngen Preußens und darf 
nicht wie ſie mit einem Federſtrich abgefertigt werden. Denn der 
Kulturkampf ſollte ſein — und war es auch — ein antirömiſches 
Programm. Leider ein völlig verfehltes. 
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II. Das verfehlte kirchenpolitiſche Programm des 
Kulturkampfes. 

Es wäre töricht, zu behaupten, Preußen, unter ſeinem großen 
Miniſter, dem Fürſten Bismarck, ſei nicht mit vollem Bewußtſein, 
mit feſtem Wollen in den Kulturkampf hineingegangen; es habe ſich 
nur durch die im vatikaniſchen Konzil ins Maßloſe geſteigerten An— 
ſprüche Roms zum Kampfe mit ihm drängen laſſen. 

Solche Annahme täte der nüchternen Klarheit Kaiſer Wil— 
helms J. und dem überragenden Genie Bismarcks unrecht. Beide, 
der leitende Staatsmann und der ausführende König, erkannten die 
Notwendigkeit einer Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Staat 
und römiſcher Kirche, und mit vollem Recht hielten ſie den Zeitpunkt 
nach Niederwerfung des äußeren Feindes für günſtig, auch den inneren 
Feind zu beſiegen. 

Ebenſo ſtand beiden Männern klar vor der Seele, welches 
der „Feind“ ſei, den ſie treffen und was ſie ihm gegenüber erreichen 
wollten: Zurückdämmung der politiſchen Macht Roms, nicht aber 
Vernichtung der katholiſchen Religion. 

Kaiſer Wilhelm J. ſchrieb am 18. Februar 1874 die würde— 
vollen und unvergleichlich treffenden Worte: „Mir liegt die Führung 
meines Volkes in einem Kampfe ob, den ſchon frühere deutſche Kaiſer 
„ahrhunderte hindurch mit wechſelndem Glücke gegen eine Macht zu 
führen gehabt haben, deren Herrſchaft ſich in keinem Lande 
der Welt mit dem Frieden und der Wohlfahrt der Völker 
verträglich erwieſen hat, und deren Sieg in unſeren Tagen 
die Segnungen der Reformation, die Gewiſſensfreiheit 
und die Autorität der Geſetze nicht bloß in Deutſchland in 
Frage ſtellen würde. Ich führe dieſen Kampf in Erfüllung meiner 
königlichen Pflichten und in feſtem Vertrauen auf Gottes ſiegbrin— 
genden Beiſtand, aber auch in dem Geiſte der Achtung vor 
dem Glauben anderer und der evangeliſchen Duldſamkeit, 
den meine Vorfahren dem Rechte und der Verwaltung meiner Staaten 
aufgeprägt haben.“ (Brief an Lord Ruſſel: bei Hahn, Geſch. des 
Kullurkampfes, S. 144; N. Siegfried [Pſeudonym für V. Cathrein 
Z. J.], Aktenſtücke, betreffend den preuß. Kulturkampf, S. 215.) Und 
Fürſt Bismarck hatte ſchon am 10. März und am 24. April 1873 
im Herrenhaus die Erklärung abgegeben: 

„Es handelt ſich nicht um den Kampf, wie unſeren katho— 
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liſchen Mitbürgern eingeredet wird, einer evangeliſchen 
Dynaſtie gegen die katholiſche Kirche, es handelt ſich nicht 
um den Kampf zwiſchen Glauben und Unglauben; es han— 
delt ſich um den uralten Machtſtreit zwiſchen Königtum und 
Prieſtertum . . ., Das Papſttum iſt eine politiſche Macht 
jederzeit geweſen, die mit der größten Entſchiedenheit und 
dem größten Erfolge in die Verhältniſſe dieſer Welt ein— 
gegriffen hat, die dieſe Eingriffe erſtrebt und zu ihrem 
Programm gemacht hat. Das Ziel, das der päpſtlichen 
Gewalt ununterbrochen vorſchwebte, das Programm, das 
zur Zeit der mittelalterlichen Kaiſer feiner Verwirklichung 
nahe war, iſt die Unterwerfung der weltlichen Gewalt 
unter die geiſtliche, ein eminent politiſcher Zweck . .... 
Dieſer Machtſtreit unterliegt denſelben Bedingungen, wie 
jeder andere politiſche Kampf, und es iſt eine Verſchiebung der 
Frage, die auf den Eindruck auf urteilsloſe Leute berechnet iſt, wenn 
man ſie darſtellt, als ob es ſich um Bedrückung der Kirche handelte. 
Es handelt ſich um Verteidigung des Staates, es handelt 
ſich um die Abgrenzung, wie weit die Prieſterherrſchaft 
und wie weit die Königsherrſchaft gehen ſoll, und dieſe 
Abgrenzung muß ſo gefunden werden, daß der Staat ſeiner— 
ſeits dabei beſtehen kann.“ 

„Wenn ich dennoch dazu gekommen bin [den Kulturkampf zu 
führen], jo muß es in mir ſehr ſtarke Überzeugung geweſen ſein, 
daß durch die Tätigkeit nicht der katholiſchen Kirche, 
ſondern der nach weltlicher Prieſterherrſchaft ſtrebenden 
Partei innerhalb der katholiſchen Kirche eine Politik ge— 
trieben wurde, welche die Grundlagen unſeres Staates in 
einer Weiſe anfaßte reſp. erſchütterte oder bedrohte, daß 
ich als Miniſter die Verantwortlichkeit für längeres Zu— 
warten nicht mehr tragen konnte.“ 

In dieſen Äußerungen des Kaiſers und feines Kanzlers iſt 
Weſen und Ziel des „Kulturkampf“ benannten, von Preußen 
entworfenen kirchenpolitiſchen Programms richtig zum Ausdruck ge— 
kommen. 

Wären nur auch die Kampfmittel, die Einzelbeſtimmungen des 
Programms mit der gleichen „pupillariſchen Sicherheit“ ausgewählt 
worden! Allein — es muß geſagt werden — hier verſagte das 
Bismarckſche Genie, und zwar deshalb, weil dem Fürſten und ſeinen 
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Mitarbeitern die wichtige Kenntnis fehlte, wo der religiöſe Katholi- 
zismus, der nicht bekämpft werden ſollte, aufhört, und wo der poli— 
tiſche Ultramontanismus, dem allein der Angriff galt, anfängt. 

So ſchuf man ein Kampfprogramm, das beides traf: Katholi: 
zismus und Ultramontanismus. Aus dem in ſeinem klar erkannten 
Ziele richtigen kirchenpolitiſchen Programm wurde durch die falſch 
gewählten Mittel ein unheilvolles Gemiſch berechtigter Geſetze und 
unberechtigter Strafbeſtimmungen, die mit empfindlicher Schärfe und 
nachhaltig aufreizender Wirkung die religiöſen Gefühle der katho— 
liſchen Staatsbürger trafen, die doch der Abſicht nach unverletzt bleiben 
ſollten. 

Damit war nicht nur der Mißerfolg des Kulturkampfes beſiegelt 
— denn wann und wo ſind jemals religiöſe Überzeugungen mit 
ſtaatlichen Maßnahmen erfolgreich bekämpft worden? — ſondern es 
wurde, was weit ſchlimmer war, im katholiſchen Teile der Bevölke— 
rung die Überzeugung hervorgerufen: Der Kampf gilt unſerer Re— 
ligion. Und mit dieſer Überzeugung erhob ſich ein Widerſtand, 
erwuchs eine Einmütigkeit, entzündete ſich eine Begeiſterung, die das 
in ſeinem Ziele groß und richtig gedachte kirchenpolitiſche Programm 
zum Scheitern brachten, während zu gleicher Zeit der Ultramonta— 
nismus, der beſiegt werden ſollte, mit Hilfe derſelben katholiſch— 
religiöſen Begeiſterung und Einmütigkeit ein römiſch-politiſches Boll— 
werk in Deutſchland aufführte und mit der katholiſch-religiöſen 
Flagge krönte, ſo mächtig, wie er es nie zuvor beſeſſen hatte: 
Das Zentrum. 

Geradezu furchtbar hat ſich im Kulturkampf die Unkenntnis 
über Katholizismus und Ultramontanismus gerächt, und geradezu 
tragiſch iſt es, daß dem größten deutſchen Staatsmanne aller Zeiten 
die Schuld dieſer Unkenntnis zur Laſt geſchrieben werden muß. Denn 
wie leicht hätte es Fürſt Bismarck gehabt, dieſe ihm und ſeinen Mit⸗ 
arbeitern als Nichtkatholiken natürlich anhaftende Unkenntnis durch 
geeignete Ratgeber in fruchtbare Kenntnis umzuwandeln! Wie 
leicht hätte er es gehabt, mit der ſo erlangten Kenntnis Unſummen 
religiöſer Kräfte für den antiultramontanen Kampf auf ſeine Seite 
zu bringen! 

Damit komme ich auf einen Punkt, deſſen Nicht— 
beachtung den Kulturkampf ſchon vor ſeinem Beginne fait 
mit Sicherheit zu einem verfehlten machen mußte. 

Selten iſt für einen Kampf mit der politiſchen Macht Roms 
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die Zeit günſtiger geweſen, als nach dem vatikaniſchen Konzil; denn 
kaum je hat eine echt religiös-katholiſche Bewegung kräftiger und 
mit mehr Intelligenzen aus allen Ständen gegen den politiſchen 
Katholizismus eingeſetzt, als damals. 

Der Altkatholizismus, den ich meine, war im Anfange der 
ſiebziger Jahre eine Macht, der Zahl wie der Bedeutung ſeiner An— 
hänger nach; er war katholiſch-religiös und er war antiultra— 
montan; alſo ein Kampfmittel gegen das politiſche Rom von her— 
vorragend innerem Werte. Aber Bismarck und ſeine Ratgeber ver— 
ſtanden wie das Religiös-Katholiſche überhaupt, jo auch den Alt— 
katholizismus und ſeine Bedeutung nicht. Er war ihnen, wie es 
ſcheint, theologiſch-dogmatiſche Spitzfindigkeit, während er in Wirklich— 
keit eine verheißungsvolle Schilderhebung gegen den Ultramontanis— 
mus darſtellte. 

Es iſt, auch vom politiſch-ſtaatsmänniſchen Standpunkte aus 
betrachtet, faſt unerklärlich — nur annähernd erklärlich wird es durch 
die beklagenswerte Unkenntnis über Innerkatholiſches überhaupt —, 
daß das Bismarckſche Genie die Zeichen der Zeit nach dieſer Rich— 
tung hin ſo ſchlecht zu deuten wußte, obwohl ſie weithin ſichtbar 
leuchteten: 

Ein katholiſcher König, Ludwig II. von Bayern, ſchrieb 
an den damaligen Bannerträger wider den Ultramontanismus, an 
Döllinger (am 28. Februar 1870 und am 28. Februar 1871): 
„Ich hoffe zu Gott, er möge Ihnen noch viele Jahre in ungetrübter 
Friſche des Geiſtes und der Geſundheit verleihen, auf daß Sie den 
zu Ehren der Religion und der Wiſſenſchaft übernommenen 
Kampf zur wahren Wohltat der Kirche und des Staates zu 
Ende führen können. Ermüden Sie nicht in dieſem ſo 
ernſten und folgenſchweren Kampfe und mögen Sie ſtets von 
dem Bewußtſein getragen werden, daß Millionen ver— 
trauensvoll zu Ihnen als Vorkämpfer und Hort der Wahr— 
heit emporſchauen und der ſicheren Hoffnung ſich hingeben, es 
werde Ihnen und Ihren unerſchrockenen Mitſtreitern gelingen, die 
jeſuitiſchen Umtriebe zuſchanden zu machen und dadurch den Sieg 
des Lichtes über die menſchliche Bosheit und Finſternis zu erringen“ 

„Stolz bin ich auf Sie, wahrer Fels der Kirche, nach welchem 
die im Sinne des Stifters unſerer h. Religion denkenden 
Katholiken in unerſchütterlichem Vertrauen mit hoher Verehrung 
blicken dürfen“; einer der angeſehenſten Biſchöfe Deutſchlands, Biſchof 
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Hefele von Rottenburg, ſtand faſt über ein Jahr in offenem 
Gegenſatze zu Rom, indem er das Unfehlbarkeitsdogma in ſeiner 
Diözeſe nicht verkünden ließ; viele andere Biſchöfe zeigten das 
äußerſte Widerſtreben, Rom zu folgen; Hunderte von Männern, 
die, was Charakter und Wiſſenſchaft angeht, zu den beſten der deut— 
ſchen Katholiken gehörten, lehnten ſich vom religiöſen Standpunkte 
aus gegen das den politiſchen Katholizismus kanoniſierende vatika— 
niſche Konzil auf. „Durch die Erklärung“, ſo lautete eine der vielen 
Kundgebungen dieſer Art, „daß alle an die ganze Kirche gerichteten 
doktrinellen Ausſprüche der Päpſte unfehlbar ſind, werden auch jene 
kirchenpolitiſchen Sätze und Anſprüche älterer und neuerer päpſtlicher 
Erlaſſe für unfehlbare Glaubensnormen erklärt, welche die Unter— 
werfung der Staaten, Völker und Fürſten unter die Gewalt 
der Päpſte auch in weltlichen Dingen lehren. . ... Hier⸗ 
mit wird das friedliche Einvernehmen zwiſchen Kirche und 
Staat für die Zukunft ausgeſchloſſen“. (Nürnberger Erklärung 
vom 26. Auguſt 1870: vollſtändiger Text bei von Schulte, Geſchichte 
des Altkatholizismus, S. 14 — 26.) .) 

Kurz, weithin ſichtbar für den, der zu ſehen verſtand, 
leuchtete die Morgenröte einer kirchenpolitiſch großen, weil den Sieg 
über das politiſche Rom verheißenden Zeit. Daß kein Tag der 
Morgenröte folgte, iſt die ſchwere Schuld Preußens, das, ſtatt 
die tauſend Hände, die ihm entgegengeſtreckt wurden, zu ergreifen, 
ſtatt die entſtandene Bewegung durch verſtändnis- und kraftvolle 
Unterſtützung zum Strome anſchwellen zu machen, den Altkatholizismus 
„mit greiſenhafter Umſtändlichkeit, mit einer an Eiertanz erinnernden 
Leiſetreterei, mit Unſtetigkeit in Grundſätzen und Verhalten ſonder— 
gleichen und zuletzt mit Übelwollen und Ungerechtigkeit behandelte.“ 

„Fünf volle Jahre gingen unbenutzt ins Land, bis endlich ein 
Geſetz zuſtande kam (4. Juli 1875), das den Alkkatholiken wenig⸗ 
ſtens eine rechtliche Stellung gewährte. Innerhalb dieſer verhängnis— 
vollen fünf Jahre war der Widerſtand des Epiſkopats gebrochen. 
Männer wie Hefele, Haneberg, Rauſcher, Schwarzenberg, 
Stroßmeyer waren geknickt. Daß ſie ſich knicken ließen, iſt ja 


) Mitunterzeichner dieſer „Erklärung“ iſt, neben den Führern des Alt— 
katholizismus: Döllinger, Reinkens, Reuſch, von Schulte uſw., auch 
Profeſſor Dittrich, der jetzige Zentrumsführerund parlamentariſche 
Vertreter des von ihm damals ſo ſcharf verurteilten Ultramon— 
tanismus. 
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feine Ehre für fie, aber es iſt erklärlich gegenüber der Haltung oder 
heſſer Haltloſigkeit der Staaten und vor allem des Staates, auf den 
den es ankam: Preußens.“ 

„Wer die Leidensgeſchichte des Altkatholizismus ſtudiert, wer 
die kleinen und großen Plackereien ſich vergegenwärtigt, mit denen 
kurzſichtige Beamte, niedere, hohe und höchſte, ihn hemmten, wer die 
armſelige Bureaukratenwirtſchaft betrachtet, mit der damals einer 
großen Zeit und einer großen Sache gegenüber gearbeitet wurde, den 
erfaßt Trauer und Ingrimm“. 

„Die Miniſter von Mühler, Falk, von Puttkamer, von 
Goßler haben ihre großen Aufgaben nach dieſer Richtung hin auch 
nicht annähernd begriffen.“ 

„Freilich, ſie waren Evangeliſche, und ihr mangelndes Ver— 
ſtändnis für die tiefgehende allkatholiſche Bewegung, für die unend— 
lich ſegensreichen Folgen, die aus ihr bei ſachgemäßer Unterſtützung 
entſtanden wären, findet darin eine Erklärung, aber keine Ent— 
ſchuldigung;“ ) ebenſowenig wie darin eine Entſchuldigung findet das Ver— 
halten des die genannten Miniſter berufenden und leitenden Fürſten 
Bis marck. 

Mit dem gleichen Ungeſchicke, mit dem die preußiſche Regierung 
die günſtigen Verhältniſſe innerhalb der katholiſchen Kirche, die ſich 
zuſammenfaſſen laſſen in das Wort „Altkatholizismus“, vor dem 
Kampfe wider das ultramontane Rom unbenutzt ließ, führte fie 
dann den Kampf ſelbſt. 


) Dieſe Sätze und das folgende Zitat ſind aus meinem Werke: 

Der Ultramontanismus, ſein Weſen und feine Bekämpfung“, 
S. 326323. (Berlin 1898, H. Walther, 2. Auflage.) Ich habe die Genug: 
mung, daß dies Werk vom Fürſten Bismarck in ſeiner letzten Lebenszeit 
häufig benutzt wurde. Als ich bald nach dem Tode des großen Mannes 
in Friedrichsruh war, zeigte mir Pr. Ehryſander mein Werk, mit 
zahlreichen Leſezeichen verſehen, auf dem Büchergeſtelle liegen, das die 
täglich benutzte Handbibliothek Bismarcks enthielt. Wären die dort vor— 
gezeichneten Richtlinien in den ſiebziger Jahren befolgt worden, wir hätten heute 
keine Zentrumsnot. Freilich, in den ſiebziger Jahren ſteckte ich ſelbſt als 
20 jähriger junger Menſch noch tief im Banne des Ultramontanismus und 
dachte an alles eher, als an die Abfaſſung eines Kampfprogramms wider 
den Ultramontanismus. Was ich hier und im folgenden über die verfehlte 
Kulturkampfpolitik des Fürſten Bismarck ſage, habe ich dem Fürſten ſelbſt 
kurz vor ſeinem Tode geſchrieben. Nur ſein ſchweres, zur Auflöſung 
führendes Leiden verhinderte, daß ich mich mit ihm mündlich darüber 
in Friedrichs ruh unterhielt. 
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„Zunächſt war Grundfehler der preußiſchen Kulturkampf— 
geſetzgebung, daß ſie kein ſorgfältig durchgearbeitetes Syſtem 
enthielt. So ſehr ſie auch dieſen Anſchein zu erwecken ſuchte, tatſäch— 
lich war ſie eine Flickarbeit.“ 

„Als ſolche charakteriſieren ſich die Kulturkampfgeſetze allein ſchon 
durch die Art ihrer Entſtehung. Während fünf langer Jahre, vom 
1871-1876, folgten fie ſich in größeren oder geringeren Zwiſchen— 
räumen. Sie machten dadurch den Eindruck, lediglich dem jeweiligen 
Bedürfnis, nicht einem zielbewußten, einheitlichen Plane entſtammt 
zu ſein. Einige von ihnen wurden mit an Überſtürzung grenzender 
Haft in die Welt geſetzt. Die Folge war, daß oft ſchon nach Jahres- 
friſt Anderungen oder Verbeſſerungen« nötig wurden.“ g 

„Gerade durch die tropfenweiſe Entſtehung der Kulturkampf— 
geſetze wurde das katholiſche Volk jahrelang in Beunruhigung und 
Aufregung erhalten; jahrelang wurde dadurch den Vertretern des 
Ultramontanismus Gelegenheit gegeben, ihre Hetzereien zu betreiben 
und die katholiſchen Wähler zu ultramontaner Stimme zu verleiten.“ 

„Ein kräftiger Schlag wird viel leichter ertragen und ver— 
wunden, als ſtets wiederholte ſchwache Streiche.“ 

Nur wenige Beiſpiele für das Unplanmäßige, das Überſtürzte, 
den Stückwerkscharakter der Kulturkampfgeſetze: 

Am 5. April 1873 machte man ein Geſetz über And erung der 
Artikel 15, 16, 18 der preußiſchen Verfaſſung, und am 18. Juni 1875 
ein Geſetz über Aufhebung derſelben Artikel. Mir ſcheint: was 
man am 18. Juni 1875 wußte, hätte man am 5. April 1873 auch 
ſchon wiſſen müſſen. Aber man wußte eben von Anfang an 
überhaupt nicht, wohin die geſetzgeberiſche Reiſe ging und 
wie ſie gemacht werden ſollte. 

Grundſätzliche Geſetze wechſelten in bunter Reihe mit ſolchen, 
die den Sonder-, ja, Gelegenheitscharakter an der Stirn trugen, anſtatt 
daß diejenigen Geſetze, welche die ganze Richtung beſtimmen ſollten, 
zur ſelben Zeit, und zwar gleich bei Beginne des Kulturkampfes 
erlaſſen wurden. 

Die beiden erſten Kampfjahre (1871 und 1872) vergingen ohne 
jedes grundſätzliche Geſetz; denn weder das Jeſuitengeſetz vom 
Jahre 1872, noch das Schulaufſichtsgeſetz vom gleichen Jahre 
ſind Geſetze, welche grundſätzliche Regelung des Verhältniſſes von 
Staat und römiſcher Kirche bezwecken. Das Jeſuitengeſetz nicht, 
weil es das Verhältnis von Staat und Kirche überhaupt nicht, oder 
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nur ſehr mittelbar berührt; das Schulaufſichtsgeſetz nicht, weil es 
trotz ſeiner großen und grundſätzlichen Bedeutung die ſtaatliche 
Selbſtändigkeit in gleicher Weiſe gegenüber der katholiſchen wie 
gegenüber der evangeliſchen Kirche betont, alſo nicht ein Geſetz 
darſtellt, das ſpeziell und grundſätzlich die Stellung des Staates 
gegenüber der römiſchen Kirche, die eine weſentlich verſchiedene von 
der gegenüber der evangeliſchen Kirche iſt, zum Ausdrucke bringt. 

N Erſt das Jahr 1873 brachte die erſten grundſätzlichen Geſetze: 
Geſetz, betreffend Abänderung der Verfaſſungsartikel, und Geſetz über 
Vorbildung und Anſtellung der Geiſtlichen. Zwei Jahre hatte man 
alſo ins Land gehen laſſen ohne grundſätzliche Stellungnahme, hatte 
aber ſtatt deſſen durch verſchiedene Einzelmaßnahmen (Aufhebung der 
katholiſchen Abteilung im Kultusminiſterium 1871, Kanzelparagraph 
1871, Jeſuitengeſetz 1872, Aufhebung des Amtes eines katholiſchen 
Feldpropſtes der Armee) die religiöſen Leidenſchaften ſchon aufs 
höchſte gereizt und den ultramontanen Führern einen Agitationsſtoff 
in die Hand gegeben, der auch ohne agitatoriſche Macht im katho— 
liſchen Volksteile die verderbliche Überzeugung hervorrufen mußte: es 
geht gegen unſere Religion. 

Was ſoll man ferner auch nur vom rein formalen Wert einer 
ganz beſtimmte Ziele verfolgenden Geſetzgebung ſagen, die innerhalb 
von nur 15 Monaten Juli 1875 bis September 1876) über ein 
und denſelben Gegenſtand (kirchliche Vermögensverwaltung) vier 
geſonderte Geſetze und Verordnungen erläßt? Da iſt die ſchlechte 
Flickarbeit doch mit Händen zu greifen. 

Und endlich, erſt in der zweiten Hälfte des fünften Kampf— 
jahres, nachdem der religiöſe Widerſtand der Katholiken ſchon in 
ſeiner ganzen Größe und Stärke aufgepeitſcht worden war, erläßt die 
Regierung dasjenige Geſetz (über die rechtliche Stellung der 
Altkatholiken), das von Anfang an, ja, vor Beginn des Kampfes 
hätte erlaſſen werden müſſen, weil es die ſtaatlich⸗ rechtliche 
Anerkennung derjenigen religiöſen Bewegung innerhalb 
der katholiſchen Kirche ausſprach, und ſomit dieſe Bewegung 
weſentlich ſtärkte, die, ihrer Natur nach, der gewaltigſte 
Bundesgenoſſe des Staates in ſeinem Kampfe wider den 
Ultramontanismus war, aber, wie wir oben (S. 185) geſehen 
haben, vom Staate als ſolche nicht erkannt worden war. 

Weit ſchlimmer freilich, als dieſe äußerlichen, wenn auch ſchwer— 
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wiegenden Ungeſchicklichkeiten, war der großenteils ganz verfehlte 
Inhalt der Kulturkampfgeſetzgebung. 

„Was geht es den Staat an, welche Schädigung der Staats— 
intereſſen kann es verurſachen, ob ein Geiſtlicher, der ſich gegen 
Staatsgeſetze verfehlt hat, rein religiös-geiſtliche Amtshandlungen 
vornimmt? Einem ſolchen Geiſtlichen das Meſſeleſen, die Aus— 
ſpendung der Sakramente ufw. unter Strafe zu verbieten, iſt 
ein fo tyranniſches, die berechtigten religiöſen Gefühle fo brutal 
verletzendes Verfahren, daß Worte fehlen, es gebührend zu 
verurteilen.“ 

„Ferner, welch törichte Vorſtellungen liegen Geſetzen zugrunde, 
die Geiſtliche ihres religiös-geiſtlichen Amtes wirkſam entſetzen 
wollen?“ 

„Wo und wann hat der Staat Geijtlichen der katholiſchen 
Kirche ihren religiös-geiſtlichen Charakter verliehen? Und 
da will er ihn ihnen nehmen?! Hätte man ſich doch der Denk— 
ſchrift erinnert, die das preußiſche Staatsminiſterium an Gregor XVI. 
richtete aus Anlaß der Gefangennahme des Erzbiſchofs Klemens 
Auguſt von Köln. Dort wird der allein richtige und ſelbſtverſtänd— 
liche Grundſatz ausgeſprochen, daß Seine Majeſtät ſich nicht 
die Befugnis beilegten, einen Biſchof abzuſetzen oder zu 
ſuspendieren.“ 

„Ein katholiſcher Geiſtlicher, der ſich mit den Staatsgeſetzen in 
Widerſpruch ſetzt, ſoll und muß dafür geſtraft werden, gewiß; ihm 
muß vor allem die ihm etwa vom Staate übertragene Tätigkeit 
als Schulinſpektor, öffentlicher Lehrer uſw. entzogen werden. Aber 
ihm ſeinen Charakter als Prieſter oder Biſchof nehmen wollen, 
ihm religiöſe Handlungen, wozu ihn ſein religiöſer Charakter 
berechtigt, unter Strafe verbieten, iſt lächerlich und gehäſſig zugleich.“ 

„Wie kann eine Regierung, ohne die größte Unkenntnis katholiſch— 
religiöſer Anſchauungen kundzugeben, durch Geſetz beſtimmen, daß 
die Gemeindeglieder ihren Pfarrer wählen und daß der Gewählte zu 
religiös-geiſtlichen Amtshandlungen berechtigt ſei?“ 

„Alle dieſe törichten Dinge, die das katholiſche Volk maß— 
los erbitterten, weil es ſich dadurch in ſeinen berechtigten 
religiöſen Gefühlen verletzt ſah, ſind in den Kulturkampf— 
geſetzen in den verſchiedenſten Auflagen und Formen enthalten. Sie 
durchſetzen die ganze Kulturkampfgeſetzgebung und haben ſie unbrauchbar 
und ſchädlich gemacht.“ (Mein Werk: der Ultramontanismus, S. 253 f. 
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Wie ſchädlich und verhetzend ſolche Kulturkampfgeſetze gewirkt 
haben, veranſchaulichen die folgenden wenigen Tatſachen, die ich aus 
der Fülle des kulturkampfgeſchichtlichen Materials herausgreife: 

„Seit einem halben Jahre iſt unſer Seelſorger aus unſerer 
Gemeinde vertrieben. Wir haben nun den Laiengottesdienſt 
bei uns eingerichtet. An Sonn- und Feiertagen verſammeln wir uns 
in unſerm Gotteshauſe, um in gemeinſamer Andacht durch Gebet und 
Geſang Gott zu verherrlichen. Unſere Toten beſtatten wir 
ſelbſt: Unter Vortragung des Kreuzes und mit dem üblichen Trauer— 
geſang bringen wir die Leiche zum Grabe und, nachdem wir hier in 
hergebrachter Weiſe drei Vater unſer“ gebetet haben, begeben wir 
uns in die Kirche, um noch ein gemeinſames Gebet für die Seelen— 
ruhe des Verſtorbenen zu beten.“ (Bericht aus der Gemeinde Dons— 
brüggen am Niederrhein, „Germania“ 1875, Beil. zu Nr. 7.) 

Durch Erkenntnis des Obertribunals vom 6. April 1875 
wurde erklärt, daß die Predigt eines Geiſtlichen ohne ſtaatliche 
Amtsautoriſation in einer Kirche eine Amtshandlung im Sinne der 
Maigeſetze ſei, die mit Geldbuße, Internierung, Landesverweiſung 
zu beſtrafen ſei. (Eingabe der deutſchen Biſchöfe an die preußiſche 
Regierung vom April 1875.) 

„Preußiſche Gerichte haben es als ein maigeſetzwidriges 
Delikt behandelt und verfolgt, wenn eine Losſprechung im 
Beichtſtuhle nicht erteilt worden iſt. . . .. . In Preußen werden 
junge Kleriker, weil ſie ihre erſte Meſſe, ihre Primizmeſſe, in 
ihrem Heimatsorte geleſen haben, dafür maigeſetzlich verfolgt und 
beſtraf te. Viele Hunderte von Pfarreien im Staate Preußen 
entbehren jeder Seelſorge, und zwar bis zur Spendung der 
Sterbeſakramente wird maigeſetzlich gegen die zu dieſer geiſtlichen 
Verrichtung nicht maigeſetzlich Berufenen vorgegangen und werden 
Verurteilungen ausgeſprochen.“ (Peter Reichensperger im 
Abgeordnetenhaus am 22. November 1877.) 

„Nach der am 15. April 1876 erfolgten Verhaftung des 
Pfarrers Jaros in Zottwitz bei Ohlau war auf Anordnung des 
zuſtändigen Erzprieſters Beer in Ohlau die Übertragung der 
konſekrierten heiligen Hoſtien aus der Pfarrkirche zu Zottwitz 
in die Pfarrkirche zu Ohlau bewirkt worden. Die Übertragung er— 
folgte in einem der Chlauer Pfarrkirche zugehörigen Kelche durch 
einen Geiſtlichen. Am 18. April fand bei dem Erzprieſter Beer in 
deſſen Abweſenheit eine Hausſuchung ſtatt; dieſelbe wurde auch auf 
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die Kirche ausgedehnt. Auf Verlangen der mit der Hausſuchung 
betrauten Perſonen ſchloß der Glöckner die Kirche auf; der Gendarm 
öffnete die Tabernakel des Hochaltars und des St. Anna— 
Altars, nahm aus letzterem eine größere und eine kleinere 
Hoſtie heraus und trug dieſelben in der Hand nach dem 
Bureau des Landratsamtes, um ſie einem in Zottwitz leben— 
den ſuspendierten Geiſtlichen zur Rekognoszierung vorzu— 
legen. Nachdem dies geſchehen, wurden die heiligen Hoſtien von 
dem Polizeibeamten wieder in die Kirche zurückgetragen und in das 
Tabernakel gelegt.“) (Aus einer am 18. Mai 1876 im preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe eingebrachten Interpellation: bei Schulte, Geſchichte 
des Kulturkampfes, S. 459.) 

Wegen Verweigerung der Abſolution im Beichtſtuhl 
wurden mehrere Geiſtliche zu Gefängnis verurteilt. (Vgl. Schulte, 
Geſchichte des Kulturkampfes, S. 459.) 

Ein Kaplan blieb fünf Jahre lang aus ſeiner Heimat — 
Meſchede in Weſtfalen — ausgewieſen, weil er „maigeſetzwidrig“ 
beerdigt hatte. (Schulte, a. a. O., S. 525.) 

„Wir vermögen nicht zu faſſen, wie ſakramentale Hand— 
lungen, welche doch ganz ausſchließlich übernatürliche 
Zwecke verfolgen und unzweifelhaft dem inneren Leben 
der Kirche angehören, derzeit erſchwert, gehindert, ſtrafrechtlich 
verfolgt werden.“ (Aus einer Immediateingabe ſchleſiſcher Katholiken 
an den Kaiſer vom 5. November 1878: Schulte, a. a. O., S. 546.) 

„Es gibt meilenweite Strecken in Preußen, auf denen 
ein Prieſter nicht mehr anzutreffen ift. Und wenn dann in der X Für⸗ 
ſorge für die geiſtlichen Bedürfniſſe des Volkes Männer ſich finden, die 
verkleidet gehen müſſen, um den Sterbenden die Sakramente 
zu bringen und die Toten zu beerdigen, dann wird auf dieſe 
Geiſtlichen Jagd gemacht, wie auf Wild, und ganze . 
werden aufgeboten, um einen Prieſter feſtzunehmen, der das Ver 
brechen begangen hat, einen Kranken auf dem Sterbebett zu 
tröſten.“ (Windthorſt im preußiſchen Abgeordnetenhaus am 
9. Dezember 1880.) 


) Gerade dieſer Vorgang, bei dem ein Gendarm in durchaus unge— 
höriger Weiſe am „Allerheiligſten“, was der religiöſe Katholik kennt, ſich 
vergriff, an der konſekrierten Hoſtie, zeigt beſonders deutlich, ein wie ſcharf 
religions feindlicher Geiſt allmählich in die Kulturkampfgeſetzgebung einge— 
drungen war. 
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Auch ich ſelbſt weiß über Eindruck und über Wirkung der 
Kulturkampfgeſetze zu berichten. Als der Kulturkampf am heftigſten 
tobte, ſah und fühlte ich ſeine religionsfeindlichen Wirkungen aus 
nächſter Nähe. 

Mein elterliches Haus, im Kreiſe Geldern gelegen, war der 
Zufluchtsort vieler Geiſtlichen, die ſich verſteckt dort aufhielten und 
bei Nacht und Nebel, als Bauern oder Handwerker verkleidet, 
Kranken und Sterbenden die Tröſtungen der katholiſchen Religion 
ſpendeten. Mehr als einmal habe ich als junger Menſch in einem 
mit flott gehenden Ponies beſpannten leichten Wagen „maigeſetzlich“ 
verfolgte Prieſter Gendarmen und Poliziſten entzogen, oder ſie auf 
Feld- und Waldwegen zu Kranken und Sterbenden gefahren. 
Gemeinſam mit meinem älteren Bruder (dem jetzigen Herrenhaus— 
mitgliede) habe ich den in der Feſtung Weſel internierten 
Biſchof von Paderborn, Dr. Martin, befreit und in unſerm 
Wagen über die holländiſche Grenze zu Verwandten gebracht. 
Wochenlang weilte der ſteckbrieflich verfolgte damalige Weihbiſchof 
von Gneſen und Posen heimlich bei uns. Den verhafteten Erz— 
biſchof von Köln, Dr. Melchers, ſah ich im Kölner Stadt— 
gefängnis, als „Korbflechter“ Melchers — ſo wurde er in den 
Gefängnisliſten bezeichnet — zwiſchen anderen Gefangenen; kurz eine 
Reihe von Begebniſſen erlebte ich, die mir den Kulturkampf in der 
Art, wie er geführt wurde, als Religionsbedrückung erſcheinen 
laſſen mußten. 

Und wie mir, ſo ging es natürlich allen anderen Katholiken 
auch. Der Ingrimm gegen die Regierung, die ſolches zuließ und 
durch ihre Geſetze ſogar beförderte, war ein gewaltiger und — leider 
iſt es die Wahrheit — ein berechtigter, weil die Vergewaltigung 
religiöſer Gefühle mit Händen zu greifen war. Dem entſprechend 
machte ſich der Ingrimm inſtinktiv auch in religiöſer Weiſe Luft. 

Typiſch war dafür das Verhalten der Volksmenge bei der Ver— 
haftung des Erzbiſchofs von Köln. Tauſende füllten den weiten 
Platz vor dem erzbiſchöflichen Hauſe, und als der Erzbiſchof, vom 
Polizeikommiſſar begleitet, über die Schwelle ſchritt, da ſtimmten dieſe 
Tauſende das religiöſe Lied aus der katholiſchen „Singmeſſe“ an: 
„Wir ſind im wahren Chriſtentum, Herr Gott, Dir glauben 
wir.“ Die ergreifende Szene, deren Zeuge ich war, brachte zum 
Ausdruck, was das katholiſche Volk im Kulturkampf dachte und wollte: 
Krieg gegen unſere Religion! und Kampf für unſere Religion! 


Moderner Staat und römiſche Kirche. 13 
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Kirchenpolitiſche Geſetze mit ſolchen die religiöſen Leiden— 
ſchaften erregenden Wirkungen ſind ſchlecht, und man begreift, wie 
damals die Worte von der „diokletianiſchen Verfolgung“ 
und vom „Knirſchen des inneren Menſchen“, die, wenn ich 
nicht irre, der Zentrumsabgeordnete von Mallinckrodt prägte, 
ein vieltauſendſtimmiges Echo in katholiſchen Gemütern weckten, ein 
Echo, das bis heute lebendig geblieben iſt. Denn auch heute 
noch löſt das in ſich ſo edele und ſchöne Wort „Kulturkampf“ beim 
katholiſchen Volke Stimmungen aus, die ſich mit Stimmungen in 
Religionskriegen ſo ziemlich decken; und wenn durch irgend ein 
Geſchehnis die Erinnerung an vor 30 Jahren wieder aufſteigt, dann 
ſteigt auch heute noch mit auf die Bitterkeit über das damals 
erlittene religiöſe Unrecht.!) 

Auf dieſe Weiſe iſt der Kulturkampf zum Unſegen geworden 
für Staat und Religion. Das in ihm aufgeſtellte kirchenpolitiſche 
„Programm“ hat das Gegenteil von dem bewirkt, was es bewirken 


) Ein Beiſpiel für viele: Das Geldernſche Wochenblatt, ein 
niederrheiniſches Zentrumsblatt, berichtet am 1. Dezember 1905 aus Krefeld: 
„Unter überaus zahlreicher Beteiligung wurde geſtern auf dem kleinen 
Friedhofe der Kapuziner die ſterbliche Hülle des hochw. Herrn b. Gregor, 
Guardian des hieſigen Kapuzinerkloſters, beigeſetzt. Der Tod des 
verdienten Ordensmannes weckt eine Reihe trauriger Kulturkampf— 
erinnerungen. Der Verſtorbene war unter der Herrſchaft der Maigeſetze 
zum Kaplan an St. Laurentius in Trier ernannt worden— Dieſe 
Ernennung des damaligen Kaplans Franz Schneiders war „geſetzwidrig“, 
und der Kaplan durfte daher keine prieſterlichen Funktionen ausüben. Er 
tat dies trotzdem und wurde verurteilt und ſchließlich am Allerheiligenfeſte 
1874, als er in St. Laurentius das Hochamt hatte, nach beendetem Amte 
vom Altare weg verhaftet und ins Gefängnis abgeführt. Der 
Fall erregte damals ungeheures Aufſehen. Bereits nach der hl. Wandlung 
waren mehrere Polizeibeamte in die Kirche eingedrungen und allmählich nach 
dem Altar vorgerückt, um ſich zu vergewiſſern, ob Herr Schneiders ſich 
auch am Altare befinde. Das Publikum merkte aber die Abſicht und wurde 
unruhig. Alles drängte den Poliziſten nach; durch den Druck wurde ſchließ— 
lich die prächtige Kommunionbank zertrümmert. Rufe: „Hinaus mit der 
Polizei!“ ertönten. Selbſt auf dem Altare ſtanden Herren aus dem 
Publikum, um den Kaplan zu ſchützen. Als die Polizei ſchließlich geſtoßen 
wurde, griff ſie zur Waffe, wobei Blut in der Kirche floß. Schließlich faßte 
der Kommiſſar den Kaplan am Arm und ſagte zu ihm „Sie find verhaftet!“ 
Mit den Waffen bahnte ſich die Polizei einen Weg ins Freie. Sechs 
Trierer Bürger wurden ſpäter vor das Saarbrücker Gericht geſtellt und 
und wegen Widerſtandes gegen die Staatsgewalt und Tätlichkeiten gegen 
Polizeibeamte zu Gefängnis bis zu einem Jahr verurteilt.“ 
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wollte. Wenige feiner Maßregeln trafen den Gegner, für den fie 
beſtimmt waren: den Ultramontanismus; die meiſten ſchnitten 
ein in die katholiſche Religion. 

Wegen der engen Verbindung, in die ſich der Ultramontanis— 
mus zur katholiſchen Religion geſetzt hat, wegen des wahrhaft 
diaboliſchen Geſchickes, mit dem er ſich in das katholiſch-religiöſe 
Gewand zu hüllen verſteht, ſtempelten die Schläge, die ungewollt, aber 
unbedacht gegen die katholiſche Religion geführt wurden, ihn, den Ver— 
wüſter der Religion, zum Märtyrer. Nicht Wünſchenswerteres, weil nichts 
Lohnenderes, gibt es aber als den Glorienſchein religiöſen Martyriums. 

Dieſer Glorienſchein iſt dem Ultramontanismus durch die Kultur— 
kampfgeſetze in früher faſt nie dageweſener Weiſe verliehen worden. 

An den unſeligen Folgen des verfehlten Kulturkampfprogramms 
leiden wir noch heute ſchwer. 

Die führende Stellung des Zentrums in der Volksvertretung iſt 
eine Wirkung der Entgleiſungen des Kulturkampfes auf religiöſes 
Gebiet. Was das katholiſche Volk ſelbſt ſah und fühlte: die vielfache 
Verletzung ſeiner berechtigten religiöſen Gefühle, und wogegen es 
ſich wie ein Mann zuſammenſchloß, wurde von der ultramantanen 
Preſſe geſchickt benutzt, um bis in die entlegenſte Bauernhütte den 
felſenfeſten Glauben zu wecken, daß der preußiſche Staat einen 
Religionskrieg führe. Und dieſer Glaube iſt bis heute lebendig 
erhalten worden. Er treibt immer und immer wieder die 
Katholiken an die Zentrumswahlurne. Der Stimmzettel, 
den die katholiſchen Wähler abgeben, iſt nicht ein politiſches, 
ſondern ein religiöſes Bekenntnis, und deshalb ſind die 
Zentrumswahlergebniſſe jo gut wie unabhängig vom 
wechſelnden Winde der Politik, von den verſchiedenen Auf— 
faſſungen politiſcher oder wirtſchaftlicher Fragen; deshalb 
iſt das Zentrum, bei all ſeiner buntſcheckigen politiſchen 
und ſozialen Zuſammenſetzung, ein Ganzes. 

So bildet die Kulturkampfzeit der ſiebziger und achtziger Jahre 
des vorigen Jahrhunderts eines der betrübendſten Blätter preußiſch— 
deutſcher Geſchichte. Religiös und politiſch ſteht dieſe Zeit da als 
eine unheilvolle. 

So wahr dies iſt, ebenſo wahr iſt aber auch, daß ein richtig 
geführter Kulturkampf ein Segen iſt für Staat und Kirche, nicht nur 
in Preußen-Deutſchland, ſondern auf der ganzen Welt. 
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Zweites Kapitel. 
Das richtige Programm. 


I. Programmſtandpunkt und Programmvorausſetzung. 

Klare, zielbewußte Stellungnahme gegenüber der in ihren Kund— 
gebungen ſeit dem 11. Jahrhundert bis heute ununterbrochen als 
ſtaats- und kulturfeindlich ſich erweiſenden römiſchen Kirche (vgl. oben 
S. 13— 176), zugleich mit dem feſten Willen, die Stellungnahme 
als Programm und Syſtem durchzuführen, iſt eine weltgeſchicht— 
liche Kulturtat. 

Nur von der Höhe dieſes Standpunktes aus darf ein Programm 
wider den Ultramontanismus entworfen, durchgeführt und — ich 
füge das bei für meine Kritiker — beurteilt werden. 

Die Geſchichte der Jahrhunderte vor uns ebenſo wie die Ge— 
ſchichte der unmittelbaren Vergangenheit und die der Gegenwart lehren 
in unzweideutiger Beſtimmtheit, daß die ultramontaniſierte römiſche 
Kirche, weil ſie ſich in Gegenſatz geſetzt hat zum Chriſtentum Chriſti 
und zu ſeiner Auffaſſung von Staat und Kultur, ein ſtändiger Feind 
dieſer beiden großen Förderungsfaktoren der Menſchheit, des Staates 
und der Kultur, nicht nur tatſächlich geweſen iſt, ſondern grundſätz— 
lich ſein mußte. 

Seit Rom das ultramontane Rom iſt, d. h. mindeſtens ſeit 
Gregor VII. (ſ. oben S. 12f.), hat es Frieden zwiſchen der römiſchen 
Kirche und dem Staate nicht gegeben. Der kirchenpolitiſche Kampf, 
oft der blutige, immer der erbitterte, hat ſich fortgeſetzt von Geſchlecht 
zu Geſchlecht, von Jahrhundert zu Jahrhundert; alle Völker und 
Staaten Europas find in ihn hineingezogen worden. 

Unſummen volkswirtſchaftlicher und kultureller Kräfte ſind durch 
dieſen Kampf nutzlos vergeudet, ſchädlich verwendet worden; gewaltige 
Hemmniſſe hat er der Weiterentwickelung der Kultur in den Weg 
gelegt: kurz Rom mit ſeinen kirchenpolitiſchen Anſprüchen und 
kulturellen Grundſätzen ſteht ſeit einem vollen Jahrtauſend da als 
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der große Gegner alles deſſen, worauf ſtaatliche Selbſtändigkeit und 
kultureller Fortſchritt beruhen.“) 

Iſt dem ſo — und wer kann leugnen, daß es ſo iſt — dann 
ſtellt ſich der Kampf gegen den ultramontanen Kulturfeind, der 
Kulturkampf, nicht nur als eine ſtaatsrechtliche und kulturelle Not⸗ 
wendigkeit dar, ſondern ſeine Organiſierung und Syſtemati— 
ſierung iſt — ich wiederhole es — eine politiſche und ſozial— 
kulturelle Großtat, deren Vollbringung jede weitblickende Regierung 
locken, zu deren Durchführung jedes Kulturvolk ſeine äußerſten Kräfte 
anſpannen müßte. 

Das Ziel einer weiſen und ſtarken Regierung und das Streben 
eines mächtigen Volkes können und dürfen nicht ſein: Deckung und 
Befriedigung von Tagesbedürfniſſen, Erreichung von Augenblicks— 
erfolgen, ſondern Ziel und Streben müſſen gerichtet ſein auf die Zu— 
funft, auf Schaffung weiter und freier Bahnen, die den Fortſchritt 
ermöglichen, und auf Beſeitigung der Zukunft und Fortſchritt be— 
drohenden Gefahren. 

Unſtaatsmänniſch iſt es auch, die kulturelle und politiſche 
Betätigung von Staat und Volk auf Materielles und ſeinen Schutz 


1) Damit leugne ich nicht, daß Rom und das Papſttum Verdienſte um 
die Kultur oder beſſer um die Ziviliſation ſich erworben haben. In meinem 
Werke: „Das Papſttum in ſeiner ſozialkulturellen Wirkſamkeit“ 
(5. Auflage, J, 7f.) ſind ſie aufgezählt und anerkannt. Aber ganz abgeſehen 
davon, daß den Verdienſten ein Rieſenkonto von Mißverdienſt gegenüberſteht, 
ſind dieſe Verdienſte ſtets ſo einſeitig-beſchränkter Natur, daß gerade ſie die 
innere und weſenhafte Unfähigkeit des Papſttums, Förderer der Kultur in 
ihrem eigentlichen und tiefſten Sinne zu ſein, ſchlagend dartun. 
Die ziviliſatoriſch-kulturellen Verdienſte Roms liegen nämlich faſt ausſchließ— 
lich auf jenen Gebieten menſchlicher Tätigkeit, bei denen Denk- und 
Forſchungsfreiheit nicht oder doch weniger in Betracht kommen. Rom 
und das Papſttum ſind und das iſt ein hoch anzuſchlagendes Verdienſt 
Schützer und Erhalter der griechiſch-römiſchen Kultur mit ihren literariſchen 
und künſtleriſchen Schätzen geweſen. Das Papſttum war der mächtige 
Mäcen für die großen Genies der Renaiſſance; es hat durch ſeinen Reich— 
tum Rom zur bleibenden Muſterkunſtſtätte für die Welt und damit zum 
künſtleriſchen Jungbrunnen gemacht. Das ſind unbeſtreitbare Verdienſte, 
und bei ihrer Wertung ſehe ich ganz davon ab, daß all dies nicht zur Auf— 
gabe des Papſttums als der „Stellvertreterſchaft Chriſti“ gehört. 
Wo immer aber der Menſchengeiſt auf neuen Bahnen ſich frei aufwärts 
bewegen, in freier Tätigkeit neue Kulturſtufen erſteigen, neue Wiſſens- und 
Forſchungsgebiete ſelbſtherrlich erſchließen wollte, da war das Papſttum 
der Hemmſchuh. 
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(Landwirtſchaft, Handel, Induſtrie, Heer, Flotte) zu beſchränken. 
Das Ideelle, die immateriellen Kulturgüter, die ſich zuſammenfaſſen 
laſſen in das Wort: religiöſe, bürgerliche, politiſche und wiſſenſchaft— 
liche Freiheit, ſtehen weit höher, und ſie ſind, was viel zu wenig 
beachtet wird, der notwendige Untergrund auch für materiellen Fort— 
ſchritt. Denn Volkswohlſtand verdorrt, wenn Befruchtung durch 
ideelle Kulturwerte ihm fehlt. 

Nur der Staatsmann iſt alſo groß und nur das Volk erfaßt 
ſeine Kulturmiſſion ganz, die ihre Politik von dieſem Standpunkte 
aus betreiben. 

Kann es nun aber eine größere, Zukunfts- und Gegenwarts— 
kultur umfaſſendere, Ideelles und Materielles ſtärker ſchützende Auf— 
gabe für einen Kulturſtaat geben, als in wohlüberlegtem Plane der— 
jenigen Macht ſich entgegenzuſtellen, die wie keine zweite als grund— 
ſätzlicher Gegner politiſcher und kultureller Entwickelungsfreiheit auf— 
tritt, die wie keine zweite international und die mächtiger als alle 
übrigen Mächte iſt, weil ſie, in religiöſes Gewand gekleidet, ihre 
ſtaats- und kulturfeindlichen Anſprüche als religiöſe Forderungen 
religiöſen Herzen, Gemütern und Gewiſſen einprägt? 

Der Kampf gegen dieſe Macht iſt Kulturkampf großen 
Stiles, mit weltgeſchichtlichem Hintergrunde und welt— 
geſchichtlichem Ausblicke. 

In einem ſolchen Kulturkampfe geſchieht niemand unrecht, 
denn der Staat bleibt innerhalb ſeines zuſtändigen Gebietes. 

Und hierin liegt, wie ſchon oben hervorgehoben worden iſt, das 
Berechtigte, das Unanfechtbare und damit der endliche Erfolg des 
Kulturkampfes: die Religion, ihre Lehren, Gebräuche und 
gottesdienſtlichen Verrichtungen bleiben unangetaſtet. Keiner ihrer 
Religionsdiener, vom Papſte angefangen bis zum letzten tonſurierten 
Kleriker, wird wegen Ausübung kirchlich-religiöſer Amter oder wegen 
Vornahme religiös-ſeelſorglicher Handlungen behelligt. Frei lebt der 
Katholik ſein Glaubensleben, denn frei beſucht er ſeine Gotteshäuſer, 
frei empfängt er ſeine Heilsmittel, die Sakramente, frei genießt er 
jede Art von religiöſer Tröſtung. Aber auch frei ſteht neben der 
freien Religion der freie Staat und erfüllt frei ſeine Kulturaufgaben, 
für deren Ziel und Maß er ſich ſelbſt frei Grenzen und Richtlinien ſteckt. 

Noch ein anderer Punkt von grundlegender Bedeutung iſt vor 
Entwickelung des eigentlichen Programms zu beſprechen: die Parität.) 


) Das folgende gibt den weſentlichen Inhalt eines ſchon im 
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Der moderne Staat hat mit vollem Rechte die Erlangung ſtaat— 
licher Amter und Ehrenſtellen verfaſſungsmäßig unabhängig gemacht 
vom religiöſen Bekenntniſſe der Bewerber. Gleichheit der 
ſtaatsbürgerlichen Stellung trotz Ungleichheit der Religion 
iſt das Weſen der Parität. 

Nun ſehen wir aber — und dieſe Tatſache iſt gar nicht zu be— 
ſtreiten —, daß in Preußen, und in vielen anderen Staaten auch, 
die Parität bei Vergebung einflußreicher, leitender Staatsämter und 
Beamtenſtellen in bezug auf die Katholiken nicht geübt wird. Grund 
dieſer Imparität iſt aber nicht die katholiſche Religion, deren Auf— 
faſſung vom Staate ſich mit jedem Staatsweſen verträgt (vgl. oben 
S. 1), ſondern Grund und zwar berechtigter, notwendiger Grund der 
Imparität iſt der Ultramontanismus, wie wir ihn (S. 13— 176) 
in ſeinen Anſprüchen kennen gelernt haben. 

Ich muß etwas weiter ausholen, um den richtigen Paritäts— 
begriff klarzulegen. 

Man behandelt die Paritätsfrage als Rechenexempel und be— 
hauptet, ſie ſei zu löſen nach den Regeln des Dreiſatzes: In dem 
und dem Staate leben jo und jo viele Millionen Proteſtanten und fo 
und ſo viele Millionen Katholiken, alſo müſſen auch ſo und ſo viele 
proteſtantiſche und ſo und ſo viele katholiſche Beamten in allen 
Graden verteilt ſein. 

Ja, iſt denn der Staat und ſein Beamtentum eine Maſchine 
ohne Geiſt und intellektuelles Leben, ohne Grundanſchauungen und 
Prinzipien, eine Maſchine, bei der nichts darauf ankommt, ob ſie ſo 
oder jo konſtruiert iſt, ob fie von Leuten bedient wird, die dieſe oder 
jene oder auch gar keine Geſinnung haben? Sind denn die Lebens— 
funktionen des Staates, die Tätigkeitsprodukte ſeiner Beamten rein 
materieller Natur, ihren Abſchluß findend im Wege-, Brücken-, Kanal— 
und Eiſenbahnbau? Doch wohl nicht. Der Staat iſt ein intellektuelles 
Ganzes, geleitet und getragen von Ideen, Grundſätzen, 
Prinzipien; und eben deshalb kann er auf ſeinen führenden, ton— 
angebenden Poſten nur Leute brauchen, die die gleichen Ideen, die 
gleichen Grundſätze, die gleichen Prinzipien haben und vertreten, wie 
er ſelbſt. Das iſt die richtige Parität, die paritas der ſtaats— 


Jahre 1894 von mir geſchriebenen Aufſatzes wieder: „Die Parität 
im Preußiſchen Staate“ (Preußiſche Jahrbücher, Mai— 
heft 1899, S. 314-344). 
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rechtlichen und kulturellen Geſinnung, auf die allein der 
Staat Rückſicht nehmen kann und auf die allein er bei Vergebung 
ſeiner Stellen achten muß; nicht aber jene „Parität“, die nach der 
Bevölkerungsziffer ſich bemißt und die ein Schuljunge auf der 
Schiefertafel auszurechnen imſtande iſt. Was jedem Hausweſen, 
jeder Stadtgemeinde, jedem Verein Lebensbedürfnis iſt und Vor— 
bedingung für geſunde Entwickelung, das iſt es auch für den Staat. 
„Jedes Reich, das in ſich ſelbſt uneinig iſt, geht zugrunde.“ 

Darüber läßt ſich wohl nicht ſtreiten, und man wird zugeben 
müſſen, daß eine Staatsregierung um ſo lebenskräftiger und wirkungs— 
fähiger iſt, je mehr ihre Mitglieder in den Haupt- und Grundfragen 
von ein und demſelben Geiſt beſeelt, von ein und derſelben Au— 
ſchauung getragen find. Die Pflicht der Selbſterhaltung verbietet 
es dem Staate, Männer in ſeine Vertretung und Leitung aufzu— 
nehmen, die in den wichtigſten Fragen auf anderem Standpunkte 
ſtehen, wie er ſelbſt, deren ganze Kraft und Tätigkeit nicht aufgehr 
in ſeinem Dienſt, ſondern die zugleich, und zwar an erſter Stelle, 
Diener und Anhänger einer anderen, äußeren Macht ſind; Männer, 
die in ihrem innerſten Gewiſſen und unter Vermeidung der ſchwerſten 
und peinlichſten Strafen verpflichtet ſind, dieſer Macht unbedingte 
Gefolgſchaft zu leiſten, auch dann und gerade dann, wenn dieſe 
andere Macht und der Staat in ihren Auffaſſungen von Pflicht und 
Recht kollidieren. 

Kurz, die Parität, aufgefaßt als Gleichheit nach dem Prozentſatz 
der Konfeſſionen, iſt, weil rein mechaniſch und äußerlich, unvernünftig 
und als Grundlage für die Verteilung der ſtaatlichen Amter abſolut 
unbrauchbar. Nur unter der Vorausſetzung gleicher Geſinnung 
zwiſchen Staat und Konfeſſionen in bezug auf die Grundſätze des 
öffentlich⸗ſtaatlichen Lebens iſt paritätiſche Behandlung der Konfeſſionen 
möglich. 

Übrigens liegt eine eigentümliche, viel zu wenig beachtete Ironie 
in der von der römiſchen Kirche geſtellten Forderung nach „Parität“. 

Die römiſche Kirche verlangt nämlich vom nichtkatholiſchen Staat 
Sitz und Stimme in ſeinen höchſten Regierungsſphären, während ſie 
ſelbſt in einem von ihr geleiteten Staate unweigerlich jedes nicht— 
katholiſche Element aus dieſen Regionen ausſchließen würde. Hätte 
z. B. in Preußen die Kirche die Herrſchaft, wäre die preußiſche 
Verfaſſung nach römiſchen ſtaats- und kirchenrechtlichen Grundſätzen 
eingerichtet, ſo könnten 13 Millionen und noch mehr Proteſtanten in 


201 


Preußen wohnen, dennoch wäre und würde kein einziger Minifter, 
kein einziger Oberpräſident oder hoher Verwaltungsbeamter, ſelbſt 
kein einziger Landrat jemals der nach Millionen zählenden 
proteſtantiſchen Bevölkerung entnommen, ſondern abſolute Imparität 
wäre oberſter Grundſatz (vgl. oben S. 149 — 173). 

Könnte man nicht der römiſchen Paritätsforderung mit dem 
Hinweis auf dieſe Wahrheit von vornherein die Berechtigung ab— 
ſprechen?, fie a limine abweiſen? Wie kann ich von einem andern 
etwas als „Recht“ beanſpruchen, das ich ihm, wäre er an meiner 
und ich an ſeiner Stelle, abſolut verweigern würde? So ſcheint es; 
aber man vergeſſe nicht, daß auf dieſe Fragen die ultramontane 
Antwort lautet: „Sind wir in der Minderheit, ſo fordern wir unſere 
Rechte nach euern Grundſätzen, ſind wir in der Mehrheit, ſo ver— 
weigern wir eure Rechte nach unſeren Grundſätzen“ (vgl. oben S. 164). 

Doch was nützen alle rechtsphiloſophiſchen und ſtaatsrechtlichen 
Erörterungen, wenn die katholiſche Kirche ein verfaſſungsmäßig 
garantiertes Anrecht auf „Parität“ ſchon beſitzt, und zwar in dem 
Sinne, wie die katholiſche Preſſe und das Zentrum ſie fordern? 
Allerdings, hat die Verfaſſungsurkunde z. B. des Preußiſchen 
Staates den Katholiken dieſe „Parität“ gewährleiſtet, dann iſt die 
Sache entſchieden; dann mag man bedauern, daß ſolch eine Gewähr 
in der Verfaſſung ſich findet, aber ſo lange ſie beſteht, hat man ihr 
entsprechend zu handeln. 

Die Exiſtenz dieſer „verfaſſungsmäßigen Parität“ leugne ich 
nun aber auf das allerentſchiedenſte. Dieſe „Parität“ iſt eine ſtaats— 
rechtliche Sage, die tatſächlich in der preußiſchen Verfaſſung nicht 
begründet iſt. Artikel 4 und 12 der preußiſchen Verfaſſung kommen 
hier in Betracht. Artikel 4 lautet: „Die öffentlichen Amter find unter 
Einhaltung der von den Geſetzen feſtgeſtellten Bedingungen für alle 
dazu Befähigten gleich zugänglich.“ Dieſer ganz allgemeine Grund— 
ſatz erhält dann im Artikel 12, auf die verſchiedenen religiöſen 
Bekenntniſſe angewandt, folgende Faſſung: „Die Freiheit des 
religiöſen Bekenntniſſes, der Vereinigung zu Religionsgeſellſchaften 
und der gemeinſamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung 
wird gewährleiſtet. Der Genuß der bürgerlichen und ſtaats— 
bürgerlichen Rechte iſt unabhängig von dem religiöſen 
Bekenntniſſe. Den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit 
kein Abbruch geſchehen.“ 
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Was iſt nun der Sinn dieſer Sätze? 

Auf zwei Dinge, die aber in unmittelbarſter Beziehung zu— 
einander ſtehen, beziehen ſie ſich: auf die bürgerlichen und ſtaats— 
bürgerlichen Rechte und auf die bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten. Die Erlangung erſterer wird unabhängig erklärt von 
dem religiöſen Bekenntnis; die Erfüllung letzterer wird ſicher geſtellt 
gegen ihre etwaige Schädigung durch irgend ein religiöſes Bekenntnis. 

Wäre alſo erwieſen, daß irgend ein „religiöſes“ Bekenntnis in 
vielfachem und ſchneidendem Widerſpruche ſtände mit den bürgerlichen 
und ſtaatsbürgerlichen Pflichten, d. h. daß die Lehre dieſes Bekennt— 
niſſes es ſeinen Bekennern unmöglich macht, ihre bürgerlichen und 
ſtaatsbürgerlichen Pflichten, fo wie der Staat fie auffaſſen muß, 
zu erfüllen, ſo wäre damit auch bewieſen, daß für die Anhänger 
dieſes „religiöſen“ Bekenntniſſes von einem ſchrankenloſen Genuß der 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte nicht die Rede ſein kann, 
und daß alle jene Rechte ihnen verfaſſungsmäßig nicht zu— 
ſtehen können, deren entſprechende Pflichten ſie wegen 
ihres religiöſen Bekenntniſſes zu erfüllen nicht im— 
ſtande ſind. 

Rechte ohne Pflichten gibt es nicht. Will ich für mich das 
Recht beanſpruchen, z. B. preußiſcher Staatsminiſter zu werden, ſo darf 
ich nicht durch mein „religiöſes“ Bekenntnis gehindert ſein, die mit 
dieſer Stellung weſentlich verbundenen Pflichten zu erfüllen. Iſt 
dies Hindernis für mich vorhanden, ſo wird eben deshalb mein 
„Recht“ auf Anſtellung und Beförderung illuſoriſch. Andere, denen 
jenes Hindernis nicht im Wege ſteht, erlangen das betreffende Amt, 
ich und meine Religionsgenoſſen erlangen es nicht und können es 
nicht erlangen. 

Tatſächlich würde alſo bei Vergebung der Staatsämter eine 
imparitätiſche Behandlung eintreten, aber an dieſer Imparität iſt 
dann nicht der Staat, ſondern das betreffende „religiöſe“ Bekenntnis 
ſchuld, inſofern es die allerweſentlichſte Vorausſetzung und 
das untrennbare Korrelat von Amtern und Stellungen, 
nämlich die Erfüllung der mit ihnen verbundenen Pflichten, 
leugnet oder unmöglich macht. 

Der Artikel 12 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat beſagt alſo: „Die Befähigung zur Teilnahme an der Gemeinde— 
oder Landesvertretung und zur Bekleidung öffentlicher Amter — denn 


das iſt offenbar der Inhalt der „bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
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Rechte“ — iſt unabhängig vom religiöſen Bekenntnis, d. h. jeder 
preußiſche Untertan, welcher Religion er auch angehöre, kann alle 
dieſe Rechte erwerben, falls ſein religiöſes Bekenntnis ihn 
nicht hindert, die dieſen Rechten entſprechenden Pflichten 
zu erfüllen“; und damit wahrt ſich der Preußiſche Staat 
das verfaſſungsmäßige Recht, jene Bewerber, denen dies 
Hindernis anhaftet, nicht zu berückſichtigen. 

Das iſt Sinn und Bedeutung des Artikel 12; ſo erläutert ihn 
ſchon deutlich die Denkſchrift des Miniſters von Ladenberg, die 
als „Motive“ dem Verfaſſungsentwurf beigegeben war: „Sollte 
alſo z. B. künftig eine Religionsgeſellſchaft . . . . die Ver— 
faſſung des Staates angreifen, oder ſollte ſie die neben 
ihr ſtehenden Gemeinſchaften in ihrem verfaſſungsmäßigen 
Rechte kränken . . . . oder den öffentlichen Frieden ſtören, 
ſo würde ſie ſich vergeblich gegen die regreſſiven Maßregeln 
der Staatsgewalt auf die Freiheit berufen.“ 

Kurz gefaßt läßt ſich alſo in aller Wahrheit ſagen: Nicht 
abſolute Parität bei Vergebung von Staatsämtern gewährleiſtet 
die preußiſche und jede andere Verfaſſung, ſondern feſt und ent— 
ſchieden hält ſie für gewiſſe Fälle die Imparität aufrecht. 

Einige Erläuterungen über den Begriff von Staat und Kirche, 
im Anſchluß an das ſchon oben (S. 5f.) darüber Geſagte, führen zu 
noch größerer Klarheit. 

Die ethiſche und, wenn man will, ſtaatsrechtliche Baſis, auf 
welcher der Staat, als intellektuelles Ganzes aufgefaßt, ruht, iſt der 
Anſpruch und das Bewußtſein abſoluter Selbſtherrlichkeit. 
Der Staat iſt ein freier, ſouveräner Staat; er iſt die höchſte, 
vollendetſte Form der menſchlichen Vereinigung, mit dem höchſten 
und vollendetſten Zweck, den irdiſche Geſellſchaften kennen: das Ge— 
meinwohl in ſeiner umfaſſendſten Bedeutung. Er und er allein hat 
dieſen Zweck zu realiſieren, und deshalb müſſen auch alle jene Mittel 
ungehindert ihm zu Gebote ſtehen, die zur Erreichung dieſes Zweckes 
nötig ſind. Dieſe Mittel, als Tätigkeitsäußerungen betrachtet, laſſen 
ſich unter den einen Ausdruck faſſen: Autonomie. 

Autonom muß der Staat ſein: Er gibt ſich ſelbſt ſeine Geſetze; 
er allein erklärt ihren Sinn; er allein wacht über ihre Ausführung; 
er allein beurteilt ihre Zweckmäßigkeit. Autonom muß der Staat 
ſein: er wählt ſich ſelbſt ſeine Beamten; er allein entſcheidet über 
ihre Eigenſchaften und Befähigung; er allein ſchreibt ihnen ihre 
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Pflichten vor; er allein nimmt fie in Eid und Treue. Autonom 
muß der Staat ſein: ſeines Amtes iſt der öffentliche Unterricht und 
die öffentliche Erziehung, jene Grundbedingungen und Voraus— 
ſetzungen jeder ſtaatlichen und politiſchen Exiſtenz. Autonom muß 
der Staat ſein: er allein iſt Herr in ſeinem Gebiet; keine andere 
Macht hat das Recht, bei irgend einer ſtaatlichen Einrichtung, Ver— 
ordnung und Geſetz mitzuſprechen, mitzuregieren; äußerlich abge— 
ſchloſſen durch die Landesgrenzen gegen andere Staaten, iſt er auch 
innerlich in ſeiner Macht- und Rechtsſphäre abgeſchloſſen gegen jeden 
Eingriff und Einfluß fremder Gewalten, er iſt Souverän nach außen 
wie nach innen. 

Dieſe volle Autonomie nach allen Richtungen liegt im Begriffe 
des Staates als der höchſten und innerlich notwendigen Vereinigungs— 
form der Menſchen. Mit ihr und durch ſie iſt allerdings Unrecht 
und Mißbrauch der Gewalt möglich und leider nur zu oft wirklich, 
aber einen Richter und Beſtrafer der Unrecht übenden autonomen 
Staatsgewalt gibt es unter den Menſchen nicht. 

Das iſt der moderne Staat und ſein Recht. Neben dieſer Auf— 
faſſung ſteht eine andere —, die römiſch⸗kirchliche: 

Gibt es für alles Geſchaffene nur ein Prinzip, wie Vernunft 
und Glaube uns lehren, nach dem Schriftwort: Einer iſt der höchſte 
und allmächtige Schöpfer, ſo gibt es auch nur eine Ordnung des 
Univerſums und einen letzten Endzweck der geſamten Schöpfung. 
Dieſer Endzweck kann nur beſtehen in der Verherrlichung Gottes 
und in der ewigen Beſeligung der vernünftigen Geſchöpfe. Zu 
dieſem Endziel führt nun aber die Kirche hin. Sie iſt demnach 
nicht nur eine vollkommene Geſellſchaft, denn eine ſolche muß jene 
Genoſſenſchaft ſein, die zum vollkommenſten aller Güter hinleitet, 
ſondern ſie iſt auch, eben weil ihr Zweck der höchſte iſt, die höchſte 
unter allen Geſellſchaften. Hieraus folgt, daß jede andere Geſell— 
ſchaft, welchen Namen ſie auch führt, der Kirche unterſtehen und 
von ihr Norm und Richtung empfangen muß. Man mag daher 
den Staat erheben, wie man will, und ſeine Hoheit noch ſo ſehr 
ſteigern: ſeine Unterordnung unter die Kirche bleibt beſtehen, ſie 
beſitzt das Recht, alles zu korrigieren und zu annullieren, was etwa 
von der ſtaatlichen Gewalt ungerecht angeordnet worden wäre. Einen 
Konflikt zwiſchen Staat und Kirche ſollte es deshalb ſtreng ge— 
nommen nie geben können, da der Staat ſtets die Pflicht hat, der 
Kirche zu folgen, wenn dieſe ſpricht. Denn die Kirche iſt die allein 
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ſeligmachende, die allein exiſtenzberechtigte, unmittelbar von Gott 
eingeſetzte Heilsanſtalt. Sie umſpannt Himmel und Erde: den 
einzelnen, die Familie, die Gemeinden, den Staat; überwachend, 
lenkend und in vielen Punkten beherrſchend. Sie iſt die höchſte, 
abſolute Richterin und Geſetzgeberin auf dem Gebiete der Moral. 
Jede Frage, die auf dieſem ſchier unbegrenzten Felde ſich erhebt, 
gehört vor das Forum der Kirche, mag dieſe Frage nun das 
Familienrecht, das Staatsrecht oder das Völkerrecht betreffen; von 
ihrem, mit dem Anſpruch auf Unfehlbarkeit auftretendem Urteil gibt 
es keine Berufung; ein jeder, ob Privatmann oder Beamter, ob 
Bettler oder König, ob Katholik oder Proteſtant, hat ihrem Spruche 
ſich zu unterwerfen. Auch in allen anderen Fragen entſcheidet 
die Kirche, wenn ſie ſpricht, mit bindender Autorität: Haus und 
Schule, Heer und Steuerweſen, Wiſſenſchaft und Kunſt, nichts iſt 
ausgenommen. 

Alles kreiſt um den einen Mittelpunkt, die katholiſche Kirche; 
ſie ſelbſt ſteht in unwandelbarer Ruhe. Von ihr, als der Zentral— 
ſonne, empfangen die kreiſenden Geſtirne, die großen und die kleinen, 
all die tauſend und abertauſend Erſcheinungsformen der menſch— 
lichen Welt: Richtung, Kraft, Zielſtrebigkeit, Licht, Leben, Bahn 
und Bewegung. Jede Tätigkeitsäußerung, jede Regung des intellek— 
tuellen Lebens auf allen Gebieten menſchlichen Tuns, auf ſozialem, 
kulturellem und politiſchem Boden, ſoll durch den Einfluß der Kirche, 
dieſer von Gott entzündeten Sonne, gleichſam neu geſchaffen werden, 
und keinen Winkel des menſchlichen Alls ſoll es geben, nicht im Herzen 
des einzelnen, nicht in der Seele der Völker und Staaten, der nicht 
durch ihr Licht erleuchtet werde; keine zentrifugale Kraft des menſch— 
lichen Geiſtes ſoll ſich regen, die nicht an den beſtimmenden 
und leitenden Einfluß der zentripetalen Gewalt dieſer Sonne ge— 
bunden wäre. | 

Vergeblich ſuchte Archimedes den feſten Punkt, um die Erde 
aus den Angeln zu heben; hier, im Papſttum, iſt er: der Römiſche 
Papſt kann, geſtützt auf dieſe Theorie, das ſtolze Wort ausſprechen: 
in vir zu)oo! 

Wer will leugnen, daß Größe und Erhabenheit dieſen Stand— 
punkt auszeichnen? Aber — und das iſt hier entſcheidend — er 
iſt diametral entgegengeſetzt der modernen Weltanſchauung; 
er zerſtört die Fundamente, auf denen das Staatsleben 
aufgebaut iſt: Selbſtherrlichkeit und Autonomie. 
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Nach den oben (S. 13—136) mitgeteilten Belegen ſteht feit: 

In jedem Konflikt, der zwiſchen einer Staatsregierung 
und dem Papſte als Oberhaupt der römiſchen Kirche entſteht, 
muß jeder ultramontane Staatsbeamte nicht nur innerlich, 
der Geſinnung nach, auf Seite des Papſtes ſtehen, ſondern 
er muß, ſoweit die ſtrittige Frage ſeinen Amtskreis be— 
trifft, auch äußerlich die Partei des Papſtes ergreifen. Mit 
anderen Worten: Jeder ultramontane Staatsbeamte muß 
jede Weiſung, die ein Papſt in ſeiner Eigenſchaft als Ober— 
haupt der Kirche ihm gibt, ausführen; er darf keine ſtaat— 
liche Verordnung, kein ſtaatliches Geſetz, mag es ſich be— 
ziehen auf was immer, zur Ausführung bringen, wenn der 
Papſt dieſe Ausführung unterſagt und erklärt, dieſe Ver— 
ordnung und dieſes Geſetz ſeien der Lehre und den Grund— 
ſätzen der Kirche zuwider. 

Iſt es da möglich, daß ein Staat „Parität“ ſchranken- und be— 
dingungslos gewährt? Kann er, bei ſolcher Sachlage, die Ber: 
teilung der Staatsämter nur vom Prozentſatze der Konfeſſionen 
und der natürlichen Begabung der Bewerber abhängig machen? 
Iſt er nicht vielmehr verpflichtet, auch das „religiöſe“ Bekennt— 
nis in Anſchlag zu bringen, wenn und weil dieſes Bekenntnis 
mit den Grundſätzen und ſtaatsrechtlichen Maximen, auf 
denen er ſelbſt aufgebaut iſt, im Widerſpruche ſteht? 

Aber damit kämen wir ja zu der ungeheuerlichen Folgerung: 
alſo darf der Staat keinem Katholiken irgend ein Amt übertragen?; 
alſo ſind Katholiken und Katholizismus in toto regierungsunfähig? 

Hier, wie in vielen anderen Dingen, iſt glücklicherweiſe die 
Praxis geſtaltungsfähiger und deshalb auch vielgeſtalteter als die 
Theorie. 

Die Unmöglichkeit einer paritätiſchen Behandlung der Katho— 
liken im preußiſchen Staatsdienſt trifft nur "zu bei ſolchen Katho— 
liken, die alle Anſchauungen und Grundſätze der Kirche, auch in 
kirchenpolitiſcher Beziehung, vertreten, die niemals, auch nicht 
in weltlich-politiſchen Fragen, mit ihrer Kirche ſich in Widerſpruch 
ſetzen. Die anderen Katholiken, die man im Gegenſatz zu den 
„Ultramontanen“ als „liberale Katholiken“ bezeichnet, die den ſtaats— 
rechtlichen Grundſätzen ihrer Kirche nicht huldigen, haben zweifellos 
das Anrecht auf paritätiſche Behandlung im Staatsdienſt. Bei ihnen 
iſt abſolut kein Grund vorhanden, ſie von Staatsämtern auszu— 


ſchließen oder bei deren Verteilung irgendwie zu benachteiligen. Im 
Gegenteil! N 

Das eigentlich religiöſe Element, das in der katholiſchen Kirche 
als Religion zweifellos vorhanden iſt, und das ſolche „liberale“ 
Katholiken gerade ſo gut beſitzen und gerade ſo gut ſich wahren 
können, wie ihre „ultramontanen“ Glaubensgenoſſen; dies religiöſe 
Element iſt in hervorragender Weiſe geeignet, Treue, Gewiſſenhaftig— 
keit und Rechtlichkeit — Fundamentaleigenſchaften eines Staats— 
beamten — zu wecken und zu feſtigen und Männer heranzubilden, 
die im echten und wahren Sinne Gott geben, was Gottes, und dem 
Kaiſer, was des Kaiſers iſt. 

Die ultramontane Preſſe berührt bei Beſprechung der Paritäts— 
frage, auch dieſen Punkt und beklagt ſich, daß, ſelbſt wenn man 
die „liberalen“ Katholiken mit einrechnet, keine Parität geübt werde. 
Ich glaube allerdings, daß die Klage mehr ein taktiſcher Vorſtoß, als 
eine ernſtgemeinte Beſchwerde iſt, und daß, wenn wirklich ein ge— 
wiſſer Bruchteil der hohen Staatsämter mit dieſen „Auch-Katholiken“ 
— wie man ſie in ultramontanen Kreiſen geringſchätzend nennt — 
beſetzt würde, daß dann die nämliche Preſſe ſehr wenig zufrieden wäre. 
Aber wie dem auch ſei, wahrhaft ſtaatsmänniſch weiſe wäre es, dieſem 
Wunſche der ultramontanen Preſſe nachzukommen. Ein Doppeltes 
würde dadurch erreicht. 

Erſtens würde den Klagen über Imparität der Boden entzogen, 
indem eine erhebliche Anzahl von Katholiken in die Regierung und 
Verwaltung käme, und zwar ohne daß der Staat ein mit ſeinen 
Grundſätzen unverſöhnbares Element in die leitenden Kreiſe einge— 
führt hätte. Zweitens würde den vielen Katholiken, die zwar treu 
ſind ihrer Religion, aber nichts zu tun haben wollen mit den 
Geiſtliches und Weltliches verquickenden römiſch-ultramontanen 
Staatsrechtstheorien, Stärkung und Kräftigung zugeführt durch 
ein legitimes, von der ultramontanen Preſſe ſelbſt angeratenes Mittel. 

Im „Kulturkampf“ hat der Staat unglücklicherweiſe es ver— 
ſucht, durch moraliſch anfechtbare Mittel die Katholiken ihrer Über— 
zeugung untreu zu machen, und dadurch nur erreicht, daß das 
ultramontane Element verſtärkt wurde; denn auch „liberale“ Katho— 
liken wollten nicht in den Ruf kommen, auf Zwangsmaßregeln und 
„Brotkorbgeſetze“ hin dem Staate ſich gefügig zu erweiſen. Ginge 
die Regierung aber auf die eben angegebene Weiſe voran, ſo fiele 
alles Gehäſſige fort, und es bliebe der goldene Gewinn, daß rüchtige 
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Katholiken in die hohen Staatsämter kämen, die, treu ihrer reli— 
giöſen Überzeugung, die Rechte des Staates in ihrem vollen 
Umfang wahren und den Frieden und die Achtung unter den 
Konfeſſionen fördern würden. Das wäre aber ein nicht zu unter— 
ſchätzender Vorteil für unſer ſtaatliches und innerkonfeſſionelles 
Leben. Ein Bollwerk gegen politiſche Eingriffe von ſeiten einer 
„religiöſen“, äußern Macht würde dadurch errichtet, und zwar nicht 
durch „den der katholiſchen Kirche und dem Papſte feindlichen 
Staat“, ſondern das Bollwerk wüchſe hervor aus dem Schoße der 
Kirche ſelbſt. 

Das iſt ein Vorſchlag, wie man auch dem Prozentſatze nach 
Parität zwiſchen Proteſtanten und Katholiken praktiſch herſtellen kann. 

Im übrigen iſt allerdings zu jagen: Katholiken und Katho— 
lizismus im Sinne von Ultramontanis mus ſind regierungsunfähig. 

Ein hartes Wort! Aber findet es nicht ſeine Rechtfertigung 
durch die angeführten ſtaatsrechtlichen Grundſätze der römiſchen 
Kirche? Und vor allem, wird das „harte Wort“ nicht beſtätigt durch 
die Geſchichte? 

Es ift eine wenig beachtete, aber tief bedeutſame Tatſache, 
daß die ſtaatsrechtlichen Theorien der römiſchen Kirche in keinem 
Staat, auch in den katholiſchen nicht, jemals Geltung gehabt haben. 
Auf dem Papiere, vielleicht; in der Praxis, nie! Kein Miniſter, kein 
Staatsoberhaupt, kann mit dieſen Theorien regieren. Sie ſtellen 
jede Regierung unweigerlich und in kürzeſter Friſt vor die Alter— 
native, entweder abzudanken oder den weltlich-politiſchen Anſchauungen 
der römiſchen Kirche entgegenzutreten; und wie natürlich, geſchieht 
das letztere. Die „allerchriſtlichſten“ Majeſtäten von Frankreich, 
die „katholiſchen“ Majeſtäten von Spanien, die „apoſtoliſchen“ 
Majeſtäten von Sſterreich, ſie alle dachten nicht daran, die Grund— 
ſätze der Bulle Unam Sanetam und des Syllabus zum 
Regierungsprogramm zu erheben. Kaiſer Franz Joſeph iſt gewiß 
ein guter Katholik, d. h. nach der religiöſen Seite dieſes Wortes 
hin, aber katholiſch-ultramontan regieren tut er nicht. Er hebt 
das Konkordat mit Rom auf, er ſanktioniert Schulgeſetze, die die 
Kirche verwirft, er unterzeichnet einen Geſetzentwurf für Einführung 
der Zivilehe gerade in das Kronland, das unter allen Staaten 
der Erde die katholiſchſte Bezeichnung führt: „Das Marianiſche König— 
reich Ungarn.“ Nein, ein Land, in dem ultramontan⸗-katholiſch 
regiert worden wäre, hat's noch nicht gegeben. 


209 


Was beweilt aber dieſe Tatſache? Zunächſt macht fie wahr 
das „harte Wort“ von der Regierungsunfähigkeit des Ultramontanis— 
mus. Es iſt der Traditionsbeweis, nur diesmal gegen die Kirche 
angewandt: Quod semper et ubique! Allein noch weit mehr beweiſt 
dieſe Tatſache. 

Jeder denkende Katholik muß bei ihrer Erwägung zur Über— 
zeugung kommen, daß die weltlich-politiſchen Herrſchaftsanſprüche 
ſeiner Kirche auch in ſich und rein theoretiſch betrachtet unberechtigt 
ſind. Der Katholik glaubt an die Stiftung ſeiner Kirche durch Gott. 
Wie kann aber Gott ſeiner Stiftung eine Macht gegeben haben 
— die weltlich-politiſche nämlich —, die ſich im Laufe der Zeiten 
nicht nur nicht lebensfähig erwieſen hat, ſondern die bei jedem Ver— 
ſuche der Betätigung die Staaten und die Fürſten als Gegner in die 
Schranken rief? Gott wollte doch, nach der katholiſchen Voraus— 
ſetzung, durch dieſe Macht das Verhältnis zwiſchen Staat und Kirche 
ordnen; und dennoch entſteht nichts wie Unordnung. Da bleibt 
nur ein Schluß übrig: es iſt irrig und falſch, daß Gott der Kirche 
ſolche Macht überhaupt verleihen wollte und verliehen hat! Die 
politiſche Oberherrlichkeit des Papſtes über Königreiche und Völker, 
die anſpruchsvolle Gewalt über das innere Leben der Staaten iſt, 
ihren Zielen und Mitteln entſprechend, rein weltlich-politiſchen 
Urſprungs, mit der katholiſchen Kirche als Religion — und weiter 
ſoll dieſe Kirche, wie alle übrigen, nichts ſein — hat dieſe Macht 
nichts zu tun. Fort mit ihr! Das müßte der Ruf aller Katholiken 
werden. Wir wollen unſere katholiſche Religion hoch halten, aber 
wir wollen keine politiſchen Werkzeuge einer fremden, äußern Macht 
werden, wir wollen nicht durch eine ſolche Macht gehindert ſein, 
unſere Pflichten als Staatsbürger und Staatsbeamte zu erfüllen, 
und vor allem, wir wollen durch dieſe Macht nicht behindert ſein, 
alle Staatsämter und Würden zu bekleiden, gerade ſo wie unſere 
nichtkatholiſchen Mitbürger. 

Es braucht allerdings Mut, in unſerer religiös verhetzten und 
verbitterten Zeit offen zu erklären, daß man der katholiſchen 
Religion, aber nicht der römiſch-ultramontanen Politik an— 
gehören wolle. Aber dieſer Mut würde reichlich belohnt durch das 
Gute, was er ſtiften würde. Eine Partei ſolcher Katholiken 
würde eine Kräftigung unſeres Staatslebens bilden; die poſitiven, 
Staat und Religion erhaltenden Elemente fänden an dieſer Partei 


den entſchiedenſten Bundesgenoſſen. Sollte die Bildung einer ſolchen 
Moderner Staat und römiſche Kirche. 14 
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Partei ganz und gar unmöglich ſein? Sollte der Staat nicht ſelbſt 
zur Bildung dieſer Partei ſeine Hand bieten wollen und können da— 
durch, daß er mehr wie bisher ſolche Katholiken in ſeine einfluß— 
reichen Stellen nähme? Unter Kampf und Feldgeſchrei: Hie Ultra— 
montanismus! Hie „liberaler“ Katholizismus! ſoll das Entſtehen einer 
ſolchen Partei gewiß nicht befürwortet werden; aber ſie würde ent— 
ſtehen, geräuſchlos und doch mächtig, falls die Regierung auf die 
eben genannte Weiſe ihre Mitwirkung böte. 

Solange aber die hier skizzierten Anſchauungen ſich nicht Bahn 
brechen unter den Katholiken, iſt und bleibt der Katholizismus inner— 
halb unſeres Staatslebens ein fremdes, ja, feindliches Element; ein 
Faktor, mit dem die Regierung nicht rechnen kann, wie mit den 
übrigen Faktoren, eine Größe, die der Staat nicht, wie die übrigen 
Größen, einſchieben kann in ſeine Anſätze und Gleichungen, mit 
denen er die Verteilung ſeiner Amter berechnet. 

Wenn man die Geſchichte der Staaten in ihren Beziehungen 
zur katholiſchen Kirche verfolgt, fo find es nie die wirklich reli— 
giöſen Lehren dieſer Kirche, ſelbſt nicht einmal ihre Dogmen, die den 
fortwährenden Zank und Hader hervorgerufen haben, ſondern einzig 
und allein die politiſch-weltlichen Anſprüche des Papſtes. Der geiſt— 
liche Hirt der Seelen iſt im Laufe der Zeiten zum politiſchen Groß— 
könig geworden, und das chriſtlich religiöſe Wort „des erſten Papſtes“ 
iſt in Vergeſſenheit geraten: „Seid demnach untergeben jeder 
menſchlichen Schöpfung [d. h. jeder menſchlichen Obrigkeit! um Gottes 
willen, ſei es dem Könige, als Höchſtgeſtelltem, oder den Statthaltern, 
als durch ihn geſchickten . . . . . weil es ſo der Wille Gottes iſt“ 
(1. Petr. 2, 13). Hier ſpricht der Apoſtel, deſſen Nachfolger zu fein 
die Päpſte ſich rühmen, vom Gehorſam gegen die geſetzliche Ver— 
faſſung jedes politiſchen Gemeinweſens. Wie hat dies religiöſe Wort 
ſich allmählich in ſein Gegenteil verkehrt, bis es endlich im Munde 
Bonifaz' VIII. die Geſtalt annahm: „Wir erklären, jagen, Des 
finieren und verkünden als zur Notwendigkeit des Heils 
gehörig für jede menſchliche Obrigkeit, unterworfen zu ſein 
dem römiſchen Papſt.“ 

Im Jahre 1894 hat der Zentrumsführer Lieber den bezeichnenden 
Ausſpruch getan: „Wir hatten bei dem ruſſiſchen Handelsvertrag 
mehr mit Rom und Fulda [Papſt und Biſchof] als mit dem Berliner 
Schloß und der Wilhelmſtraße [Kaiſer und Regierung] zu rechnen.“ 
Dies Wort drückt prägnant und ſcharf das Verhältnis der Katholiken 
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zum Papſte aus, wie es in Rom verlangt wird. Wie hier der 
Abgeordnete zum Deutſchen Reichstag und Preußiſchen Landtag dachte 
und ſprach, ſo muß — nach römiſcher Auffaſſung — auch jeder 
preußiſche Beamte denken und ſprechen, und je wichtiger die Frage, 
um die es ſich handelt, je einflußreicher die Stellung, die er bekleidet, 
um ſo mehr muß er ſagen: „Ich habe eher dem Papſt und ſeiner 
Weiſung, als meiner Regierung und ihrer Weiſung zu folgen“. 

Sind das aber Geſinnungen, die eine paritätiſche Behandlung 
ihrer Träger bei Verteilung der Beamtenſtellen möglich machen? 

Vielleicht entgegnet man: „Dieſe Auffaſſung und Erklärung von 
Parität findet auf Deutſchland keine Anwendung, weil Roms kirchen— 
politiſche Grundſätze unter den deutſchen Katholiken kaum Boden ge— 
wonnen haben.“ Das gerade Gegenteil iſt Wahrheit. In kaum 
einem anderen Lande Europas ſind die Katholiken — das Warum 
laſſe ich beiſeite — jo ultramontaniſiert wie in Deutſchland. Die 
meiſten der oben (S. 69 ff.) aufgeführten Katholiken, die in aus— 
geprägter Form die Oberherrſchaft der Kirche über den Staat ver— 
treten, ſind Deutſche; die angeſehenſten katholiſchen Zeitſchriften 
Deutſchlands (oben S. 104. 106) ſtehen auf dem kanoniſtiſchen 
Standpunkte des Mittelalters; nirgendwo hat der Syllabus ener— 
giſchere Verteidiger gefunden als unter deutſchen Biſchöfen, deut— 
ſchen Theologen und deutſchen Publiziſten. 

Eine Tatſache beweiſt aber eindringlicher als alle anderen die 
Stärke der ultramontanen Vorherrſchaft im katholiſchen Teil Deutſch— 
lands: das Staatslexikon der Görres-Geſellſchaft. Denn dies 
Werk ſtellt, wie wir geſehen haben, die Anſichten der kirchen— 
politiſch führenden Katholiken unſeres Vaterlandes dar, 
und dieſe Anſichten decken ſich mit den extremſten Forderungen, die 
das ultramontane Papſttum jemals dem Staate und der Kultur 
gegenüber erhoben hat (vgl. oben S. 107—117. 128 f. 130-136). 

Ganz abgeſehen alſo von allen programmatiſchen Einzelmaßregeln 
gegen Rom muß jeder Staat ſich von vornherein dem Ultramontanismus 
gegenüber auf dieſen paritätiſch-imparitätiſchen Standpunkt ſtellen. 
Und deshalb habe ich das Paritätsproblem unabhängig vom antiultra— 
montanen Programm und als ſeine notwendige Vorausſetzung behandelt. 


II. Die Programmpunkte. 
Das ſcheinbar einfachſte und wirkungsvollſte kirchenpolitiſche 


Programm iſt das der Trennung von Staat und Kirche; zu— 
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gleich iſt es ohne jeden Zweifel das in ſich richtige Programm. 
Deshalb wird auch die Zeit kommen, in der die Kulturſtaaten ihre 
Trennung von der Kirche zur ſegens reichen Tat gemacht haben 
werden. 

Dennoch glaube ich aus inneren und äußeren Gründen, die nur 
angedeutet werden können, von der Befürwortung eines Trennungs— 
programms gegenwärtig abſehen zu ſollen. 

Der Staat müßte die Trennung zwiſchen ſich und beiden 
Kirchen, der römiſchen und der evangeliſchen, vollziehen, und ſo 
berechtigt die Trennung auch von der evangeliſchen Kirche iſt, ſo 
ſcheint ſie gerade im Lande der Reformation, die eine Anzahl 
der verwickeltſten und tiefſtgreifenden ſtaats- und öffent— 
lich-rechtlichen Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche ge— 
ſchaffen hat, einſtweilen undurchführbar. 

Undurchführbar iſt ſie gegenwärtig aber auch mit Rückſicht auf 
die „religiöſe“ Entwickelung, welche die „Kirche“ genommen hat. 
Bevor der Kirchenbegriff nicht wieder ein freier und echt religiöſer 
geworden iſt, bevor nicht das autokratiſch-intolerante Element in 
der Kirche geſchwunden iſt, würde ihre Trennung vom Staate dieſem 
ſtatt Segen Unſegen bringen. Ich unterſchreibe, was ſchon im 
Jahre 1848 im Frankfurter Parlament der bayeriſche Kultus— 
miniſter von Beisler ſagte: „Wenn Sie die Verfaſſung der 
Kirchen laſſen, wie ſie ſind, und die Kirchen vom Staate trennen, 
dann haben Sie die Prieſterherrſchaft fertig gemacht; Sie werden 
aber dem Chriſtentume eine Wunde geſchagen haben, wie ſie ihm 
ſeit achtzehn Jahrhunderten nicht geſchlagen worden iſt.“ (Wigard, 
Stenographiſcher Bericht über die konſtituierende Nationalverſamml., 
Leipzig 1848, 3. 1662f. ) ) 

Erſcheint ſo die Trennung von Kirche und Staat augenblicklich 
undurchführbar und ihre eingehende Erörterung deshalb außerhalb 
meiner Aufgabe liegend, ſo muß dieſe Trennung immer und immer 
wieder als das erſtrebenswerte Ziel hingeſtellt, es muß durch 
Verbreitung von Aufklärung über ſie dahin gewirkt werden, daß die 
ihrer Verwirklichung noch entgegenſtehenden Hinderniſſe, die nicht zum 
mindeſten „religiöſer“, aber auch ſtaats- und öffentlich-rechtlicher 
Natur ſind, mählich und mählich beſeitigt werden. 


) In Frankreich, wo vor kurzem die Trennung herbeigeführt 
worden iſt, liegen die Dinge für Staat und Kirche weſentlich anders. 
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A. Geſetzliche Maßnahmen. 

Der Staat muß ſein kirchenpolitiſches Programm geſetzlich 
feſtlegen, d. h. die Geſetzgebung muß bei Aufſtellung und Durch— 
führung des Programms in Tätigkeit treten. Dieſe Forderung iſt 
ſelbſtverſtändlich. 

Dauernd, ſyſtematiſch und geſetzlich — kanoniſtiſch — ge— 
ſetzlich — erhebt die römiſche Kirche ihre gegen die ſtaatliche 
Souveränität gerichteten Anſprüche; dauernd, ſyſtematiſch und 
geſetzlich muß alſo der Staat für ſeine Souveränität eintreten. 

Scheu vor kirchenpolitiſchen Geſetzen iſt demnach eine unbe— 
gründete. Nicht deshalb war die Kulturkampfperiode eine unheil— 
volle, weil ſie aus Geſetzen beſtand, ſondern wegen des Inhaltes 
vieler ihrer Geſetze. 

Wie oben ſchon ausgeführt (S. 177 f.), liegt gerade darin der 
ſchwerſte kirchenpolitiſche Fehler der meiſten Staaten, daß ſie es 
unterlaſſen, ſich programmatiſch-grundſätzlich mit Rom ausein— 
anderzuſetzen. Dem tauſendjährigen, römiſch-kirchlichen Programm 
ſteht kein ſtaatliches kirchenpolitiſches Programm gegenüber. Aus 
der Notwendigkeit eines ſolchen Programms (vgl. oben S. 2. 5. 177) 
folgt aber unmittelbar, daß es ſich in die Majeſtät des Geſetzes 
kleiden muß. Denn ein Staat kann Programme über grundſätzliche 
Fragen überhaupt nur in Form von Geſetzen (Verfaſſungen) auf— 
ſtellen. 

Gilt die Notwendigkeit geſetzlicher Regelung im allgemeinen, 
ſo gilt ſie ganz beſonders für den modern-konſtitutionellen 
Staat, wie E. Friedberg treffend ausführt: „Der konſtitutionelle 
Staat unterſcheidet ſich der Kirche gegenüber von dem abſoluten da— 
durch, daß er der Kirche indirekten Einfluß auf ſich eingeräumt hat. 
Die geſetzgebende Gewalt des abſoluten Staates vermochte ſich von 
jeder kirchlichen Beeinfluſſung frei zu halten. Nur ſoweit der Monarch 
den kirchlichen Faktoren Rechnung tragen wollte, konnten dieſe dem 
Staatsweſen ihr Gepräge aufdrücken. . . . Der konſtitutionelle Staat 
dagegen gewährt der Kirche wirkſame und legale Kanäle, um den 
Staat zu beeinfluſſen, ohne ihr die im abſoluten Staatsweſen vor— 
handenen zu entziehen. . . . Die Kirche hat Einfluß auf die 
Geſetzgebung gewonnen. . . . Der geſetzgebende Faktor des 
Parlaments wird und muß durch Wahlen des Volkes zu— 
ſammengeſetzt werden, und dieſe Wahlen — ſeien ſie direkte und 
geheime oder indirekte und öffentliche — werden auf jeden Fall 


214 


von dem Klerus beeinflußt.“ (Grenzen zwiſchen Staat und 
Kirche, Tübingen 1872, III, 764F.)') 

Dieſem indirekten, aber mächtigen Einfluſſe der Kirche, eben 
weil er ſich auf die Geſetzgebung bezieht, kann der Staat pro— 
grammatiſch auch nicht durch bloße Adminiſtrativmaßnahmen 
begegnen. Das liegt zu ſehr auf der Hand, als daß es der Er— 
läuterung bedürfte. 

„Es bleibt,“ um noch ein Wort Friedbergs anzuführen, „nur 
ein Weg: der des Geſetzes, welches dem Staate die Mittel und 
die Macht zur Verteidigung des ihm zugefallenen Gebietes gewährt“ 
(a. a. O. III, 782).?) 

Nur wenige Geſetze ſind es jedoch, die als antirömiſche Pro— 
grammpunkte erlaſſen werden müſſen, und alle müſſen den alleinigen 
Zweck haben, die ſtaatliche Souperänität unverſehrt zu er— 

1) Der indirekte Einfluß der römiſchen Kirche auf das Staats- und 
Rechtsleben hat ſich z. B. ſehr ſtark bei Feſtſetzung der Paragraphen 
des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Ehe zum Schaden dieſer 
Beſtimmungen und zum Schaden des ſtaatlichen Anſehens geltend 
gemacht. Durch dieſen Einfluß wurde der geſamte Titel des vierten Buches, 
der urſprünglich „Ehe“ lautete, in „Bürgerliche Ehe“ umgewandelt, um 
hervorzuheben, daß neben dem Staate und ſeinen Geſetzen (bürgerliche 
Ehe) auch noch die Kirche mit ihren Geſetzen über die Ehe entſcheidend zu 
befinden habe. Ferner hat dieſer Einfluß einen eigenen $ 1588 eingefügt, 
der beſtimmt: „Die kirchlichen Verpflichtungen in Anſehung der Ehe 
werden durch die Vorſchriften dieſes Abſchnittes nicht berührt.“ „Mithin“, ſo 
ſchreibt der Jeſuit Lehmkuhl triumphierend (Das Bürgerliche Geſetzbuch 
des Deutſchen Reiches, Freiburg 1900, 5. Auflage, S. 337; über Lehmkuhl 
vgl. oben S. 80-93. 161163) „it den Katholiken die Gewähr geleiſtet, 
nach kirchlichen Vorſchriften und kirchlichem Rechte ihre Ehen 
ſchließen und beurteilen laſſen zu können.“ Die „kirchlichen Vor— 
ſchriften“ und „kirchlichen Rechte“ ſprechen aber in bezug auf die Ehe dem 
Staate ſo gut wie jedes Recht ab. 

) Der Einwand: beſſer als durch einſeitig vom Staate erlaſſene Ge— 
ſetze werde das Verhältnis zwiſchen Kirche und Staat durch gegenſeitige 
Vereinbarung, Konkordate, geregelt, iſt hinfällig. Zunächft widerlegt 
ihn die Geſchichte der Konkordate, denn niemals und nirgendwo iſt durch 
irgend ein Konkordat das erreicht worden, was Dreh- und Angel— 
punkt des richtigen kirchenpolitiſchen Programms ſein muß (ogl. oben S. 5f.): 
grundſätzliche Abweiſung römiſch-kirchlicher Anmaßungen und grundſäßtzliche 
Anerkennung der unverletzlichen Staatsſouveränität. Ferner macht Roms 
Lehre über die Natur der Konkordate (oben ©. 48. 122130) es dem Staate 
geradezu unmöglich, ſeine grundſätzliche Auseinanderſetzung mit der Kirche 
in Form eines Konkordats zu bewerkſtelligen. 
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halten; kein einziges darf ein Angriff auf die religiöſe Stellung 
und die religiöſe Wirkſamkeit der römiſchen Kirche ſein. 
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1. Alle Kundgebungen und Erlaſſe auswärtiger kirch— 
licher Oberer bedürfen zu ihrer Verkündigung innerhalb 
des Staatsgebietes der Genehmigung des Staatsmini— 
ſteriums. 

Über das „Plazet“, das ich hier aufs neue als kirchenpolitiſchen 
Programmpunkt aufſtelle, iſt ſehr viel für und wider geſchrieben 
worden. Was dagegen geſagt werden kann — Friedberg hat es 
gut zuſammengeſtellt und ſich ſelbſt auch als Gegner bekannt 
(a. a. O. III, 799 ff.) — trifft den Kern der Sache nicht. 

Das „Plazet“ hat nichts mit „präventiver Polizeigewalt“, 
nichts mit „Eingriffen in das innere Leben der Kirche“ zu tun. 
Das „Plazet“ iſt lediglich die Betonung der Staatsſouve— 
ränität gegenüber einer auswärtigen internationalen 
Macht, die ſeit langen Jahrhunderten bis in die Gegen— 
wart hinein Kundgebungen und Erlaſſe verbreitet, die un— 
mittelbar und grundſätzlich die Staatsſouveränität an— 
greifen. (Vgl. oben S. 12— 22. 31—61 die lange Reihe päpſt— 
licher Kundgebungen über Fürſtenabſetzungen, Nichtigkeit von Staats— 
geſetzen, „indirekte Gewalt“ über den Staat.) 

Daß dieſe international-politiſche Macht gleichzeitig religiöſe 
Autorität darſtellt, ändert an ihrer die Staatsſouveränität grund— 
ſätzlich beſtreitenden Haltung nichts; und eben wegen dieſer Haltung 
muß der Staat Prüfung ihrer Kundgebungen ſich geſetzlich vorbe— 
halten, wenn anders er nicht darin einwilligen will, innerhalb ſeiner 
Grenzen ſeine eigene politiſche Oberheit in feierlicher Weiſe beſtritten 
und geleugnet zu ſehen. 

Da die Unterſcheidung zwiſchen Erlaſſen religiöſen und ſolchen 
politiſchen Inhalts leicht iſt und da der moderne Kulturſtaat reli— 
giöſe Kundgebungen unbeanſtandet läßt, ſo iſt keine Gefahr vor— 
handen, daß die ſtaatliche Prüfung irgendwie der Religion zu nahe 
tritt und das „innere Leben der Kirche“ antaſtet. 

Sagt man: der Staat ſolle über ſtaatsfeindliche Erlaſſe Roms 
vornehm hinwegſehen, er ſei ſtark genug, ſie zu verachten, ſo ſagt 
man etwas ſehr Törichtes. Handelte es ſich um irgend einen Wiſch, 
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den irgend jemand „erläßt“, jo könnte der Staat ihn allerdings vor- 
nehm überſehen. Roms kirchenpolitiſche Erlaſſe ſind aber Kund— 
gebungen einer Weltmacht, und auf das Verhalten von 
Millionen von Staatsbürgern haben ſie leider bedeuten— 
den Einfluß. Solche Kundgebungen „vornehm“ zu überſehen, wider— 
ſtreitet der Würde des ſouveränen Staates und würde mit Recht als 
Zeichen ſtaatlicher Schwäche gedeutet. 

Aber Rom hat tauſend Mittel und Wege, ſeine Erlaſſe zur 
Kenntnis ſeiner Anhänger zu bringen. Mag fein! Trotz ftaatlicher 
Strafgeſetze kommen Betrug, Diebſtahl, Mord uſw. vor, und ein 
großer Bruchteil der Betrüger, Diebe und Mörder entgeht der Strafe. 
Aber wie es gegen die Würde des Staates und gegen die von ihm 
zu ſchützende Rechtsordnung wäre, wegen der Möglichkeit und Tat— 
ſächlichkeit unbeſtrafter Verbrechen und Verbrecher keine Strafgeſetze 
mehr zu erlaſſen, ſo iſt es gegen die Selbſtachtung, die der Staat 
ſich ſchuldet, ſtaatsfeindliche, einflußreiche Kundgebungen ungeſtört 
ins Land zu laſſen, weil er nicht alle Wege, auf denen ſie einge— 
ſchmuggelt werden können, verſperren kann. Übrigens entgingen die 
ſo eingeſchmuggelten Erlaſſe und ihre Verkünder der Beſtrafung doch 
nicht; denn ihre Verkündigung fiele unter den gleich zu beſprechenden 
$ 130 a des Strafgeſetzbuches. 


2. Der § 130a des Strafgeſetzbuches muß unnachſicht— 
lich angewendet, erweitert und verſchärft werden. 

Der Paragraph lautet: „Ein Geiſtlicher oder anderer Religions— 
diener, welcher in Ausübung oder in Veranlaſſung der Ausübung 
ſeines Berufes öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder welcher in 
einer Kirche oder an einem anderen zu religiöſen Verſammlungen 
beſtimmten Orte vor mehreren Angelegenheiten des Staates in einer 
den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe zum Gegenſtande einer 
Verkündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefängnis oder 
Feſtung bis zu zwei Jahren beſtraft. Gleiche Strafe trifft den— 
jenigen Geiſtlichen oder Religionsdiener, welcher in Ausübung oder 
in Veranlaſſung der Ausübung ſeines Berufes Schriftſtücke ausgibt 
oder verbreitet, in welchen Angelegenheiten des Staates in einer den 
öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe zum Gegenſtande einer Ver— 
kündigung oder Erörterung gemacht ſind.“ 


Dieſer „Kanzelparagraph“, wie er gewöhnlich genannt 
wird, iſt in ſeinem zweiten Teile dem Wortlaute nach auch auf die 
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„Hirtenbriefe“ der Biſchöfe anwendbar, wird aber tatſächlich 
nicht auf ſie angewendet. Sehr mit Unrecht! 

„Hirtenbriefe“, die politiſche Dinge, wie Wahlen uſw., 
behandeln, ſind ohne Zweifel „Schriftſtücke, in welchen Angelegen— 
heiten des Staates in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden 
Weiſe zum Gegenſtande einer Verkündigung oder Erörterung gemacht 
werden.“ 

„Hirtenbriefe“ haben Daſeinsrecht nur als geiſtlich— 
religiöſe Unterweiſungen, als Belehrungen über chriſtliche 
Heilswahrheiten oder Tugenden; ergehen ſie ſich in politiſchen 
Betrachtungen, geben ſie politiſche Ratſchläge, benutzen ſie reli— 
giöſe Anſchauungen, religiöſe Leidenſchaften als Triebkräfte bei 
politiſchen Wahlen, ſo betreiben ſie in einer den öffentlichen Frieden, 
das gute Einvernehmen der verſchiedenen Religionsgemeinſchaften 
ſchwer gefährdenden Weiſe Mißbrauch mit der Religion und ver— 
fallen deshalb mit Recht den Strafbeſtimmungen des § 130a. 

Die letzten dreißig Jahre weiſen zahlreiche ſolcher politiſcher 
Hirtenbriefe auf, aber ich entſinne mich keines Falles, wo der be— 
treffende Biſchof ſtrafrechtlich zur Verantwortung gezogen wurde.!“ 
Eine höchſt bedauerliche Schwäche des Staates gegenüber Verfehlungen 
wider ſein eigenes Strafgeſetz. 

Sehr gut ſchildert E. Friedberg (a. a. O. III, 433 ff.) die 
gegenwärtige Untätigkeit des Staates politiſchen „Hirtenbriefen“ gegen— 
über: „Obgleich nicht ein einfacher Journaliſt in einem Hirtenbriefe 
ſeine individuelle Meinungsäußerung zum Beſten gibt, vielmehr ein 
von der Kirche mit einer ‚göttlichen! Miſſion bekleideter Mann ſpricht, 
dem die Katholiken de necessitate salutis zu gehorchen haben, der 
von Staats wegen in dieſer Stellung anerkannt iſt, ſo gilt in Preußen 
doch die Fiktion, daß nur ein beliebiges Individuum, für welches 


) Ein Tupus ſolcher „Hirtenbriefe“ iſt der im Jahre 1897 erlaſſene 
„Faſtenhirtenbrief“ des Biſchofs von Mainz, Dr. Haffner, in dem es 
u. a. heißt: „Alle katholiſchen Männer müſſen an den Wahlen 
ſich beteiligen und dieſe in entſprechender Weiſe vorbereiten. 
Ich empfehle insbeſondere die Teilnahme an dem Zentrums— 
verein und an dem Volksverein für das katholiſche Deutſchland, 
welcher ſich die Unterſtützung des Zentrums angelegen ſein läßt— 
Man ſage nicht, die politiſchen Angelegenheiten hätten nichts 
mit der Religion zu tun.“ 

Faſt noch politiſcher iſt der „Faſtenhirtenbrief“ des Biſchofs Fritzen 
von Straßburg aus dem Februar 1906. 
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mit allen Staatsbürgern gemeinſam nur die Schranken des Preß— 
geſetzes exiftieren, feine beliebige Anſicht ausgeſprochen habe.“ 

Glaubt man aber, politiſche Hirtenbriefe nicht unter den Wort— 
laut des $ 130 a bringen zu können, jo muß eben der Paragraph 
erweitert werden durch den Zuſatz: „Die gleiche Strafe trifft die 
Urheber und Verleſer von Hirtenbriefen, Paſtoralſchreiben oder 
anderen kirchlichen Erlaſſen, die ſich mit politiſchen Dingen, beſonders 
mit politiſchen Wahlen, beſchäftigen.“ 

Dieſe Erweiterung genügt aber noch nicht. Der § 130 a, oder 
ein neu einzufügender $ 130b muß auch einen andern Mißbrauch 
der Religion zu politiſchen Zwecken treffen, nämlich die ultra— 
montane Beichte. 

Man erſchrecke nicht, als ob ich ſtaatliche Strafgeſetze gegen das 
Sakrament der Beichte anrufen wollte. Nein! Beſſer als andere 
weiß ich, daß die Beichte als Bekenntnis der Sünden und als 
Losſprechung von ihnen eine nach Urſprung, Mitteln und Zweck 
ausschließlich religiöſe Einrichtung iſt, die als ſolche jeder 
ſtaatlichen Einmiſchung, geſchweige denn Beſtrafung ent— 
zogen ſein muß; beſſer als andere weiß ich aber auch, daß der 
weltlich-politiſche Ultramontanismus auch dieſe religiöſe Einrichtung 
ergriffen, ſie in ſein Syſtem gezwungen und aus ihr ein gewaltiges 
Machtmittel unerhörter Gewiſſenstyrannei und politiſchen Einfluſſes 
ſich geſchaffen hat. 

„Tauſende von verwickelten Rechtsfragen, Tauſende von bedeutungs— 
vollen politiſchen Angelegenheiten werden täglich im Beichtſtuhle ver— 
handelt und entſchieden. Dort holt man ſich Verhaltungsmaßregeln 
für Prozeſſe, für öffentliche Wahlen, für Abſtimmungen in 
politiſchen und kommunalen Körperſchaften; dort fragen Kläger 
und Beklagter, Richter, Anwalt und Zeuge, Staatsbeamter 
und Soldat, was ſie in einzelnen Fällen, oft von folgenſchwerſter 
und allgemeinſter Bedeutung zu tun haben.“ 

„Ich plaudere hier nicht aus der Schule. Jedes Handbuch der 
Moral’ belehrt gedruckt und öffentlich darüber, daß alle die genannten 
Dinge bis in ihre kleinſten Einzelheiten vor den Prieſter im Beicht— 
ſtuhle gehören und von ihm zu entſcheiden ſind.““) 

„Daß dies Mißbrauch der Religion, unberechtigte und gefährliche 


) Pgl. mein Werk: „Das Papſttum in ſeiner ſozial-kulturellen 
Wirkſamkeit“, 5. Aufl., 2. Band: Die ultramontane Moral. 
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Einmiſchung der Religionsdiener in rein bürgerliche, politische Ver— 
hältniſſe iſt, liegt auf der Hand.“ 

„Läßt ſich aber durch das Strafgeſetzbuch etwas dagegen tun? 
Unmittelbar ſchwerlich. Die Vorgänge im Beichtſtuhle ſind der— 
artig mit dem Schleier des tiefſten Geheimniſſes umhüllt, und zwar, 
was die religiöſe Seite der Vorgänge betrifft, mit Recht, daß die 
Feſtſtellung des politiſchen oder ſonſtigen Mißbrauches der Beichte in 
den meiſten Fällen ſehr ſchwierig wäre, und ſchon ein Verſuch dazu 
als Gehäſſigkeit gegen eine Einrichtung der Religion erſchiene. Auch 
würde damit der Verleumdung und Anſchwärzung unſchuldiger Geiſt— 
licher Tür und Tor geöffnet.“ 

„Geſchehen muß aber doch etwas; denn der Ultramontanismus 
beſitzt im Beichtſtuhle einen ſeiner ſtärkſten politiſchen Hebel.“ 

„Soeben erwähnte ich das tiefe Geheimnis, womit die Beichte 
umgeben iſt, das ſelbſt der Staat dadurch ſchützt, daß er den ‚Beicht- 
väterné Zeugnisverweigerung geſtattet.“ 

„Das iſt gut und recht und muß ſein, ſoweit die Beichte ihrer 
Beſtimmung gemäß ſich lediglich mit dem Bekenntnis und der Los— 
ſprechung der Sünden befaßt. Es iſt unrecht und ſchädlich, ſobald 
die Beichte Tribunal wird für bürgerlich - rechtliche, öffentlich— 
politiſche Angelegenheiten.“ 

„Steht alſo ein Geiſtlicher vor Gericht und ſoll er ausſagen 
über Dinge, die zwar im Beichtſtuhl vorgekommen ſind, die aber 
zum „Sakramente der Beichte nicht gehören, fo darf ihm Zeugnis— 
verweigerung nicht geſtattet werden.“ 

„Das ſteht ganz im Einklange mit der katholiſch— 
religiöſen Lehre über das ‚.Beichtgeheimnis““ 

„Auch hier hat nämlich der Ultramontanismus es verſtanden, 
Begriff und Inhalt dieſes ‚Geheimniſſes zu fälſchen, um Dinge mit 
dieſem Siegel zu verſiegeln, die nichts mit der religiös-katholiſchen 
Beichte zu tun haben.“ 

„In ultramontanen Erbauungsbüchern werden gern Geſchichten 
erzählt von Prieſtern, die ſchwere Kerkerſtrafen und ſelbſt den Tod 
erduldeten, weil ſie ſich wegen des Beichtgeheimniſſes« von dem 
Anſcheine eines Verbrechens, das ein anderer begangen und dann bei 
ihnen gebeichtet hatte, nicht reinigen wollten. Daran werden Lobes— 
erhebungen des Klerus und die Ermahnungen geknüpft, recht häufig 
zu beichten. Den meiſten ſolcher Erzählungen liegt die ultramontane, 
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bewußte Fälſchung und Erweiterung des ee katholiſchen Begriffes 
des Beichtſiegels“ zugrunde.“ 

„Kommt z. B. ein Dieb oder Mörder mit der erkennbaren 
Abſicht in den Beichtſtuhl, dem betreffenden Prieſter, der vielleicht 
einziger Zeuge des Verbrechens war, den Mund zu ſchließen, ſo iſt 
das, was der Verbrecher im Beichtſtuhle ſagt, keine Beichte, ſteht 
alſo auch nicht unter dem Schutze des Beichtgeheimniſſes', und der 
Geiſtliche kann, ohne jede Verletzung ſeiner religiöſen Pflicht, 
von dem Gehörten öffentlichen Gebrauch machen.“ 

„Solche Fälle haben allerdings mit der politiſchen Ausnutzung 
des „Beichtgeheimniſſess unmittelbar nichts zu tun. Mittelbar 
aber wohl. Indem ſie in einer für empfängliche Gemüter ergreifenden 
Weiſe die Unverbrüchlichkeit des ‚Beichtgeheimniffes‘ ſchildern, bleibt 
von den gutgläubigen Leſern unbeachtet, daß die Schilderung geſchieht 
auf Koſten der religiös-richtigen Auffaſſuug des ‚Beichtgeheimniffes‘, 
So iſt der Weg vorbereitet, auch andere Fälle, die lediglich 
öffentlich-rechtlicher, politiſcher Natur ſind, im unverletz— 
lichen Gewande einer religiös-katholiſchen Einrichtung, 
dem Einfluſſe und der Entſcheidung des ultramontanen 
‚Beichtvaters‘ zu unterſtellen und der gerechten Strafe durch 
die Staatsgewalt zu entziehen. Dahin gehören alle die eben 
erwähnten Fälle, in denen nicht etwa in der Beichte, ſondern nur 
im Beichtſtuhle Beamte, Soldaten, Arzte, Kläger, Beklagte, Zeugen, 
Wähler und Gewählte Fragen an den Beichtvater ſtellen über ihr 
berufliches, amtliches, politiſches Verhalten, und der „Beichtvater“ ihnen 
darüber Weiſungen erteilt.“ 

„Da aber, wie ſchon betont, die Feſtſtellung ſolcher Fälle ſchwierig 
iſt und leicht gehäſſig wird, ſo ſoll die Geſetzgebung nicht unmittel— 
bar auffordern und Anlaß geben zu dieſer Feſtſtellung. Der 8 130 a 
ſoll alſo den Mißbrauch der Beichte nicht namentlich unter Strafe 
ſtellen, aber der Paragraph ſoll ſo gefaßt ſein, daß dieſer Mißbrauch, 
wenn er erwieſen wird, von ſelbſt unter die Strafbeſtimmung 
fällt. Die Geſetzgebung ſoll dann, aber auch nur dann, den 
katholiſchen Geiſtlichen, als Beklagten oder Zeugen, gerade ſo behandeln 
wie jeden andern Staatsbürger, auch wenn es ſich um Angelegen— 
heiten handelt, die zwar vorgekommen ſind im Beichtſtuhle, die aber 
zur Beichte als religiöſer Einrichtung, d. h. als Sündenbekenntnis 
und Sünden losſprechung nicht gehören.“ 

„Statt der langatmigen Beſtimmung des § 130 a könnte es alſo 
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kurz und bündig heißen: Ein Geiftlicher oder anderer Religions— 
diener, der in Ausübung ſeines Berufes öffentlich oder im ge— 
heimen politiſche Verhältniſſe erörtert oder Schriftſtücke, die ſolche 
Erörterungen enthalten, vor mehreren verlieſt, wird mit Gefängnis 
oder Feſtungshaft bis zu zwei Jahren beſtraft.“ 

„Dann hätten wir keinen Kanzelparagraphen' mehr, aber eine 
ausgiebige Beſtimmung gegen einen Mißbrauch der Religion, den der 
Ultramontanismus zu politiſchen Zwecken treibt, ſei es auf der 
Kanzel, in Hirtenbriefen, im Beichtſtuhle oder ſonſt.“) 

3. Jeder Staatsbürger, der durch Maßnahmen der 
römiſchen Kirche in ſeiner Ehre öffentlich verletzt und in 
feiner ſozialen und ſtaats bürgerlichen Stellung geſchädigt 
wird, hat das Recht, den Schutz des Staates dagegen an— 
zurufen, und der Staat hat Pflicht und Recht, die Ange— 
legenheit vor ſeine Gerichte zu ziehen und, je nach Befund, 
den Verletzer der Ehre zu beſtrafen. 

Die römiſche Kirche verfügt über eine ganze Reihe von Zucht— 
mitteln. Solange dieſe Zuchtmittel rein religiöſer Natur ſind, 
wie die für begangene Sünden in der Beichte vom Prieſter auf— 
erlegten „Bußen“ (Gebete, Sakramenteempfang, Faſten, Almoſen— 
geben, Wallfahrten uſw.), bleiben ſie ſelbſtverſtändlich jeder Einmiſchung 
des Staates entzogen. Wer beichtet, vollzieht aus freien Stücken 
einen religiöſen Akt und hat die religiöſen Folgen zu tragen.“) 
Und das um ſo mehr, als Akt und Folgen unter dem Schleier des 
religiöſen Geheimniſſes verborgen ſind. Hier den Staat anzurufen 
wäre grotesk, und wollte der Staat einer ſolchen grotesken Anrufung 
Gehör geben, ſo wäre das tyranniſch und lächerlich zugleich. 

Außer dieſen religiöſen Zuchtmitteln verhängt aber die Kirche 
auch Strafen, die den Betroffenen öffentlich treffen und ihn nicht 
nur in der religiöſen Wertung bei ſeinen Glaubensgenoſſen herab— 
ſetzen, ſondern ihn empfindlich ſozial, öffentlich-rechtlich und politiſch 
ſchädigen. Der Staat, als Rechtsſtaat, kann aber nicht dulden, daß 


) Mein Werk: Der Ultramontanismus, ſein Weſen und feine Be— 
kämpfung, S. 334— 337. 

2) Das gilt auch bei der jedem Katholiken zur Pflicht gemachten ein— 
maligen öſterlichen Beichte. Denn dieſe einmalige Jahresbeichte iſt 
veligiöje Pflicht. Es ſteht in eines jeden Belieben, fie zu erfüllen oder 
nicht; freilich mit der Folge, daß, wer ſie nicht erfüllt, von der Kirche be— 
trachtet und behandelt wird als ein der Religion untreu Gewordener. 
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ein Staatsbürger wegen eines rein religiöſen, ausſchließlich 
in die Gewiſſensſphäre gehörenden Vergehens, das vielleicht 
nicht einmal ethiſch ein Vergehen gegen die ſtaatliche Ordnung iſt, 
Schmälerung oder gänzliche Entziehung ſozialer, öffent— 
lich-rechtlicher und politiſcher Vorteile erleidet, auf deren 
Genuß er als unbeſcholtener Staatsbürger ein Recht hat 
und die ihm ungeſchmälert zu erhalten der Staat ver— 
pflichtet iſt. 

Der Urheber ſolcher Schädigungen, d. h. derjenige, welcher die 
kirchlichen Strafen, mit denen die Schädigungen als Folgen verbunden 
ſind, öffentlich verhängt oder öffentlich verkündigt, iſt vom Staate 
zur Rechenſchaft zu ziehen und zu beſtrafen. 

Eine ſolche Strafe iſt die ſogenannte „größere Exkommuni— 
kation“ (excommunicatio major).) 

Dieſe Kirchenſtrafe greift über den religiöſen Kreis weit hinaus 
und verurſacht ſoziale, öffentlich-rechtliche und politiſche Schädigungen 
des von ihr Betroffenen, weil ſie öffentlich von der Kanzel oder 
ſonſt an einem öffentlichen Orte, unter Namensnennung des Ex— 
kommunizierten, verkündigt wird und weil ſie die übrigen Religions— 
genoſſen verpflichtet, den Exkommunizierten zu „meiden“ (vi- 
tandus). 

In früheren Jahrhunderten verfiel der mit der „größeren Ex— 
kommunikation“ Belegte in „Acht und Bann“; er wurde ſo ſehr für 
„vogelfrei“ erklärt, daß ſeine Tötung nicht als Mord angeſehen 
wurde (dgl. oben S. 136f. den Ausſpruch Urbans II.). Niemals 
hat die Kirche dieſe Auffaſſung zurückgenommen, aber ihre praktiſche 
Durchführung iſt durch die Verhältniſſe unmöglich geworden (vgl. 
oben S. 21 den Ausſpruch Pius' VII.). Übrig geblieben bis 
heute iſt aber von der Vogelfreierklärung die ſoziale 
Achtung. 

Von Rechts wegen (de jure) begreift die „Meidung“ (vitatio) 
des Erkommunizierten in ſich: Freundſchaftserweiſe (familiaritas) und 
ehrenvoller Gruß (salutatio honorifiea) dürfen ihm nicht gewährt, 
geſellſchaftliche Beziehungen nicht mit ihm aufrecht erhalten, Verträge 
nicht mit ihm geſchloſſen, gemeinſame Arbeiten nicht mit ihm vor— 


) Die Kirche ſtraft durch zwei Arten von „Exkommunikation“: die 
„kleinere“ und die „größere“ (excommunicatio minor et major). Die 
„kleinere“ Exkommunikation zieht die bürgerlichen Nachteile nicht oder doch 
nicht ſo ſicher und ausgedehnt nach ſich. 
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genommen werden. Kurz, der ſoziale und wirtſchaftliche Boykott 
in ausgedehnteſter Weiſe trifft den religiös Fehlenden. 

Dabei bleibt es aber nicht. Die in der „größeren“ Exkommu— 
nikation liegende Brandmarkung hat auch öffentlich-rechtliche und 
politiſche Folgen: ſeine Religionsgenoſſen geben dem Ge— 
brandmarkten bei kommunalen oder politiſchen Wahlen 
niemals ihre Stimme; er geht ſomit, wenn auch nur ine 
direkt, durch die Exkommunikation ſeines paſſiven Wahl— 
rechtes, eines Rechtes, das nur durch ſtaatliche Strafgeſetze 
entzogen werden darf, verluſtig. 

Gegen ſolches, auf ſtaatlich-bürgerliches Gebiet ſich er— 
ſtreckendes Eingreifen einer Religionsgeſellſchaft muß der Staat 
ſich zur Wehr ſetzen, gleichviel, ob feine dagegen gerichteten Straf— 
beſtimmungen die ſozialpolitiſchen Folgen der religiöſen Exkommuni— 
kation verhindern oder nicht. Er muß es ſeiner ſelbſt wegen tun; 
er kann den oder die Urheber ſolcher Folgen nicht ſtraflos laſſen, 
ohne eine ſeiner ſchwerſten Pflichten, Rechtsſchutz für die Staats— 
bürger, zu vernachläſſigen. 

Dieſe auf die weſentlichen Pflichten des Staates ſich ſtützenden 
Erwägungen haben den recursus ad prineipem, den appel eomme 


d'abus, den reeurso de fuerza — denn um dieſe alten Rechts— 
inſtitute handelt es ſich hier — ins Leben gerufen und Jahrhunderte 


hindurch lebendig erhalten. 

Es iſt ein betrübendes Zeichen verminderten ſtaatlichen Selbſt— 
bewußtſeins und verminderten ſtaatlichen Pflichtgefühls, daß dieſer 
„Rekurs“ gegen eine politiſche und ſoziale capitis diminutio durch 
eine „religiöſe“ Macht verhängt den Staatsbürgern nicht mehr 
offen ſteht. Er muß ihnen wieder eröffnet werden, und zwar als 
„Anrufung des Staates gegen öffentliche Ehrverletzung 
und ſtaats bürgerliche Schädigung durch kirchliche Strafen.“ 

Dieſe formale Hervorhebung des Zweckes der „Anrufung“ iſt 
deshalb geboten, weil der grundſätzlichen Anmaßung der Kirche 
gegenüber, ſolche Strafen über Staatsbürger verhängen zu können, 
das grundſätzliche Strafverbot des Staates entgegengeſtellt werden 
muß. Nicht mit einem Finger taſtet dadurch der Staat die religiöſe 
Strafgewalt der Kirche an. 

4. Geiſtliche, gleichviel welches Bekenntniſſes, dürfen 
keinen Anteil an der Politik nehmen; ſolange ſie im Amte 
ſtehen, ruht ihr aktives und paſſives Wahlrecht. 
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Mit dieſem Satze rufe ich einen Sturm der Gegnerſchaft und 
Entrüſtung hervor. Dennoch glaube ich, daß objektive und leiden— 
ſchaftsloſe Erwägung ihn gutheißen muß. 

Wer als Beruf den geiſtlichen Stand, die Religions— 
dienerſchaft erwählt hat, hat ſich ſelbſt freiwillig und beruflich 
außerhalb des politiſchen Getriebes geſtellt. In der freien Erwählung 
des geiſtlich-religiöſen Berufes liegt der freie Verzicht auf 
die Ausübung politifcher Rechte. An dieſer Wahrheit wird nichts 
durch die Tatſache geändert, daß auch der Geiſtliche Staatsbürger 
bleibt mit den ihm zukommenden Rechten. Gewiß bleibt er das. 
Allein, wie jeder Staatsbürger, er mag einen Beruf haben, welchen 
er will, auf die Ausübung von Rechten und Vorrechten verzichten, 
ſie freiwillig ruhen laſſen kann, ſo kann auch jeder Staatsbürger 
einen Beruf ergreifen, der den freiwilligen Verzicht auf Ausübung 
politiſcher Rechte und Vorrechte weſenhaft und begrifflich in ſich 
ſchließt, oder beſſer, der dieſen Verzicht weſenhaft und begrifflich 
vorausſetzt. Und dies iſt beim geiſtlichen Berufe der Fall. 

Für jeden echt religiös und geſund politiſch denkenden Menſchen 
ſteht feſt, daß Religion nichts mit Politik zu tun, in keiner Weiſe 
mit Politik verquickt werden darf. Aus dieſer Wahrheit folgt mit 
zwingender Logik, daß auch der Religionsdiener, derjenige, deſſen 
Beruf praktiſche Betätigung, Verkündigung und Ausbreitung der 
Religion iſt, der Politik fern bleiben muß. 

Das Bibelwort: „Keiner, der Kriegsdienſte [für Gott] tut, verſtrickt 
ſich in die Geſchäfte des Lebens, damit er dem Heerführer [Gott, 
Chriſto! genehm ſei“ (2. Tim. 2,4), will ich nicht weiter betonen, 
obwohl fraglos die in ihm genannten „Geſchäfte des Lebens“ „die 
Geſchäfte“ der Politik einſchließen, und obwohl ebenſo fraglos unter 
einem „Kriegsdienſte für Gott“ Tuenden der berufliche Religions— 
diener zu verſtehen iſt. Aber durch Autoritätsbeweiſe, auch nicht 
durch die aus der Bibel geſchöpften, ſoll die Frage nicht entſchieden 
werden. Die Unvereinbarkeit von aktiv-politiſcher Betätigung und 
beruflich-religiöſer Betätigung geht, wie ſchon geſagt, aus Weſen 
und Begriff des religiöſen Berufes hervor. 

Alle Politik in ihrer konkreten und tatſächlichen Erſcheinung iſt 
Parteipolitik, geſtützt auf mehr oder weniger ausgeprägte politiſch— 
wirtſchaftliche Programmpunkte, die ihren Daſeinsgrund in 
Intereſſengegenſätzen der verſchiedenen Bevölkerungsklaſſen haben. 
Ein Geiſtlicher, der Politik treibt, der vielleicht ſogar als Abge— 
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ordneter ſich wählen läßt und als ſolcher tätig iſt, muß fich bekennen 
zur Parteipolitik, muß ihre Programmpunkte verfechten und muß 
zu anderen Parteien in ſcharfe Intereſſengegenſätze treten. Da— 
durch wird es aber unmöglich, daß er ſeiner Gemeinde dasjenige iſt 
und bleibt, was er als Religions diener ihr fein ſoll. In jeder 
Kirchengemeinde gibt es Anhänger der verſchiedenſten politiſchen 
Parteien; dieſe Gemeindeglieder kommen mit ihrem im politiſchen 
Kampfe ſtehenden, vielleicht in ihm eine Führerrolle einnehmenden 
Seelſorger notwendig in Widerſtreit, der ebenſo notwendig das gegen— 
ſeitige Vertrauen und damit die Grundlage und Borausſetzung für 
ſeelſorgliches Wirken zerſtört. 

Nehmen wir einen konkreten Fall. Ein Geiſtlicher iſt erklärtes, 
tätiges Mitglied der konſervativen oder irgend einer anderen „bürger— 
lichen“ Partei: jo gewiß, wie 2 2 vier find, iſt dadurch fein Einfluß 
auf ſozialdemokratiſche Glieder ſeiner Gemeinde dauernd und 
gründlich beſeitigt; iſt er gar Abgeordneter oder Führer einer der 
bürgerlichen Parteien, jo hat ſich zwiſchen ihm und feinen fozial- 
demokratiſchen Gemeindegliedern ein unüberbrückbarer Abgrund auf— 
getan. Und welche Kirchengemeinde gibt es heutzutage, die nicht 
Sozialdemokraten zu Hunderten und oft zu Tauſenden beſäße? Und 
wer iſt ſo ſehr geeignet, auf Sozialdemokraten günſtig einzuwirken, 
ihnen nahe zu kommen, als der Geiſtliche? 

Und wie es dem politiſierenden Geiſtlichen den Sozialdemokraten 
gegenüber geht, ſo geht es ihm, wenn auch vielleicht in etwas 
milderer Form, allen anderen Gemeindegliedern gegenüber, die einer 
anderen politiſchen Partei als er ſelbſt angehören. 


Wenn irgendwo das Bibelwort — ich führe es nicht als 
Autoritätswort, ſondern als Vernunftniederſchlag an — zutrifft: 


„Niemand kann zweien Herrn dienen“ (Matth. 6, 24), ſo hier. Der 
politiſche Dienſt bringt den Geiſtlichen unfehlbar in Zwieſpalt mit 
ſeinem religiöſen Dienſte an der Gemeinde, die in ihren einzelnen 
Gliedern wie in ihrer Geſamtheit den Worten und Mahnungen deſſen 
das Ohr verſchließt oder doch höchſt widerwillig leiht, zu dem ſie 
in tief einſchneidenden Fragen des täglichen Lebens in Gegenſatz, ja 
oft in Feindſchaft ſtehen. 

„Soweit gelten die Erwägungen gleicherweiſe für den evangeli— 
ſchen wie katholiſchen Geiſtlichen; denn beide find ihrer Beſtimmung 
gemäß Diener einer Religion, die keine politiſchen Verſchiedenheiten, 


Moderner Staat und römiſche Kirche. 1b 
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keine Unterſchiede der Parteien kennen darf; der die Einmiſchung in 
das Weltlich-Politiſche fern liegen ſoll.“ 

„Leider iſt der katholiſche Geiſtliche aber noch etwas anderes 
als Religionsdiener. Er iſt zum Werkzeuge des weltlich-politi— 
ſchen Ultramontanismus geworden.“ 

„Der Ultramontanismus, nicht das Evangelium, hat den katho— 
liſchen Geiſtlichen zum eheloſen ‚Briefter‘ gemacht, er hat ihn dadurch 
losgetrennt vom Volke, unter dem er lebt, um ihn ganz und gar für 
ſich zu beſchlagnahmen.“ 

„Die römiſche Prieſterſchaft in ihrer kaſtenartigen Abgeſchloſſen— 
heit, in ihrer myſtiſch erhöhten Sonderſtellung bildet eine ganz 
anders geſchloſſene Maſſe als die evangeliſche Geiſtlichkeit.“ 

„Der evangeliſche Geiſtliche wurzelt durch Weib und Kind im 
Volke, lebt mit ihm und für ſeine nationalen Intereſſen. Der römi— 
ſche Prieſter wurzelt in Rom, lebt für Rom und durch Rom. Der 
evangeliſche Geiſtliche kennt als Haupt ſeiner Religion nur Chriſtus 
und iſt im übrigen der weltlichen Obrigkeit, dem angeſtammten 
Fürſten in allem untertan; der römiſche Prieſter hat als ſichtbares 
Haupt, als unumſchränkten Monarchen ſeiner Kirche einen Ausländer, 
der ſich weltliche Souveränität anmaßt und das Recht, endgültig zu 
urteilen über Fürſten und Regierungen, Staatsgeſetze und Ver— 
faſſungen. Der evangeliſche Geiſtliche iſt ein rechter, echter Bürger 
ſeines Heimatlandes, er beanſprucht keine Ausnahmeſtellung, kein 
Freiſein von ſtaatsbürgerlichen Laſten und Pflichten; die Geſetze und 
Gerichte des Vaterlandes ſind für ihn allein maßgebend und ent— 
ſcheidend. Der römiſche Prieſter betrachtet ſich ‚rechtlich‘ frei von 
allen bürgerlichen Verpflichtungen, ſein Geſetzbuch iſt nicht das heimiſche 
Recht, ſondern das ultramontan-päpſtliche, kanoniſche Recht, dies 
allein ſoll ſeine Stellung, feine ‚Nechte‘ beſtimmen; in Zivil- und 
Strafprozeſſen hat er ſich nicht den Gerichtshöfen des Landes zu 
ſtellen, ſondern ſein oberſter Richter iſt der Papſt. Der evangeliſche 
Geiſtliche iſt frei in ſeinen Meinungen und politiſchen Anſichten, er 
hat niemand über ſich, von dem er Richtſchnur und Anweiſung er— 
hielte, welcher Partei er ſich anſchließen, wie er wählen oder ſtimmen, 
welche Zeitungen er unterſtützen ſoll.“ 

„Der römiſche Prieſter hat nichts von geiſtiger Freiheit; in 
Wiſſenſchaft und Politik ſteht er unter dem Zwange des Ultramonta— 
nismus; von einem Ausländer wird ihm vorgeſchrieben, welche 
politiſche Richtung und wie er ſie zu vertreten habe; bei vater— 
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ländiſchen Angelegenheiten ſtehen für ihn die Rückſichten auf eine 
auswärtige, weltlich-politiſche Macht, auf einen fremdländiſchen Sou— 
verän obenan. Für den evangeliſchen Geiſtlichen wird die Teilnahme 
an Politik, mag man ſonſt über ſie denken, wie man will, doch ſtets 
nur ein Mittel ſein, vaterländiſche Ziele und Zwecke zu verfolgen. 
Für den römiſchen Prieſter iſt die Politik, ſind Wahlen, 
Abſtimmungen, Preſſe, Verſammlungen ſtets nur Mittel, 
die Herrſchaftsbeſtrebungen des Ultramontanismus auf 
allen Gebieten zu fördern.“ 

„So werden die evangeliſchen Geiſtlichen als Politiker dem 
Dienſte der Religion vielleicht entfremdet, aber dem Vaterlande 
immer treu und anhänglich bleiben. Die politiſierenden römiſchen 
Prieſter dagegen dienen dem als Religion auftretenden Ultra— 
montanismus, für den das Vaterland und ſeine Intereſſen keine Be— 
deutung haben.“ 

„In allen ultramontan-theologiſchen und kanoniſtiſchen Lehrbüchern 
— die, was wohl zu beachten iſt, nicht etwa Geheimſchriften, ſondern 
bublici juris ſind, finden ſich die Auffaſſungen und Anſprüche des 
Ultramontanismus über ſeine ſtaatsrechtliche und kirchenpolitiſche 
Stellung, über ſeinen Vorrang und ſeine Oberhoheit über Regierungen 
und Fürſten; in dieſen Lehrbüchern iſt zu leſen, daß die geſamte 
römiſche Geiſtlichkeit vom Papſt bis zum Kaplan de jure eine völlige 
Ausnahmeſtellung im Staate beſitzt, daß nur die z unglücklichen Zeit— 
verhältniſſe“ die tatſächlichen Wirkungen der Ausnahmeſtellung zeit— 
weilig verhindern. Kurz, die „Immunität der römischen Geiſtlich— 
keit, wie wir ſie kennen gelernt haben (oben S. 72), iſt auch heute 
noch vigens Ultramontanismi theoria. Jeder römiſche Geiſt— 
liche, über die ultramontanen Theorien befragt, wird und 
muß ſich zu ihnen bekennen, und handelt, wo immer er 
kann, auch als Politiker nach ihnen.“ 

„Iſt es ſomit unrecht, der römiſchen Geiſtlichkeit die tätige 
Anteilnahme an Politik nicht zu geſtatten? Iſt ein Staat nicht 
vielmehr berechtigt, auszuſchließen von der tätigen Anteilnahme an 
ſeinem innerpolitiſchen Leben die Mitglieder einer großen einflußreichen 
Körperſchaft, die ac nutum eines auswärtigen, oft feind— 
ſeligen Souveränsé ſteht, die den Staatsgeſetzen nicht rechtlich 
unterworfen zu ſein behauptet, deren Intereſſen und Beſtrebungen 
nur gelegentlich und zeitweilig mit den Intereſſen und Be— 
ſtrebungen des Staates und Volkes zuſammenfallen, die aber grund— 
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ſätzlich und immer Ziele und Zwecke einer fremden Welt— 
machtpolitik verfolgt, der Staaten und Regierungen vorüber— 
gehende Augenblickserſcheinungen ſind, Figuren im weltumſpannenden 
ultramontanen Kriegsſpiele?“ (Mein Werk: Der Ultramontanis— 
mus uſw., 2. Aufl., S. 339 — 341, Berlin, H. Walther.) 

Ganz gewiß iſt der Staat dazu berechtigt, und alle Berufung auf 
„liberale Geſinnung“ und „angeborene Staatsbürgerrechte“ hält vor 
der Wahrheit nicht ſtand, daß die römische Geiſtlichkeit wegen 
ihrer ultramontan-„ſtaatsrechtlichen“ Grundſätze, die in 
Wirklichkeit ſtaatsfeindliche Grundſätze find, ihre politiſchen 
Rechte verwirkt hat. 

Der evangeliſche Geiſtliche, der treue Sohn feines Vaterlandes, 
verzichtet durch Übernahme ſeines Amtes und Berufes auf politiſche 
Betätigung; beim katholiſchen Geiſtlichen, ſoweit er religiös 
wirken will, iſt dieſer Verzicht auch vorhanden, aber ſoweit der katho— 
liſche Geiſtliche ultramontan, d. h. Glied und Werkzeug eines 
internationalen, ſtaatsfeindlichen Herrſchaftsſyſtems iſt, tritt zum frei— 
willigen, im religiöſen Berufe liegenden Verzichte die Verwirkung 
der "EN Rechte.!) 

10 Man könnte ſagen: Da die Sozialdemokratie auch ſtaatsfeind— 
liche Grundſätze hat, ſo müßte auch ſie politiſch entrechtet werden; das wäre 
aber doch verbohrtes Scharfmachertum und beſchränkte Reaktion; alſo iſt es 
auch Scharfmachertum und Reaktion, die ultramontane Geiſtlichkeit politiſch 
zu entrechien. Ich erwidere: Der Unterſchied zwiſchen der Staats— 
feindlichkeit des Ultramontanismus und der der Sozial— 
demokratie iſt groß. Die Sozialdemokratie als Bewegung für die 
materielle und kulturelle Hebung der arbeitenden Klaſſen hat einen durch— 
aus berechtigten ſozialen Kern, fie iſt eine Kulturbewegung, die 
aus den Bedürfniſſen weiter Volksſchichten heraus geboren iſt; der 
Ultramontanismus iſt ein ſtarres Herrſchaftsſyſtem ohne jede Be— 
rechtigung, ohne jeden ſozialen Kern, ohne jede Rückſicht auf 
Volksbedürfniſſe. Obwohl die theoretiſche Sozialdemokratie ſtaats— 
feindlich, revolutionär und international iſt, wird die praktiſche Sozial— 
demokratie — von vorübergehenden Ausbrüchen abgeſehen — ihre Theorien, 
wenn anders ſie leben und ſich ausbreiten will, niemals ganz verwirk— 
lichen können. Eben als ſoziale Bewegung muß die Sozialdemokratie 
ſich notwendig den Verhältniſſen des Volkes, in dem ſie Fuß faſſen will, 
anpaſſen, ſie wird von dieſen Verhältniſſen erfaßt und von ihnen gemodelt, 
nicht umgekehrt. So lange es aber verſchiedene Völker gibt, wird es bei 
jedem einzelnen Volke nationale Sonderbedürfniſſe geben, die der 
Sozialdemokratie ihren nationalen Stempel aufdrücken. Internationale 
ſoziale Nivellierung iſt ein Unding. Damit iſt aber der theoretiſch ge— 
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5. Der von den römischen Biſchöfen dem Landesherrn 
geleiſtete Eid muß in ſeinem jetzigen Wortlaute geändert 
werden. 

Der gegenwärtige Biſchofseid lautet (Königl. Verordnung vom 
13. Februar 1887): „Ich, N. N., erwählter und beſtätigter Biſchof 
(Erzbiſchof) von N., ſchwöre einen Eid zu Gott dem Allmächtigen und 
Allwiſſenden auf das heilige Evangelium, daß, nachdem ich auf den 
biſchöflichen Stuhl von N. erhoben worden bin, ich Sr. König— 
lichen Majeſtät von Preußen und Allerhöchſtdeſſen recht— 
mäßigem Nachfolger in der Regierung als meinem Aller— 
gnädigſten Könige und Landesherrn untertänig, treu, 
gehorſam und ergeben ſein, Allerhöchſtdero Beſtes nach meinem 
Vermögen befördern, Schaden und Nachteil aber verhüten und be— 
ſonders dahin ſtreben will, daß in den Gemütern der meiner 
biſchöflichen Leitung anvertrauten Geiſtlichen und Gemeinden die 
Geſinnungen der Ehrfurcht und Treue gegen den König, die Liebe 
zum Vaterlande, der Gehorſam gegen die Geſetze und alle jene 
Tugenden, die in dem Chriſten den guten Untertanen bezeichnen, 
mit Sorgfalt gepflegt werden, und daß ich nicht dulden will, daß 
von der mir untergebenen Geiſtlichkeit in entgegengeſetztem Sinne 
wollten Staatsfeindlichkeit und Internationalität ein nicht wegzuſchiebender 
Riegel vorgeſchoben. Beim Ultramontanismus, weil er in ſeinem 
Weſen und in ſeinen Zielen nichts zu tun hat mit ſozialen oder 
nationalen Volksbedürfniſſen, weil er ein von außen in die Völker 
und Staaten hineingeſetztes fertiges Syſtem iſt, lediglich auf Herrſchaft 
berechnet, kann ſich ſeine ſtaatsfeindliche und recht eigentlich umſtürzleriſche 
Theorie ſehr wohl decken mit der Praxis. Denn eine internationale Herr— 
ſchaft über Staat und Kultur iſt, trotz aller nationalen Verſchiedenheiten 
von Staaten und Kulturen, ſehr wohl denkbar, und das um ſo mehr, weil 
dieſe Herrſchaftsbeſtrebung überall in demſelben religiöſen Gewande auf— 
tritt und überall denſelben Boden für ihre Betätigung findet: die katho— 
liſche Religion. 

Entrechtung der ultramontanen Geiſtlichkeit als Akt der Selbſtver— 
teidigung gegenüber einer unveränderlich ſtaatsfeindlichen, internationalen 
durchführbaren Fremdͤherrſchaft iſt berechtigt. Entrechtung der Sozial— 
demokratie, einer im Fluße befindlichen Volksbewegung, ſtets eingedämmt 
von nationalen Volksbedürfniſſen und nationalen Volksverhältniſſen, wäre 
politiſche und ſoziale Torheit erſten Grades. 

Das hier nur kurz und nur gelegentlich Geſagte über Ultramonta— 
nismus und Sozialdemokratie enthält im Kerne alles, was ſich über 
die weitaus größere Gefährlichkeit des Ultramontanismus 
verglichen mit der Sozialdemokratie ſagen läßt. 
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gelehrt und gehandelt werde. Insbeſondere gelobe ich, daß ich keine 
Gemeinſchaft oder Verbindung, ſei es innerhalb oder außerhalb des 
Landes, unterhalten will, welche der öffentlichen Sicherheit gefährlich 
ſein könnte, und will, wenn ich erfahren ſollte, daß in meiner Diözeſe 
oder anderswo Anſchläge gemacht werden, die zum Nachteile des 
Staates gereichen könnten, hiervon Sr. Königl. Majeſtät Anzeige 
machen. Ich verſpreche, dies alles um ſo unverbrüchlicher 
zu halten, als ich gewiß bin, daß ich mich durch den Eid, 
welchen ich Sr. Päpſtlichen Heiligkeit und der Kirche ge— 
leiſtet habe, zu nichts verpflichte, was dem Eide der Treue 
und der Untertänigkeit gegen Seine Königl. Majeſtät ent— 
gegen ſein könnte. Alles dieſes ſchwöre ich, ſo wahr mir Gott 
helfe und ſein heiliges Evangelium. Amen.“ 

Ganz und gar unverſtändlich iſt es, wie ein ſolcher Eid, von 
Dienern der römiſchen Kirche geleiſtet, ſtaatlicherſeits als ge— 
nügend angeſehen wird. 

Im Lichte der kirchlichen Lehre über das Verhältnis der römiſchen 
Kirche, d. h. des Papſttums zum modernen Staate, wie wir ſie 
kennen gelernt haben, erſcheint dieſer Biſchofseid vollſtändig 
wertlos. Alles, was in ihm geſagt wird, verſteht der ſchwörende 
Biſchof und die hinter ihm ſtehende römiſche Kirche im Sinne der 
ultramontanen ftaatsrechtlichen und kirchenpolitiſchen GGrund— 
ſätze; dadurch iſt aber dem Eide die den Schwörenden im Sinne 
des den Eid entgegennehmenden konſtitutionellen, den Staat 
vertretenden Königs bindende Kraft genommen. 

Zu dieſer allgemeinen Wertloſigkeit des Eides kommen noch 
zwei Beſonderheiten ſeines Wortlautes von höchſter Bedeutung, die 
ihn einer ihrer Würde und Aufgabe ſich bewußten Regierung gegen— 
über einfachhin unmöglich machen ſollte. 

Der Biſchof ſchwört nicht, für ſeine Perſon den Landes— 
geſetzen gehorſam ſein zu wollen — für ſeine Perſon gelobt er Ge— 
horfam nur der Perſon des Königs —, ſondern er ſchwört nur, 
„dahin zu ſtreben“, daß die Geiſtlichen und Gläubigen den Ge— 
ſetzen Gehorſam leiſten. Es iſt aber eine ſtaatsrechtliche Ungeheuer— 
lichkeit, daß ein ſo einflußreicher, mit dem Staate und den Staats— 
bürgern in fo vielfältiger, gewichtiger, ſtaats- und kirchenrechtlicher 
Beziehung ſtehender Mann, wie ein römiſcher Viſchof es iſt, ſich für ſich 
ſelbſt zum Gehorſam gegen die Landesgeſetze nicht verpflichtet. Und 
es iſt nicht, wie bei den parlamentariſchen Erörterungen über die 
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Feſtſetzung dieſes Eides von ultramontaner Seite behauptet wurde, 
das Gewiſſen des Biſchofs, das ihm verbietet, den Geſetzen Ge— 
horſam zu ſchwören, ſondern es iſt die Kirchenlehre vom Oberauf— 
ſichtsrechte des Papſtes über Staatsgeſetze. Das Gewiſſen des 
Biſchofs iſt, oder ſollte doch ſein, ein lediglich religiöſes, das in 
ſeinem Verhalten zum Staate nur die oben (S. 1) angeführten 
Schriftworte als Richtſchnur kennt: „Jegliche Seele ſei den über— 
geſtellten Gewalten untergeben“; „Seid demnach untergeben jeder 
menſchlichen Obrigkeit“. Dieſe Schriftworte ſtehen einer eidlichen 
Gehorſamsverpflichtung den Staatsgeſetzen gegenüber wahrlich nicht 
im Wege; im Wege ſteht ihr aber die ultramontane Lehre von der 
Oberhoheit der Kirche über den Staat, und deshalb und nur 
deshalb fehlt im Biſchofseide die Gehorſams verpflichtung 
gegen die Staatsgeſetze. 

Ein Staat, der ſich das gefallen läßt, führt die Bezeichnung 
„ſouverän“ zu Unrecht. Denn er erkennt an, daß eine ganze Klaſſe 
einflußreicher, von ihm als Beamte betrachteter und behandelter 
Männer ſich nicht zum Gehorſam feinen Geſetzen gegenüber zu ver— 
pflichten braucht. 

Dieſe capitis diminutio der Staatsſouveränität tritt um fo 
ſtärker im Lichte der zweiten Beſonderheit hervor, die der Biſchofseid 
aufweiſt. 

Deutlich beſagt nämlich der Wortlaut des jetzigen Biſchofseides, 
daß für den Schwörenden fein dem Papſte und der Kirche 
zu leiſtender oder ſchon geleiſteter Eid Richtſchnur für Sinn 
und Tragweite ſeines dem Staate geleiſteten Eides iſt. 

Alſo der vom römiſchen Biſchofe dem Staate geleiſtete Eid wird 
innerlich und äußerlich begrenzt durch einen Eid, den der Biſchof 
einem außerhalb des Landes lebenden, eine internationale Machtſtellung 
einnehmenden Oberen ablegt. 

Das allein ſollte den Biſchofseid in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt 
unmöglich machen. 

Dazu kommt der Wortlaut des dem Papſte zu leiſtenden 
Eides: „Ich, N. N., erwählter Biſchof der Kirche zu N. N., werde 
von dieſer Stunde an treu und gehorſam ſein dem heiligen Petrus 
und der heiligen römiſchen Kirche und unſerem Herrn, dem Papſte 
N. N. und allen ſeinen kanoniſch gewählten Nachfolgern. Ich werde 
weder raten, noch zuſtimmen, noch mitwirken, daß ſie ihr Leben oder 
irgend ein Körperglied verlieren oder gefangen gehalten werden oder 
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Hand an fie gelegt werde, oder fie, unter welchem Vorwand auch 
immer, verletzt werden. Ihre Ratſchläge, die ſie mir ſelbſt oder 
durch ihre Nuntien oder durch Briefe mitteilen, werde ich wiſſentlich 
niemals zu ihrem Schaden irgend jemand eröffnen. Ich werde 
ihnen, unbeſchadet meiner biſchöflichen Weihe, ein Helfer ſein, um 
den römiſchen Papſt und die königlichen Rechte des heiligen Petrus 
gegen jeden Menſchen zu erhalten und zu verteidigen. Geſandte 
des apoſtoliſchen Stuhles werde ich beim Kommen und Gehen ehren— 
voll behandeln und für ihre Bedürfniſſe ſorgen. Ich werde dafür 
ſorgen, daß die Rechte, Ehrenvorzüge und das Anſehen der 
heiligen römiſchen Kirche und unſeres Herrn, des Papſtes 
und ſeiner Nachfolger erhalten, verteidigt, vermehrt und 
gefördert werden. Ich werde nicht teilnehmen weder durch Rat, 
noch durch Tat, noch durch irgend welches Verhalten an ſchädlichen 
und präjudizierlichen Umtrieben, die ſich richten gegen unſern Herrn, 
den Papſt oder gegen die römiſche Kirche und gegen ihren Perſonen— 
ſtand, Rechte, Ehrenvorzüge, Stellung und Macht. Und wenn ich 
erfahre, daß ſolches von irgend jemand verhandelt und geplant wird, 
ſo werde ich es nach Kräften verhindern und es ſo ſchnell als mög— 
lich unſerem Herrn, dem Papſte anzeigen oder einem andern, durch 
den es zur Kenntnis des Papſtes gebracht werden kann. Die Regeln 
der heiligen Väter, die apoſtoliſchen Dekrete, Verordnungen, 
Verfügungen, Vorbehalte, Anordnungen und Befehle werde 
ich nach allen Kräften beobachten und dafür ſorgen, daß ſie 
von anderen beobachtet werden. Ketzer, Schismatiker und 
Rebellen gegen unſern Herrn, den Papſt und ſeine Nachfolger 
werde ich nach Kräften verfolgen und bekämpfen. Berufen 
zu einem Konzil werde ich kommen, es ſei denn, ich ſei durch 
ein kanoniſches Hindernis behindert. Die Schwellen der Apoſtel!) 
werde ich alle drei Jahre perſönlich beſuchen und unſerem Herrn, 
dem Papſt und ſeinen Nachfolgern Rechenſchaft ablegen über meine 
ganze Amtsführung und über alles, was den Zuſtand meiner 
Kirche, die Ordnung unter meinem Klerus und den Gläubigen 
und das Heil der mir anvertrauten Seelen irgendwie betrifft; 
und dafür werde ich entgegennehmen die apoſtoliſchen Befehle 


) „Die Schwellen der Apoſtel“ (limina Apostolorum) ſind Rom. 
Jeder Biſchof iſt verpflichtet, alle drei Jahre nach Rom zu kommen und 
D * — — 
Rechenſchaft über ſeine Amtsführung abzulegen. Das nennt man Die 
visitatio ad limina. 
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und fie aufs genaueſte ausführen. Bin ich ſelbſt durch ein recht 
mäßiges Hindernis behindert, ſo werde ich alles dieſes erfüllen durch 
einen beſonders dazu bevollmächtigten Boten aus dem Schoße meines 
Kapitels oder durch ſonſt einen im kirchlichen Amt und Würde Stehenden, 
oder, ſollte ein ſolcher nicht vorhanden ſein, durch einen Diözeſan— 
prieſter, und wenn auch der nicht vorhanden iſt, durch einen anderen 
Welt⸗ oder Ordensgeiſtlichen von erprobter Tugend, der über alles 
dies wohl unterrichtet iſt. Meine perſönliche Behinderung werde ich 
durch den genannten Boten dem der heiligen Konzilskongregation 
vorſitzenden Kardinal mitteilen. Die zu meinem Tiſche ge— 
hörigen Beſitzungen!) werde ich ohne Gutheißung des römiſchen 
Papſtes weder verkaufen, noch verſchenken, noch verpfänden, noch 
zu Lehen geben, noch ſonſt irgendwie veräußern, auch nicht mit Zu— 
ſtimmung meines Kapitels. Und ſollte ich doch zu einer ſolchen 
Veräußerung kommen, ſo erkläre ich mich bereit, die dafür in einer 
beſtimmten Konſtitution feſtgeſetzten Strafen auf mich zu nehmen.“ 
(Pontificale Romanum, neu herausgegeben auf Befehl Benedikts XIV.; 
vgl. Hinſchius, Syſtem des katholiſchen Kirchenrechts, Berlin 1883, 
III, 205f.) 

Während der Biſchof in feinem Staatseide nur ſchwört, der 
Perſon des Königs „untertänig, treu, gehorſam und ergeben zu 
ſein,“ und nur „dahin zu ſtreben, daß der Gehorſam gegen die 
Geſetze in den Gemütern der Geiſtlichen und Gemeinden gepflegt 
wird,“ ſchwört er in feinem Kircheneide Gehorſam gegenüber „allen 
Rechten, Ehrenvorzügen, Dekreten, Verordnungen, Ver— 
fügungen, Vorbehalten, Anordnungen und Befehlen des 
Papſtes und der römiſchen Kirche.“ Welche „Rechte“ uſw. Papſt und 
römiſche Kirche aber zu beſitzen behaupten, haben wir geſehen. Und 
obendrein noch ſollen ſich nach dieſen römiſch-kirchlichen und päpſtlichen 
„Rechten“ Inhalt und Tragweite des ſtaatlichen Biſchofseides richten! 

Unbedingtes Gebot der Selbſtachtung und zugleich ſtaatsrechtliche 
Notwendigkeit iſt es, daß der Staat in den Biſchofseid wieder ein— 
fügt, was früher (Königl. Verordnung vom 6. Dezember 1873) in 
ihm ſtand: „Ich ſchwöre, daß ich . . . .. die Geſetze des Staates 
gewiſſenhaft beobachten und beſonders dahin ſtreben will uſw.“ 

Die Behauptung der römiſchen Kirche, daß ein ſolcher Eid für 

1) Der biſchöfliche „Tiſch“ (mensa episcopalis) iſt der Inbegriff der 
das Vermögen des betreſſenden Biſchofs (Biſchofsſitzes) ausmachenden Be— 
ſitztümer. 
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ihre Biſchöfe unmöglich ſei, zeigt eben, daß dieſe Kirche aus 
einer chriſtlich-religiöſen eine ultramontane geworden iſt. Was einem 
Gregor dem Großen „gottloſen“ Staatsgeſetzen gegenüber möglich 
war: Gehorſam gegen fie (vgl. oben S. 10), das ſollte einem Papſte 
oder Biſchofe der Jetztzeit nicht mehr möglich ſein? Leider iſt es ſo; 
denn Papſt und Biſchöfe der Jetztzeit haben das religiöfe Programm, 
auf dem Gregor der Große, gemäß der Lehre Chriſti und „des erſten 
Papſtes“, Petrus, ſtand (vgl, oben S. 1), verlaſſen und ein neues 
kirchenpolitiſches Programm, das der kirchlichen Oberhoheit über Staat 
und Geſetze, aufgeſtellt. 

Wie kann ſich ferner ein „ketzeriſcher“ Fürſt gefallen laſſen, daß 
ihm ein Eid abgelegt wird, der in ſeiner Tragweite und Be— 
deutung ſich zu richten hat noch einem Eide, in welchem dem 
Haupte der auch heute noch zu Recht beſtehenden Ketzer— 
inquiſition (vgl. oben S. 136-149), dem Papſte, gelobt wird, 
„die Ketzer nach Kräften zu bekämpfen und zu verfolgen?“ 

Welche Ungereimtheit iſt es übrigens, daß die Biſchöfe behaupten, 
für ſich ſelbſt Gehorſam gegen die Staatsgeſetze nicht geloben zu 
können, daß ſie aber geloben, „dahin zu ſtreben, in den Gemütern 
der ihrer biſchöflichen Leitung anvertrauten Geiſtlichen und Gemeinden 

den Gehorſam gegen die Geſetze mit Sorgfalt zu pflegen.“ 
Haben denn Biſchöfe ein anderes Gewiſſen, als die ihrer Leitung 
anvertrauten Geiſtlichen oder Gemeinden? 

Sei dem allen aber wie auch immer: die eidliche Verpflichtung, 
den Staatsgeſetzen Gehorſam zu leiſten, kann der Staat den römiſchen 
Biſchöfen, ohne Waffenſtreckung vor den Grundſätzen des Ultra— 
montanismus, nicht erlaſſen. Und wie verderblich dieſer Verzicht auf 
volle Staatsſouveränität gewirkt hat, wie ſehr dadurch auch in den 
Gedankenkreis von Staatsbeamten römiſch-ultramontane Anſchauungen 
eingedrungen ſind, beweiſt eine Bemerkung, die das frühere Zentrums— 
mitglied, Amtsgerichtsrat von Kleinſorgen, zu dieſer Eides— 
formel in ſeiner Schrift: „Die kirchenpolitiſchen Geſetze Preußens und 
des Deutſchen Reichs“ (Berlin 1887, S. 55) macht: „Dieſer Eid iſt 
niemals von einem katholiſchen Biſchofe geleiſtet worden und konnte 
nicht geleiſtet werden, weil darin das Gelöbnis der Anerkennung 
aller Geſetze, einſchließlich der Maigeſetze, ohne Rückſicht auf den 
vom Biſchofe der Kirche zu leiſtenden Eid enthalten war.“ 

Daß der Staat die Gehorſamsverpflichtung gegen ſeine Geſetze 
den römiſchen Biſchöfen ſeit dem 13. Februar 1887 bis heute er— 
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laſſen hat, dieſe bedauernswerte Tatſache ſollte für ihn nur ein 
Grund mehr ſein, ſich ſchleunigſt wieder auf ſich ſelbſt, auf ſeine 
Würde, auf ſeine ſtaatsrechtliche Pflicht zu beſinnen. 

6. Die diplomatiſche Vertretung beim Papſte muß auf— 
gehoben werden. 

Ihrer Selbſtverſtändlichkeit wegen müßte dieſe geſetzliche Be— 
ſtimmung an erſter Stelle ſtehen. Daß ich ſie an letzte Stelle ſetze, 
geſchieht, weil ſie eng mit einer im folgenden Abſchnitte an erſter 
Stelle zu beſprechenden allgemeinen Maßnahme verknüpft iſt. 

Auch hier will ich mich nicht aufhalten bei dem ganz und gar 
Unevangeliſchen ſolcher weltlich-diplomatiſchen Vertretung. Der 
„Nachfolger Chriſti“, umgeben von einem Stabe von Diplomaten 
in prunkenden Uniformen, geſchmückt mit Stern und Ordensband! 
Etwas Gegenſätzlicheres gibt es nicht. 

Was hat aber dieſe glanzvolle und diplomatiſche Vertretung mit 
Religion zu tun? Iſt ſie nötig, damit die Verhältniſſe einer Re— 
ligion in irgend einem Lande geordnet bleiben? 

Am 5. Dezember 1874 ſprach Fürſt Bismarck die unwider— 
leglichen Worte: „Wir ſind weit entfernt, den Papſt nicht mehr an— 
erkennen zu wollen als das Haupt der katholiſchen Kirche; wir 
erkennen ihn in dieſer Eigenſchaft vollkommen an. Aber es iſt die 
Eigenſchaft, das Haupt einer Konfeſſion zu ſein, die in 
Deutſchland Bekenner hat, noch kein Grund, einen diplo— 
matiſchen Vertreter bei einem ſolchen Haupte zu haben. Ich 
wüßte nicht, daß in anderen Staaten, wo ähnliche Verhältniſſe, wenn 
auch nicht auf der breiten und großen Grundlage, wie ſie die katho— 
liſche Kirche darbietet, die aber doch in die Millionen hineingehen, 
vorhanden ſind, — daß z. B. der Kaiſer von Rußland bei dem 
armeniſchen Patriarchen eine diplomatiſche Vertretung unterhielte, ob— 
ſchon die armeniſchen Untertanen Rußlands auch wohl nach Millionen 
zählen mögen.“ (Reichstagsſitzung.) 

Das ſind die richtigen Grundſätze. Die Geſchichte lehrt, daß 
die päpſtlichen Nuntiaturen ſtets und überall Herde politiſcher 
Ränkeſchmiederei waren. Unter dem Vorwande geiſtlich-religiöſer 
Intereſſen miſchen ſich die päpſtlichen Diplomaten in die inner— 
politiſchen Angelegenheiten der einzelnen Länder. Ich erinnere nur 
an das Verhalten des päpftlichen Nuntius in Wien vor zehn Jahren. 
Welche Beunruhigung der innerpolitiſchen Verhältniſſe Oſterreich— 
Ungarns rief ſein Auftreten hervor! Der langjährige Miniſter des 
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Außern, Graf Kalnocki, fiel dem Nuntius zum Opfer! Kann es 
ärgern Mißbrauch der „Religion“ geben, als die päpſtliche Diplomatie 
ihn treibt? Gibt es gefährlichere und ſchwerer zu überwachende 
Einmiſchung in das ſouveräne Staatsweſen, als die Diplomaten 
des „Stellvertreters Chriſti“ ſich unter dem Deckmantel der Religion 
geſtatten? 

Es iſt ein Unding ſondergleichen, daß die Vertreter einer Re— 
ligion das diplomatiſche Recht der Exterritorialität beanſpruchen. 
Zeigen ſie nicht gerade dadurch handgreiflich, daß ſie Vertreter einer 
äußeren weltlichen Macht, d. h. des Ultramontanismus ſind? 

Erterritoriale Religion, alſo exterritoriales Chriſtentum! Man 
ſollte glauben, dies ſeien unmögliche Begriffe, aber es ſind uralte 
ultramontane Begriffe, die von den Regierungen übernommen worden 
ſind und weitergeſchleppt werden zum Schaden für Chriſtentum und 
Staat. 

Und die endloſen diplomatiſchen Etiketteſtreitigkeiten! Das Schau— 
ſpiel, wie ſich „Nachfolger der Apoſtel“ — die Nuntien als Biſchöfe 
nennen ſich „Nachfolger der Apoſtel“ — in eitler Hoffahrt aufblähen 
und um Rang und Vortritt mit den Diplomaten weltlicher Mächte 
ſtreiten, wäre ein heiteres, wenn es nicht eine ſo ernſte, politiſche 
Bedeutung hätte. 

Auch in dieſem unchriſtlich-frivolen Gebaren liegt der Anſpruch 
des Vatikans, unter den Mächten dieſer Welt die führende 
Rolle zu ſpielen. Das Papſttum weiß, wie unendlich wertvoll 
ihm eine äußerlich glänzende Stellung und deren Anerkennung durch 
die Regierungen iſt. Sie bildet ſein Rückgrat. Es beugt ſich gut— 
willig nicht. Religiöſe und allgemein menſchliche Intereſſen gibt der 
„Stellvertreter Chriſti“ unbedenklich preis, wenn die Anſprüche auf 
weltlichen Glanz, auf Anerkennung ſeiner eigenen und ſeiner Diplo— 
maten Stellung nicht berückſichtigt werden. 

An Etikettenfragen ſcheiterte vor zehn Jahren die für die reli— 
giöſen Verhältniſſe der Katholiken Rußlands bedeutungsvolle Sendung 
eines päpſtlichen Nuntius zur Kaiſerkrönung nach Moskau. An 
Etikettenfragen ſcheiterte im Jahre 1897 — ſo hieß es wenigſtens 
— die im allgemein menſchlichen Intereſſe wichtige Sendung des 
päpſtlichen Vertreters an den Negus von Abeſſinien. Wäre er 
als Bote der Religion gekommen, Etikettenfragen wären unmöglich 
geweſen. 

Für das Daſein einer päpſtlichen Diplomatie gibt es keinen 
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Grund. Sie iſt lediglich ein weltlich-politiſches Machtmittel des ultra— 
montanen Papſttumes. 

Will der Papſt, als religiöſes Haupt der Katholiken, und 
in anderer Eigenſchaft darf er nicht exiſtieren, Wünſche äußern, 
Unterhandlungen führen wegen geiſtlich-religiöſer Angelegenheiten 
ſeiner Pflegebefohlenen, ſo hat er in jedem Lande Organe genug, 
vom Kaplan bis zum Biſchof, die ad hoe von ihm bevollmächtigt 
werden können, um mit den betreffenden Regierungen zu verhandeln. 
Ständige päpſtliche Diplomaten dürfte kein Staat bei ſich dulden. 
Je raſcher die verderblichen Zwittergeſchöpfe, Nuntien genannt, ver— 
ſchwinden, um ſo beſſer. 

Und was hat der politiſche Geſandte eines Staates, eines 
weltlichen, eines evangeliſchen Fürſten, beim Haupte der katholiſchen 
Religion zu tun? 

Das Papſttum iſt eine Macht; jawohl; aber es ſoll nur ſein 
eine geiſtliche, religiöſe, moraliſche Macht. Daß es eine weltlich- 
politiſche, weltlich-fürſtliche Macht wurde, iſt zum Unſegen der Chriſten— 
heit und der Staaten ausgeſchlagen. Jede Einrichtung, die dazu 
dient, das Papſttum in dieſer ſeiner angemaßten, unreligiöſen, ultra— 
montanen Stellung zu feſtigen, iſt ein ſchwerer, folgenreicher Fehler. 
Faſt nichts aber drückt die Anerkennung des Papſttumes als weltlich- 
politiſche Macht jo ſehr aus, als die Botſchafter und Geſandten 
politiſcher Mächte im Vatikan. 

Wünſcht eine Regierung unterrichtet zu werden über die religiöſen 
Bedürfniſſe ihrer katholiſchen Untertanen, entſtehen zwiſchen ihr und 
den Katholiken Schwierigkeiten, jo ſoll fie fi) an die katholiſche 
Landesgeiſtlichkeit wenden; dieſe iſt für eine Landesregierung 
der ordnungsmäßige und völlig genügende Vertreter der katholiſchen 
Religion. Glaubt dann die Landesgeiſtlichkeit, das Geſamthaupt der 
katholiſchen Religion befragen zu müſſen, ehe ſie mit der Landes— 
regierung endgültige Vereinbarungen trifft, ſo ſteht dem nichts im 
Wege; jede Regierung wird dies gern geſtatten. Aber das inter— 
nationale Geſamthaupt ſelbſt, der Papſt, hat für gewöhnlich un— 
mittelbar mit den Landesregierungen nichts zu tun. 

Erſt durch äußere, nicht ſtreng religiöſe Punkte und Ver— 
hältniſſe kommt der Staat in Berührung mit einer beſtimmten 
Religion. Dann aber hat er ſich ſtets und unter allen Umſtänden 
nur zu halten an die Erſcheinungsform und Vertretung der betreffenden 
Religion, die innerhalb ſeiner Landesgrenzen vorhanden und 
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für ihn greifbar find. Haben dieſe Erſcheinungsform und Vertretung 
der betreffenden Religion auch noch einen religiöſen Mittelpunkt 
außerhalb der Landesgrenzen, ſo iſt es lediglich ihre eigene Sache, 
in religiöſen Fragen mit dieſem Mittelpunkt ſich abzufinden. Es iſt 
dies zunächſt nicht Sache des Staates, den dieſer ausländiſche 
Mittelpunkt unmittelbar und für gewöhnlich nichts angeht. 

So behält der Papſt ſeine religiöſe Stellung, aber er wird 
nicht eine äußere Macht, mit der die Staaten in weltlich-politiſchen 
Formen verkehren. 

Eine unheilvolle Vorſtellung iſt es, in Ländern, wo die Ver— 
hältniſſe der katholiſchen Religion geſetz- und verfaſſungsmäßig ge- 
ordnet ſind, dem Papſte eine landesgeſetzliche und landes verfaſſungs— 
mäßige Stellung einzuräumen. Es liegt darin der echt ultramontane 
Grundſatz, den der Jeſuit Liberatore ausſpricht: „Bezüglich der 
Deutſchen, Franzoſen, Belgier uſw. iſt es durchaus wahr, daß ſie 
zwei Souveräne haben, einen weltlichen, der in Wien (Berlin), 
Paris, Brüſſel reſidiert, und einen geiſtlichen, der in Rom reſidiert.“ 
(Vgl. oben S. 69.) 

Für die Zulaſſung päpſtlicher Diplomaten bei weltlichen Re— 
gierungen und für die Unterhaltung weltlicher Diplomaten beim 
Papſte gibt es alſo auch nicht einen wirklich durchſchlagenden Grund. 
Es mag den Regierungen bequemer ſein, es mag in einzelnen Fällen 
vielleicht ſogar zur Beſchleunigung der Angelegenheiten dienen, un— 
mittelbar mit dem Papſte allein und nicht mit einer Anzahl von Landes— 
biſchöfen zu verhandeln, aber „Bequemlichkeit“ iſt kein Grund, 
eine Einrichtung aufrecht zu erhalten, die eine grundſätz⸗ 
liche und weittragende Anerkennung eines der gefährlichſten 
Anſprüche des Ultramontanismus enthält, nämlich, eine 
weltlich-politiſche Rolle in weltlich-politiſcher Form zu 
ſpielen. 

Auch ſtelle ich nicht die Forderung, nie und unter keinen Um— 
ſtänden unmittelbar mit dem Papſt zu verhandeln. Ausnahmen 
ſind möglich; aber als Regel und unter ſtändigen weltlich— 
diplomatiſchen Formen dürfen dieſe Verhandlungen nicht geführt 
werden, d. h. eine ſtändige, etatsmäßige, diplomatiſche Ver— 
tretung darf der Staat beim Papfte nicht unterhalten. 

Daß dieſe Gedanken über die päpſtliche Diplomatie auch ſonſt 
geteilt werden, beweiſt eine Zuſchrift aus Holland an den „Deut— 
ſchen Merkur“ vom 15. Mai 1897. Unter vielen anderen ähn— 
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lichen Kundgebungen wähle ich fie wegen ihrer Knappheit und Sach— 
lichkeit: 

„Die Frage: Was ſoll ein päpftlicher Nuntius in proteſtantiſchen 
Staaten? iſt ſchon öfter erörtert worden. Auch in Holland iſt man 
derſelben wieder nähergetreten, als der päpſtliche Nuntius Lorenzelli 
bei ſeinem Weggang aus dem Haag bei der Königin-Regentin der 
Niederlande eine Abſchiedsaudienz erhielt und ihm von dem Miniſter 
des Auswärtigen ein Abſchiedsdiner gegeben wurde. Das holländiſche 
Blatt „Der Broteftant‘ führt aus: „Solche Dinge ſollten in 
unſerem Lande nicht vorkommen. Der niederländiſche Staat erkennt 
keine Kirche als die Kirche an. Der niederländiſche Staat kennt nur 
Kirchengenoſſenſchaften, die gleiche Rechte haben. In der nieder— 
ländiſchen Staatsverfaſſung iſt kein Platz für einen Nuntius, der ein 
Bote oder Geſandter von jemand iſt, der ſich Haupt der Kirche nennt. 
Es iſt falſch, daß ein ſolcher Nuntius trotzdem anerkannt und als diplo— 
matiſche, d. i. offizielle Perſon betrachtet und behandelt wird. Aus dieſer 
Anerkennung ergeben ſich die obengenannten Vorkommniſſe, die für 
unſere Verhältniſſe unpaſſend ſind, aber auch andere, welche für den 
Staat gefährlich werden können. Ernſte und vaterlandsliebende 
Männer müſſen ſich vereinigen, um zu bewirken, daß ſolche 
Anerkennung ihr Ende finde. So wenig wie der niederländiſche 
Staat einen Geſandten oder Vertreter bei jemand hält, der ſich Haupt 
der Kirche nennt, ſo wenig kann und darf ein Bote desſelben bei 
dieſem Staate akkreditiert ſein. Doch es iſt und bleibt ſo: der eine 
Nuntius geht und der andere kommt. Wozu ein ſolcher Nuntius 
dient? Was er tut? Er iſt ein Aushorcher, ein Spion Roms, 
weiter nichts. Und gefährlich iſt er gerade deshalb, weil er, als 
offizielle Perſon anerkannt, befaßt wird oder ſich befaßt mit ſtaat— 
lichen Intereſſen. Hätte Rom keinen Vorteil davon, ſo glaube man 
nur ſicher, daß es ſolche Spione nicht ſchicken würde. Das iſt für 
alle Niederländer, die ihr Vaterland lieb haben, ein Grund mehr, 
nicht nur zu wünſchen, ſondern alle Kraft anzuſpannen, daß dieſes 
häßliche Spiel beendet wird.“ 

Hier wird kurz und treffend darauf hingewieſen, wie ſchwer be— 
leidigend es für alle nichtkatholiſchen Bekenntniſſe iſt, wenn ein Staat 
Diplomaten einer „Religion“ bei ſich anerkennt, die alle übrigen 
Religionen als teufliſche Erfindungen bezeichnet (vgl. oben S. 150). 
Und in der Tat, es iſt eine beleidigende Ungerechtigkeit, daß 
evangeliſche Bürger durch ihre Steuern beitragen müſſen zum 
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Unterhalt eines Geſandten bei demjenigen Manne, der ihren Glauben 
als „Peſt“ und „Ketzerei“ verflucht. Doch ich will dieſe Geſichts— 
punkte nicht weiter ausführen; da alles Religibs-Polemiſche mir 
fern liegt. 

Nein, nicht aus dieſem oder jenem zufälligen Grunde, vor 
allem nicht aus einem „religiöſen“ Grunde — die Beſchimpfung des 
evangeliſchen Bekenntniſſes geſchieht durch den Papſt als Haupt 
der katholiſchen Kirche — darf die diplomatiſche Vertretung beim 
Papſte, die lediglich weltlich-politiſchen, ultramontanen Cha— 
rakters iſt, abgeſchafft werden. Abzuſchaffen iſt ſie, weil ſie die 
grundſätzliche Anerkennung einer der ſchlimmſten ultramontanen 
Anmaßungen enthält. 

Als Fürſt Bismarck in bedauernswerter und ſchädlicher In— 
konſequenz im Jahre 1882 die Geſandtſchaft beim Vatikan wieder 
einrichtete, da begründete er den Schritt damit, daß daraus Vorteile 
für den Staat zu erwarten ſeien. Wo ſind die Vorteile? Heute, 
nach 24 Jahren wird wohl jedem klar ſein, daß für Preußen auch 
nicht ein einziger Vorteil aus ſeiner vatikaniſchen Geſandtſchaft er— 
wachſen iſt. Wohl aber hat das Papſttum bedeutende Vorteile er— 
langt, unter denen der größte die fortdauernde Anerkennung ſeiner 
unrechtmäßigen weltlich-politiſchen Stellung iſt. 

Hat überhaupt jemals irgend ein Staat Vorteile gezogen aus 
ſeinem regelmäßigen diplomatiſchen Verkehr mit dem Papſte? Die 
Geſchichte antwortet darauf mit einem runden Nein. 

Sehr kluge Leute, die ſich mit Vorliebe Politiker und zwar Po— 
litiker gegen den Ultramontanismus nennen, die aber vom Ultra— 
montanismus ſoviel verſtehen wie der Blinde von der Farbe, ſolche 
ſehr klugen Leute — ſie ſitzen zahlreich in unſeren Miniſterien, Par— 
lamenten und Redaktionsſtuben, blicken allerdings mit geringſchätzigem 
Lächeln auf die Zumutung, die vatikaniſche Geſandtſchaft abzuſchaffen. 
Sie ſagen „weiſe“: Unſer Geſandter iſt notwendig, er muß uns über 
die Abſichten Roms auf dem Laufenden erhalten; unmittelbare Ver— 
handlungen mit Rom wickeln ſich raſcher und glatter ab, als auf dem 
Umwege über die Biſchöfe; wir werden die Katholiken beleidigen, 
wenn wir die päpſtliche Geſandtſchaft aufheben. 

Verlohnt es ſich der Mühe, hierauf zu antworten? a 

Was gehen uns „die Abſichten Roms“ an? Sind wir in uns 
ſelbſt gefeſtigt, wiſſen wir in kirchenpolitiſcher Beziehung, was wir 
ſollen und was wir wollen, dann können uns „die Abſichten Roms“ 
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fehr gleichgültig ſein. Will der Vatikan etwas von uns, ſo hat er 
Mittel und Wege genug, ſeine Wünſche zum Ausdruck zu bringen. 
Wir wollen nichts vom Vatikan; oder wenn wir einmal etwas von 
ihm wollen, ſo haben auch wir Mittel und Wege genug, ihm das 
begreiflich zu machen. Was der Vatikan mit uns und wir mit dem 
Vatikan zu verhandeln haben, ſollen und dürfen eigentlich nur reli— 
giöſe Angelegenheiten ſein. Für ſolche Angelegenheiten iſt aber ein 
„bevollmächtigter Miniſter“ nicht nötig; dafür ſind die Seelſorger da. 
Aber fällt auch nur einem der vielen päpſtlichen Diplomaten, die 
doch alle Geiſtliche ſind, ein, daß ſie eigentlich Seelſorger und nichts 
als Seelſorger ſind und ſein ſollen? 

Ueber die „Raſchheit“ und „Glätte“ der Verhandlungen, die als 
Grund für Beibehaltung der Geſandtſchaft angeführt werden, habe 
ich ſchon das Nötige geſagt. Es gehört die ganze bureaukratiſche 
Verbohrtheit und Beſchränktheit gewiſſer Kreiſe dazu, mit ſolchen 
Gründen aufzuwarten in einer Angelegenheit von grundſätzlicher, weit— 
tragender Bedeutung. 

„Raſchheit“ und „Glätte“ der Unterhandlungen! Jawohl; 
„Raſchheit“ und „Glätte“ haben uns raſch und glatt zuerſt nach 
„Canoſſa“ und dann immer tiefer in die ultramontane Abhängigkeit 
geführt. 

Alſo fort mit den päpſtlichen Nuntien, und fort mit den diplo— 
matiſchen Vertretern beim Papſte! 


Das ſind die notwendigſten, für eine geſetzliche Regelung des 
Verhältniſſes von Staat und Kirche geradezu unerläßlichen Bedin— 
gungen. Damit iſt aber die kirchenpolitiſche Programmarbeit nicht 
beendet. Eine Reihe allgemeiner Maßnahmen müſſen hinzu— 
kommen, die von nicht geringerer, teilweiſe von noch größerer Be— 
deutung ſind als die geſetzlichen Beſtimmungen. Denn erſt in Ver— 
bindung mit dieſen allgemeinen Maßnahmen erhalten die geſetzlichen 
Beſtimmungen ihre volle Wucht, und erſt durch ſie wird der Kampf, 
der richtige Kulturkampf, ein bleibender Beſtandteil unſeres 
öffentlichen Lebens in ſeinen täglichen Erſcheinungsformen. 


Moderner Staat und römiſche Kirche. 16 


B. Allgemeine Maßnahmen.!) 

1. Die katholiſche Kirche und ihre geſamte Hierarchie: 
Papſt, Kardinäle, Biſchöfe, Prieſter müſſen vom Staate 
ausſchließlich als Religionsgemeinſchaft und als Religions— 
diener behandelt werden. 

Damit bin ich bei der weitaus wichtigſten allgemeinen Maß— 
nahme gegen den Ultramontanismus angelangt. Ich lege ihr eine 
geradezu entſcheidende Bedeutung bei, ſo ſehr, daß ohne ſie alles 
übrige — geſetzliche und allgemeine Maßnahmen — nicht zur vollen 
Wirkung gelangen und daß mit ihr alles übrige vor und nach ent— 
behrlich wird. 

Dieſe Maßnahme der ultramontaniſierten katholiſchen Kirche gegen— 
über iſt recht eigentlich die Stoß-ins-Herz-Politik gegen den 
Ultramontanismus, und zwar eine Stoß-Cwins-Herz-Politik, die 
Billigkeit, Recht und — Religion auf ihrer Seite hat. 

Iſt nämlich der Ultramontanismus das Überwuchern des Welt— 
lichen und Politiſchen über die katholiſche Religion, iſt er ihr Miß— 
brauch für Weltliches und Politiſches in weltlichen und politiſchen 
Formen, ſo wird naturgemäß die alleinige Beachtung der Religion, 
des Religiöſen in der katholiſchen Kirche und die konſequente und 
bis ins kleinſte durchgeführte Behandlung der katholiſchen Kirche als 
Religion von ſeiten des Staates und der Sffentlichkeit den Lebens— 
nerv des Ultramontanismus, der im Weltlicheu und Politiſchen 
wurzelt und aus weltlicher und politiſcher Behandlungsart ſeine 
Nahrung zieht, durchſchneiden. 

Deshalb habe ich ſchon im Jahre 1898 dieſe Maßnahme die 
Durchſchneidung der ultramontanen Wurzel genannt (vgl. 
mein Werk: Der Ultramontanismus, ſein Weſen und ſeine Bekämpfung, 
Berlin, H. Walther), und dieſen umfaſſenden Ausdruck halte ich auch 
heute aufrecht, mehr als je überzeugt von ſeiner objektiven Wahrheit. 

Schon oben (S. 7) habe ich betont, wie tief Ultramontanismus 


) Der folgende Abſchnitt ebenſo wie der unmittelbar vorhergehende 
berührt ſich in ſehr vielen Punkten und Ausführungen — oft wörtlich — 
mit Ausführungen, die ich ſchon im Jahre 1898 gemacht habe in meinem 
Werke: Der Ultramontanismus, ſein Weſen und ſeine Bekämpfung 
(Berlin, H. Walther, 2. Auflage). In meinem Urteile über die Richtigkeit 
des damals Vorgetragenen bin ich inzwiſchen nur beſtärkt worden, und ich 
ſcheue mich nicht, es zu wiederholen. 
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mit der katholiſchen Religion verwachſen ift, wie ſchwer und, in den 
meiſten Fällen, wie unmöglich es ſein würde, jede einzelne ultra— 
montane Faſer aus der katholiſchen Religion herauszuſchneiden. Nur 
dadurch, daß die Wurzel des Ultramontanismus durchſchnitten wird, 
kann es gelingen, ſeine zahlreichen Verzweigungen zum allmählichen 
Abſterben zu bringen. 


Das Weſen des Ultramontanismus — meine Ausführungen. 
haben das bewieſen — iſt weltlich-äußere Macht. Auf dem Boden 


weltlich-äußerer Macht iſt er entſtanden, weltlich-äußere Macht iſt 
ſein Ziel, ſeine Mittel ſind weltlich-äußere. Dementſprechend müſſen 
auch Abwehr und Angriff ſein. 

Die äußerlich-weltlichen Anſprüche des UÜltramontanis— 
mus, ſeine weltlich-politiſchen Anmaßungen, ſein Auftreten. 
als weltliche Macht und beſonders ſein Verlangen, in höfiſch— 
fürſtlichen Formen behandelt zu werden, müſſen überall 
und in jeder Richtung gänzlich unberückſichtigt bleiben und 
gegebenen Falles feſt und beharrlich zurückgewieſen werden. 

In der Durchführung dieſes Grundſatzes liegt das auf die 
Dauer allein zum Ziele führende Kampfmittel. 

Der Ultramontanismus iſt verkörpert im Papſte. Auf den 
Papſt wende ich alſo den aufgeſtellten Grundſatz zunächſt an. 

Der Papſt iſt das religiöſe Haupt von ſo und ſo vielen 
Millionen Katholiken. Alles, was dieſer geiſtlich-religiöſen Stellung 
nicht entſpricht, hat nichts mit dem katholiſch-religiöſen Papſte zu 
tun, ſondern gehört dem ultramontanen Papſte an. 

Wäre der Papſt geblieben, was er ſeiner religiöſen Stellung 
nach einzig und allein iſt und ſein ſoll, der Seelenhirte der Katho— 
liken, es gäbe keine ultramontane Frage. Aber weil er ſeiner 
lediglich religiös-geiſtlichen Aufgabe uneingedenk die herantretende Ver— 
ſuchung nicht von ſich wies, ſondern in Weltlich-Politiſches ſich ein— 
zumiſchen begann, weil er auf dieſer Bahn fortſchreitend zum poli— 
liſchen Großkönig allmählich ſich auswuchs, weil er in vollſtändiger 
Verleugnung deſſen, den zu vertreten er behauptete, ein weltlicher 
Fürſt, mit weltlichem Glanz und Pomp wurde, deshalb iſt der Un— 
friede zwiſchen der chriſtlichen Religion und der ſtaatlichen Gewalt 
entſtanden, und vor allem, deshalb iſt dieſer Unfrieden zu einem 
bleibenden geworden. 

Somit wird der Wegfall deſſen, was den Unfrieden hervor— 
gerufen hat, den Frieden wieder herbeiführen. 

16: 
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Dem Papſte müßte durch die Regierungen erklärt werden: 
„Wir erkennen dich an als das, was du biſt, als geiſtliches, reli— 
giöſes Haupt einer großen Zahl unſerer chriſtlichen Untertanen; als 
ſolches wirſt du ſtets auf unſere Achtung und gebührende Ehrfurcht 
rechnen können. Wenn du glaubſt, deine Stimme erheben zu müſſen 
im Intereſſe des geiſtlichen, religiöſen Wohles der Katholiken, ſo 
wirſt du von uns mit Aufmerkſamkeit gehört werden. Jederzeit ſind 
wir bereit, in unmittelbare oder mittelbare Verhandlung mit dir zu 
treten über kirchlich-religiöſe Dinge. Unſere Verfaſſungen und Ge— 
ſetze werden immer und überall die wirklichen Rechte der katholiſchen 
Religion und, falls nötig, auch deine Stellung als die ihres reli— 
giöſen Hauptes ausgiebig ſchützen. Wenn du aber hinaustrittſt 
aus deiner religiöſen Stellung, wenn du irgendwie mittelbar oder 
unmittelbar einzugreifen ſuchſt in unſere innerſtaatlichen, politiſchen 
Verhältniſſe, wenn du dir Hoheitsrechte über ſtaatliche Geſetze und 
Verordnungen anmaßeſt, wenn du auftrittſt als weltlicher Fürſt, mit 
dem Verlangen weltlich-fürſtlicher Ehrenbezeugungen, in weltlich— 
höfiſcher Form und Etikette, dann exiſtierſt du für uns nicht.“ 

Dieſe allgemeine Erklärung enthält eine Menge von Einzel— 
heiten. 

Als der Papſt noch Landesherr des Kirchenſtaates und dadurch 
weltlicher Fürſt war, da konnte er mit einem Scheine von Berechti- 
gung als ſolcher auftreten und beanſpruchen, als ſolcher behandelt 
zu werden. Aber heute, wo der Gang der „durch Gott geleiteten 
Weltgeſchichte“ dem Kirchenſtaate ein Ende bereitet hat, iſt für den 
„Statthalter Chriſti“ auch der letzte Schein verſchwunden, in den 
Reihen der irdiſchen Großen eine Rolle ſpielen zu dürfen.“ 

Und gerade in dieſer Rolle, in der weltlich-politiſchen, weltlich— 
fürſtlichen Stellung des Papſttums liegt die Hauptwurzel des Ultra— 
montanismus. Hier iſt die Axt anzulegen. 

Aus dieſer Wurzel iſt zunächſt entſtanden die prunkende Hof— 
haltung des paͤpſtlichen Hofes, die an orientaliſche Fürſtenhöfe er— 
innernde Etikette des Vatikans. 

Kein einziger Rechtstitel, kein einziger Grund ihres Daſeins 
kann für ſie angeführt werden. Daß ſie ſich zur Einfachheit des 

) Was in der Weltgeſchichte dem Ultramontanismus günſtig it, wird 
von ihm ſtets als „durch Gott geleitet“ bezeichnet. Mich deucht, das ihm 
Ungünſtige hat, vom Standpunkt der Wahrheit und des Chriſtentums aus, 
mehr Recht auf dieſe Begleitworte. 
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Evangeliums, zur Schlichtheit des Auftretens Chriſti und feiner 
Jünger verhalten, wie die abenteuerliche Karikatur zur Idealgeſtalt, 
will ich nicht betonen. 

Der „Statthalter Chriſti“ hoch zu Roß im Schuppenpanzer, 
oder getragen von phantaſtiſch gekleideten Höflingen auf der sella 
gestatoria, von rieſigen Pfauenwedeln angefächelt!! 

Betonen aber will ich die gefährliche Macht ſolcher 
Dinge. 

Der Menſch iſt nun einmal ſo geartet, daß äußerer Glanz 
mächtig auf ihn einwirkt, daß er unwillkürlich ſich zu ihm hingezogen 
fühlt, daß er ihm, wie man ſagt, imponiert, und daß er wirkliche 
Macht in ihm zu ſehen glaubt. Erhält dieſer äußere Glanz noch 
obendrein von der übrigen Welt, von denjenigen, die berufen 
ſind, über äußern Glanz zu urteilen, Anerkennung, wird er 
dadurch als berechtigt, als ebenbürtig in die Reihen der weltlichen 
Größen aufgenommen und von ihnen geſtützt, ſo wächſt der Einfluß, 
des äußern Glanzes und ſeiner Träger ins Rieſengroße. 

Dieſe im täglichen Leben hundertmal ſich wiederholende Erfah— 
rungstatſache läßt man leider bei Behandlung und Bekämpfung des 
ultramontanen Papſttums gänzlich außer acht. 

Anſtatt ſein unberechtigt glanzvolles Auftreten nicht anzuerkennen, 
anſtatt ſeine Anſprüche auf eine äußerlich glänzende, weltlich-fürſtliche 
Rolle beharrlich zurückzuweiſen, wetteifern Staatsmänner, Regierungen 
und Fürſten in wahrhaft unbegreiflicher Verblendung darin, die 
politiſche Weltmachtſtellung des Papſtes durch Eingehen auf ſeine 
höfiſchen Anmaßungen zu ſtärken. 

Schon allein die Anſtrengungen, die Rom macht, die Komödien, 
die es aufführt, um auch jetzt noch, nach Wegfall des Kirchenſtaates, 
den fürſtlichen Glanz des Papſttums aufrecht zu erhalten, zeigen 
genugſam, wie wichtig dieſe Dinge dem Ultramontanismus ſind; 
wie wichtig es alſo iſt, ſie ihm nicht zu gewähren. 

Der Papſt läßt es lieber zu internationalen Verwickelungen 
kommen, als daß er von den Vorſchriften der vatikaniſchen Etikette 
auch nur ein Titelchen abließe. 

Daß Fürſten und Regierungen ſich dazu hergeben, ihn darin zu 
unterſtützen, iſt ein unwürdiges Schauſpiel. Und wäre es nur un— 
würdig und nicht auch unheilvoll! 

Auch Preußen-Deutſchland hat hierin ſchwer gefündigt und 
ſündigt noch. Ein kirchenpolitiſcher Fehler war es, als Fürſt Bis- 
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marck den Papſt als Souverän mit „Sire“ anredete; ein kirchen— 
politiſcher Fehler allererſten Ranges war es, daß Fürſt Bismarck 
dem Papſte wie einem weltlichen Fürſten das Schiedsrichteramt 


zwiſchen Deutſchland und Spanien in der Karolinenfrage übertrug. 


Die Grundanſchauung des Ultramontanismus iſt dadurch be— 


feſtigt worden; daß er nämlich eine weltliche Macht ſei, berufen, 


im Areopag der weltlichen Gewalten nicht nur Sitz und Stimme, 
ſondern die Führung und die Entſcheidung zu haben. 

Man muß es, wie ich, im innerſten Kreiſe des Ültramontanismus 
miterlebt haben, welche Genugtuung derartiges erregt, wie es auf— 
gefaßt wird als gebührende pflichtmäßige Anerkennung der Aufgabe 
und Natur des Papſttums. 

Leo XIII. verſäumte denn auch nicht, die grundſätzliche Be— 
deutung ſeines Schiedsrichteramtes in einer rein weltlich-politiſchen 
Frage hervorzuheben und zu verewigen. Zuuächſt ſchrieb er dem. 
Fürſten Bismarck am 31. Dezember 1885: „Und ſo iſt es Deiner 
Weisheit nicht entgangen, welchen Nutzen für die Sicherheit des 
öffentlichen Lebens und der bürgerlichen Geſellſchaft in 
der Macht zu finden iſt, die von Uns geleitet wird.“ 

Dann ließ er eine Denkmünze prägen, die ein bleibendes 
Zeichen dafür iſt, daß der mittelalterliche Ultramontanismus mit Bei: 
hilfe des größten antiultramontanen Staatsmannes der Neuzeit einen 
Sieg gefeiert hat in einer rein weltlich-politiſchen Frage. 

Auf der Vorderſeite zeigt die Denkmünze das Bruſtbild des 
papſtes mit der Umſchrift Leo XIII. Pont. Max. Anno X.; auf der 
Rückſeite ſind die ſymboliſchen Figuren Deutſchland und Spanien; 
zwiſchen ihnen die Geſtalt des Papſtes mit der dreifachen Krone ge— 
ſchmückt, in der Linken das Kreuz mit einem Palmenzweige, die 
Rechte ſegnend erhoben. Die Umſchrift lautet: Controversia. De 
Insulis Karolinis. Ex Aequitate. Dirempta. Paeis. Arbitra. 
lit. Conciliatrix. 1885. 

Wem fällt hier nicht Alexander VI. ein, die Welt verteilend, 
vom Nordpol bis zum Südpol (vgl. oben S. 18)?! 

Nun ſagt man, das ſind „Außerlichkeiten“, „Höflich— 
keiten“, die nichts koſten, nichts ſchaden, aber die Stimmung günſtig 
erhalten. 

Nichts zeigt mehr, wie wenig das Weſen des Ultramontanismus 
erkannt wird, und wie oberflächlich die Politiker denken, als derartige 
Einwände. 
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Gewiß find dies „Nußerlichkeiten“, „Höflichkeiten“; aber gibt 
es nicht „Außerlichkeiten“ und „Höflichkeiten“, deren Gewährung die 
Anerkennung unberechtigter, gefährlicher Anmaßungen und Grund— 
ſätze bedeutet? 

Würde die preußiſche Regierung z. B. den Herzog von 
Cumberland aus „Höflichkeit“ „Majeſtät“ anreden und ihm die 
„Nußerlichkeiten“ eines Königs von Hannover gewähren? 

Gibt es nicht „Außerlichkeiten“ und „Höflichkeiten“, die nicht 
bloß eine theoretiſche Anerkennung des Syſtems enthalten, zu dem 
ſie gehören, ſondern zugleich eine praktiſche und ſehr wirkſame Unter: 
ſtützung des Syſtems bilden; deren Wegfall und Verſagung fomit 
eine Schwächung und unter Umſtänden eine Vernichtung des Syſtems 
herbeiführen? 

Man nehme unſerm Königtum die „Nußerlichkeiten“, die 
glanzvolle äußere Erſcheinung, ſeine äußeren Ehren, man entziehe 
ihm die „Höflichkeiten“, die man ihm erweiſt, und gar bald wird 
das Königtum ſelbſt mit ſeinem innern Gehalt verſchwunden ſein. 

Man nehme unſerem Heere die „Nußerlichkeiten“, die Uniformen, 
die Abzeichen für Ofſiziere und Mannſchaften, die unter ihnen üb— 
lichen Ehrenbezeugungen und „Höflichkeiten“, und gar bald wird der 
Geiſt unſeres Heeres ſich verflüchtigt haben. 

„Nußerlichkeiten“, wie man ſie vielfach oberflächlicher- und un— 
wiſſenderweiſe nennt, bilden das Rückgrat des Ultramontanismus, 
ſie ſind ſeine kräftigſten Stützen. 

Er iſt ein Syſtem äußerer Macht, äußeren Glanzes, für 
ſolche Syſteme find aber „Nußerlichkeiten“ Lebensbedingung, wie 
ich an den berechtigten „Außerlichkeiten“, des Königtums und des 
Heeres nachgewieſen habe. 

Auch die Religion, weil für Menſchen beſtimmt, muß äußere 
Formen haben, aber die äußeren Formen, eben weil zu einer Re- 
ligion gehörig, müſſen geiſtlich-religiöſe Formen ſein. Jede Form, 
die von dieſem Charakter nichts hat, oder gar ein ausgeſprochen 
weltliches Gepräge trägt, iſt für eine Religion ungehörig und 
ſchädlich. 

Selbſtverſtändlich verlange ich nicht, daß die jetzigen Päpſte, die 
Seelenhirten einer nach vielen, vielen Millionen zählenden Kirche, in 
den gleichen äußeren religiöſen Formen auftreten wie „der erſte 
Papſt“, der Apoſtel Petrus, daß ſie wie er barhäuptig und barfuß 
einhergehen mit dem Pilgerſtabe in der Hand und ohne Geld im 
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Gürtel. Aber zwiſchen dieſer apoſtoliſchen Form des Auftretens und 
den Formen, in denen das Papſttum ſchon ſeit Jahrhunderten der 
Welt ſich zeigt und von der Welt behandelt wird, gibt es doch wohl 
ein Mittelding, das, unter voller Wahrung der veränderten, ins 
Große gewachſenen äußeren Lage des Papſttums, wenigſtens in etwa 
den organiſch-inneren Zuſammenhang mit dem äußeren Auftreten des 
erſten Vertreters des Papſttums, Petrus, vermittelt. Und ein orga— 
niſch-innerer Zuſammenhang ſoll doch nach katholiſcher Auffaſſung 
und Lehre zwiſchen dem „Papſte“ Petrus und ſeinen „Nachfolgern“ 
beſtehen. 

Ebenſowenig verlange ich, daß Regierungen und Fürſten dem 
Papſte die Formen, in denen er leben und auftreten ſoll, vor— 
ſchreiben, daß ſie ihn zwingen, ſich religiöſer Formen zu bedienen. 
Wenn der Papſt das Unreligiöſe von Pfauenwedeln und Edelſteinen, 
von Nobel-⸗ und Schweizergardiſten, von Kammerherren und Leib— 
gendarmen uſw. nicht ſelbſt fühlt, habeat sibi! Mag der „Statt— 
halter Chriſti“ weiter ſo Hof halten, eingedenk des Wortes Chriſti: 
„Die Füchſe haben Gruben und die Vögel unter dem Himmel haben 
Neſter, aber des Menſchenſohn hat nicht, da er ſein Haupt hinlege“ 
(Matth. 8, 20; Luk. 9, 58). Was ich verlange, iſt, daß Regierungen 
und Fürſten ſo etwas nicht mitmachen, geſchweige denn es befördern 
und unterſtützen; was ich verlange, iſt, daß ſie den Papſt behandeln 
als Haupt einer Religion, die mit Politik, mit weltlichem Prunk 
und weltlichem Pomp nichts, aber auch gar nichts zu tun hat. 

Wohl weiß ich, daß die weitverzweigte, mächtige fatholilche - 
Kirche und ihr religiöſes Haupt eben wegen ihrer Organiſation und 
äußeren Erſcheinungsform mit weltlichen, mit ſtaatlichen, mit politiſchen 
Dingen in Berührung kommt und kommen muß. Allein dieſe Be— 
rührungen, ſo häufig und ſo notwendig ſie auch eintreten mögen, 
ſollen nur der Religion wegen geſchehen. Und wenn die katholiſche 
Kirche nicht ſelbſt dafür ſorgt, daß die Berührungen ihren religiöſen 
Zweck auch in der äußeren Art und Weiſe, wie ſie geſchehen, 
deutlich erkennen laſſen, ſo hat der Staat dafür zu ſorgen als be— 
rufener Hüter der weltlichen und politiſchen Dinge; er hat bei dieſen 
Berührungen die unreligiöfen, weltlich-politiſchen, fürſtlich-prunkhaften 
Formen, welche Kirche und Papſttum ihm dabei aufdrängen wollen, 
abzuweiſen. 

„Selbſt die „Außerlichkeiten“ der päpſtlichen Ordens- und 
Uniformverleihungen find wegen der Wurzel, aus der ſie ent— 
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itehen, wegen ihres inneren Zuſammenhanges mit dem politiſchen 
Machtſyſteme des Ultramontanismus von großer Bedeutung. Durch 
beharrliche Weigerung der Staaten, ihren Untertanen die Erlaubnis 
zum Tragen päpſtlicher Orden und Uniformen zu erteilen, muß das 
Papſttum gezwungen werden, auch die welllich-höfiſche Unſitte fallen 
zu laſſen. 

Die goldenen und emaillierten Sterne und Kreuze des Vatikan 
ſind weiter nichts — abgeſehen von ihrer offenbaren Unchriſtlichkeit —, 
als der greifbare Anſpruch, in der politiſchen Welt eine Rolle zu 
ſpielen; ſie ſind der Eitelkeitsköder, ausgeworfen, um die Anerkennung 
ſolcher Anſprüche zu erlangen. 

Der prunkvolle „Chriſtusorden“, den der Papſt dem Fürſten 
Bismarck verlieh, hätte höflich, aber beſtimmt, unter Betonung dieſer 
Gründe abgelehnt werden müſſen. 

Nur ſyſtematiſche, beharrliche Zurückweiſung auch der kleinſten 
„Außerlichkeiten“ des Bapfttums kann ihm gegenüber zum erwünſchten 
Ziele führen. 

Ein Rieſenſchritt iſt in dieſer Beziehung geſchehen durch die Be— 
ſeitigung des Kirchenſtaates. Aber auch hier hat man bis jetzt 
nur halbe Arbeit getan. Was mit der einen Hand gewalttätig ge— 
nommen wurde, gab die andere Hand höflich, aber kurzſichtig zurück. 

Am 20. September 1870, als der weltlich-materielle Unterbau 
des verweltlicht-materialiſierten Papſttums zuſammenbrach, hätte man 
auch den erſten energiſchen Schritt tun müſſen, die Verweltlichung 
und Materialiſierung des Papſttums ſelbſt zu beſeitigen. 

Alles und jedes, was das Papſttum an weltlichen Ehren und 
Auszeichnungen beſaß, hätte ihm rückſichtslos genommen werden 
müſſen; rückſichtslos hätte ihm jede weltliche Ehre und Auszeichnung, 
die es beanſpruchte, verweigert werden müſſen. 

Statt deſſen machte man ein „Garantiegeſetz“, wodurch dem 
Papſte die Stellung eines weltlichen Fürſten und königliche Ehren 
gewährleiſtet wurden. Und man tat dies, es iſt kaum glaublich, aus 
Rückſicht auf ſeine religiöfe Stellung! Man erkannte alſo den 
ſchlimmſten Grundſatz, die heilloſeſte Anmaßung, die frevelhafteſte 
Täuſchung des Ultramontanismus völkerrechtlich an: die Verquickung 
der Religion mit Weltlich-Politiſchem! 

Auch hier hat Preußen ſein vollgerütteltes Maß kirchenpolitiſcher 
Schuld. Es iſt eine kaum glaubliche, aber wahre Tatſache: Preußen 
hat ſtark darauf eingewirkt, daß Italien dem Papſte durch 
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das Garantiegeſetz feine weltlich-politiſche, fürſtliche Aus— 
nahmeſtellung gewährleiſte.!) 

Die verderbliche Fabel vom „königlichen Gefangenen 
im Vatikan“ iſt im Jahre 1870 aufgekommen, und Regierungen 
wie Fürſten ſtützten ſie durch ihr Verhalten. 

Nur mala fides kann von dieſer „Gefangenſchaft“ als von einer 
Tatſache ſprechen. 

Ich will die Taten von 1859 und 1870 vom menſchlich— 
juriſtiſchen Standpunkte aus nicht verteidigen. Der Kirchenſtaat war 
auf legitime Weiſe entſtanden, ſeine Beſeitigung war alſo eine Rechts— 
verletzung. Aber Rechtsverletzungen find ein ſtehendes Kapitel der 
Weltgeſchichte. Entthront alſo wurde der Papſt als weltlicher Herrſcher, 
dies Schickſal teilte er mit vielen hundert Fürſten, und dies Schickſal 
anderen zu bereiten, hat er ſelbſt mit ſeinen Söldnern in früheren 
Zeiten oft genug mitgewirkt. Aber „Gefangener“ geworden ift er in 
keiner Weiſe. 

Der prächtige päpſtliche Palaſt und die glänzende Hofhaltung 
ſollen hier nicht als Gegenbeweis aufgeführt werden: auch in Königs— 
paläſten gibt es Gefangene und Freiheitsberaubungen. Aber nur der 
kann mit Recht ein Gefangener genannt werden, deſſen freie Tätigkeit 
und freie Bewegung gehemmt iſt. Davon iſt aber bei dem päpſtlichen 
„Gefangenen“ im Vatikan nicht die leiſeſte Spur vorhanden. 

Daß der Papſt den vatikaniſchen Bezirk nicht verläßt, iſt ſein 
eigener freier Wille. Nichts würde ihm in den Straßen Roms oder 
einer andern Stadt der Welt geſchehen. 

Die Abgeſchloſſenheit des Papſtes innerhalb des Vatikan beruht 
nicht auf irgend welchem äußeren Zwang, ſondern einzig darauf, daß 
man im Vatikan ſehr wohl weiß, durch das Heraustreten aus den 
päpſtlichen Mauern und durch den Erfolg, den dies hätte, würde 
der tatſächliche Beweis geliefert von der völligen Freiheit des Papſtes. 
Dieſen Beweis der Welt zu erbringen und damit die Fabel von der 
„Gefangenſchaft“ zu zerſtören, ſcheut man ſich. Außerdem würde es 
eine tatſächliche Anerkennung der beſtehenden Zuſtände bedeuten, und 
zu dieſem Zugeſtändnis kann man ſich noch weniger verſtehen. Des— 
halb und nur deshalb wird der „Gefangene“ weiter markiert. 


!) Dieſe bisher unbekannte, beſchämende Tatſache habe ich aus der 
denkbar zuverläſſigſten Quelle: Herr von Schlözer, der langjährige Ge⸗ 
ſandte Preußens beim Papſte, hat ſie mir perſönlich mitgeteilt. 
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Wann und wie iſt der Papſt jemals behindert worden, die 
Kirche zu regieren? 

Man weiſe doch nur eine Spur, einen Verſuch ſolcher Be— 
hinderung nach, ſtatt immer und immer wieder dieſe falſche Behauptung 
zu erheben. 

Koſtenlos ſtehen dem Papſt für alle ſeine Regierungsakte Poſt 
und Telegraph zu Gebote, und noch niemals hat man gehört, oder 
auch nur zu behaupten gewagt, daß die italieniſche Regierung Schrift— 
ſtücke von oder an den Papſt unterſchlagen, geöffnet oder gehemmt 
hätte. Die Proteſtnoten, die Verdammungsurteile, die kathedralen 
Entſcheidungen, die Anweiſungen an die Biſchöfe, die Rundſchreiben 
ind Bullen gehen mit der gleichen Sicherheit und Regelmäßigkeit 
wie früher vom Vatikan aus und gelangen an ihre Adreſſen. Wie 
in früheren Zeiten und mehr noch ſtrömen die Pilgerzüge nach Rom; 
ſicher und ohne jede Schwierigkeit werden ſie über die italieniſchen 
Eiſenbahnen geleitet. 

Was fehlt denn eigentlich dem Papſt zur freieſten und wirkungs— 
vollſten Betätigung ſeiner religiöſen Amtsgewalt? Man nenne es doch! 

Leo XIII. ſchrieb im Jahre 1885 an den Kardinal Rampolla: 
„Mit der weltlichen Macht iſt die nicht weniger der Würde des Papſtes 
angemeſſene, wie der Freiheit des apoſtoliſchen Amts notwendige 
Autonomie geraubt worden.“ Das iſt eine Unwahrheit. Jene 
Autonomie, die der wahren und einzigen Würde des Papſtes, nämlich 
als eines oberſten Seelenhirten der Katholiken entſpricht, iſt 
durch die Beſeitigung des Kirchenſtaates auch nicht mit einem Finger 
angetaſtet worden; ſie beſteht nach wie vor, und der beſte Beweis 
dafür iſt ihre tatſächliche Ausübung. 

Verſchwunden mit dem Kirchenſtaat iſt ſein weltlicher Herrſcher, 
der ſich in politiſche Händel, Streitigkeiten und Kriege miſchte, der 
Papſt iſt geblieben (meine Schrift: Die römiſche Frage, S. 9 13). 

Dieſe Ausführungen über die unbehinderte Freiheit des Papſtes 
auch nach Wegfall des Kirchenſtaates ſind ſo wahr, daß ſelbſt gute 
Katholiken dasſelbe ſagen. Martens (vgl. oben S. 31) ſchreibt: 
„Wie empfindlich auch für Pius IX. der Verluſt des Kirchenſtaates 
ſein mag, ſo wird doch niemand behaupten wollen, daß er infolge— 
deſſen ſeine frühere Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit eingebüßt 
habe. Einmütig wird man zugeſtehen müſſen, daß alle Allokutionen 
und Erlaſſe Pius' IX. von dem Bewußtſein einer unbeengten Macht— 
fülle Zeugnis ablegen und den Stempel der vollkommenſten innern 
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und äußern Selbſtändigkeit tragen. Gerade Pius IX. hat dar— 
getan, daß es möglich iſt, auch ohne den Beſitz des Kirchen— 
ſtaates die Kirche frei und unabhängig zu regieren“ (Kirche 
und Staat, S. 123). 

Durch jahrhundertlange Gewöhnung verwöhnt, können die Päpſte 
es nicht verſchmerzen, daß ihnen fürſtliche Macht abhanden gekommen 
iſt. Deshalb jene Komödie, die ſchon ſeit 36 Jahren im Vatikan 
geſpielt wird, deshalb dies Schmollen und Grollen über Etiketten— 
fragen und Hofzeremoniell, deshalb jene fortgeſetzte Täuſchung der 
katholiſchen Welt, als ob dieſe Fragen mit der religiöſen Würde des 
Papſttums und der religiöſen Freiheit des Kirchenregiments zuſammen— 
hingen, deshalb jene wahrhaft frevelhafte Halsſtarrigkeit, die lieber 
Fürſten und Regierungen größte Verlegenheiten bereitet, ſie lieber 
unter ſich entzweit, als von der Vorſtellung laſſen will, der Papſt 
ſei noch immer ein weltlicher Fürſt. Er war es, aber er iſt es 
nicht mehr. 

Wie für jede andere Thronentſetzung ſo gibt es auch für die 
päpſtliche eine Verjährung, d. h. es kommt ein Zeitpunkt, wo das 
alte Recht, wegen der Unmöglichkeit es zu betätigen, wegen der öffent— 
lichen Ruheſtörungen, die mit einem Verſuch ſeiner Betätigung ver— 
bunden wären, aufhört Recht zu ſein. Dieſer Zeitpunkt iſt für die 
weltliche Herrſcherherrlichkeit des Papſttums längſt gekommen, und 
längſt auch iſt es Zeit geworden für Völker und Regierungen, dem— 
entſprechend dem Papſte gegenüber zu handeln. 

Warum ſollte ein katholiſcher Fürſt den König von Italien 
nicht in Rom beſuchen? Genau ſo, wie er den König in Venedig, 
Neapel, Florenz, Modena oder Parma beſuchen würde; dort 
haben früher auch andere Dynaſtien geherrſcht, ebenſo wie früher in 
Rom, und zwiſchen dem Papſt als weltlichem Herrſcher und dem 
König von Neapel oder dem Großherzog von Toskana iſt abſolut 
kein Unterſchied. 

Aber der Vatikan würde vor einem ſolchen Beſucher die Türen 
ſchließen, wie noch vor zehn Jahren vor dem Könige von Portugal. 
Was ſchadet denn das? Und überdies, die vatikaniſchen Tore würden 
ſich ſehr bald wieder öffnen, wenn man hinter ihnen durch das 
energiſche und einmütige Verhalten der übrigen Welt zur Über— 
zeugung gekommen wäre, daß es endgültig aus ſei mit der Rückſicht— 
nahme auf phantaſtiſche Vorſtellungen, daß die weltliche Machtſtellung 
des Papſtes mit allem was drum und dran hängt ein für allemal 
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begraben iſt und daß die Regierungen, katholiſche und nichtkatholiſche, 


dauernd gewillt ſind, im Papſte nur mehr das geiſtliche Haupt der 


katholiſchen Religion, aber nicht mehr und nie mehr, weder den 
kirchenſtaatlichen Kleinfürſten, noch den politiſchen Großkönig anzu— 
erkennen (meine Schrift: Die römiſche Frage, S. 9—13).') 

Kurzſichtige und in bezug auf den Ultramontanismus unwiſſende 
Ratgeber waren es, die unſerm Kaiſer rieten, bei ſeinen Beſuchen 
in Rom dem päpſtlichen Hofzeremoniell ſich zu unterwerfen und 
großartige, koſtſpielige Veranſtaltungen treffen zu laſſen, um die 
ultramontane Anmaßung vom Papſt-König aufrechtzuerhalten und 
anzuerkennen. 

Wer meine Ausführungen aufmerkſam geleſen hat, weiß, daß es 
ſich dabei um ſchwerwiegende und verderbliche Grundſätze gehandelt 
hat, die anzuerkennen ein kirchenpolitiſcher Fehler war. Aber in 
keinem Punkte zeigen ſich die Schlaffheit der Regierungen und die 
Unwiſſenheit ihrer Staatsmänner, großer wie kleiner, über katholiſche 
Religion und Ultramontanismus ſtärker und unüberwindlicher, als 
hier, bei Behandlung des „ſouveränen“ Papſtes. Nur grundſätz— 
liche Feſtigkeit und Entſchiedenheit gehören dazu, den Papſt 
wieder in die Stellung zurückzuweiſen, die ihm allein gebührt: die 
Stellung eines Dieners der Religion; ihn wieder bekennen zu 
machen, wie Papſt Gregor J. bekannte, daß er der weltlichen 
Obrigkeit und ihren Befehlen unterworfen ſei (vgl. oben 
S. 10). 

Richtig ſind und bleiben die Worte Treitſchkes: „Alle Sicher— 
heit des Völkerrechts beruht auf der klaren, ſcharfen Unterſcheidung 
von Krieg und Frieden. Ein Souverän, der in allen Ländern 
Steuern erhebt, über ein Heer von Diplomaten und Tauſende er— 
gebener Prieſter gebietet, der ſich jederzeit wirkſame Feindſeligkeiten 
gegen andere Staatsgewalten erlauben kann und gleichwohl nich! 
nach den Regeln des Völkerrechtes zur Rechenſchaft gezogen werden 


) Den gutgläubigen, aber unwiſſenden Katholiken wird vorerzählt, der 
Kirchenſtaat ſei „Kirchengut“ und deshalb könne kein Papſt jemals auf 
den Kirchenſtaat oder auch nur auf einen Teil von ihm verzichten. Das 
it eine doppelte Unwahrheit, eine theologiſche und eine geſchichtliche: der 
Papſt kann, nach ultramontan-theologiſcher Lehre auf jedes „Kirchengut“ 
verzichten, und Pius VI. hat tatſächlich inn Frieden von Tolentino 1797 
Frankreich gegenüber auf einen großen Teil des Kirchenſtaates (Venaiſſin, 
Avignon, Ravenna, Ferrara, Romagna) verzichtet. 
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darf — ein ſolcher Souverän ift eine völkerrechtliche Unmög— 
lichkeit“ (Das neue Konzil von Avignon; Preuß. Jahrb. De— 
zember 1881). 

Das ultramontane Papſttum ſteht als internationale Macht, 
als „völkerrechtliche Unmöglichkeit“ zwiſchen den Staaten; inter— 
national muß alſo auch ſeine Bekämpfung ſein. 

Faſt jedes Jahrzehnt ſieht „internationale Kongreſſe“ zur Löſung 
dieſer oder jener Frage. Von allen Fragen, die die europäiſche 
Diplomatie jemals zu ordnen unternommen hat, iſt keine auch nur 
annähernd ſo wichtig, als die ultramontane Frage, als die Frage, 
wie das Papſttum ſeiner weltlich-politiſchen Anmaßungen zu entkleiden 
ſei. Marokko verſchwindet gegen Rom. Und ich wiederhole noch— 
mals, nur Unentſchloſſenheit der Regierungen hindert die Löſung 
dieſer Frage. Auf ihre internationale Seite komme ich übrigens 
noch zurück. 

Die vorgeſchlagenen Mittel ſind durchgreifend. Gutwillig wird 
der Vatikan ſich ihre Anwendung nie gefallen laſſen. Im Gegenteil. 
Weil der Ultramontanismus ſich durch ſie im Lebensnerv getroffen 
fühlen wird, würde ein „Entrüſtungsſturm“ ſich erheben wie nie zuvor. 

Doch päpſtliche Entrüſtungsſtürme ziehen vorüber; auch 
von ihnen gilt: post nubila Phoebus. 

Wie oft haben Lateran und Vatikan ſich ſchon entrüſtet im Laufe 
der Jahrhunderte, wie oft ſchon wort- und fluchreiche Verwahrungen 
eingelegt gegen Verletzungen ihrer „heiligſten Rechte!“ 

Die Magna charta der Engländer, unſer deutſcher Sachſen— 
ſpiegel, der Augsburger Konfeſſionsfriede, der Weſtfäliſche 
Friede, die Wiener Kongreßakte, kurz die hervorragendſten ſtaats— 
und völkerrechtlichen Ereigniſſe der Geſchichte, waren für das Papſt— 
tum, weil es ſich durch ſie verletzt fühlte, Anlaß, in den ſchärfſten 
Ausdrücken „Entrüſtungsſtürme“ hervorzurufen. Viele dieſer Stürme 
haben ſeinerzeit auch wirklich Staub in Menge aufgewirbelt, aber 
ſchließlich iſt man darüber hinweggeſchritten, und heute ſchlafen die 
päpſtlichen Verwahrungen dauernden Schlaf in den Archiven des 
Vatikans. 

Das päpftliche „Non possumus“ hat ſich bleibender Feſtigkeit 
gegenüber noch immer in das ebenſo päpftliche „Tolerari potest“ 
und „Temporum ratione habita“ verwandelt. 

Es ſind jetzt ſechsunddreißig Jahre, ſeit der Kirchenſtaat von 
der Landkarte verſchwand. Wo ſind heute die hochgehenden Wogen 


255 


der Entrüſtung, die damals die ultramontane Welt durchrauſchten. 
Sie ſind geworden zu papiernen „Reſolutionen“ der „Katholikentage“ 
und zu ſtändig ſich wiederholenden Leitartikeln ultramontaner Blätter 
am 20. September jedes Jahres. 

Von der Spitze des Ultramontanismus, dem Papſttum, machen 
wir den Schritt abwärts zu den Kardinälen, Patriarchen, Erz— 
biſchöfen, Biſchöfen. In ihnen ſetzt ſich der Papſt gleichſam fort und 
breitet ſich aus über die ganze Erde. 

Wie der Papſt nach katholiſch-religiöſer Auffaſſung der „Stell— 
vertreter Chriſti“ iſt, ſo ſind ſie, nach der gleichen Auffaſſung, „die 
Nachfolger der Apoſtel“. Sie ſind alſo auch weſentlich Diener der 
chriſtlichen Religion, d. h. jener Religion, die von allen Religionen 
am weiteſten entfernt iſt von Weltlichkeit, von Nußerlichkeit, von 
Glanz, Pracht, irdiſcher Macht. 

Was zeigt uns aber die Wirklichkeit? Wäre es möglich, für 
einen Augenblick das ganze „h. Kollegium“, den ganzen „Epiſkopat“, 
alle „infulierten“, und nichtinfulierten Abte, Prälaten, Domherren uſw, 
kurz die ganze römiſch-ultramontane Hierarchie zu verſammeln, wir 
ſähen ein Bild, das an Pracht und Glanz ſeinesgleichen ſuchen würde. 
Das Gold und das Geſchmeide, der Purpur und der Hermelin, der 
Atlas und die Seidenſtoffe der „Nachfolger der Apoſtel“ würden die 
meiſten Fürſtenhöfe in Schatten ſtellen. 

Das iſt unchriſtlich, unevangeliſch im höchſten Grade; doch dabei 
halte ich mich nicht auf. Die Entchriſtlichung! der katholiſchen Religion 
iſt nicht Gegenſtand dieſer Schrift. 

Aber unter dem unchriſtlichen, unevangeliſchen Gewande der 
römiſchen Hierarchie birgt ſich Ultramontanismus. 

Die weltliche Herrlichkeit, mit der die Kardinäle und Biſchöfe 
auftreten, iſt das ſichtbare Zeichen ihrer weltlich-irdiſchen Anmaßungen, 
ihrer weltlich-politiſchen Stellung. 

Daß dem ſo iſt, braucht nicht lange bewieſen zu werden. Ein 
Syſtem, deſſen Vertreter fürſtlich auftreten, in Purpur und Seide 
einhergehen, wird naturnotwendig in unſerer aufs Nußere gerichteten 
und nach dem Nußern urteilenden Welt eine auch äußerlich bevorzugte, 
irdiſch-mächtige Stellung einnehmen. 

Alſo auch hier heißt es, die Axt an die Wurzel legen. Aber 
auch hier gilt das ſchon oben geſprochene Wort von der ſchweren 
Schuld unſerer Fürſten und Regierungen. 

Wie dem Papſttume gegenüber, jo handeln fie auch dem ultra— 
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montanen Epiſkopate gegenüber in unbegreiflicher Verblendung. Sie 
tun alles, um Kardinäle, Erzbiſchöfe und Biſchöfe in ihrer angemaßten 
grand-seigneur-Würde zu erhalten. 

Jedes Hofparkett kleiner wie großer Höfe fühlt ſich geehrt, wenn 
die rote, meterlange Seidenſchleppe eines römiſchen Kardinals über ſie 
hinwegfegt. Großkreuze und erſtklaſſige Orden in Brillanten fliegen 
den ultramontanen „Kirchenfürſten“ zu; im Hofzeremoniell haben ſie 
ihre Rangſtufe; römiſche Kardinäle haben den Vortritt vor Staats— 
miniſtern und kommandierenden Generalen; die Fürſtenzimmer der 
Bahnhöfe öffnen ſich den reiſenden Eminenzen, den biſchöflichen und 
erzbiſchöflichen Gnaden. 

Hier muß tabula rasa gemacht werden! Innerhalb ihrer Kirchen, 
in ihren „Palais“ und „Reſidenzen“ mögen die ultramontanen Hier— 
archen ſich kleiden, wie ſie wollen, dort mögen ſie auf Thronſeſſeln 
ſitzen und durch Weihrauch und Handkuß ſich Ehren erweiſen laſſen, 
ſo viel ſie wollen. Es iſt ihre eigene und der Katholiken Sache, 
dies mit dem Chriſtentum und der katholiſchen Religion zu 
vereinbaren. Der bürgerlichen Offentlichkeit und dem Staate 
gegenüber muß es aber heißen: fort damit! Denn dieſe Dinge 
haben, ſobald ſie außerhalb der Kirchen ſich zeigen, nichts mit der 
im und vom Staate geſchützten katholiſchen Religion zu tun, ſondern 
es ſind wirkſame Machtmittel des herrſchſüchtigen Ultramontanismus. 
Er kennt die Menſchen und weiß, was auf ſie, hoch oder niedrig 
ſtehende, Eindruck macht. 

Kleider machen Leute! Dieſer Alltagsſpruch enthält, auf 
das Auftreten der römiſchen Hierarchie angewandt, eine tiefe und 
ernſte Wahrheit. Und gegen dieſe Wahrheit verſündigen ſich Fürſten 
wie Staatsmänner auf unverantwortliche Weiſe. 

Verſagt werden müſſen Kardinälen und Biſchöfen die fürſtlichen 
Ehren. Auch ihnen, wie dem Papſt muß durch die äußeren, geſell— 
ſchaftlichen Formen, in die man den Verkehr mit ihnen kleidet, zum 
Bewußtſein gebracht werden, daß ſie nichts anderes, aber auch gar 
nichts anderes ſind und ſein ſollen, als Diener, ſchlichte Diener einer 
überirdiſchen Religion. 

Damit iſt nicht geſagt, daß ſie unhöflich und wegwerfend behandelt 
werden ſollen. Im Gegenteil! Als Vertreter eines nach Millionen 
zählenden religiöſen Bekenntniſſes haben ſie Anſpruch auf Achtung 
und Höflichkeit. Die ſollen ihnen werden: nicht aber höfiſche, fürſt— 
liche Ehren. 
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Ein Unfug ift es, daß Biſchöfe und Erzbiſchöfe in ihrer aufs 
fallenden und prächtigen Gewandung im Lande umherreiſen. Zunächſt 
ſind die Trachten Uniformen einer fremden, ausländiſchen 
Macht, des ultramontanen Papſttumes, fie haben nichts mit 
Religion zu tun, oder, wenn man ſie verblendeterweiſe zur Religion 
rechnet, jo gehören fie höchſtens dorthin, wo die Kultushandlungen 
der katholiſchen Religion ſich vollziehen, wo ihre Träger als ausübende 
Diener der Religion auftreten, in die Kirchen, nicht aber in die 
bürgerliche Offentlichkeit. Ferner wirken die glänzenden biſchöflichen 
Abzeichen propagandiſtiſch im Geiſte und Sinne des weltlich-politiſchen 
Ultramontanismus. Sie rufen bei der Menge, und leider nicht nur 
bei der ſogenannten urteilsloſen Menge, den Eindruck hervor, daß 
die Träger der Prachtgewänder auch in irdiſch-weltlicher Beziehung 
einflußreiche Leute ſind und ſein ſollen. Und dieſer Eindruck, dieſe 
Wirkung iſt beabſichtigt. 

Ohne Zweifel iſt es alſo beſſer und richtiger, die biſchöflichen 
Trachten auf die Kirchen und die religiöſen Verrichtungen zu be— 
ſchränken. Allein dies Einmiſchen des Staates in die ultramontane 
Kleiderordnung würde gehäſſig erſcheinen und deshalb ſeinen Zweck 
leicht verfehlen. Jedenfalls bedürfte die Durchführung eines ſolchen 
Verbotes ein hohes Maß von Takt, Mäßigung und Umſicht und 
ein noch höheres Maß ausdauernder Feſtigkeit. Und deshalb laſſe 
man die ultramontanen Biſchöfe einſtweilen auch öffentlich, außerhalb 
ihrer Kirchen, ſich kleiden, wie ſie wollen, denn auch andere Staats— 
bürger können ſchließlich in Phantaſiekoſtümen auf die Straße gehen. 

Unter keinen Umſtänden aber dürfen die ultramontanen 
Uniformen getragen werden beim offiziellen Verkehr der 
katholiſchen Biſchöſfe mit den Vertretern des Staats, 
Fürſten oder Staatsmännern, hohen oder niederen Re— 
gierungsbeamten. 

Der katholiſche Biſchof und Erzbiſchof iſt, wenn er mit dem 
Staate, in dem er lebt, in amtlichen Verkehr tritt, zunächſt und in 
erſter Linie Untertan des Staates. Er hat aus ſich nicht das 
Recht, die Abzeichen einer ausländiſchen, ſouverän zu ſein 
beanſpruchenden Macht zu tragen. Dieſe Abzeichen verleihen 
ſeinem Auftreten einen weltlich irdiſchen Glanz, deſſen Wirkung, für 
die Zwecke des Ultramontanismus berechnet, auch Fürſten und Staats— 
männer ſich nicht erwehren. Und gerade ſie weniger als andere 
Menſchen. 


Moderner Staat und römiſche Kirche. 17 


An fürſtlichen Höfen und in Staatsminiſterien ſpielen prächtige 
Uniformierungen und äußerlich glänzendes Auftreten eine beſonders 
große Rolle. Ein in Purpur und rote Seide gekleideter Kardinal, 
Erzbiſchof oder Biſchof macht eine ganz andere „Figur“, „imponiert“ 
ganz anders, man empfängt ihn auch ganz anders, als wenn der— 
ſelbe Mann in einfacher, ſchlichter Kleidung erſchiene. 

Die anſtändige, aber einfache ſchwarze Tracht der 
römiſchen Weltgeiſtlichkeit oder der bürgerliche Gehrock und 
Frack genügt auch für Kardinäle und Biſchöfe. So und nur 
ſo ſollten dieſe Herren von Fürſten und Regierungen emp— 
fangen werden. 

In Sſterreich, Frankreich, Spanien, Portugal, kurz in 
den ſogenannt katholiſchen Ländern, iſt es üblich geworden, daß das 
Staatsoberhaupt einem zum Kardinal „erhobenen“ Landesbiſchof das 
Kardinalsbarett unter Entfaltung großen Pompes aufſetzt. 

Das iſt ein Nachgeben an die weltlich-politiſchen Anſprüche des 
Ultramontanismus ſchlimmſter Art. Was in aller Welt hat die 
„religiöſe“ Würde, das „geiſtlich-religiöſe“ Amt eines Kardinals 
mit Hofzeremoniell und Hofprunk zu tun? 

Ich kann mir, um das ſchreiend Unreligiöſe ſolcher „religiös“ 
höfiſch-politiſchen Gebarung draſtiſch hervortreten zu laſſen, nicht 
verſagen, die Schilderung einer „Barettaufſetzung“ der Neuzeit 
hier einzufügen. Der „Figaro“ vom 21. Mai 1897 berichtet: 

„Die Feierlichkeit der Barettaufſetzung für die neuen Kardinäle 
fand geſtern im Elyſee ſtatt. Die Herren Crozier, Einführer des 
diplomatiſchen Korps, Mollard und de Roujoux, Zeremonien— 
meiſter, holten in ſechs Galawagen der Präſidentſchaft die drei 
Prälaten unter Begleitung einer Schwadron Küraſſiere vom großen 
Seminar von St. Sulpice ab. Im erſten Wagen ſaßen der Kar— 
dinal Coullie mit dem päpſtlichen Abgeſandten, Msgr. Ciocci, 
dem päpſtlichen Nobelgardiſten, Grafen Witton, und Herr 
Crozier; im zweiten der Kardinal Laboure mit Migr. Graffin, 
dem Grafen Canale und Herrn Mollard; im dritten der Kar— 
dinal Sourrieu mit Migr. de Croy, dem Marquis Cavaletti 
und Herrn de Roujoux. Die übrigen Wagen hatten die Sekretäre 
der päpſtlichen Abgeſandten eingenommen. Punkt zehn Uhr fährt 
der Wagenzug in den Ehrenhof des Elyſee ein; das 24. Linien— 
regiment erweiſt die militäriſchen Ehrenbezeugungen, die Trommeln 
wirbeln und die Muſik ſpielt die Marſeillaiſe. Msgr. Clari, der 
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apoftolifche Nuntius, war ſchon einige Minuten früher gekommen. 
Man begibt ſich in den großen Audienzſaal. Herr Felix Faure 
iſt umgeben vom Minifterpräfidenten, den Miniſtern des Außern 
und des Kultus und feinem militäriſchen Gefolge. Die römiſchen 
Prälaten Ciocci, Graffin, de Croy verleſen einer nach dem 
andern eine lateiniſche Lobrede auf die Kardinäle, denen ſie vom 
Papſt zugeteilt worden ſind. Der Präſident der Republik heißt ſie 
willkommen. Darauf begibt man ſich in die Kapelle, wo ſich Frau 
und Fräulein Faure und die Frauen der Miniſter ſchon befinden. 
Abbe Herzog lieſt eine Meſſe; die päpſtlichen Abgeſandten verleſen 
die Bulle, wodurch der Präſident der Republik ermächtigt wird, den 
Erzbiſchöfen von Lyon, von Rennes und von Rouen das Kardinals— 
barett aufzuſetzen. Die Kirchenfürſten verneigen ſich der Reihe nach 
vor dem Staatsoberhaupte; der Präſident nimmt die Barette von 
einer ſilbernen Platte und ſetzt ſie den Kardinälen auf, während die 
päpſtlichen Abgeſandten über die Schultern der Kardinäle den Pur— 
purmantel hängen. Dieſe hatten der Meſſe in violetter Seide bei— 
gewohnt, jetzt begeben ſie ſich in einen Nebenſalon, um das rote 
Kardinalgewand anzulegen‘). Dann ergreift der Erzbiſchof von Lyon 
das Wort im Namen der übrigen Kardinäle. Der Präſident ant— 
wortet. Dann reicht Kardinal Coullie ſeinen Arm der Frau 
Felix Faure, und 22 Gäſte laſſen ſich an der Tafel des Präſidenten 
nieder. Rechts und links von Frau Faure ſitzen die Kardinäle 
von Lyon und Rennes; rechts und links vom Präſidenten der 
Kardinal von Rouen und der apoſtoliſche Nuntius. Unter 
den anderen Gäſten befanden ſich der Miniſterpräſident, die Miniſter 


) Bei Szenenwechſel wechſeln auch Damen des Theaters gern ihre 
Toiletten. Aber in den Berichten der Bibel fehlen bei Chriſtus und 
ſeinen Jüngern (Paulus, Petrus uſw.) Toilettenberichte voll— 
ſtändig. Doch halt, auch in der Schrift finde ich einen Toilettenbericht 
und einen Toilettenwechſel: „Da nahmen die Kriegsknechte des Land— 
pflegers Jeſum zu ſich in das Richthaus und ſammelten über ihn die 
ganze Schar, und zogen ihn aus, und legten ihm einen Purpur— 
mantel an, und flochten eine Dornenkrone, und ſetzten ſie auf 
jein Haupt, und ein Rohr in ſeine rechte Hand, und beugeten die 
Kniee vor ihm, und ſpotteten ihn, und ſprachen: gegrüßeſt ſeieſt du, der 
Juden König, und ſpeieten ihn an, und nahmen das Rohr, und ſchlugen 
damit ſein Haupt. Und da ſie ihn verſpottet hatten, zogen fie ihm 
den Mantel aus, und zogen ihm ſeine Kleider an, und führeten 
ihn hin, daß ſie ihn kreuzigten“ Matth. 27, 27-31). 
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des Äußeren und des Kultus, der Direktor im Kultusminiſterium uſw. 
Das Menü beſtand aus: Oeuks duchesse, Barbue sauce erevette, 
Poulet Vatican, Filet de boeuf röti, Päté de canard, Salade de 
romaine, Asperges sauce hollandaise, Glace aux fraises'). Um 
zwei Uhr verabſchiedeten ſich die Kardinäle unter den gleichen mili— 
täriſchen Ehrenbezeugungen, wie bei ihrer Ankunft.“ 

Und in der „Kölniſchen Volkszeitung“ vom 5. April 1906 
(2. Abend⸗Ausgabe) leſen wir: 

„Der neue braſilianiſche Kardinal. Wie der Draht aus 
Rio de Janeiro meldet, iſt daſelbſt, von Rom kommend, der erſte 
Kardinal des lateiniſchen Amerika Cavalcanti de Albuquerque 
angelangt und an der Landungsſtelle von den Miniſtern, dem 
Generalkommandanten und von einer großen Anzahl Offizieren 
feierlich empfangen worden. Sobald der Kardinal ans Land ſtieg, 
umarmte er den Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Baron von Rio Branco. Der ihm vom Präſidenten der Republik 
zur Verfügung geſtellte Galawagen brachte den Kardinal, der vom 
Volke lebhaft begrüßt wurde, zum erzbiſchöflichen Palaſt.“ 

Solchen Schilderungen ein Wort hinzuſetzen, hieße den Eindruck 
abſchwächen. 

Für Preußen-Deutſchland ſind ſolche Dinge einſtweilen nicht zu 
befürchten; ſelbſt in Bayern und Sachſen wird wohl noch geraume 
Zeit verſtreichen, ehe das „Poulet Vatican“ auf der Hoftafel erſcheint. 
Aber andere, ähnlich ſchlimme Dinge ſind auch bei uns üblich. Ich 
habe ſchon einige genannt und werde noch andere nennen. 

Es iſt ferner ein Unweſen, die katholiſchen „Kirchenfürſten“ mit 
hohen Orden, ſogenannten geſellſchaftlichen und vor allem politiſchen 
Ehren auszuzeichnen. Solche Auszeichnungen ſind Rückhalte für die 
unberechtigte, weltliche Machtſtellung des Ultramontanismus. Ein 
katholiſcher Biſchof gehört weder ins Herrenhaus, noch in 
den Staatsrat, d. h. überhaupt nicht in politiſche Körperſchaften, in 
die er nur durch „allerhöchſtes Vertrauen“ berufen werden 
kann. Für einen Vertreter des Ultramontanismus ſind das ungehörige 
Auszeichnungen; ſie ſtärken das verwerfliche, weltlich-politiſche Syſtem. 


) Auch zwei „Menüs“ Chriſti und feiner Jünger hat die Schrift 
uns aufbewahrt: „Da lief einer und füllete einen Schwamm mit Eſſig, und 
ſteckte ihn auf ein Rohr und tränkten ihn“ [nämlich Jeſum am Kreuze], und: 
„Seine Jünger [Chriſti! waren hungrig, fingen an Ahren auszuraufen und 
aßen“ (Mark. 15, 36; Matth. 12, 1). 
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Die katholiſche Religion hat nichts mit dem Herrenhaus und nichts 
mit dem Staatsrate zu tun.!) 

Auch die vom römiſchen Hofe den Biſchöfen uſw. verliehenen 
Titulaturen dürfen für den Staat nicht exiſtieren. Für ihn gibt es 
unter den Vertretern der katholiſchen Religion keine Kirchenfürſten, keine 
Erzellenzen, Eminenzen, Erzbiſchöfliche-, Fürſtbiſchöfliche-, Biſchöfliche— 
Gnaden. Es gibt für ihn nur Religionsdiener, deren religiöſer, 
geiſtlicher Stellung ausreichend Rechnung getragen wird durch die 
Anrede „Ehrwürden“ oder „Hochwürden“ oder auch durch das all— 
gemein übliche Herr. Warum ſollte ein Biſchof nicht mit ſeinem 
Familiennamen und dem davor geſetzten „Herr“ „gebührend“ an— 
geredet werden können, alſo: Herr Kopp, Herr Fiſcher, Herr 
Korum uſw.? Wir andere werden doch auch fo angeredet! 

Trotz aller äußeren und inneren Förderungsmittel hätte der 
Ultramontanismus ſeine Weltmachtſtellung nie erhalten und noch 
weniger bewahrt ohne das kurzſichtige Entgegenkommen der weltlichen 
Mächte. Die Kaiſer und die Könige, die Staaten und Regierungen 
wetteiferten förmlich, die unreligiöſe Großmannſucht des „Statt— 
halters Chriſti“ zu ſtützen durch ihr Verhalten, durch die äußeren 
Ehren, die ſie ihm erwieſen, durch den Pomp, den ſie ihm 
teils gaben, teils beließen. Hätte die politiſche Welt von Anfang an 
dem römiſchen Biſchof, als er zum ultramontanen Papſte ſich zu ent— 
wickeln begann, deutlich geſagt: du biſt und bleibſt in unſeren Augen 
nur und ausſchließlich Seelenhirte und Diener der Religion. 
Als ſolcher wirſt du von uns geehrt; weltliche Fürſtenſtellung und 
Einmiſchung in Politik gehören aber nicht zu deiner religiöſen Auf— 
gabe, und ſolchem Gelüſte und Tun treten wir überall und immer 
entgegen, — nie wäre der Ultramontanismus die Macht geworden, 
als die er jetzt daſteht. 

Kaum irgendwo hat ſich die Wahrheit des alten Wortes: Kleine, 
Urſachen, große Wirkungen, ſo gewaltig gezeigt, als hier. Fürſtliche 
Eitelkeit iſt die Nährmutter des Ultramontanismus ge— 
worden. Es ſchmeichelte den Fürſten dieſer Welt, daß das 
Haupt ihrer Religion fürſtlich auftrat, daß der Mann, dem 
ſie in religiöſen Dingen ſich fügten, nicht einer war aus der 


) über die Mitgliedſchaft römiſcher Geiſtlicher bei den auf Wahl be— 
ruhenden politiſchen Körperſchaften iſt oben (S. 223ff.) das Nötige gejagt 
worden. 
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misera plebs im ärmlichen Gewande des wandernden 
Apoſtels, ſondern einer ihresgleichen mit der Krone auf 
dem Haupte, dem Szepter in der Hand, dem Fürſtenmantel 
um die Schulter. 

In kluger Ausnutzung dieſer pſychologiſchen Erfahrungstatſache 
hat der Ultramontanismus dann nicht nur den Papſt, ſondern auch 
alle niederen Hierarchen ausgeſtattet mit Pracht und Glanz. Was 
der Flitter wert iſt in der Schätzung der Menge, wie der Mächtigen, 
wußte er genau, und der Erfolg gab ihm recht. 

Ja, ich ſehe ſogar eine Hauptſchwierigkeit für die 
„Durchſchneidung der ultramontanen Wurzel“ in dieſer 
fürſtlichen Sonderpſychologie. 

Wie die Großen und Mächtigen dieſer Welt lieber mit einem 
Papſt⸗König als mit einem Papſt-Apoſtel verkehren, jo iſt ihnen 
auch der Landeskirchen-Fürſt ein gleichartigeres Weſen als der 
Landeskirchen-Diener. Die violette und rote Seide des Biſchofs 
und Kardinals fügt ſich wirkungsvoll ein zwiſchen die übrigen glän— 
zenden Uniformen, die den Thron umgeben und Hoffeſtlichkeiten ver— 
ſchönen. 

Wenn doch die Erkenntnis der verderblichen Wichtigkeit ſolcher 
„Nußerlichkeiten“ aufleuchten wollte auf den deutſchen Fürſtenthronen! 

Wenn doch unſere Fürſten das Unpolitiſche und das echt Ultra— 
montane ſolcher Handlungsweiſe erkennten und an ihren Höfen als 
Grundſatz einführten: 

Kardinäle, Erzbiſchöfe, Biſchöfe uſw. genießen keinerlei 
höfiſche Auszeichnungen und Vorrechte. Haben ſie beim 
Landesherrn Audienz, ſo muß ihr Auftreten in der gleichen 
ſchlichten äußeren Form ſich vollziehen, wie bei jedem an— 
deren Untertan, der nicht durch ſeine Staatsſtellung zu Aus— 
nahmen und Beſonderheiten (Uniformen u. dgl.) berechtigt 
iſt. Biſchöfe uſw. haben vor ihrem Landesherrn zu er— 
ſcheinen in der einfachen ſchwarzen Tracht der Geiſtlichen, 
nicht aber in vom internationalen Papſttume verliehener 
Gewandung. Die Eigenſchaft, Kardinal, Erzbiſchof, 
Biſchof uſw. zu fein, verleiht als rein religiöſe Eigenſchaft 
aus ſich nicht das Recht der ſogenannten Hoffähigkeit und 
bildet keine Rangſtufe im Hofzeremoniell. 

Miniſter und Regierungsbeamte aber, die dergleichen Unfug 
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mitmachen und befördern, müſſen in den Volksvertretungen ohne 
Schonung zur Rechenſchaft gezogen werden. 

Auf dieſen Richtlinien muß ſich das allgemeine Vorgehen gegen 
den Ultramontanismus bewegen. 

Nicht von heute auf morgen wird dadurch die erwünſchte 
Wirkung erreicht werden: ſeine weltlich-politiſche Macht und damit 
ſeinen friedeſtörenden Einfluß zu beſeitigen. Vielleicht bedarf es 
dazu des Wechſels von Generationen. Aber erreicht wird dieſe 
Wirkung. 

Mit dem Wegfall der oft genannten „Außerlichkeiten“ und 
„Höflichkeiten“ wird dem Ultramontanismus das die Menge betörende 
Gewand genommen, er wird eines der wirkſamſten und kräftigſten 
Mittel beraubt, das ein Syſtem mit weltlich-politiſchen Zielen beſitzt: 
äußerlich glänzendes Auftreten und Anerkennung dieſes Auftretens 
durch Staaten und Regierungen. 

Gegen dieſes Syſtem, das der ultramontanen Wurzel den Lebens— 
ſaft entziehen ſoll, laſſen ſich Bedenken erheben. 

Über die „Entrüſtungsſtürme“ iſt ſchon das Genügende geſagt 
worden. Je heftiger ſie auftreten, um ſo einleuchtender würde übrigens, 
daß der vorgeſchlagene Weg der richtige iſt. 

Aber das hiſtoriſche Recht des Ultramontanismus auf 
ſolche „Außerlichkeiten“? „Hiſtoriſche Rechte“, die nur und aus— 
ſchließlich unheilvoll wirken, ſind keine „Rechte“ mehr; ſie haben ihren 
Daſeinsgrund, wenn ſie ihn überhaupt je beſaßen, verloren. 

Schwerer wiegend ſcheint der Einwand: dieſe Dinge gehören 
zur katholiſchen Religion. 

Daß fie nicht zur katholiſchen Religion gehören, ſoweit fie auf 
dem Chriſtentum fußen will, bedarf keiner Ausführung. Die vom 
Ultramontanismus behauptete Zugehörigkeit der „Nußerlichkeiten“ 
zur katholiſchen Religion hat auch nicht dieſen Sinn, ſondern beſagt: 
was zur katholiſchen Religion gehört oder nicht gehört, haben 
Papſt und Biſchöfe zu entſcheiden; fie erklären ſich für die „Nußer— 
lichkeiten“, alſo! 

Darauf iſt zu erwidern, Papſt und Biſchöfe haben ſich auch er— 
klärt für Güterberaubung und Tötung von Ketzern, für Inquiſition 
und Zenſur, für das Einmiſchungsrecht in alle öffentlichen und Privat— 
angelegenheiten. Sind aber ſolche „Entſcheidungen“ maßgebend für 
die Auffaſſung, die der Staat von der katholiſchen Religion und 
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von dem, was zu ihr gehört, hat? Sicherlich nicht; ſonſt wäre es 
aus mit dem Staate und ſeiner Selbſtändigkeit. 

Mit der Behauptung, dies oder jenes „gehört“ zur katholiſchen 
Religion, wird vom Ultramontanismus und ſeinen Vertretern grober 
Unfug getrieben. 

Das katholiſch-religiöſe Bewußtſein iſt mit dieſer Redensart 
gefälſcht und vergewaltigt worden, und wird es noch fortwährend. 

Jahrhundertelanges Vorpredigen von ultramontaner Seite und 
jahrhundertelange Anerkennung von ſeiten der Völker und Staaten 
haben beim katholiſch-religiöſen Volke, und nicht nur bei dieſem, den 
Glauben erweckt und befeſtigt, daß Dinge zur katholiſchen Religion 
„gehören“, die ſoweit von chriſtlicher Religion entfernt ſind, wie 
Fetiſchismus und Götzendienſt. 

Mit der Gewöhnung an die zur katholiſchen Religion „gehörigen“ 
Dinge iſt es gegangen, wie mit der Gewöhnung an den Ultra— 
montanismus überhaupt, von der Gregor von Heymburg ſchon 
im Mittelalter treffend ſagt: „Wer den gegenwärtigen Zuſtand der 
Kirche betrachtet, der findet ein Oberhaupt derſelben, das die ganze 
Welt zu demütigen ſucht und einen verdorbenen Wein darreicht, der 
den Geiſtlichen ſüß, den Fürſten und Laien anfänglich zwar bitter 
ſchmeckt, nach und nach aber zur Gewohnheit wird. So auf 
eine verderbliche Weiſe trunken, glauben ſie, daß all dieſer 
Mißbrauch aus göttlicher Einſetzung entſtanden ſei.“ (Bei 
Jäger, Streit des Kardinals Nikolaus von Cuſa mit Herzog Sigismund 
von Dfterreich II, 92.) 

Gewohnheit wird durch Gewohnheit beſiegt, würde ſich auch hier 
bewahrheiten. 

Habe ich recht mit meiner Begriffbeſtimmung des Ultramon— 
tanismus, iſt der Ultramontanismus wirklich „ein weltlich-politiſches 
Syſtem, das unter dem Deckmantel von Religion und unter Ver— 
quickung mit Religion weltlich-politiſche Macht- und Herrſchafts— 
beſtrebungen verfolgt; das ſeinem Haupte, dem ultramontanen Papſte, 
die Stellung eines weltlich-politiſchen Großkönigs zuſpricht,“ dann 
folgt mit unabweislicher Logik, daß die Hauptſtützpfeiler, ja, daß das 
Rückgrat eines ſolchen Syſtems weltlich-äußerer Glanz, weltlich— 
politiſche Macht ſind; daß die Verweigerung der weltlich-politiſchen 
Ehren „die Durchſchneidung der Wurzel“ bedeutet. 

Um die Wichtigkeit ſogenannter „Außerlichkeiten“ hervortreten 
zu laſſen, habe ich oben auf Heer und Königtum hingewieſen. Wer 


die weltlich-politiſche Machtſtellung dieſer beiden Einrichtungen zer— 
ſtören will, nicht mit einem Schlage, ſondern allmählich, wer ſie zum 
Abſterben bringen will, der braucht ihnen nur das zu nehmen, was 
ſie an „Außerlichkeiten“ beſitzen. Die Uniformen, die Abzeichen für 
Offiziere und Mannſchaften, der königliche Prunk, die Hofetikette, die 
Ehrungen; das alles ſind nicht „Zweige“, ſondern „Wurzel“ für 
Königtum und Heer; d. h. dieſe in ſich rein äußerlichen Dinge ge— 
hören ſo notwendig zum vollkommenen Begriff eines Heeres und des 
Königtumes, daß ihr Fortfall notwendig und unvermeidlich den Zu— 
ſammenbruch der Einrichtungen ſelbſt nach ſich zieht, und zwar des— 
halb, weil ein Syſtem, deſſen Ziel äußerlich-weltliche Macht iſt, 
ohne entſprechende Formen nicht leben kann. Fiat applicatio! 

Einen tieferen Schnitt ins ultramontane Fleiſch, in die 
ultramontane Wurzel kann man nicht machen, als den von mir 
vorgeſchlagenen. 

Schon wiederholt iſt von mir die tagtäglich ſich bewahrheitende 
Erfahrungstatſache betont worden, daß äußerlich glänzendes Auftreten 
großen und nachhaltigen Eindruck bei hoch und niedrig hervorruft. 
Solche Eindrücke ſetzen ſich notwendig um in praktiſches Verhalten 
gegenüber demjenigen Menſchen oder demjenigen Syſteme, das äußer— 
lich glanzvoll in die Erſcheinung tritt. Unwillkürlich wird zunächſt 
das Urteil über ſolche Menſchen und Syſteme ſtark beeinflußt; ihre 
Wertſchätzung ſteigt: ſie gelten viel, alſo müſſen ſie etwas ſein, 
wie man ſagt. Dementſprechend richtet ſich dann die Behandlungs— 
weiſe ein: die tiefſten Verbeugungen, das größte Entgegenkommen 
finden immer und überall in dieſer ſublunariſchen Welt nicht äußer— 
liche Schlichtheit, Einfachheit, ſondern Glanz und Prunk, Macht und 
Pracht. 

Iſt aber das von mir vorgeſchlagene Mittel, die „Durchſchneidung 
der ultramontanen Wurzel“, durchführbar; iſt mein Weg gangbar? 

Eine weitverbreitete und einflußreiche Zeitung nannte meine Vor— 
ſchläge, die ich ja ſchon vor Jahren gemacht habe, „kirchenpolitiſche 
Phantaſtereien“, fügte aber entſchuldigend hinzu, ich ſei „kein eigent— 
licher Politiker“. 

Wohin hat uns denn, frage ich zunächſt, die kirchenpolitiſche 
Weisheit der „eigentlichen Politiker“ gebracht? Dahin, daß der Ul— 
tramontanismus mächtiger und mächtiger, daß das undeutſche Zentrum 
ausſchlaggebend für unſere innere Entwickelung geworden iſt. Alſo 
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die Gegenüberſtellung von „uneigentlichen“ und „eigentlichen“ Politikern 
iſt nichtsſagend, und nur für Urteilsloſe wirkſam. 

Doch das erwähnte Blatt hat ſich damit nicht begnügt; es hat 
eine Begründung ſeines ablehnenden Standpunktes beigefügt: 

„Graf Hoensbroech rät alles Ernſtes der deutſchen Regierung 
an, ſie ſolle, um die weltlich-politiſchen Übergriffe des Ultramontanismus 
gründlich abzuweiſen, dem Papſt die Anerkennung ſeiner weltlich— 
fürſtlichen Stellung mit den entſprechenden weltlich-höfiſchen Ehren— 
bezeugungen verſagen. Ja, welcher Regierung rät er denn dies Mittel 
an? Doch der von einem proteſtantiſchen Kaiſer als Bundesober— 
haupt vertretenen Regierung eines Reiches mit vielen Millionen katho— 
liſcher Untertanen. Wie könnte aber dieſe Regierung in dieſem Reiche 


ſolch einen Schritt tun, ohne daß ſie nicht ſogleich — nicht bei den 
Ultramontanen bloß, das wäre zu ertragen — auch bei nichtul— 


tramontanen Katholiken Anſtoß und gar Verletzung der Gewiſſen 
erregte? Oſterreich und Italien mit katholiſchen Regenten an der 
Spitze, ja, ſelbſt die franzöſiſche Republik dürften allerdings ſolche 
Schritte wagen, ohne daß die nichtultramontanen Katholiken 
ein ſolches Vorgehen ihrer Regierung und ihres Oberhauptes 
gegen die Kurie als eine Ketzerei auffaſſen würden, der proteſtantiſche 
König von Preußen aber, der als deutſcher Kaiſer im Namen 
des Deutſchen Reichs dem Papſt die päpſtlichen Ehren verſagen wollte, 
den würden Tauſende und Tauſende von nichtultramontanen 
Katholiken, wie ſie doch einmal ſind, als Ketzer verſchreien, 
ſeine politiſche Stellungnahme als von ſeiner Konfeſſion beſtimmt auf— 
faſſen und in jener Maßregel nicht den Ausdruck einer aus Gründen 
des Staatswohls ſchroff gekennzeichneten Stellungnahme gegen ultra— 
montane Übergriffe, ſondern den Angriff eines proteſtantiſchen Herrſchers 
gegen die katholiſche Religion, gegen ihr katholiſches Gewiſſen, gegen 
ſie ſelbſt, ſeine treuen katholiſchen Untertanen, empfinden. An der 
Wahrheit dieſer unſerer Behauptung iſt gar nicht zu rütteln; die Kurie 
ſelbſt hat ja auch zu allen Zeiten bei ihren kirchlich-weltlichen Kon— 
flikten zwei ſehr verſchiedene Regiſter aufgezogen, wo es ſich um die 
katholiſchen Herrſcher eines katholiſchen Landes, und wo es ſich um 
den proteſtantiſchen Herrſcher über eine große katholiſche Minderheit 
handelte. Wir brauchen unſere Leſer überhaupt darüber gar nicht 
erſt zu belehren, ſie wiſſen es ebenſogut wie wir, daß dieſelben Ho— 
heits⸗ und Oberaufſichtsrechte des Staates, die in Hfterreich und 
Frankreich ohne Murren von der Kurie der Biſchöfe und dem Klerus 
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hingenommen werden, wenn fie in Preußen ausgeübt würden, von 
ihnen als Unterdrückung der Freiheit der katholiſchen Kirche von der 
katholiſchen Welt verläſtert würden. Und dies geſchieht doch eben nur, 
weil den katholiſchen Untertanen des katholiſchen Kaiſers von Oſter— 
reich z. B. kein Papſt und kein Kaplan einreden kann, daß ihr Kaiſer 
ein Ketzer ſei, weil den katholiſchen Untertanen des proteſtantiſchen 
Königs aber, der eben nach katholiſcher Auffaſſung ein Ketzer iſt, jeder 
ſeiner Regierungsakte hinſichtlich der katholiſchen Kirche als ein Aus— 
fluß ſeiner ketzeriſchen Verdorbenheit durch Kurie und Klerus ver— 
dächtigt werden kann. Und nun ein ſolcher kirchenpolitiſcher Akt von 
ſeiten Preußens gerade gegen das weltliche Anſehen der Kurie 
gerichtet, welch entſetzlicher, politiſcher Fehler wäre das! Die Lehren 
der Geſchichte ſprechen darüber eine beredte Sprache Blatt für Blatt. 
Von den Sturmpetitionen deutſcher Katholiken vom September 1867, 
als Menotti Garibaldi in das Patrimonium Petri einfiel, bis zu 
dem Beifallsjubel jener Katholikenverſammlung in Preußen, als ein 
Redner, rückblickend auf die Folgen der preußiſchen Siege über Na— 
poleon für Italien und Rom, ſich zu dem Satze verſtieg: „1870 
zogen unſere Brüder aus, um, wie ſie meinten, die Franzoſen zu 
bekämpfen, und als ſie heimkehrten, da ſahen ſie, daß ſie bei Sedan 
gegen den Papſt und ſeinen Kirchenſtaat gekämpft hatten“, ſpricht die 
Geſchichte eine zu beredte Sprache darüber, wie heikel für eine pro— 
teſtantiſche Macht, die Millionen katholiſcher Untertanen umſchließt, 
es iſt, die weltliche Ehre und Stellung des Papſtes anzutaſten, als 
daß vom Deutſchen Reich jenes Mittel des Grafen Hoensbroech zur 
Bekämpfung des Ultramontanismus ernſtlich könnte in Erwägung ge— 
zogen werden“. 

Sehr Verſchiedenartiges iſt hier kraus und wirr durcheinander— 
gemiſcht; Unkenntnis inner⸗katholiſcher und politiſcher Verhältniſſe 
verrät ſich faſt in jeder Zeile. 

Nur Unwiſſenheit kann z. B. behaupten, „Tauſende und aber 
Tauſende nichtultramontaner Katholiken würden den deutſchen 
Kaiſer als Ketzer verſchreien, wenn er dem Papſte die fürſtlichen 
Ehren verſagen wollte“. Wer derartiges ſchreibt, lebt nicht in der 
Welt der Wirklichkeiten, kennt nichts von den Anſchauungen nicht— 
ultramontaner Kreiſe; für ihn iſt z. B. die altkatholiſche Be— 
wegung ſpurlos vorübergegangen. Solche Sätze ſind ſo ſehr 
Waſſer auf die ultramontane Mühle, daß man verfucht iſt, in ihnen 
ein ultramontanes Kuckucksei zu vermuten. 
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Man möchte den Mut ſinken laſſen, wenn man ſieht, wie Blätter, 
die der Aufklärung dienen ſollen, den verderblichſten Irrtum ver— 
breiten. Um ſo entmutigender iſt dieſe Wahrnehmung, als gerade 
das Blatt,) das ſich zum Verkünder dieſes Irrtums hergibt, erheb— 
liches Anſehen in der politiſchen Welt genießt. 

Welch widerſpruchsvolle Unklarheit liegt nicht darin, zuerſt zu 
behaupten: katholiſche Regierungen, wie Oſterreich oder Italien, 
könnten allenfalls auf die von mir vorgeſchlagene Art gegen den 
Ultramontanismus vorgehen, und gleich darauf die ultramontanen 
Entrüſtungsſtürme gegen das katholiſche Italien wegen ſeines An— 
griffes auf den Kirchenſtaat als Warnungstafel für proteſtantiſche 
Regierungen aufzuhängen. Weiter unten werde ich zeigen, daß 
gerade die Ereigniſſe nach Wegnahme des Kirchenſtaates der ſchlagende 
Beweis für die Richtigkeit und Wirkſamkeit meiner Vorſchläge ſind. 
„Die Lehren der Geſchichte ſprechen darüber eine beredte Sprache, 
Blatt für Blatt.“ 

Was in aller Welt hat mit unſerer Frage zu tun, daß die 
Kurie in Frankreich und Oſterreich dem Staate gewährt, was ſie 
Preußen verſagt? 

Auch auf den Mut, den dieſer „eigentliche“ Politiker verrät, 
muß ich noch hinweiſen, da er leider vorbildlich iſt für weite politiſche 
Kreiſe; es iſt der Geheimrats- und Miniſtermut unſerer Tage. 

Von dem vorgeſchlagenen Kampfe gegen den Ultramontanismus 
rät der „eigentliche“ Politiker ab, weil der Kaiſer „als Ketzer ver— 
ſchrien“ würde, weil die Katholiken „Sturmpetitionen“ gegen 
die Beſeitigung des Kirchenſtaates erlaſſen haben, weil „in einer 
Katholikenverſammlung ein Redner“ mit einem törichten Satze einen 
„Beifallsſturm“ entfeſſelte! Einen Gegner, wie den Ultramontanis— 
mus kann man allerdings nicht bekämpfen, ohne daß der Staub 
gewaltig aufwirbelt und Kampfeslärm ertönt; aber daß Geſchrei, 
„papierne Petitionen“ und „Beifallsſtürme“ ſchon die Knie erzittern 
machen, das ſollte man kaum für möglich halten. Beſſer keine 
Bundesgenoſſen, als ſolche! Dieſe „Kämpfer“ tun gut, überhaupt 
nicht hinter dem Ofen hervorzukommen und die Schlafmütze nie ab— 
zulegen. 

Weitere Einwände gegen meinen Vorſchlag der „Durchſchneidung 


) Die Kölniſche Zeitung. 
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der ultramontanen Wurzel“ machten die „Preußiſchen Jahr— 
bücher“ (Oktober 1897, S. 45f.): 

„Gegen eine ſolche Behauptung iſt ſchwer zu ſtreiten; man mag 
es dem Sachkenner auch glauben, daß die amtliche und geſellſchaft— 
liche Ignorierung und Unterdrückung der hierarchiſchen Herrlichkeit 
die religiöſen Gefühle der wahrhaft frommen Katholiken nicht ver— 
letzen, ſondern eher befriedigen, daß alſo damit der Fehler des 
Kulturkampfes vermieden und die hohe autoritative Stellung des 
Klerus in der Bevölkerung weſentlich vermindert werden würde — 
aber wie es ſich auch damit verhalte, ſicher iſt, daß das Deutſche 
Reich ſchlechterdings nicht in der Lage iſt, auf dieſem Gebiete irgend 
etwas zu tun. Wirkſam wäre ein ſolches Verfahren nur, wenn es 
von allen Staaten gleichmäßig und durch Generationen hindurch 
beobachtet würde. Daran aber iſt gar nicht zu denken: im Gegenteil, 
nichts iſt ſicherer, als daß, wenn ein Staat, z. B. Deutſchland, dem 
Papſte die üblichen Ehren als Souverän, die ja als ſolche zur Re— 
ligion nicht gehören, verſagte, andere darin nur um ſo eifriger ſein 
würden, um ſich die Bundesgenoſſenſchaft der katholiſchen Hierarchie 
in einem Konflikt mit Deutſchland zu ſichern. Die Maßregel würde 
alſo unwirkſam ſein.“ 

In dieſem Einwand gegen die Durchführbarkeit meines Hauptmittels 
treten zwei Gedanken hervor. Erſtens die Gewißheit, daß ein einſeitiges 
Vorgehen, ein einſeitiges Verſagen der weltlichen Ehren unnütz wäre, 
da andere Staaten ſie um ſo bereitwilliger leiſten würden; zweitens 
die Befürchtung, für den die Ehren verſagenden Staat, z. B. Deutſch— 
land, könnten bei internationalen Konflikten politiſche Schwierigkeiten 
entſtehen durch „die Bundesgenoſſenſchaft zwiſchen der katholiſchen 
Hierarchie“ und den die Ehren gewährenden Staaten. 

Dieſer Befürchtung gegenüber weiſe ich zunächſt auf Italien 
und fein Vorgehen gegen den Kirchenſtaat, d. h. gegen dasjenige, 
was begrifflich wie geſchichtlich die einzige Grundlage bildet für die 
päpſtliche „Souveränität“, die päpſtlichen Ehrungen uſw. Italien 
hat den Kirchenſtaat beſeitigt, allerdings nicht mit der Abſicht, in 
den Lebensnerv des Ultramontanismus zu ſchneiden, ſondern um ſich 
die nationale Einheit zu verſchaffen. Tatſächlich aber war es ein 
gewaltiger Schnitt ins ultramontane Mark. Als ſolcher Schnitt 
wurde er von der geſamten ultramontanen Welt empfunden, ſie 
bäumte ſich auf wie ein ins Herz getroffenes Weſen. 

Unſere „eigentlichen Politiker“ würden vor 1870 der italieniſchen 
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Regierung den weiſen Rat gegeben haben: „Du darfſt den Kirchen— 
ſtaat nicht beſeitigen, dadurch machſt du dir alle Katholiken der Welt 
zu Feinden und gibſt anderen Staaten Gelegenheit, in einem Kon— 
flikte mit dir ſich der Bundesgenoſſenſchaft der katholiſchen Hierarchie 
zu vergewiſſern.“ Die Geſchichte hat die Unrichtigkeit eines ſolchen 
Rates unwiderleglich dargetan. 

Verwickelungen nach außen, Schwierigkeiten im Innern hat 
Italien ſeit der Einverleibung des Kirchenſtaates ſattſam gehabt, aber 
noch nie iſt von einem andern Staat auch nur der leiſeſte Verſuch 
gemacht worden, die „römiſche Frage“ gegen Italien auszu— 
ſpielen. Und doch, wie brennend gern hätte das Papſttum dazu 
ſeine Hand geboten! Wenn aber Italien ohne jeden politiſchen 
Nachteil dieſen gewaltſamen und brutalen Schlag gegen die Hochburg 
des Ultramontanismus führen konnte, ſollte dann ähnliches — nicht 
gleiches! — für Deutſchland oder einen anderen Staat unmöglich 
ſein? Nein, ſo lange eine Regierung wirklich nur kämpft gegen 
den Ultramontanismus und nicht gegen die katholiſche Religion, wird 
kein anderer Staat gegen dieſe Regierung die Bundesgenoſſenſchaft 
der katholiſchen Hierarchie ins Feld rufen. Alle Staaten und alle 
Regierungen wiſſen, daß es für ihre innere und äußere Ruhe keine 
beſſere Bürgſchaft gibt, als die Niederwerfung des Ultramontanismus. 
Jeder Staat und jede Regierung empfindet die weltlich-politiſche 
Macht des Papſttumes und der Hierarchie als ein Joch, das mit 
Freuden abgeſchüttelt werden würde, wenn man nur wüßte, wie. 

Ich glaube, daß der Hinweis auf die Wegnahme des Kirchen— 
ſtaates durch Italien bedeutend gegen den Einwand ins Gewicht 
fällt: ein energiſcher Vorſtoß gegen die hierarchiſche Herrlichkeit werde 
für den betreffenden Staat von ſchlimmen internationalen Folgen 
begleitet ſein. 

Italiens Tat im Jahre 1870 iſt der geſchichtliche Be— 
weis dafür, daß der ſchwerſte Schlag gegen den Ultra— 
montanismus geführt werden kann, ohne daß Gefahren, 
Verwickelungen, Schäden für den den Schlag führenden 
Staat entſtehen. 

Nun ſagt die Weisheit der „eigentlichen“ Politiker: Italien 
iſt ein katholiſcher Staat, der darf ſich eher ſo etwas erlauben; ein 
proteſtantiſcher Fürſt, der gleiches oder ähnliches täte, würde als 
Ketzer ausgeſchrien, und auch die nichtultramontanen Katholiken 
würden ſich von ihm abwenden. 
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Das gerade Gegenteil ift wahr. 

Kein „ketzeriſcher“ Fürſt würde jemals vom geſamten Ultra— 
montanismus, ja, vom geſamten Katholizismus derartig angefeindet 
werden, wie der katholiſche König Viktor Emanuel J. im Leben, 
im Tode und nach dem Tode angefeindet worden iſt. Nichts hat 
die Kurie unverſucht gelaſſen, den glühenden Haß der ganzen katho— 
liſchen Welt gegen den erſten italieniſchen König und ſein Reich zu 
entfeſſeln. 

Aber unſere Staatslenker, Staatsmänner und Politiker ſcheinen 
mit Blindheit und Mutloſigkeit geſchlagen zu ſein. Die Lehren der 
Geſchichte, ſelbſt der Geſchichte, die ſie ſelbſt durchlebt haben, exiſtieren 
für ſie nicht. Auch die nächſtliegenden Schlußfolgerungen aus den 
Geſchehniſſen der Vergangenheit und Gegenwart ziehen ſie nicht. 

Es kommt aber noch ein Ferneres hinzu. Die weltlich-fürftliche 
Stellung des Papſtes iſt allerdings der Gipfelpunkt und das Schwer— 
gewicht der hierarchiſchen Herrlichkeit; allein ein gutes Stück dieſer 
Herrlichkeit lebt ſein ſchädliches, ultramontanes Leben auch in der 
weltlich⸗glänzenden Stellung der Biſchöfe, Erzbiſchöfe, kurz der 
Landes⸗„Kirchenfürſten“. Und mein Vorſchlag der „Durchſchneidung 
der ultramontanen Wurzel“ bezieht ſich nicht nur auf die päpſtliche, 
ſondern auch auf die biſchöfliche und erzbiſchöfliche Herrlichkeit. 
Würden auch hier internationale Verwickelungen entſtehen, wenn z. B. 
Preußen anfinge, die Grandseigneurs-Stellung und das Grand— 
seigneurs-Gebaren der „Kirchenfürſten“ unbeachtet zu laſſen, wenn 
die Regierung im amtlichen und geſellſchaftlichen Verkehr mit dieſen 
Herren alles unterließe, was eine Anerkennung dieſes angemaßten, 
unreligiöſen Auftretens in ſich ſchließt? Ein ſolches Vorgehen des 
Staates gegen die Kirchenfürſten“ würde auch bei religiöſen Katholiken 
im Anfange wohl Befremden und Erſtaunen hervorrufen, aber weil 
dies Vorgehen in nichts die religiöſe Stellung der katholiſchen 
Religionsdiener Giſchöfe, Erzbiſchöfe) antaſtet, wird dem Be— 
fremden ſehr bald Billigung und Anerkennung auf latholiſch-religiöſer 
Seite folgen. 

Es wäre töricht, zu beſtreiten, daß ein ſolches Vorgehen tiefe 
Verſtimmung und ſelbſt Erbitterung bei den ultramontanen Katho— 
liken erregen würde. Das Wort des ultramontanen engliſchen Fana— 
tikers W. Faber iſt leider Wahrheit geworden: „Das weltliche 
Königtum des Papſtes iſt ein Teil unſerer Religion“ (Rinova- 
mento 1871, II, 39, bei Friedrich, Geſch. des vatik. Konzils I, 503). 
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Die ſeit einem Jahrtauſend irre geleitete katholiſche Welt iſt an die 
unreligiöſe ultramontane Verquickung zwiſchen Religion und Weltlich— 
Politiſchem ſo gewöhnt, daß ſie dieſe Unnatur als Natur hinnimmt. 
Allein ebenſo wahr iſt es, daß die nichtultramontanen Katholiken 
dieſe Verſtimmung nicht teilen würden, und daß Verſtimmung und 
Erbitterung allmählich ruhigeren Erwägungen Platz machen würden, 
daß auch die katholiſch-ultramontane Menge zur heilſamen Einſicht 
käme: die weltlich-äußerlich glänzende Stellung der Hierarchie kann 
verſchwinden, ohne daß unſere Religion auch nur im mindeſten leidet. 

Auch das vereinzelte Vorgehen nur eines Staates wäre ſchon 
von höchſter Bedeutung. Nehmen wir an, eine mächtige Regierung 
wie die deutſche entſchlöſſe ſich, den Papſt, die Biſchöfe und Erz— 
biſchöfe nur als das zu behandeln, was ſie ausſchließlich find, als 
Religionsdiener; weigerte ſich, ihnen fernerhin weltliche Ehren zu 
erweiſen. Dies Beiſpiel würde werbend auf andere Staaten wirken. 
Das Eis wäre gebrochen, wie man ſagt. Ohne Prophet zu ſein, be— 
haupte ich, daß ande re Regierungen den gleichen Weg vor 
und nach betreten werden. 

Und wäre es nicht ein Gewinn von unberechenbarem Werte, 
wenn die Katholiken eines ſo großen Landes wie Deutſchland zur 
praktiſchen Erkenntnis kämen, daß ihre Religion keinen Schaden 
leidet durch den Kampf gegen den Ultramontanismus? Würde 
dieſe von den deutſchen Katholiken gemachte Erfahrung nicht be— 
ſtimmend einfließen auf die Anſchauungen der übrigen nichtdeutſchen 
Katholiken, auf Franzoſen, Italiener, Engländer uſw.? 

Für gänzliche und allſeitige Ausrottung des unreligiöſen Ultra— 
montanismus iſt ein internationales Vorgehen nötig. Und iſt 
der Gedanke an ein ſolches Vorgehen etwa unausführbar? Der 
vorige Reichskanzler, doch gewiß auch ein „eigentlicher“ Politiker, 
Fürſt Hohenlohe, war anderer Anſicht, als er als bayeriſcher 
Miniſterpräſident in ſeiner Note vom 9. April 1869 zu einem 
internationalen Vorgehen gegen den Ultramontanismus 
aufforderte. 

Es hat für die europäiſche Diplomatie niemals eine größere 
Aufgabe gegeben, noch wird es für ſie jemals eine größere geben, 
als die Bekämpfung des Ultramontanismus. Auch die Regierungen 
ſogenannter katholiſcher Länder werden dies zugeben, denn der Ultra— 
montanismus bereitet gerade dieſen Regierungen mehr und größere 
Schwierigkeiten, als ſelbſt proteſtantiſchen Staaten. 
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Italien ift berufen, die Anregung zur internationalen 
Regelung der ultramontanen Frage zu geben. 

Italien hat den „ſouveränen“ Papſt und die päpſtlich-fürſtliche 
Kurie als Dorn im eigenen Fleiſche ſitzen, es hat den materiellen 
Unterbau des weltlich-politiſchen Papſttumes, den Kirchenſtaat, zerſtört: 
das alles gibt ihm das Recht, auf eine endgültige Löſung der römiſch— 
ultramontanen Frage zu dringen, es legt ihm die Pflicht auf, weiter— 
zuſchreiten auf dem Wege, den es am 20. September 1870 durch die 
Breſche der Porta pia erfolgreich betreten, den es für ſich ſelbſt aber 
durch das unglückliche „Garantiegeſetz“ wieder faſt ungangbar ge— 
macht hat. 

Italien muß zunächſt das „Garantiegeſetz“ aufheben. 
Es kann dies um ſo leichter, als ſowohl das Papſttum, wie auch der 
geſamte Ultramontanismus niemals etwas von dieſem Geſetze wiſſen 
wollten. Seine Aufhebung wäre alſo nur die Erfüllung eines päpſtlich— 
ultramontanen Wunſches. 

Iſt das Garantiegeſetz beſeitigt, dann kann Italien, unter Her— 
vorhebung des internationalen Charakters des Papſttumes, die Mächte 
zu einer internationalen Regelung der Stellung des Papſtes auffordern. 
Die Aufforderung muß ſich ſtützen auf die immer und immer wieder 
hervortretende Tatſache, daß der Papſt hemmend, ſtörend und ver— 
wirrend eingreift in das innerpolitiſche, ſelbſtändige Leben der Staaten, 
daß das Papſttum eine internationale Macht iſt und ſein will, 
daß alſo eine internationale Stellungnahme ihm gegenüber geboten iſt. 

Warum ſollen denn die Mächte das Papſttum nicht einmal beim 
Wort nehmen können? Warum ſollen ſie ihm nicht ſagen dürfen: 
Du willſt international ſein, du beanſpruchſt, ein interna— 
tionales Recht zu beſitzen, in alle ſtaatlichen Verhältniſſe einzugreifen; 
gut, dieſer deiner ausdrücklichen und oft hervorgehobenen Anſchauung 
ſoll entſprochen werden: gegen deine internationalen Machtanſprüche 
müſſen wir internationale Abwehrmaßregeln vereinbaren. 

Und die wirkſamſte Abwehrmaßregel iſt — mein ceterum censeo 
laſſe ich nicht aus den Augen —, das internationale Übereinkommen: 
das religiöſe Haupt der katholiſchen Kirche, den oberſten Religions— 
diener der katholiſchen Religion, den erſten Seelenhirten der 
Katholiken nur und ausſchließlich ſeiner religiöſen Stellung ent— 
ſprechend zu behandeln, ſeine weltlich-politiſchen Anmaßungen mit all 
ihren äußeren höfiſch-fürſtlichen Formen unberückſichtigt und unerwidert 
zu laſſen. 


Moderner Staat und römiſche Kirche. 18 
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Die Bedenken gegen das vorgejchlagene Mittel, „die Durch— 
ſchneidung der ultramontanen Wurzel“, ſind genügend erörtert. 

Ihnen ſtehen, ganz abgeſehen von der endlichen Wirkſamkeit des 
Mittels, zwei große Vorteile gegenüber. 

Der Katholik, auch der religiöſe Katholik, mag von dem als 
Ultramontanismus bezeichneten weltlich-politiſchen Syſteme von deräußer— 
lich glänzenden, fürftlich-weltlichen Stellung feines Papſtes und ſeiner 
Biſchöfe denken wie er will, zugeſtehen muß er, daß, wer nur dieſe 
Dinge angreift und beſeitigt, das religiös-katholiſche Leben un— 
behelligt läßt. 

Auch wenn Papſt und Biſchöfe von den Regierungen nicht mehr 
mit weltlichen Ehren ausgezeichnet werden, auch wenn jede ihrer Ein— 
miſchungen in weltlich-politiſche Angelegenheiten ſtreng zurückgewieſen 
wird, ihre Stellung und Wirkſamkeit als Diener der Religion, als 
Vermittler religiös-katholiſcher Gnadenmittel bleibt völlig unberührt. 
Das katholiſche Volk würde nach wie vor ohne jede Ein— 
ſchränkung die Kirche beſuchen, die Meſſe hören, die Sakra— 
mente empfangen, mit einem Worte, ſeinem Glauben nach— 
leben können. 

Jeder Verſuch alſo, gegen ein ſolches Verhalten des Staates 
die Volksleidenſchaften zu erregen, hat nicht einmal den Schein reli— 
giöſer Berechtigung; er würde ſich unmittelbar als unreligiös und 
politiſch charakteriſieren. 

Der zweite Vorteil iſt, daß auf dieſe Weiſe die Löſung der 
leidigen Paritätsfrage weſentlich gefördert wird (vgl. oben S. 198ff.). 
Allerdings nicht nach ultramontanen Grundſätzen. 

Der ſtändige Ruf nach Parität iſt das wirkſamſte Beunruhigungs— 
und Agitationsmittel der ultramontanen Partei. 

Rufen auch wir einmal nach Parität! Parität beſagt die gleich- 
mäßige Behandlung verſchiedener Religionen und ihrer Diener. Und 
nun vergleiche man die weltlich-politiſche, höfiſch-fürſtliche Stellung der 
katholiſchen Religion und ihrer Diener — die vom Ultramontanismus 
für ſie beanſpruchte, wie die ihr vom Staate gewährte — mit der 
Stellung der übrigen Religionen und ihrer Diener! 

Wo iſt da Parität? Überall die ſchreiendſte Disparität! — 

Das Oberhaupt der katholiſchen Religion, der Papſt, wird 
als weltlicher Souverän behandelt; die Hauptvertreter der katholiſchen 
Religion, Kardinäle und Biſchöfe, treten als weltliche Fürſten auf 
und empfangen weltliche Ehren und Auszeichnungen; in der politiſchen 
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wie geſellſchaftlichen Welt nimmt die römiſche Hierarchie eine bevor: 
zugte Stellung ein, für ſie öffnen ſich Türen, die gewöhnlichen Staats— 
bürgern verſchloſſen bleiben. Bis in die höchſten und allerhöchſten 
Kreiſe betrachtet man es als Auszeichnung, einen römischen 
„Kirchenfürſten“ als vornehmſten Gaſt an der Tafel zu haben; 
politiſche Zeitungen verfehlen nie zu berichten, wann ein römiſcher 
Kardinal, Erzbiſchof oder Biſchof nach Berlin oder in eine andere 
Stadt gekommen iſt, in welchem Gaſthof er „Wohnung ges 
nommen“ hat; evangeliſche Fürſten und Staatsmänner beeilen ſich, 
dem „Kirchenfürſten“ Beſuche und ihre Aufwartung zu machen; 
die „Kirchenfürſten“ geben politiſche und parlamentariſche Diners, 
zu denen geladen zu werden Politiker und Parlamentarier ſich zur 
höchſten Ehre anrechnen; in Hermelin und Purpur läßt man den 
„Kirchenfürſten“ auf Bällen und Soireen erſcheinen, wo er die An— 
weſenden „huldvoll“ begrüßt und „Cercle hält“; kein Rückgrat, auch 
der höchſtſtehenden Staatsbeamten, iſt vor einem „Kircheufürſten“ feſt 
und hart, ehrfurchtsvoll beugt es ſich über die koſtbar beringte Hand 
des Biſchofs oder Kardinals; die „Firmungs- und Viſitationsxreiſen“ 
der römiſchen Biſchöfe, alſo rein geiſtlich-religiöſe Amtshandlungen, 
werden zu weltlichen Triumphzügen, lärmender und feſtlicher, als 
wenn der Landesherr ſeine Provinzen beſucht; Staatsbeamte erſcheinen 
bei ſolchen, wohlgemerkt rein kirchlich-religiös ſein ſollenden Veran— 
ſtaltungen in Galauniform, um den „Kirchenfürſten“ zu „empfangen“, 
ihn in die Fürſtenzimmer der Bahnhöfe und in ſein „Abſteigequartier“ 
zu „geleiten“. 

Zu Hunderten ließen ſich Beiſpiele erbringen für ſolch weltlich— 
fürſtliches Auftreten der römiſchen „Kirchenfürſten“ und für die Unter— 
ſtützung, die es findet bei den höchſten Staatsbeamten. Nur ein Beiſpiel ſei 
erwähnt. Die „Schleſiſche Zeitung“ — ein evangelifches Blatt — bes 
richtet vom 22. April 1897 aus Breslau: „Der Miniſter Dr. Boſſe 
fuhr nach dem fürſtbiſchöflichen Palais, wo er den Finanzminiſter von 
Miquel ſchon vorfand, der bei dem Kardinal-Fürſtbiſchof Kopp 
wohnt. Bei dem um 3 Uhr ſeinen Anfang nehmenden Diner, welches 
in dem großen Saale des fürſtbiſchöflichen Palais aufgetragen wurde, 
ſaßen links neben dem Kardinal der Kultusminiſter Dr. Boſſe, 
der Regierungspräſident Dr. von Heydebrand und der 
Laſa und der Konſiſtorialpräſident D. Stolzmann; rechts 
der Finanzminiſter von Miquel, der Oberpräſident Fürſt 
Hatzfeldt und die Regierungspräſidenten Dr. von Bitter und 

18* 
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von Heyer. Außerdem waren noch anweſend: Miniſterialdirektor 
Dr. Althoff, Geheimer Oberregierungsrat Dr. Naumann, 
Rector magnifieus Profeſſor Dr. Kittel, Oberlandes— 
gerichtsrat Profeſſor Dr. Fiſcher, Geheimer Juſtizrat Pro— 
feſſor Dr. Felix Dahn, die Oberregierungsräte und Diri— 
genten der Kirchen- und Schulabteilungen von Wallenberg 
(Breslau), von Dallwitz (Liegnitz) und Glaſewald (Oppeln); 
Oberbürgermeiſter Bender, der Direktor des Provinzialſchul— 
kollegiums Oberregierungsrat Dr. Mager, die Provinzial— 
ſchulräte Dr. Montag und Dr. Leimbach, Regierungs- und 
Schulrat Theiß. Reden wurden während des ſich bis gegen 6 Uhr 
hinſpinnenden Mahles nicht gehalten.“ 

Die ultramontane „Schleſiſche Volkszeitung“ fügt dieſem 
„Hofbericht“ noch hinzu, der Fürſtbiſchof habe nach dem Diner 
„Cerele gehalten“. Was will man mehr? 

Daß ſich preußiſche Miniſter dazu hergeben, als Folie für die 
weltliche Machtſtellung des Ultramontanismus zu dienen, iſt beklagens— 
wert; noch beklagenswerter iſt, daß die Herren nicht begreifen, daß 
fie bei ſolchen fürſtbiſchöflichen „Tafeln“ und „Cerelen“ wirklich nichts 
weiter als Folie ſind. Spotten ihrer ſelbſt und wiſſen nicht wie! 

Und wenn ſie nur ihrer ſelbſt ſpotteten; das wäre unſchwer zu 
ertragen. Aber in ihrem Gebaren liegt die größte kirchenpolitiſche 
Kurzſichtigkeit und Torheit. 

So ſind die ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Umgangsformen den 
Vertretern des Ultramontanismus gegenüber. Iſt es nötig, um die 
Disparität hervortreten zu laſſen, ſie mit der Behandlungsweiſe der 
evangeliſchen und jüdiſchen Religionsdiener zu vergleichen? 
Die bloße Erwähnung der nichtkatholiſchen Kulte in dieſem Zuſammen— 
hange genügt, um die Disparität zwiſchen ihnen und der römiſchen 
Kirche in die Augen ſpringen zu laſſen. Und doch gewährleiſtet die 
Verfaſſung paritätiſche Behandlung der verſchiedenen Religionen. 

Nun ſchreibe ich dies wahrlich nicht, um auch für die evangeliſchen 
und jüdiſchen Religionsdiener „katholiſche Behandlung“ — ſo darf man 
ſie paſſend nennen — von ſeiten der Fürſten und Regierungen zu 
verlangen,) ſondern ſelbſtverſtändlich nur, um zur Beſeitigung der 
„katholiſchen“ Behandlung anzuregen, und zwar aus — Parität. 


1) Leider finden auch in die evangeliſche Kirche ultramontan gefärbte Außer: 
lichkeiten mehr und mehr Eingang. Auch evangeliſche Religionsdiener laſſen 
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2. An den Hochſchulen müſſen Borlefungen über den 
Ultramontanismus gehalten werden. 

Der Wille, den Ultramontanismus zu bekämpfen, iſt in weiteſten 
Kreiſen vorhanden, aber leider nur ganz vereinzelt wird der Wille 
geſtützt und geleitet von erforderlichen Kenntniſſen. In dieſer Be— 
ziehung ſieht es in unſeren Miniſterien, Volks vertretungen, Zeitungs— 
redaktionen und überhaupt in der öffentlichen Welt beklagens— 
wert aus.“) 

Nun iſt aber — und das braucht nicht bewieſen zu werden — 
gründliche Kenntnis eines Gegners erſte Vorausſetzung für ſeine er— 
folgreiche Bekämpfung. Und um dieſe Kenntnis zu vermitteln, ſollen 
die Vorleſungen über den Ultramontanismus dienen. 

Es genügt nicht, daß bald hier, bald dort, bald von dieſem, 
bald von jenem Lehrſtuhle aus eine Seite des Ultramontanismus 
ihre Beleuchtung findet. Das Bild des Ultramontanismus, als eines 
gewaltigen, in alles hineinragenden Syſtems, muß zuſammen— 
hängend, ſyſtematiſch gezeichnet werden. Keinen Beruf und keinen 
Stand gibt es, für die der Ultramontanismus nicht ſeine Feſſeln und 
Klammern in Bereitſchaft hat, deshalb ſollte es jenen, die ſpäter in 
allen Berufen und allen Ständen im öffentlichen Leben ſtehen, von 
Staats wegen möglich gemacht werden, den Ultramontanismus gründlich, 
wiſſenſchaftlich und ſyſtematiſch kennen zu lernen. 

Werden ſolche Vorleſungen ſachlich gehalten, d. h. wird in 
ihnen der Ultramontanismius geſchildert, wie er ſich ſelbſt zeichnet, 
aus ſeinen eigenen Quellen heraus, ſo iſt jede Gefahr konfeſſioneller 
Verhetzung ausgeſchloſſen. Stoff zu Vorleſungen für ein ganzes 


Semeſter und noch mehr bietet der Ultramontanismus reichlich. 


Daß der Ultramontanismus ein Syſtem iſt, eine Zeiterſcheinung, 
die große Beachtung verdient, kann nur Unverſtand leugnen. Von 
allen Syſtemen, die ſeit Jahrhunderten beſtimmend in das religiöſe, 
politiſche und wirtſchaftliche Leben der Völker eingegriffen haben und 
noch eingreifen, iſt er bei weitem das mächtigſte, ausgebildetſte und 
— merkwürdiger- und verhängnisvollerweiſe — zugleich dasjenige, 
über welches die größte und weitverbreitetfte Unkenntnis herrſcht. 


ſich durch der Fürſten Gunſt und Laune mit Seidentalaren, Goldketten und Gold— 
kreuzen behängen, und daneben tauchen jetzt auch goldene Hirtenſtäbe für 
evangeliſche Abtiſſinnen auf! 

) Vgl. meine Schrift: Preſſe und Ultramontanismus (Berlin, C. A. 
Schwetſchke und Sohn, 1905). 
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Dieſes ultramontane Syſtem iſt ein Gegner, der, auch ſeine energiſche 
Bekämpfung vorausgeſetzt, noch lange Zeit hindurch Staaten und 
Regierungen zu ſchaffen machen wird. Weshalb will man denn die 
zu ſeiner Bekämpfung ſo bitter nötige Kenntnis gerade bei ihm nicht 
fördern und verbreiten? Man beruft Profeſſoren gegen die Sozial— 
demokratie; ſehr gut, aber der Ultramontanismus iſt dieſer ſtaatlichen 
Aufmerkſamkeit un verhältnismäßig mehr wert. 

Als ich dieſen Vorſchlag zuerſt (i. J. 1897) in die Offentlichkeit 
brachte, ſpottete man: der Gedanke ſei jo originell, daß die enra— 
gierteſten „Kulturkämpfer“ ſich ihn bisher hätten entgehen laſſen. 

Das Wort „Kulturkämpfer“, in dem Sinne, wie die Spötter 
es meinen, iſt hier wirklich ſehr töricht angewandt. Oder iſt es 
„kulturkämpferiſch“, Kenntniſſe und Aufklärung zu verbreiten? 
Und nichts anderes ſollen die Vorleſungen über den Ultramontanis— 
mus bezwecken, als Verbreitung von Kenntnis und Aufklärung. 

Iſt nicht gerade die Unkenntnis über den Ultramontanismus 
jein ſtärkſter Bundesgenoſſe? Will man denn mit der Tatſache nicht 
rechnen, daß der Ultramontanismus ein geſchichtliches Syſtem iſt, 
das ſeine religiöſe, politiſche, volkswirtſchaftliche Seite hat, deſſen 
Kenntnis zu vermitteln eine Notwendigkeit iſt, da es in alle Ver— 
hältniſſe eingreift? Wie kann man, ohne die Wahrheit auf den Kopf 
zu ſtellen, behaupten, falls man Vorleſungen über den Ultramon— 
tanismus einführen wolle, täte man „überhaupt beſſer, die Univerſitäten 
in politiſche Klubs zu verwandeln“? Daß der Ultramontanismus 
eine „Wiſſenſchaft“ iſt, freilich eigener Art, ausgebildet und fertig 
bis in die kleinſten Einzelheiten, daß er deshalb ſtreng ſachlich vor— 
getragen werden kann; daß er, als weitverzweigtes Syſtem, Gegen— 
ſtand ernſter wiſſenſchaftlicher Forſchung ſein kann und werden muß, 
davon hat man, wie es ſcheint, keine Ahnung. 

Der Gedanke, Vorleſungen über den Ultramontanismus einzu— 
richten, iſt alſo ein ſehr fruchtbarer, und ſeine Ausführung iſt not— 
wendig. 

Regierung und Unterrichtsverwaltung werden ihre Hand vorerſt 
dazu nicht bieten. Auf eine Zukunftsregierung dürfen wir uns aber 
auch nicht vertröſten. Hilft der Staat nicht, ſo helfen wir uns ſelbſt! 
Die Privatinitiative muß Mittel und Wege ſchaffen für 
ſolche Vorleſungen. 

Und das iſt nicht allzuſchwer. Es müſſen Gelder geſammelt 
werden, welche ſolche Vorleſungen ermöglichen. In jeder größeren 
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Stadt muß für jedes Winterſemeſter ein Saal gemietet werden, in 
dem mindeſtens zweimal wöchentlich eine Vorleſung über den 
Ultramontanismus gehalten wird. Dieſe regelmäßigen Vorleſungen 
müſſen im Verlaufe des Semeſters ein Bild des ganzen Ultramon— 
tanismus entwerfen: ſeine Entſtehung, ſeine Geſchichte, ſeine Grund— 
ſätze, ſeine religiöſe, politiſche, kulturelle, volkswirtſchaftliche Seite. 
Dazu ſind Männer nötig, die den Ultramontanismus kennen, und 
dieſen Männern muß für ihre Leiſtung ein angemeſſenes Entgelt ge— 
währt werden. Dieſes Entgelt wird aber wohl bald in Wegfall 
kommen, indem die Vorleſungen ſich ſelbſt ausreichend bezahlt machen. 
Die Teilnahme an ihnen darf nämlich nur gegen bezahlte Eintritts- 
karten geſtattet ſein. 

Wird dieſer Plan durchgeführt, ſo wird in wirkſamſter Weiſe 
die Kenntnis über den Ultramontanismus — das notwendigſte Mittel 
zu ſeiner Bekämpfung — in den weiten und einflußreichen Kreiſen 
verbreitet werden. Die Gebildeten aller Stände, Gvangelijche wie 
Katholiſche, werden Belehrung erhalten. Durch die Klarheit, die von 
den Vorleſungen aus in ruhiger, wiſſenſchaftlicher Weiſe darüber 
verbreitet wird, daß der Ultramontanismus und nicht die katholiſche 
Religion bekämpft werden ſoll, wird der konfeſſionelle Friede nicht 
nur nicht geſtört, ſondern auf ſicherer Grundlage befeſtigt.“) 

3. Der katholiſche Geiſtliche muß für ſeine Ausbildung 
auf die kirchlichen Seminarien beſchränkt bleiben; die vom 
Staate errichteten und unterhaltenen katholiſch-theolo— 
giſchen Fakultäten auf den Hochſchulen müſſen wieder auf— 
gehoben werden. 

Man hat geglaubt, durch die Beſtimmung, daß katholiſche Theo— 
logen an deutſchen Hochſchulen ſtudieren müſſen, einen deutſch— 
national gerichteten ultramontanen Klerus heranbilden zu können. 
Die Rechnung iſt falſch. Der ultramontane Theologe lernt dadurch 
nur, wie er ſpäter am beſten ankämpft gegen deutſche Wiſſenſchaft 
und vaterländiſche Intereſſen. Es werden ihm für geſteigerten poli— 
tiſchen und wiſſenſchaftlichen Einfluß Mittel an die Hand gegeben, die 
er dann unter dem Scheine der Wiſſenſchaft für ſeine ultramontanen 
Zwecke mißbraucht. 

Loslöſung, Abſperrung vom nationalen Leben vermag 
allein die große und verderbliche politiſche Wirkſamkeit 

1) Ich beabſichtige, dieſen Herbſt (1906) in Berlin mit Vorleſungen über 
den Ultramontanismus zu beginnen. 
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des ultramontanen Klerus zu beſchränken und ſchließlich zu 
beſeitigen. 

Warum iſt der Klerus in Frankreich, Spanien, Italien, Portu— 
gal, den ſüdamerikaniſchen Republiken politiſch ungleich ſchwächer als 
der deutſche Klerus, warum iſt er ohne wirklich ſtarken Einfluß auf 
die öffentlichen, innerpolitiſchen Angelegenheiten. 

Der Abbé und Abbate lebt losgelöſt vom Volke; er verkehrt 
mit ihm faſt nur in der Kirche; die Bedürfniſſe und Beſtrebungen 
der Volksſeele kennt er nicht: er findet nicht den Ton, volkstümlich 
mit dem Volke zu reden, ſich zum Verfechter und Vertreter ſeiner 
Intereſſen zu machen. 

Der ſpätere ultramontane Geiſtliche dieſer Länder kommt als 
Knabe aus dem Elternhaus ins petit Séminaire; damit iſt er der 
lebendigen Berührung mit dem Volke entzogen; er bleibt in dieſer 
hermetiſchen Abgeſchloſſenheit jahrelang; dann wandert er vom 
petit Séminaire in die noch größere Vereinſamung des grand 
Seminaire, und von ihm aus tritt er, unter ſeinen Volksgenoſſen ein 
Fremdling, in das Pfarrhaus. 

Die Seelenhirten der franzöſiſchen, italieniſchen, ſpaniſchen 
Katholiken ſind vielleicht ultramontane Fanatiker, die den Ultra— 
montanismus, wie er leibt und lebt: mit Ketzergericht und Scheiter— 
haufen zur Herrſchaft bringen wollen, die in beſter ſcholaſtiſcher Form 
und tadelloſem Kirchenlatein das päpſtliche Abſetzungsrecht über die 
Könige verteidigen, aber es ſind Männer, die auf dem langen Wege 
ihrer Erziehung das heimiſche Fühlen und Denken verloren haben, 
die als „einſame Menſchen“ durchs öffentliche Leben gehen, die not— 
gedrungen ſich auf die Ausübung ihrer geiſtlichen, religiöſen Amts— 
verrichtungen beſchränken müſſen. 

Wenn es ſo auch in Deutſchland würde, dann verſchwände der 
politifch-mächtige ultramontane Volksgeiſtliche allmählich von jelbft.") 

Man laſſe alſo die ultramontane Kirche ungehindert biſchöfliche 
Knabenkonvikte und biſchöfliche Prieſterſeminare errichten; man laſſe 
ſie in dieſen Anſtalten ſchalten und walten ganz nach den Vorſchriften 
des Trienter Konzils; man erſchwere den römiſchen Theologen den 
Beſuch der Hochſchulen nach Möglichkeit. Ein ſtaatsfeindlicher, ein 


1) Wie richtig dieſe Bemerkungen über den romaniſchen Klerus ſind, 
beweiſt die Tatſache, daß die franzöſiſche und italieniſche Geiſtlichkeit ſeit 
einiger Zeit anfängt, aus ihrer Abgeſchloſſenheit herauszutreten. Sie erkennt, 
daß nur die Verbindung mit dem Volke ſie politiſch mächtig macht. 
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verbiffen und verbohrt ultramontaner Klerus würde heranwachſen, 
aber ein Klerus ohne lebendigen Zuſammenhang mit dem Volke und 
damit ein politiſch toter Klerus. 

Alſo Beelzebub ſoll durch Beelzebub ausgetrieben werden! 

Den gehäſſigen Ausdruck will ich mir nicht aneignen, aber ſein 
Inhalt trifft für das vorgeſchlagene Mittel zu. In gewiſſen 
Dingen muß der Ultramontanismus fein eigener Toten— 
gräber werden. 

Verſuche, einen national-ultramontanen Klerus zu erziehen, ſind 
aus Unkenntnis der Dinge heraus geborene Fehlgeburten. National— 
ultramontan iſt eine eontradietio in adjeeto. 

Utopiſtiſche Träumer — dazu ſind leider zahlreiche, ſonſt hervor— 
ragende Politiker und Gelehrte zu rechnen — träumen von einer 
„Aufſaugung“ des ultramontanen Geiſtes, der ultramontanen Wiſſen— 
ſchaft, der ultramontanen Vaterlandsloſigkeit durch den deutſchen 
Geiſt, die deutſche Wiſſenſchaft, die deutſche Vaterlandsliebe. 

Die nüchterne Wirklichkeit der Tatſachen redet eine andere 
Sprache. Welche Gelegenheit zu ſolcher „Aufſaugung“ war nicht 
ſeit mehr als drei Jahrhunderten in Deutſchland vorhanden! Und 
das Ergebnis? Der ultramontane Geiſt macht ſich breiter wie je 
in Wort und Schrift; die ultramontane „Wiſſenſchaft“ ſchreibt Bücher, 
die dem wahnſinnigſten Aberglauben des Mittelalters nichts nach— 
geben, und findet dafür Leſer; Geſchichte, Theologie und Philoſophie 
werden in dickleibigen Bänden von ausgeſprochen ultramontanen Fana— 
tikern bearbeitet; die ultramontane Vaterlandsloſigkeit fragt nach wie 
vor bei jeder Gelegenheit in Rom an: darf ich? 

Trifft dies zu in ultramontanen Laienkreiſen, um wie viel mehr 
bei der ultramontanen Geiſtlichkeit. Sie auf dem Wege der Auf— 
klärung, durch deutſches Licht und deutſche Luft, die man ihr zuführt, 
zur Umwandlung und zur Geſundung zu bringen, iſt augenblicklich 
ausſichtslos. Man muß ſie ſich ſelbſt überlaſſen. 

Die Härte der Maßregel empfinde ich ſehr wohl; gewiß ungleich 
tiefer, als die meiſten anderen. Ich ſelbſt habe am eigenen Leibe 
und an der eigenen Seele es in langen Jahren verſpürt, was es 
heißen will, abgeſchloſſen zu ſein von allem vaterländiſchen Einfluß; 
in ſich aufnehmen zu müſſen die ſtarre, undeutſche, ultramontane 
Wiſſenſchaft. Niemand hat aufrichtigeres Mitgefühl als ich mit den 
vielen, die durch ſolche Abſchließung zur geiſtigen Erſtarrung ver— 
urteilt würden. Ja, wenn eine freiheitliche, nationale Erziehung 
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möglich wäre, ich wäre der erſte, der fie befürwortete. Aber eine 
nationale Erziehung des ultramontanen Klerus iſt un— 
möglich. Die kurze Zeit auf der Univerſität, die obendrein durch 
die Abſperrung in den biſchöflichen Konvikten in ihrer befreienden 
Wirkung ſo gut wie aufgehoben wird, genügt längſt nicht, um den 
angehenden Kleriker gegen die ſeminariſtiſche Einſchnürung, die ſeiner 
nach der ſpärlichen Freiheit in der Univerſitätsſtadt wartet, zu feien. 
Erſt wenn der Ultramontanismus ſelbſt, mit ſeiner Inneres und 
Außeres beherrſchenden Macht, niedergeworfen ſein wird, erſt dann 
iſt die Möglichkeit vorhanden, die katholiſche Geiſtlichkeit national 
zu erziehen. Vorher nicht. Alles Reden von der Wirkſamkeit 
deutſcher Wiſſenſchaft, vaterländiſcher Geſinnung, die auf den 
Univerſitäten in den jungen Theologen eindringen werden, iſt ſehr 
gut gemeint, aber es entſpringt der Unkenntnis über die ultramon— 
tanen Verhältniſſe. 

Wir müſſen, ſo unendlich ſchmerzlich es iſt, eine oder auch 
mehrere Generationen unſerer deutſchen Brüder, die ſich dem Ultra— 
montanismus als Prieſter ergeben wollen, opfern; wir müſſen ſie den 
Weg wandeln laſſen, der ſie fortführt, weit fort von heimiſcher 
Denkart und heimiſchem Sinn, aber damit auch fort vom Herzen 
des Volkes. Blutenden Herzens opfern wir in Kriegszeiten gegen 
äußere Feinde Hunderte und Tauſende unſerer Brüder und Söhne, 
aber wir opfern ſie. Und dem innern, viel gefährlicheren Feind 
gegenüber, der nicht nur die Landesgrenzen unſeres Vaterlandes, 
ſondern ſeine geiſtige, religiöſe, wiſſenſchaftliche Freiheit bedroht, ihm 
gegenüber will man weichherzig, ſentimental werden? 

Man hat auf die Sozialdemokratie hingewieſen, und eingewendet: 
„die Fähigkeit, aufs Volk zu wirken, hängt, wie die Führer der 
Sozialdemokratie zeigen, nicht am akademiſchen Studium; Zurück— 
haltung vom akademiſchen Leben raubt dieſe Fähigkeit nicht.“ 

Springt denn der Unterſchied nicht in die Augen zwiſchen den 
ſozialdemokratiſchen Führern und der ultramontanen Geiſtlichkeit? 
Der Sozialdemokrat braucht allerdings nicht auf die Univerſität 
zu gehen, um in Berührung zu kommen mit dem deutſchen Volke; 
er ſteht ja mitten im Volke, ſeine Familie, ſein Handwerk, ſein Ge— 
werbe bringen ihn fort und fort in die engſte Beziehung zu den 
Volksgenoſſen. Der ultramontane Geiſtliche iſt abgeſchnitten von 
all dieſen Beziehungen; ſein Leben ſpielt ſich ab, getrennt von der 
Familie, im Knabenkonvikt, im biſchöflichen Kolleg, im Seminar, im 
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Pfarrhaus; nur die Studienjahre auf der Hochſchule würden für ihn 
zu einer lebendigen Berührung mit der Außenwelt werden. Und 
auch dieſe Berührung wird, wie wir geſehen haben, durch das Leben 
im Konvikt und die nachfolgende Seminarausbildung zu einer nur 
halb⸗ oder nur ſcheinlebendigen. 

Was nun die katholiſch-theologiſchen Fakultäten ins— 
beſondere betrifft, fo erfüllen fie weder national-erzieheriſch, noch 
wiſſenſchaftlich ihren Zweck. 

Ich wiederhole hier teilweiſe, was ich im Jahre 1903 in der 
von mir herausgegebenen Zeitſchrift „Deutſchland“ (Februarheft, 
S. 593ff.) über die neubegründete katholiſch-theologiſche Fakultät in 
Straßburg ausgeführt habe: 

Katholiſch-theologiſche Fakultäten, als Glieder unſeres 
Hochſchul-Organismus, gleichberechtigt, ebenbürtig mit den 
übrigen Fakultäten ſind ein Unding. 

Daß die katholiſche Theologie nie Wiſſenſchaft war, nie Willen: 
ſchaft ſein kann, ſollte nachgerade für geſchichtlich Gebildete des Be— 
weiſes nicht mehr bedürfen. Die katholiſche Theologie iſt gebunden, 
geknebelt durch ſo und ſo viele Dogmen, durch ſo und ſo viele 
facta dogmatiea, durch fo und fo viele textus dogmastiei: ſie 
empfängt Norm und Richtung durch die „unfehlbare Kirche“, d. h. 
zu deutſch durch den Papſt und ſeine „Kongregationen“, vor allem 
durch die Congregationes Coneilii Tridentini, sanctae Inquisitionis 
und Indicis.!) Mit ihrer Starrheit und Unveränderlichkeit, mit dem 
1) Über die Unfreiheit katholiſcher Wiſſenſchaft überhaupt und katholiſcher 
Theologie insbeſondere ließe ſich ein Buch ſchreiben. Weniges ſei hier an— 
geführt. Zunächſt iſt die ganze Bibel, nach Form und Inhalt, der Forſchung 
des katholiſchen Theologen ſo gut wie entzogen. Viele Texte, die den „Beweis“ 
für irgend ein katholiſches Dogma bilden, muß der Theologe blindlings als 
beweiskräftig annehmen, d. h. er muß annehmen, daß der Sinn dieſer Texte 
wirklich den Beweis für das betreffende Dogma enthält. In bezug auf alle 
übrigen Texte iſt die katholiſch-theologiſche Forſchung immer nur eine bedingte, 
prekäre, d. h. ſagt „die unfehlbare Kirche“, dieſer oder jener Text ſei ſo oder 
fo zu verſtehen, jo muß der katholiſche Theologe ſeine etwa früher gegebene, 
anders lautende Erklärung des Textes aufgeben und muß ſich der ſeiner 
eigenen wiſſenſchaftlichen Überzeugung vielleicht entgegengeſetzten kirchlichen 
Erklärung anſchließen. In der Textkritik ſind dem katholiſchen Theologen 
die Hände gebunden. Zu entſcheiden, ob ein Text echt iſt oder nicht, ſteht 
nicht der theologiſchen Wiſſenſchaft, ſondern der „Kirche“ zu; jagt fie: dieſer 
oder jener Text iſt echt, ſo muß er für die katholiſche Theologie als „echt“ 
gelten, mag die geſamte wiſſenſchaftliche textkritiſche Überlieferung die Un— 
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päpftlichen Damokles-Schwert, das beftändig über den „Forſchungen“ 
römiſch⸗katholiſcher Theologen hängt — und wie oft iſt dies Schwert 
im Laufe der ee bis in die jüngſte Gegenwart, von 
Origenes bis Schell, Leben tötend niedergeſauſt, paßt die „recht— 
Albig aha Theologie ſchlechterdings nicht in einen Lehr— 


echtheit des Textes auch noch jo klar bezeugen. Ein lehrreiches Beiſpiel 
dieſer Herrſchaft der „Kirche“ über die bibliſche Textkritik bietet die vor zwei 
Jahren erfolgte Entſcheidung Roms über die „Echtheit“ des ſogenannten 
Comma Johanneum: 1. Joh. 5, 7, 8. Faſt alle bedeutenden katholiſchen 
Exegeten waren über die Unechtheit dieſer zwei Verſe einig. Rom brauchte 
aber dieſe Verſe für ſein Trinitätsdogma und ſo entſchied Rom: der Streit 
über das Comma Johanneum hat aufzuhören, es iſt „echt“. Und der Streit 
hörte auf; aus unechten Texten wurden „echte“. Der katholiſche Theologe 
muß alle „Heiligkeitsſprechungen“ (canonisatio Sanctorum) als unfehlbar 
gewiß anerkennen, d. h. er muß anerkennen, daß der vom Papſt „heilig“ 
geſprochene Verſtorbene tatſächlich im Himmel iſt, und daß ſein irdiſches 
Leben der „Ehre des Altars“ würdig war. Der katholiſche Theologe darf, 
auf dem Wege biographiſch-hiſtoriſcher Forſchung, nicht zu dem Ergebnis 
kommen, daß das Leben des „heilig“ Geſprochenen nicht heilig war; er darf 
auf dem Wege wiſſenſchaftlicher Forſchung nicht zu dem Ergebnis kommen, 
daß die von Rom im Heiligſprechungsproz eß anerkannten „Wunder“ in 
Wirklichkeit keine Wunder waren. In all dieſen Punkten ſind ihm von 
vornherein die Hände gebunden. Zu dieſer ſehr umfaſſenden Unfreiheit 
des katholiſchen Theologen und des katholiſchen „Gelehrten“ überhaupt kommt 
noch ihre Unfreiheit in bezug auf die kacta dogmatica und textus 
dogmatici. Hier zeigt ſich Roms Souveränität über die Wiſſenſchaft in 
beſonders eigentümlichem Licht. Facta dogmatica, dogmatiſche Tatſachen, 
nennt Rom alle geſchichtlichen Begebenheiten, „die zwar nicht unmittelbar 
zum Offenbarungsinhalt gehören, die aber mit dem Offenbarungsinhalt ſo 
verbunden ſind, daß ihre Leugnung das katholiſche Dogma gefährdet.“ Über 
alle ſolche Geſchichtstatſachen hat nicht die Forſchung des katholiſchen Theologen, 
jondern Rom das letzte Wort zu ſprechen. Textus dogmatiei, dogmatiſche 
Texte, ſind ſchriftſtelleriſche Außerungen irgendwelcher Autoren, die ſich mit 
dem katholiſchen Dogma beſchäftigen. In bezug auf ſolche Außerungen — 
Texte — ſpricht Rom ſich die Macht zu, mit unfehlbarer Gewißheit den 
objektiven Sinn zu beſtimmen, und zwar ſelbſt entgegen der Erklärung 
des Autors, daß der von Rom „beſtimmte“ Sinn nicht der Sinn ſeiner 
Außerung ſei. Dogmatiſche Tatſachen ſind z. B. die Legitimität aller all— 
gemeinen Konzilien (Nicäa, Epheſus uſw., Trient, Vatikan), die Legitimität 
der Wahl jedes einzelnen Papſtes. Keine Forſchung darf von einem katho— 
liſchen Theologen anerkannt werden, welche die Unrechtmäßigkeit (Zwang, 
Unfreiheit) irgend eines Konzils oder die Unrechtmäßigkeit (Simonie, Be— 
ſtechung) irgend einer Papſtwahl wiſſenſchaftlich feſtſtellt; vor jeder ſolcher 
Feſtſtellung muß der katholiſche Theologe Halt und Kehrt machen. 

Nur kleine Ausſchnitte aus der gebundenen Marſchroute des katho— 
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körper, der grundſätzlich und ſtatutariſch die höchſte Form freier, 
autonomer Wiſſenſchaftlichkeit darſtellt. Ja, die Eingliederung 
dieſer Theologie in die Universitas seientiarum ac litterarum iſt 
geradezu ein Hohn auf alles, was echte Wiſſenſchaft heißt und iſt. 
Es iſt, als wenn der Staat neben Lehrſtühle der Medizin oder 
Chemie einen Lehrſtuhl für Wunderheilungen oder Alchemie aufrichte. 

Das ſind Binſenwahrheiten für jeden, der die rechte Auffaſſung 
von freier Wiſſenſchaft und die Kenntnis vom Weſen und Betriebe 
katholiſcher Theologie beſitzt. Aber ſchon ſeit Generationen werden 
dieſe Binſenwahrheiten in Preußen und anderswo außer acht gelaſſen. 

Katholiſch-theologiſche Fakultäten beſtehen an den Staatsuni⸗ 
verſitäten von Bonn, Breslau, Münſter, Würzburg, München, 
Tübingen, Wien, Innsbruck, Prag; ſie alle, ihre Geſchichte, ihr 
Tätigkeitsbild beſtätigen die grundſätzliche Unwiſſenſchaftlichkeit der 
katholiſchen Theologie. Wiſſenſchaftlichen Fortſchritt, Förderung des 
menſchlichen Erkennens gab und gibt es dort nicht. Alles, nach In— 
halt und Form, bewegt ſich dort im jahrhundertalten Gleiſe, und 
wo immer ein Heraustreten aus dem toten Gleiſe, ein Streben 
nach Licht, Luft, Leben zu verzeichnen iſt, da knüpft es ſich an 
Namen, deren Träger, eben wegen ihres wiſſenſchaftlichen Strebens, 
vom Diözeſanbiſchof und vom Papſt gemaßregelt wurden: 
Günther, Hermes, Baltzer, Froſchhammer, Reuſch, Langen, 
Döllinger, Schell. Alle dieſe Namen und noch viele andere ſind 
Leichenſteine auf dem großen wiſſenſchaftlichen Totenacker Roms; es 
ſind Aufſchriften zu dem Eingangstor der katholiſch-theologiſchen 
Fakultäten, mit dem kurzen, trotz aller Verſchiedenheit des Klanges 
gleichlautenden Sinn: Lasciate ogni speranza, voi ch'entrate. 

Nun wird man dieſen Wahrheiten entgegenhalten: Mag ſein, 
daß dem tatſächlich ſo iſt; aber wir haben die Verpflichtung, den 
jungen katholiſchen Theologen die Möglichkeit zu bieten, friſche Luft 
zu atmen, die hermetiſche Abgeſchloſſenheit des Konvikts und Semi— 
nars zu vertauſchen mit ſtudentiſcher Freiheit; wir haben die Ver— 
pflichtung, der katholiſchen Theologie die Möglichkeit zu öffnen, in 
Berührung mit echter Wiſſenſchaft ſich zur Wiſſenſchaftlichkeit durch— 
zuringen, Feſſeln und Klammern abzuſtreifen; wir haben die Ver— 


liſchen Theologen habe ich vorgelegt. Sie zeigen zur Genüge, daß von 
Freiheit in der katholiſchen Theologie nicht die Rede iſt; ihre Wiſſenſchaft 
iſt in ihrem Grunde und in ihrer Wurzel weſentlich Pſeudowiſſenſchaft und 
muß es ſein. 
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pflichtung, die Erziehung und Bildung des katholiſchen Landesklerus 
nach Möglichkeit auf nationale Grundlage zu ſtellen. Dieſe Möglich— 
keiten ſind in den katholiſch-theologiſchen Fakultäten gegeben; alſo 
liegt die Berechtigung, ja, Notwendigkeit ihres Seins vor. 

Die ſchlagende Antwort auf dieſe und ähnliche Rechtfertigungs— 
verſuche für die katholiſch-theologiſchen Fakultäten iſt der Hinweis 
auf ihre Geſchichte und ihre Leiſtungen. Mehr als 80 Jahre 
ſtehen ſie unter uns, inmitten unſerer wiſſenſchaftlichen Brennpunkte. 
Zeit genug, daß die nationalen und wiſſenſchaftlichen Erwartungen, 
die man an ſie knüpfen zu können glaubte, hätten in Erfüllung gehen 
können. Wo ſind dieſe erhofften Früchte, wo ſind auch nur die An— 
ſätze dazu?? Wo iſt der wiſſenſchaftliche, der nationale, nichtultra— 
montane deutſche Klerus? Wie Rom jeder auftauchenden freien 


wiſſenſchaftlichen Regung innerhalb ſeiner Fakultäten — es ſind 
Roms Fakultäten an unferen ftaatlichen Univerſitäten — immer und 


überall brutal entgegengetreten iſt, habe ich ſchon durch Nennung 
der von Rom gemaßregelten Theologen hervorgehoben. Im übrigen 
aber iſt „Wiſſenſchaft“ und „Nationalbewußtſein“ innerhalb der 
katholiſch-theologiſchen Fakultäten ultramontane „Wiſſenſchaft“ und 
ultramontanes „Nationalbewußſein“ geblieben; ungemildert, unge— 
brochen, ſo ſehr, daß kaum ein anderes Land den Ultramontanis— 
mus in Theorie und Praxis ſchärfer ausgeprägt, kraftvoller geſtaltet 
aufweiſt als Deutſchland mit ſeinen ſeit über 80 Jahren beſtehenden 
„zur wiſſenſchaftlichen und nationalen Hebung des einheimiſchen 
Klerus beſtimmten katholiſch-theologiſchen Fakultäten“. Wäre — um 
nur eine, aber ſo ziemlich alles umfaſſende Tatſache zu nennen — 
das Zentrum möglich ohne die Phalanx der ultramontanen Geiſt— 
lichkeit, die in weitaus der Mehrzahl ihrer Glieder die „wiſſenſchaft— 
liche“ und „nationale“ Erziehung der katholiſch-theologiſchen Fakul— 
täten genoſſen hat? Ferner, betrachte man doch die „wiſſenſchaft— 
lichen“ Leiſtungen eben dieſer Geiſtlichkeit. Ich greife die zwei 
hervorragendſten enzyklopädiſchen Werke des deutſchen Katholizismus 
heraus: das „Staatslexikon“ und das „Kirchenlexikon“. Die 
bekannteſten katholiſchen Theologen Deutſchlands vertreten dort die 
ertremſten, echt mittelalterlich-ultramontanen Anſichten über das Ver— 
hältnis zwiſchen Kirche und Staat, über die „Rechte“ der Kirche in 
bezug auf Ehe, Familie, Schule, über die Oberhoheit des Papſtes 
über Staaten und Fürſten. Wo ſind in dieſen „wiſſenſchaftlichen“ 
Leiſtungen die geſunden Früchte echter Wiſſenſchaft, nationaler Ge— 
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ſinnung? Kraſſer, internationaler Ultramontanismus; Lehren und 
Anſchauungen machen ſich dort breit, deren ſich kein Gregor VII. 
und kein Bonifaz VIII., kein Auguſtinus Triumphus und kein 
Liberatore zu ſchämen brauchen (vgl. oben SS. 12, 15, 24. 68). 
Habe man doch den Mut und zugleich die Klugheit, die 
politiſche und nationale Klugheit, den Tatſachen ins Ge— 
ſicht zu ſchauen! Sie reden eine ſo deutliche, eindringliche Sprache 
gegen die katholiſch-theologiſchen Fakultäten, daß ein vollgerütteltes 
Maß von Blind- und Taub-Sein-Wollen dazu gehört, dieſe Tat— 
ſachen nicht zu ſehen, dieſe Sprache nicht zu verſtehen. Solange der 
Katholizismus das iſt und das bleiben will, wozu er im Laufe der 
Jahrhunderte geworden iſt: ein Wiſſenſchaft und Nationalität grund— 
ſätzlich mißachtendes, jeder Volks- und Staatsgemeinſchaft fremdes 
und feindſeliges Syſtem — ich ſpreche nur von einer Seite ſeines 
vielgeftaltigen Weſens —, fo lange ſollte für feinen Theologiebetrieb 
kein Raum ſein innerhalb unſerer Univerſitäten. Bleibe er mit ſeiner 
Theologie dort, wo ihre Heimſtätte iſt, in den Konvikten und Semi— 
narien. 


Schlußwort. 


Das iſt mein antiultramontanes, kirchenpolitiſches Programm. 

Wenn mein Wort zunächſt auch nichts anderes bewirkt, als 
die öffentliche Aufmerkſamkeit auf die unbegreifliche Tatſache zu lenken, 
daß Staaten und Regierungen einem ſyſtematiſch und programmatiſch 
vordringenden, mächtigen ſtaats- und kulturfeindlichen Gegner ſyſtem— 
und programmlos und deshalb ſchwankend und ſchwach gegenüberſtehen, 
wenn aus dieſem Erkennen auch nur der allgemeine Entſchluß erwächſt: 
das muß anders werden, wir brauchen eine zielbewußte und in ihren 
Mitteln einheitliche Kirchenpolitik, wenn dies Erkennen und dieſer 
Entſchluß zum Gegenſtand eingehender Erörterungen in der Preſſe 
gemacht wird, ich hätte nicht vergebens geſchrieben. 

Dann würde allmählich der Weg gefunden, um zu kirchenpolitiſcher 
Feſtigkeit und damit zu kirchenpolitiſcher Ruhe zu kommen, und dieſer 
Weg würde führen über die hier vorgezeichneten Richtlinien. 

Groß-Lichterfelde im April 1906.) 

) Zweimonatige Krankheit hat das Erſcheinen dieſer Schrift leider 
bedeutend verzögert 
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lich, Prunk dabei 258—260. 

Beichte: ihre religibſe Seite unantaſt— 


bar 218; ihr Mißbrauch für politiſche 


Zwecke 218 f., wie ihm zu begegnen 
219; Zeugnisverweigerung des Beicht— 
vaters 219; Beichtgeheimnis und Zeug— 
nisverweigerung 219 F. 

Bibel: ihre Lehre über das Verhältnis 
zwiſchen Religion und Staat 1, 6; 
Anerkennung dieſer Lehre durch Päpſte 
8 — 10; ultramontan-päpſtlicher Gegen— 
ſatz zu dieſer Lehre 12-136; ultra— 
montaner Mißbrauch von Bibelſtellen 
16 f., 19 f, 52, 57. 

Bibelgeſellſchaften: Pius IX. erklärt 
ſie für Peſtſeuchen 153, als verrucht 
154; ebenſo Gregor XVI. 154. 

Biſchofseid: dem Staate zu leiſtender 
229; Wortlaut muß geändert werden 
230—235; dem Papſte zu leiſtender 
231-233. 


Moderner Staat und römiſche Kirche. 


Bücherzenſur: der Biſchöfe im Kon— 
kordat mit Oeſterreich 46. 

Bürgerliches Geſetzbuch: feine Kritik. 
und teilweiſe Verwerfung durch den 
Jeſuiten Lehmkuhl 80—88 und den 
Kölner Generalvikar Dr. Kreutzwald 
113 f; einzelne Paragraphen über die 
Ehe (1348 1351) für „unannehmbar“ 
erklärt 82. 

Bulle Unam sanetam: ihr Wort 
laut 16; hat dogmatiſchen Charakter 
62, 65, 66, 97; iſt beſtätigt durch 
Leo X. und das 5. Laterankonzil 66; 
lehrt das Gleiche wie Leo XIII. 76; 
lehrt die Unterordnung des Staates 
unter die Kirche 39, 632, 66, 78, 95, 
97; enthält „das richtige Verhältnis 
zwiſchen Staat und Kirche für ewige 
Zeiten“ 78; der Zentrumsführer Windt— 
horſt erkennt im Reichstag ihren In— 
halt an 118. 


Chriſtentum: als Religion 1; als orga— 
niſiertes Kirchentum 1; ſein religiöſes 
und kirchenpolitiſches Verhällnis zum 
Staat 1. 

Chriſtliche Geſellſchaftsordnung: 
iſt nach Roms Lehre vollſtändige Unter 
ordnung des Staates unter die Kirche 
50 ff., 60, 111; Kardinal Kopp fiber 
ſie 117. 

Chriſtusorden: ſeine Annahme durch 
Bismarck ein Fehler 249. 

Civiltà eattoliea: jeſuitiſche Zeit— 
ſchrift, ihr Anſehen, Sprachrohr Noms 
62; ihre Lehren: kirchenpoliuſche 62 
bis 68, über Inquiſition 143, über 
Toleranz 157. 

Oujusregio ejusetreligio:ver 
teidigt vom Staatslexikon 167; f. 
Staatslexikon. 

Diplumatiſche Vertretung: beim 
Papſte: iſt aufzuheben 235; Fürſt Bis— 

19 


290 


marck darüber 235; ihre Schädlichkeit 
235—241; Bismarcks veränderte Stel: 
lung dazu ein Fehler 240; richtiges 


Urteil eines holländiſchen Blattes 239; 
ſ. auch Nuntiaturen. 
Direkte Gewalt: des Papſtes (der 


Kirche) über das Zeitliche ein theo— 
logiſcher Schulausdruck 33; fein Inhalt 
17, 18, 24, 33; gelehrt und anerkannt 
durch das Papſttum 17, 18, 35; ums 
gebildet zur Lehre von der indirekten 
Gewalt 33; beide Lehren beſagen in— 
haltlich dasſelbe 34; kraft ihrer verteilt 
der Papſt Länder und Völker 18, 
Privateigentum 17, 18, 24; verurteilt 
zu Sklaverei 17, 18., ſ. auch In di⸗ 
rekte Gewalt, Direktive Gewalt. 

Direktive Gewalt: des Papſtes (der 
Kirche) über das Zeitliche ein theo— 
logiſcher Schulausdruck 111; ſein Inhalt 
nicht verſchieden von der indirekten 
Gewalt 111, 133; ſ. auch Direkte 
Gewalt u. Indirekte Gewalt. 

Durchſchneidung der ultramon— 
tanen Wurzel: 242 ff. 


Ehegeſetz gebung: die römiſch⸗kirchliche 
unabhängig vom Staate 80 f., 82—88, 
112 f.; der römiſch-kirchlichen auch 
Proteſtanten unterworfen 113; ſ. auch 
Eheſcheidung. 

Eheſcheidung: nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch: Vieles für Katholiken „un— 
annehmbar“ 82 ff., 112; katholiſche 
Richter dürfen nur unter gewiſſen Be— 
dingungen und Vorausſetzungen dabei 
mitwirken 83-86, 112; |. auch Ehe- 
geſetzgebung. 

Eid: Mentalreſtriktion beim gerichtlichen 
Eid 88; Unverbindlichkeit auf Kirchen: 
feindliche Staatsgeſetze 88 f.; 92f.; ſeine 
Lösbarkeit durch den Papſt oder deſſen 

„Delegierte 89; der Katholiken auf pro: 
teftantifche Bibeln 175 f.; ſ. auch Une 
tertaneneid, Biſchofseid, Fah— 
neneid. 

Erziehung: des ultramontanen Klerus: 
nationale unmöglich 279ff. 

Exkommunikation: ihre ſozialen und 
politiſchen Folgen 222f.; ſtaatlicher 
11161 fie nötig 223; |. Zucht- 
mittel. 


Fahneneid: ſteht der Fahnenflucht unter 


gewiſſen Umſtänden nicht entgegen 88f.; 

Mentalreſtriktion bei ihm 89; ſ. auch 

Fahnenflucht, Militärzwang. 
Fahnenflucht: trotz Fahneneides unter 


gewiſſen Umſtänden geſtattet 89; ſ. 
auch Fahneneid, Militärzwang. 
Fakultäten: katholiſch-theologiſche: we⸗ 
der national-erzieheriſch noch wiſſen— 

ſchaftlich zu rechtfertigen 283 —287. 

Feuerverſicherungsgeſellſchaften: 
unterſtehen in gewiſſer Beziehung der 
Kirche 70. 

Frankreich: ſeine vorbildliche program— 
matiſche Kirchenpolitik 178—180; er⸗ 
zwingt Beobachtung ſeiner Geſetze den 
Biſchöfen gegenüber 180. 

Friedhof: Intoleranz auf ihnen Ketzern 
gegenüber 172f.; Beerdigung eines 
Ketzers auf kath. Friedhöfen iſt „Pol⸗ 
lutibo“ 173. ; 

Fürſten: auch ketzeriſche gehören de jure 
dem Papſte an 67, 95 (Pius IX. und 
Kaiſer Wilhelm I.); find auch politiſch 
dem Papſte untertan 69, 78, 94, 103, 
111. 

Fürſtenabſezung: durch Päpſte 12, 
18, 16, 19f., 21, 41, 49, 100, ver⸗ 
teidigt durch die römiſch-ultramontane 
Theologie 2230, 95, 97f., 100 f. 
das Staatslexikon lehrt ſie 130 9 

die 


ein führendes Zentrumsblatt (8 

Schleſiſche Volkszeitung) verteidigt 

ſie 136. . 
Fürſtliche Sonderpſychologie: 


bereitet Schwierigkeit beim Kampfe 
wider den Ultramontanismus 2617. 


Gallikaniſche Deklaration: ihre ſcharfe 


Abweiſung des weltlich-politiſchenPapſt⸗ 
tums 179. 90 
Garantiegeſetz: Italiens für den 
Papſt: feine Schädlichkeit 249 f., muß 
aufgehoben werden 273; Preußens 
Schuld am Entſtehen des Garantie⸗ 
geſetzes (Mitteilung v. Schlözers) 249f. 
Gehorſam: gegen ftaatliche Sbrigkeil: 
Lehre der Bibel l, religiöſerpäpſte 8 —10. 
Gehorſamsverweigerungtigegen, kir⸗ 
chenfeindliche“ Staatsgeſetze 8992, 
112, 116, 121; beim Militär 89. 
Geiſtlichkeit: ultramontane: ihre Im⸗ 
munität 47, 73, 114, 227; Steuer⸗ 
freiheit 72f.; muß, ſoweit fie ultra⸗ 
montan, politiſch entrechtet werden 
223— 228; evangeliſche: ihr Verhält— 
nis zur Politik 223 —227; ultra⸗ 
montane: unterſteht nicht weltlicher 
Gerichtsbarkeit 47, 73; ihre Erziehung 
279 ff., nationale und wiſſenſchaftliche 
unmöglich 279ff. 
Gerichte: ſtaatliche, 
Kirche 64, 68. 


unterſtehen der 


Geſandtſchaft beim Papſte: ſ. Die 
plomatiſche Vertretung. 

Geſetzgeberiſche Faktoren: müſſen 
in zweifelhaften Fällen den Papſt fra— 
gen 71. 

Geſetzliche Maßnahmen: gegen den 
Ultramontanismus 213-241; ihre 
Notwendigkeit 213, zumal im konſti— 
iutionellen Staate 213f. 


Geſetzesübertretung: erlaubte Freude 


darüber 89 ff. 
Glaubens-,Gewifſensfreiheit:ver— 
worfen durch die Päpſte 136 140. 
150 — 156, durch die ultramontane 
Theologie 140—149, 157-176; iſt 
„Wahnſinn“ 152f., 157, 161; fie zu 
geſtatten „abſcheulich“ 154; Staats- 
geſetze ihretwegen nichtig erklärt 150, 
154; ſtets ein „Uebel“ 156, 158f. 
160, 166 f., 169, 171. 
Glaubenszwang: geſtattet 166f. 


Heilige Schrift: ſ. Bibel. 

Hierarchie: katholiſche(Papſt, Kardinäle, 
Biſchöfe, Prieſter) nur zu behandeln 
als Religionsdiener, Seelenhirten, nicht 
mit weltlich-fürſtlichen Ehren 242 bis 
276; ihre päpſtliche Uniform unnötig 
und ſchädlich, im Verkehr mit den Re— 
gierungen abzulehnen 256-258, auch 

bei Audienzen 262. 

Hirtenbriefe: politiſche, ihre Urheber 
und Verkünder ſtrafbar 217f.; Typus 
eines politiſchen Hirtenbriefes 217. 


Immunität: der römiſchen Geiſtlichkeit: 
vollſtändige Unabhängigkeit von jeder 
ſtaatlichen Gewalt 47, 73, 114, 227. 
Indirekte Gewalt: des Papſtes (der 
Kirche) über das Zeitliche ein theo— 
logiſcher Schulausdruck 33; ſein Inhalt 
33 f., 132f. 135; wird im Syllabus 
als Kirchenlehre feſtgeſtellt 33, 37; iſt 
eiſerner Beſtandteil ultramontaner 


Lehre von Päpſten 31—61 und Theo- 


logen 2281, 62—117f.; verteidigt 
vom Zentrumsführer Windthorſt im 
Deutſchen Reichstag 118; die Lehre 
von der indirekten Gewalt iſt „annä— 
1105 Glaubenslehre (Staatslexikon) 
117; 

Inquiſition: 136—149; ſ. Ketzer— 
tötung. 

Intoleranz: gegen Andersgläubige 
136-176; blutige 136 — 149; auf 
Friedhöfen 172f.; |. Inquiſition, 
Ketzertötung. 

Jeſuitenorden ſeine Lehre über Kirche 
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und Staat: die Jeſuiten: Molina 27f., 


Bellarmin 28f., Suarez 29f., Oiviltä 


eattolica (jeſuitiſche Zeitſchrift) 62 bis 
68, Liberatore 68 f., von Hammerſtein 
69 — 73. Coſta-Roſetti 73f., Cathrein 
73-76, Peſch 76f., Tarquini 77, 
Palmieri 77 f., Wernz 78 f., Laurentius 
79f., Lehmkuhl 80—91; über Natur 
der Konkordate: die Jeſuiten: Tar— 
quini 122, Cathrein 122f., von Ham 
merſtein 123, de Luca 123f., Wernz 
124 f.; über Toleranz: die Jeſuiten: 
de Luca 145f., Laurentius 160, 


173, Cathrein 157 — 160, Wernz 161, 


172, Lehmkuhl 161-—163, von Ham- 
merſtein 163, Stimmen aus Marias 
Laach (jeſuitiſche Zeitſchrift) 1657; 
über Ketzertötung: die Jeſuiten— 
Bellarmin 141 f., Petra Santa 142, 
Tanner 142, Laymann 142f., Caſtro— 
palao 143, Eskobar 143, Civiltä ent- 
tolica 143, Wenig 144f., de Luca 
145 f., Granderath 146, Laurentius 
146 f., die Satzungen des Jeſuitenordeus 
146; ſein Einfluß auf das Zentrum 80. 


Juriſtiſche Perſonen: die römiſche 


Kirche hat das Recht, ſolche unabhän— 
gig vom Staate zu ſchaffen 70, 81. 

Jeſus Chriſtus: Religionsſtifter, nicht 
Slifter eines organiſierten Kirchen— 
tums 1. 


Kanzelparagraph: aufrecht zu erhalten 
und zu erweitern 216ff. 
Karolinenfrage: Anbietung des 
Schiedsrichteramtes in ihr an den 
Papſt großer Fehler Bismarcks 246; 
Ausſchlachtung des Fehlers durch 
Leo XIII. 246. 
atholizismus: der religöſe ein Gegen— 
ſatz zum Ultramontanismus 1, 7.; er 
unterwirft ſich der Bibel gemäß dem 
Staat 810; liberaler regierungs 
fähig 209; ultramontaner regierungs— 
unfähig 204 —208 ; beanſprucht, Staats— 
religion zu ſein 43, 104, 152, 153, 
157, 161, 163, 165, 166 f., 168, 170; 
allein ſeligmachend 152; allein daſeins— 
berechtigt 157. 
atechismus: römiſcher, ſein An— 
ſehen 149, ſeine Intoleranz 149f. 
neueſter Pius' X. 156, ſeine Be— 
ſchimpfung des Proteſtantismus 156. 
Ketzer: Zwangsmittel, ſelbſt Todesſtraſe 
zu ihrer Bekehrung erlaubt 146, 151; 
Verkehr mit ihnen „traurige Notwen— 
digkeit“ 151; formale ſind dem Teufel 
verfallen 161; materiale den katholiſchen 
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Kirchengeſetzen unterworfen 161; find 
„Dieben“ 162,164 und „Wahnſinnigen“ 
vergleichbar 164; ihre Beerdigung auf 
kath. Friedhöfen iſt „Pollutio“ 173; 


Beſchlagnahme ihres Vermögens 21; | 
find „Wölfe“, zu vertilgen mit Feuer 


und Schwert (heutige Lehre) 144; f. 
auch Ketzertötung, Ketzerver— 
brennung. 
Ketzertötung: Lehre der Päpſte: 
Urban IJ. 136 f., Innozens III. 137, 
Gregor IX. 137f., Innozens 1 V. 139f., 
Innozens VIII. 140, Pius V. 140; 


Lehre der päpſtlichen In quiſi— 
toren: Bernhard Guidonis 141, 


Bernhard Comenſis 141; Lehre der 
Jeſuiten: Bellarmin 141f., Petra 
Santa 142, Tanner 142, Laymann 
142f., Caſtropalao 143, Eskobar 143, 
Civiltä cattolica 144, ‚Wenig 144f., 
de Luca 145f., die Satzungen des 
Jeſuitenordens 146, Granderath 146, 
Laurentius 146f.; Lehredes Kirchen 
lexikons 146, der Germania 147 bis 
149; der Staat muß die Ketzer auf 
Befehl der Kirche töten 139143, 
145f., Heuchelei der kirchlichen „Bitte“ 
um Schonung des Ketzerlebens 147; 
reumütige Ketzer aus Barmherzigkeit 
erſt erdroſſelt, dann verbrannt 142; 
Ketzerverbrennung auch heute noch ver— 
teidigt 143f. 

Ketzerverbrennung:ſ(Ketzertötung. 

Keßerverfolgung: Die Biſchöfe müſſen 
ſie beim Amtsantritt eidlich dem Papſte 
geloben 222; ſ. auch Ketzer, Ketzer— 
lötung. 

Kirche: römiſche: Grundzüge ihres Weſens, 
ſoweit fie chriſtlich-religiös fein will 6; 
Gegenſaß zwiſchen kirchenpoliliſcher 
Theorie und Praxis 7; beanſprucht 
Oberhoheit über den Staat 13—186, 
140f., 142, 145f., 204 f.; beanſprucht, 
Staatskirche zu ſein 43, 104, 152, 
170, ſ. auch Papſt, Rom, Staat 

Kirchenlexikon: ſeine Bedeutung zur 
Beurteilung des Ultramontanismus 
104; die römiſche Kirche ſoll Staats— 
kirche ſein 104; ſeine Lehre über Kon— 
kordate 129 f., über Ketzertötung 146f. 

Kirchenpolitik: lirchenpolitiſches Pro— 
gramm 1; ſein tauſendjähriges Daſein 
äußerer Beweis ſeiner Nonvendigfeit 
2; ſeine innere Nolwendigkeit 2, 
5, 7; Kürze bei ſeiner Entwickelung 
unmöglich 2f.; Wichtigkeit geſchichtlicher 
Grundlage für richtiges Programm 3; 


Kritik früherer Programme 177—195; 


Frankreichs kirchenpolitiſche Programme 
178—180; Programmloſigkeit der 
übrigen Staaten 178, 180 f.; Preußens 
Programmloſigkeit 181; Preußens 
verfehlter Kulturkampf 182— 195. 

Kirchenpolitiſches Programm: f. 
Kirchenpolitik. 

Kirchenſtaat: Papſt Gelaſius J. erklärt 
ſich gegen Vereinigung von weltlich— 
königlicher und geiſtlich-prieſterlicher 
Würde 9; Aufhebung durch Napoleon 1. 
180f., durch Viktor Emanuel J. 249; 
ſeine Aufhebung ſegensreich 24923; 
Papſt kann auf ihn verzichten auch 
nach Kirchenrecht 253; iſt „ein Teil 
der Religion“ 271. 

Kirchhof: ſ. Friedhof. 

Kölner Wirren: unkluges Vorgehen 
Preußens gegen Erzbiſchof Klemens 
Auguſt 181. 


Konkordate: mit Oeſterreich 4846, 


mit Württemberg und Baden 46 f., 
mit Ecuador 47; ihre Natur; nicht 
zweiſeitige Verträge, ſondern einjeitig 
durch den Papſt lösbar 48, 122—130; 
bei Abſchluß ſteht die Kirche als Ober— 
haupt, der Staat als Untertan da 122: 
dieſe Theorien vertreten durch das 
Staatslexikon 128f. 0 

Korporationsrechte: ſ— Juriſtiſche 
Perſon. N 

Krieg: Entſcheidung über Erlaubtheit 
ſteht bei der Kirche 68, 71. 


Kulturka mpf: Entfachung des richtigen 


Ziel meines Lebens 4; der verfehlte 
Preußens 182—195; ſeine verfehlten 
Mittel 183; er verletzte religiöſe Ge— 
fühle 190ff.; ſeine ſchlimmen Folgen 
wirken bis heute nach 191194; ihm 
verdankt das Zentrum ſeine Macht 
195; richtiger eine weltgeſchichtliche 
Kulturtat 196 —198. N 

Kultusfreiheit: unerlaubt 153, 157, 
161, 164f. 


Papſttum 


! 3 ii igkeit: das 
Lehnsabhängigkeit FO alle 


beanſprucht ſie von ſich für 
Länder Europas 22. 

Magna charta: nichtig erklärt durch 
Innozens III. 14. 155 

Ma ig eſe ge: Ungülligkeitserklärung durch 
Pius IX. 40; Verlegenheitsausreden 
darüber von Zentrumsführern 407; 
ihr vielfach verfehlter Inhalt 188—1 90: 
ihre schlechten Folgen 191-193. g 

Mensa episcopalis: biſchöfliches 
Vermögen 233. f 


Mentalreſtriktion: Erlaubtheit beim 
gerichtlichen Eid 88, beim Fahnen— 
eid 89. 

Militärweſen: unterſteht in gewiſſer 

5 Beziehung der Kirche 64, 70. 

Militär zwa ng: kann Grund fein für 
Ungültigteit des Fahneneides 89; f. 

Pi Fahneneid, Fahnenflucht. 

Molinismus: theologiſches Syſtem 
nach dem Jeſuiten Molina benannt, 

N Gegenſaß zum Thomismus (f. dieſen) 27. 

M oralität: der Papſt ihr oberſter 
Wächter, als ſolcher Richter über poli— 
liſche Handlungen von Fürſten und Mes 
gierungen 17, 34—37, 64, 75, 80, 94, 
96, 99. 


Neues Teſtament: ſ. Bibel. 
Napoleoniſches Dekret: über Auf— 
0 hebung des Kirchenſtaates 181f. 
Nordpol — Südpol: Alexander I. zieht 
eine Linie vom Nordpol zum Südpol 
zur Verteilung der neuentdeckten Länder 

„, lichen Spanien und Portugal 18f. 

untiaturen: Herde politiſcher Räuke 
J Sturz Kalnockis durch Wiener 
Nuntiatur 23b f.; Eliketteſtreitigkeiten 
236; ſ. auch Diplomatiſche Ver— 

tretung. 

N ürnberger Erklärung: Führer der 
Alikatholiken (darunter jetziger Zen— 
trumsführer Prof. Dittrich) gegen Ultra 
montanismus 186. 


Opportunismus: ſeine Verderblichleit 
Nom gegenüber 180; Friedrich d. Gr. 

klirchenpolitiſch Opportuniſt 181. 

Ordensverleihungen: päpſtliche, ihre 
Schädlichkeit 248 f.; ſtaatliche, an ultra— 

_ Montane Würdenträger ſchädlich 256. 

Organiſche Artikel: Beionung des 
staatlichen Plazet 179. 


Papſt und Papſttum: ſeine religiöſe 
Lehre von der Unterordnung unter 
den Staat 8—10; feine ullramontane 
Lehre von der Oberhoheit über den 
Staat 12—22, 31—62; ſeine blutige 
Intoleranz 136— 140; ſeine Stellung 
zu Glaubens- und Gewiſſensfreiheit 
150— 157; feine Verdienſte um Kultur 
und Ziviliſation 197; verteilt König— 
reiche 17, 18, 19; verurteilt zu Sklaverei 


17, 18; ſetzt Fürſten ab 12, 13, 15, 
19f., 21, 41, 49, 100; annulliert 


Staatsgeſetze 14, 15, 20, 21, 40, 64f., 
68 f., 71f., 73f., 75, 77f., 79, 94 ff., 
100 f., 104, 14 f., 133f., 135; löſt 


Treueide 12f., 15, 19f., 21, 28, 30, 
41 f., 84 f., 100, 130f., 132, 135 f.; 
behauptet Lehnsabhängigkeit Deutſch— 
lands, Frankreichs, Englands uſw. 
von Rom 22; muß ausſchließlich re— 
ligiös behandelt werden, keine weltlich— 
höfiſchen Ehren 242 - 255; ſeine Frei— 
heit auch ohne Kirchenſtaat 251.; 
Fabel ſeiner Gefangenſchaft 2502553; 
in ihm hat „höchſte Macht göttlichen 
Ranges Fleiſch angenommen“ 68; iſt 
der höchſte Souverän 68 f.; „die ganze 
Welt dem Papſte eigentümlich ge— 
höriges Territorium“, gegenteilige Lehre 
von Rom als „häretiſch“ verworfen 
69; ſouveräner Papſt völkerrechtliche 
Unmöglichkeit (Treitſchke) 253f. 

Päpſtliche Erlaſſe: weil Kund— 
gebungen einer internationalen poli 
tiſchen Macht unterſtehen dem ſtaat— 
lichen Plazet 215f. 

Parität: ihr richtiger Begriff 199f. 
falſche mechaniſche 200; preußiſche Ver— 
faſſung über fie 201—203; ultra⸗ 
montanen Katholiken gegenüber un 
möglich 202 f., 206, 208-211; der 
Ultramontanismus verwirft fie 150f., 
160-172. 

Paſſiver Widerſtand: gegen Staats: 
geſetze 112, 116 (Staatslexikon). 

Patronat: Ketzer dazu unfähig 115. 

Plazet: ſtaatliches 46; in Frankreich 
179f.; ſeine Berechtigung und ots 
wendigkeit 215— 218. 

Politik: Macht der Kirche über fie 
29f., 33 f., 35 —37 (Lehre Pius“ IX.), 
50 —b6 (Lehre Leos XIII.), 57— 62 
(Lehre Pius' X.), 62—80, 93—111, 
117f. (Lehre neuzeitlicher Theologen, 
Publiziſten); Anwendung des katho— 
liſchen Dogmas auf fie im Syllabus 
110; mit geiſtlichem Beruf unverein— 
bar 223—228; der politiſierende 
evangeliſche 226 und katholiſche Geiſt— 
liche 226 —228; iſt für den ultra— 
montanen Geiſtlichen Herrſchaftsmittel 
227; Verſagung des Wahlrechts an 
Geiſtliche kein Verſtoß gegen Libera 
lismus 228; ihre Berührung mit 
Religion unvermeidlich, aber ſtets in 
der Religion angemeſſener Form 248. 

Poſener Wirren: unkluges Vorgehen 
Preußens gegen Erzbiſchof Dunin 
von Poſen 181.1 

Pragmatiſche Sanktion: von Frank— 

reich nichtig erklärt durch Leo X. 19. 

Preisfeſtſetzung: für Kaufwaren 
unterſteht indirekt der Kirche 73. 
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Preßfreiheit: iſt vom Uebel 155. 
Preußen: ſeine ſchwankende Kirchen— 
politik 181; ein Erbteil 
niſchen Opportunismus 181; fein vers 
fehlter Kulturkampf 182—195; das 
Papſttum gegen die preußiſche Königs- 
würde 21, 151; ſeine Schuld am 
Garantiegeſetz für den Papſt 249f. 
Privatrecht: unterſteht der Kirche 71. 
Proteſtantismus: Inbegriff aller 
Ketzereien, monſtröſer Haufe von Irr— 
tümern (Pius X.) 156; Ausgangs— 
punkt zügelloſer Freiheitslehren 154 
Leo XIII.); ſ. auch Sekten. 
Prozeßrecht: unterſteht der Kirche 71. 


Prunk: ultramontaner für Päpſte, 
Rardinäle, Biſchöfe unberechtigt, 
ſchädlich, von den Staaten abzu— 


lehnen 242-276. 


Radfahren: der katholiſchen Geiſtlichen: 


Erlaß Pius“ X. dagegen unter Be— 
rufung auf den heiligen Geiſt: echt 
ultramontanes Aktenſtück 57f. 


Religion: ihr Verhältnis zum Staat 
L; ihr Gegenſatz zum organiſierten 


Kirchentum 1; ihr individuelles Weſen 5. 
Religionsſtaat: ſeine religiöſe und 
kulturelle Unfruchtbarkeit 6. 


Richter: katholiſche und das Bürger- 
ihre 


liche Geſetzbuch 


83-86; ob 
Mitwirkung 


bei Eheſcheidungen er— 


laubt 83ff.; ihre Anſtellung unterſteht 


indirekt der Kirche 73; ſ. auch Ehe— 

geſetzgebung, Eheſcheidung. 
Rom (ſ. auch Kirche, römiſche 

Kirche): ſein Weſen nur verſtändlich 


aus ſeiner Geſchichte 3; ſeine Ver— | 
diente um Kultur und Ziviliſation 


197. 


Sachſenſpiegel: nichtig ertlärt durch 


(Gregor XI. 18. 


Schadloshaltung: an Geldern des 


Staates oder der Staatsbeamten er— 


laubt bei Geldſtrafen für Uebertretung, 


„ lirchenfeindlicher“ Slaatsgeſetze 89, 91. 
Schlüſſelgewalt: oberſte Gewalt des 
Papſtes 97. 


Schule: Oberauſſichtsrecht der Biſchöfe 


im öſterreichiſchen Konkordat 46. 


Sekten: alle nichtkatholiſchen vom 
Geiſte des Teufels getrieben 150; | 
haben kein Daſeinsrecht 161; find ı 
„golteswidrig“ 162; ſind „Dieben“ 


162, 164 und „Wahnſinnigen“ ver— 
gleichbar 164; ihre Geſtattung Gott 
beleidigend 167; haben kein Recht 


friderizia- 


auf ſtaatlichen Schutz 168; ſ. auch 
Proteſtantismus. 5 
Septennat: Eingreifen Roms: politiſche 
Abhängigkeit des Zentrums von 
Rom, Schreiben des Kardinalſtaats— 
ſekretärs über dieſe Abhängigkeit 56. 
Sklaverei: der Papſt verurteilt zu 
ihr ganze Städte und Länder 17, 18. 
Souverän: Papſt der höchſte Souverän 
68 f.; jeder Katholik hat zwei Souveräne 
Papſt und Landesherrn 69; Papſt iſt 
abſoluter Monarch 71; ſchwerer Fehler 
der Regierungen, ihn als Souverän 
zu behandeln (Bismarck) 245f. (Kaiſer 
Wilhelm 11) 253; ſonveräner Papſt 
völkerrechtliche Unmöglichkeit (Treitſchke) 
253f. ART 
Sozialdemokratie: im Kern 
! Kulturbewegung 228; weniger ge 
fährlich als Ultramontanismus 228 f., 
282. 
Sozialwiſſenſchaft: vom 
beherrſcht, Erlaß Pins’ X. 
58 60. 8 g 
Staat: Verhältnis zur Religion 1; Ber 
ziehungen zur römiſchen Kirche 2; 
Grundzüge ſeines Weſens 5, 2037: 
ſeine Interkonfeſſionalität 5f., ſeine 
| Souveränität 5; Trennung von Kirche, 
für Deutſchland gegenwärtig undurch⸗ 
führbar, in ſich das richtigſte Pro⸗ 
gramm 211f.; hat die Pflicht, katholiſch 
zu ſein 163, alle ſeine Einrichtungen 
der katholiſchen Lehre entſprechend zu 
geſtalten 111, 117; iſt bei Abſchluß 
von Konkordaten Untertan der Kirche 
122; Streit mit Kirche unmöglich, da 
Kirche ſtets letzte Eutſcheidung haben 
muß 63, 65, 73f., 77f., 116; 8 
ſich zur Kirche wie Leib Zur an 
13, 23f., 52, wie Mond zur Sonne 4. 
Staatsbeamte: katholiſche: ihr Ver⸗ 
halten gewiſſen Beſtimmungen en 
Bürgerlichen Geſeßbuches eee 
82—86; ihr Verhalten h 
feindlichen“ Geſetzen 8902, I 
ihre Erziehung indirekt der Kirche 
unterſtellt 69. . 
Staatsfinanzen: unterſtehen 
wiſſer Beziehung ber Kirche iD. 1 
Staatsgeſetze: der Papſt kann. ſie 
annullieren 14, 15, 20, 21, 40, 64, 
68f., 71f. 78 f., 75, 77f., 79, fl. 
100 f., 104, IIIff., 133. 185; 
„kirchenfeindliche“ von der Kirche „ge 
duldet“ 112; „verderblichſte Meinung“, 
daß man lirchenſeindlichen gehorchen 
müſſe 92. 


iſt 


Papſttum 
darüber 


in ge— 


Staatsfirche: beanſprucht die römiſche 

„Kirche zu ſein 43, 104, 152, 170. 

Staatslexikon: ſeine Bedeutung zur 
Beurteilung des Ultramontanismus 
107; feine Verbindung mit dem 
Zentrum 107; feine Anerkennung 
des Syllabus 107-111; ſein 
kirchenpolitiſcher Standpunkt: 
Unterordnung des Staates unter die 
Kirche, auch in politiſcher Beziehung 
109 f. 111-117; ſeine Verteidigung 
des Aſylrechtes 114, der Immunität 
114; der Staat „indirekt“ der Kirche 
unterworfen 109f., 111, 116f.; die 
Kirche an kein Staatsgeſetz gebunden 
112—117; ſtaatliche und kirchliche 
Cbegeſetzgebung 112—114; ſtaatliches 
Vereinsgeſetz nicht bindend für kirch— 


liche Vereine 114f.; Ketzer unfähig, 


Patronatsrechte auszuüben 115; die 
römiſche Ehegeſetzgebung bindet auch 
die Proteſtanten 113; ſeine Lehre 
über die Konkordate 128f., über 
Fürſtenabſetzung und Löſung 
des Treueides 130-136; über 
Toleranz 166-169; macht Bes 
kleidung von Staatsämtern abhängig 
vom religiöſen Bekenntnis 166; ver- 
teidigt Religionszwang 166f., lehrt 
die Duldung der Staatsgeſetze von 
ſeiten der Kirche 112. * 
Staatsreligion: ihre refigiöfe und 
kulturelle Unfruchtbarkeit 6; die rö⸗ 
miſche Kirche beanſprucht, Staats— 
religion zu ſein 43, 104, 152, 153, 
157, 161, 163, 165, 166j., 168, 170. 
Steuerfreiheit: der römiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit 727. 
Stiftungen: lirchliche unterſtehen nicht 
den Staatsgeſetzen 73, 82. 
Stimmen aus Maria - Laach: 
jeſuitiſche Zeitſchrift: ihre Lehre über 
„Toleranz 161, 165 f. 
Stoß⸗ins-Herz-Politik: gegen das 
nllramontane Papſttum unter, Wah⸗ 
rung von Billigkeit, Recht, Religion 
242 ff. 


Sünde: mit Rückſicht auf die Sünde 


bei politiſchen Handlungen von Fürſten 
und Regierungen hat der Papſt als 
oberſter Wächter über Moralität „inz 
direkte Gewalt“ über Fürſten und 
Regierungen 17, 34-37, 64; j. auch 
Indirekte Gewalt, Moralität. 
Syllabus: ſeine Veröffentlichung durch 
Pius IX. 31f.; ſein kirchenpolitiſcher 
Inhalt: indirekte oder direkte Gewalt 
der Kirche über den Staat 33; ſeine 
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abſolute Autorität 79, 107-109; 
enthält die römiſch-kirchliche Lehre 
über Kirche und Staat 109 f.; lehrt 
das Gleiche wie Innozens III. 


(18. Jahrh.) und Leo X III. (20. Jahrh.) 
110; Leo XIII. ſchickt ihn an Kaiſer 
Wilhelm J. 50f. 


Taufe: jeder Getaufte dem Papſte 
unterworfen 67, 79, 95, 113, 171. 
Thomismus: theologiſches Syſtem 


nach Thomas von Aquin benannt, 
Gegenſatzzum Molinismus (ſdieſen) 27. 


| Todesftrafe: für Ketzerei |. Ketzer— 


tötung. 

Toiletten: ultramontane 259, |. 
Hierarchie, Uniformen. 

Toleranz: nichtkatholiſchen Religionen 
gegenüber ſtets ein Uebel 155 f., 158f., 
160162, 164, 166-169, 171; re⸗ 
ligiöſe und bürgerliche 159; politiſche 
in ſich „fehlerhaft“ 160. 2 

Trennung von Kirche und Staat: 
in ſich das richtigſte Programm, für 
Deutſchland gegenwärtig unmöglich 
211 f. 

Treueid: |. Untertaneneid. 


auch 


Ultramont anismus: Beziehungen zum 
Staate 2; Kenntnis über ihm beſtes 
Kampfmittel gegen ihn 4; meine Kennt⸗ 
nis von ihm 3 f.; Unterſchied von der 
katholiſchen Religion 7—10; ſein 
lirchenpolitiſcher Gegenſatz zur katho— 
liſchen Religion an Aeußerungen von 


Päpſten nachgewieſen 8—10; feine 
endgültige Ausgeſtaltung im 11. Jahr: 


hundert 2; jeine Unveränderlichkeit 11; 
betont durch Windthorſt im Deutſchen 
Reichstag 118; Unkennmis über ihn 
gerade an leitenden Stellen 134, 184; 
ſeine Macht in Deutſchland 195, 211; 
jeine Lehre gegen Parität 150f., 160 
bis 172; Toleranz und Gewiſſens— 
freiheit 150. 172; feine lirchenpoli— 
tiſchen Grundſätze: Unterordnung des 
Staates unter die Kirche 12 136; 
ſeine Regierungsunfähigkeit 208 f.; ge⸗ 
ſetzliche Maßnahmen gegen ihn 213 
bis 241; allgemeine Maßnahmen gegen 
ihn 242—287; Teilnehmer des vati⸗ 


kaniſchen Konzils gegen ihn 38f.; 
internationales Vorgehen gegen ihn 


254, 273; feine Uniformen 256—262; 
Durchſchneidung ſeiner Wurzel 242 ff.; 
muß ſein eigner Totengräber werden 
281. 

Uniformen: von Papſt, Kardinälen 
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Biſchöfen unberechtigt, ſchädlich, von 
Regierungen und Fürſten abzulehnen 
256— 262. 

Untertaneneid: lösbar durch den Papſt 
12 f, 15, 197, 21, 8, 80, 11, 
94 f., 100, 130 f., 132f., 135f. 


Vatitaniſche Gefangenſchaft: des 
Papſtes: eine Fabel 250253; wird 
aus politiſchen Gründen vom Papſte 
markiert 250. 

Vatikaniſches Konzil: feine kirchen— 
politiſche Lehre 37—40, fie iſt nach 
dem Ausſpruche des Zentrumsführers 
Windthorſt identiſch mit der Bulle 
Unam sanetam 118. 

Vereine: lirchliche unterſtehen nicht der 
ſtaatlichen Geſetzgebung 82, 114 5% 
politische und ſoziale vom Papſte be- 
herrſcht (Pius X.) 60f. 

Wisitatio ad limina: pflichtmäßiger 
Beſuch der Biſchöfe beim Papſte zu 
regelmäßiger Rechenſchaftsablage 282. 

Verfaſſung: preußiſche über Parität 
201—204; öſterreichiſche nichtig erklärt 
durch Pius IX. 40. 

Vorleſungen: über Ultramontanismus 
an Hochſchulen 277279. 


Wahlen: politiſche: päpſtliches Verbot 
der Beteiligung für italieniſche Katho— 
liken 54, 60; politiſche Wahlen und 
geiſtlicher Beruf 223— 228; nur Ka⸗ 
tholiten dürfen wählen und gewählt 
werden 152. 

Weſtfäliſcher Friede: nichtig erklärt 
durch Innozens X. 20, durch Pius VII. 
152. 


Wiener Kongreß: Pius VII. prote⸗ 
ſliert auf ihm gegen Weſtfäliſchen 
Frieden 152. 


Wiſſenſchaft: Unfreiheit der ultramon— 
tanen 283f. 


Zeitſchriften: die bedeutendſten ultra⸗ 

en lehren die Oberhoheit der 
Kirche über den Staat: Civiltäcat- 
tolica 6268; Hiſtoriſch-poli⸗ 
tiſche Blätter 104—106; Der Ka⸗ 
tholik 106; The Dublin Review 
106 f.; die Intoleranz gegen Anders⸗ 
gläubige: Oiviltà cattolica 167; 
Stimmen aus Maria-Laach 165f. 

Zentrum: ſeine politiſche Abhängigkeit 

von Rom, Schreiben des Kardinal⸗ 
ſtaatsſekretärs darüber 56; Anerken⸗ 
nung dieſer Abhängigkeit durch Zen⸗ 
trumspreſſe 56; ſeine enge Verbindung 
mit dem Staatslexikon 107 ; der Zen⸗ 
trumsführer Win dthorſt über Sylla⸗ 
bus, Bulle Unam santam, Verhältnis 
von Kirche und Staat, Unveränderlich' 
keit des Ultramontanismus 118; feine 
Macht Folge des verfehlten an 
fanıpfes 195; wird von Jeſuiten bes 
raten 80. l 

Zuchtmittel: kirchliche 22 die ir 
giöfen erlaubt 221; die mit „eier 
politischen Folgen zu verbieten 22 
223; ſ. Exkommunikation. 


22U 


ö Theorie: aufgeſtellt 
Zwei Schwerter-Theorie: aug 
in der Bulle Unam sanctam ; 


f i Japite die 
39, 62f., 66; ſpricht dem Papf d 
oberſte geiſtliche (geiſtliches 1 
und oberſte weltlich polieiſche 0 cn 
(weltliches Schwert) zu 165 al 
liche Schwert führt der Staat (“ 


„auf Wink“ des Papſtes 16 ur 
Direkte, Indirekte, Dire 
Gewalt. 
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Druck von A. W. Hayn's Erben, potsdam und Berlin. 


Verlag von C. A. Schwetſchke und Sohn in Berlin W. 35. 


Hohenzollern von De Paul Liman. =—— 


6.— 10. Tauſend. 
Preis: Geheftet 5 Mk., in Leinenband 6 Mk. 


Inhalt: Vorwort — Das Herrſchertum — Das Alte ſtürzt — Steigende 
und finkende Tendenzen — Auf der mittleren Bahn — Nacht und Morgen: 
röte — Poſe und Anmut — Abſolutismus — Der Philoſoph von Sansſouei 
== Ss — Das neunzehnte Jahrhundert — Beſchränktheit und Phantafie 
— Schluß. 

Neichsbote: Dr. L. hat ſich, wie das Buch beweiſt, in die preußifche 
Geſchichte mit liebevoller Hingebung vertieft und hat, geleitet von deutſch— 
nationaler Geſinnung, unbeſtechlichem Wahrheitsſinn und ehrlicher Gerechtig⸗ 
keit, die Perſonen und Leiſtungen aller Hohenzollern in dem Milieu ihrer 
Zeit .. . gefehildert. Er erweiſt ſich als Schüler von Treitſchke in nationaler 
Geſinnung ... Es iſt ein geiſtvolles Buch, deſſen Lektüre auch durch feine 
ſchöne Diktion einen hohen geiſtigen Genuß bereitet. ... 


c 1 Ein Charakterbild Wilhelms II. 
Der Kaiſer. von Dr. Paul Liman. 
15. Tauſend. — Mit einer Photogravüre. 
Preis: Geheftet 5 Mk., in eleg. Satin-Einband 6,50 Mk. 


Inhalt: Vorwort — Von Gottes Gnaden — Frei von Feſſeln — 
Der Kaiſer in der Debatte Reiſen und Feſte — Die Reden des Kaiſers 
— Die Bismarcktragödie — Bundesfürſten, Kanzler und Miniſter — Der 
Kaiſer und die Parteien — Kaiſer und Heer — Kaiſer und Flotte — 


Weltpolitik — Religion, Kunſt und Wiſſenſchaft — Schluß. 

Rhein. Weſtf. Zeitg.: Frei von jedem Vyzantinismus und Servilis⸗ 
mus, mit der Liebe des freien Mannes hat ein nachdenkender Künſtler hier 
ein Bild unſeres Kaiſers gemalt, an dem jeder königtreue, unabhängige 
Mann ſeine Freude haben muß. 


Fl.ürſt Bismarck 
nach ſeiner Entlaſſung 


von 


Dr. Paul Liman. 
6.—11. Tauſend. — Mit einem Lichtdruck. 
Preis: Geheftet 3 Mt., in Leinenband 4 Mk. 


Inhalt: Vorwort — Otto von Bismarck — Was den Kaiſer von 
Bismarck ſchied — Seine Entlaſſung — Die erſten Kämpfe — Im Sturme 

Huldigungsfahrten — Bismarck und der Hof — Der 80. Geburtstag — 
Letzte Kämpfe — Bismarck daheim — Die Seinen Schluß. 

Tägliche Rundſchau (Berlin): Der Verfaſſer wird den Anforde— 
rungen der Geſchichtsſchreibung gerecht, ohne ſeine bekannte Begeiſterung, 
1 0 Begeiſterung erweckt, in geſuchter Objektivität untergehen zu 
aſſen. 


Verlag von C. A. Schwetſchke und Sohn in Berlin W. 35. 


Dr. Carl Peters: 


England und die Engländer. 


6.— 10. Tauſend. Preis: Geh. 5 Mk., in Leinenband 6 Mk. 


Inhalt: Vorwort — Das Land — London und die Themſe — Die 
City — Der engliſche Volkshaushalt — Politik und Preſſe — Heer und 
Flotte Engliſche Erziehung — Engliſches Volksleben — Die engliſche 
Geſellſchaft — Die Briten und ihr Weltreich. 


Soeben erſchien: 


Das neue Südafrika 


von 


Prof. Dr. Paul Samaſſa. 
1.— 4. Tauſend. Geheftet 5,50 Mk., gebunden 6,50 Mk. 


Inhalt: Südafrikaniſche Probleme — Das Afrikandertum der Kap— 
kolonie — Englands Herrſchaft — Nandmagnaten und Goldinduſtrie — 
Burenrenaiſſance — Allerlei Raſſefragen — Wirtſchaftliche Zutunftsaus- 
ſichten — Auf dem Wege zu den Wereinigten Staaten von Südafrika 
Deutſchtum und deutſche Arbeit in Südafrika. ER? ; 

Ein ernſtes und gründliches Buch, das aber doch nicht in Trockenheit 
verfällt und ſich im Stil und Inhalt im Rahmen der politiſchen Eſſays bewegt. 


Andrew Carnegie: 


Kaufmanns Herrſchgewalt. 


Autoriſierte Aberſetzung. — 6.— 10. Tauſend. — Mit einer Photogravüre. 
Preis: Geheftet 5 Mk, in Leinenband 6 Mk. 
Luxusausgabe 20 Mt. (nur noch wenige Exemplare). 


Inhalt: Einleitung — Der Weg zum geſchäftlichen Erfolg — n 
Geldes ABC — Silberwährung — Das gemeinſchaftliche Sutereile en 
Arbeit und Kapital — Sparen eine Pflicht — Wie kann man ein . 
erwerben? — Reichtum und fein Gebrauch — Das Schreckgeſpenſt ie 
Truſts — Engliſch-amerikaniſche Handelsbeziehungen — Geſchäft = 
Stahlfabritation des neunzehnten Jahrhunderts in den Vereinigten Staa en 
Lebensunterhalt in Großbritannien und in den Vereinigten ag ; 
Die natürlichen Oel, und Gasquellen im weſtlichen Pennſylvania er 
dreibeinige Stuhl — Eiſenbahnen einft und jetzt — Eiſen und Stahl 5 
und in der Fremde — Die Mancheſterſchule und die Gegenwart — Was 
für Tarife würde ich auflegen, wenn ich Zar wäre? 

Hamburger Nachrichten: Wenn daher irgen 5 
engliſcher Sprache erſchlenenen Werte einer deutſchen Aeberſetzung wert und 
würdig war, ſo iſt es dieſe Zuſammenſtellung von Aufſätzen und Vorträgen 
eines Mannes, der das Geldmachen nicht nur vom praktiſchen Geſichts 
punkte aus dem ff verſteht, ſondern auch aus dem Schage feiner Erfahrung 
heraus über die Licht, und Schattenſeiten des oft genug verpönten „Kapi- 
talismus“ gründlich nachgedacht hat. 


d eines der jüngſt in 


Verlag von C. A. Schwetſchke und Sohn in Berlin W. 35. 
Demnächſt erſcheint: 
Hermann Paaſche: 


Deutich - Dit - Afrika 


Wirtſchaftlich dargeſtellt. — Mit Illuſtrationen. 
Preis ca. 5 Mk., geb. ca. 6 Mk. 
Demnächſt erſcheint: 
Dr. Carl Peters: 
Die Gründung von Deutſch-Oſt⸗Afrika. 
Mit Illuſtrationen. — Preis ca. 1—5 Mt. 
Die Ariſtokratie in der Weltpolitik 
von 
Dr. Karl Mehrmann. 
Preis: Geheftet 2 Mk. 
Der Verfaſſer macht es ſich in dem vorliegenden Buche zur Aufgabe, 
den Aebergang der europäiſchen Staatengeſellſchaft zum Weltſtaatenſyſtem 
zu unterſuchen. Dabei fallen nach den verſchiedenſten Seiten hin, vom 


politiſchen auch auf das philoſophiſche und naturwiſſenſchaftliche Gebiet, die 
intereſſanteſten Streiflichter. 


Anter dem Szepter des Sultans 


von 


Ali Nouri. 
216 Seiten. — Preis 3 Mk. 
Inhalt: Abdul Hamid und die türkiſche Preſſe — Das Elend in der 


türkiſchen Armee — Abdul Hamids Leibwache Erinnerungen an Dr. 
Strousberg und das Bagdadbahnprojekt — Wo iſt der Sultan? Was 
iſt in Konſtantinopel geſchehen? — Aus dem Liebesleben Abdul Hamids 


Zum Zioniſtenkongreß in Baſel Die Krankheit des Sultans Die 
Balkankriſe — Die beiden Gefangenen — Der Kampf um das Kalifat 


Abdul Hamid und ſein Schwiegerſohn — Neue armeniſche Metzeleien 
Armenier und Kurden — Die türkiſchen Meerengen — Das Fiasko des 


Mürzſteger Programms — Weshalb man aus Rußland ausgewieſen werden 
kann — Ein Ränkeſchmied am Goldenen Horn — Conſtans und die Kaifrage— 
Die makedoniſchen Wirren — Abdul Hamid und die Anruhen in Rußland. 
Ali Nouri Bey gehört zu den beſten Kennern der türkiſchen Ver— 
hältniſſe. Jahrelang gehörte er zur nächſten Umgebung des Sultans und 
bekleidete das Amt eines türkiſchen Generalkonſuls. Einige der in dieſem 
Buche enthaltenen Kapitel ſind in etwas veränderter Form bereits in großen 
Zeitungen wie „Tägliche Rundſchau“, der „Tag“ u. a. erſchienen; der Name 
des Verfaſſers iſt auch hier in Deutſchland ſehr bekannt. Ein gutes Bild der 
jetzigen Türkei iſt hier gezeichnet. Das Buch gibt in politiſcher, geſchichtlicher 
und kultureller Hinſicht viel Aufklärung über das Reich Abdul Hamids— 


Aus unſeren vier Wänden 
Ein Buch für Mütter 
von 
Laura Froſt. 
Preis: Geheftet 4 Mk., in Leinenband 4,80 Mk. 


Aus den Kritiken: g 

Preußiſche Jahrbücher (Berlin): Ein liebenswürdiges, verſtändiges 
Buch, das von einer Mutter aus den Erfahrungen des Lebens heraus 
geſchrieben, mancher unerfahrenden Mutter mehr willkommene Anregung 
und Belehrung bringen wird, als tiefgründige pädagogiſche Werke. Daß 
Bücher, die von ſelbſterlebten Tatſachen ausgehen und daran erziehliche 
Natſchläge knüpfen, ein Bedürfnis find, wird durch den Erfolg bewieſen, 
den ſie haben. 


Johanna Schopenhauer 
Ein Frauenleben aus der klaſſiſchen Zeit 
von 
Laura Froſt. 

Mit 4 Porträts. — Preis 2,80 Mk. 


=: ; n fe iſt die Lebens— 
Auf Grund guter Quellen und eigener Entwickelungen ar die I 

geſchichte der der Literaturgeſchichte angehörigen Roman e eee 
Schopenhauer, der Mutter des berühmten Philoſophen, von der e . 
geſchrieben worden. Die ſo verſchieden gearteten EharuMere 3 = 
und Sohn werden in jedem Leſer die Teilnahme für die e Vio. 
wecken, wie dieſe beiden ſich miteinander abgefunden 8 1 8 
graphie der Johanna Schopenhauer bringt auch die Art des Soh 
Verſtändnis näher. 


Liebe von Agnes Harder 


Bildſchmuck von Fidus. 
In geſchmackvollem Amſchlag 2,80 Mk., gebunden 3,80 


Inhalt: Einleitung — Der Baum des Lebens 8 
Surrogate — Die ſchlafende Seele — Mit Willen dein — des Mannes 
weibchen — Der Lockruf des Don Juans — Das e Geliebter = 
= Mimikry — Die Reinheit der Frau — Kamerad un 
Mann und Frau ſind der Menſch. I olten r ie 

Das Buch ſpricht von dem tiefen Verlangen der a ense ben, 
neuen Werte ihres Lebens gerade in dem Verhältnis zum des ſich gegen die 
der Liebe einen neuen, tieferen Inhalt zu geben. Es 8 riffe „Liebe“ und 
Bilderſtürmer, die „Natur“ und „Trieb“ für die alten u warmem Leben 
Ehe“ ſetzen, und zeigt, daß die Zeit dieſe Begriffe erſt in keit einer Erneue— 
füllen müſſe. In der „Liebe“ allein findet ſie die Mög wi die ethiſche für 
rung für Mann und Weib, die ſoziale Wurzel und auch 
geſellſchaftliche Zuſtände— 


Mk. 


Verlag von, C. A. Schwetſchke und Sohn in Berlin W. 35. 


Allen Bayreuthbeſuchern Allen Wagnerverehrern 


empfehlen wir das Anfang Dezember 1905 erſchienene 


Aus deutſcher Welt 


von 
Hans Paul Freiherr von Wolzogen, Bayreuth. 
Geheftet 3 Mk., elegant gebunden 4 Mk. 

Aus dem Inhalte nennen wir: Aeußerlich begrenzt — innerlich 

unbegrenzt — Der Heroismus in der Raſſenfrage — Die farbloſe Gefahr 
(wider die Naſſenmiſchung) — Weihnachtsgedanken über Deutſchtum und 
Chriſtentum uſw. 
g Deutſchtum und Chriſtentum ſind die beiden Grundelemente, auf denen 
ſich nach der Anſicht des Autors eine rechte deutſche Kultur aufbauen muß; 
und ſeine hier zuſammengefaßten Aufſätze behandeln insbeſondere die 
Raſſenfrage und andere unſere Zeit bewegende Probleme unter dieſem 
Geſichtspunkte, wobei die Gedanken eines Gobineau und H. S. Chamberlain 
in mehrſeitige Beleuchtung gerückt werden. 


Mutterrecht 


Im Talgang des Kaiſerſtuhls 
Eine Novelle 


von 
Wilhelm Jenſen. 
Preis: Geheftet 4 Mk., in Leinenband 4,80 Mk. 


Aus den Kritiken: 


Deutſche Zeitung: .. Das alles iſt mit einer ſolch anheimelnden 
Poeſie geſchrieben, wie ſie nur bei Jenſen anzutreffen iſt. 
Frauenzeitung: . . . Auch zeigt ſich Jenſen nicht nur als Meiſter 


landſchaftlicher Schilderung, nein, ſeine Kunſt verſteht es, die vergangenen 
Jahrhunderte — die Handlung ſpielt im Jahre 1563 — lebendig zu machen 
und uns in die Denkweiſe jener Zeiten einen tiefen Blick tun zu laſſen. 


Soeben erſchien: 
Marie Martin: 


Aus der Welt der deutſchen Frau. 


Preis: Geh. 3 Mk., geb. 4 Mk. 


Inhalt: Einleitung — Schwärmen Die deutſche Frau und die 
häusliche Erziehung der Mädchen — Gemeinſame Erziehung der Geſchlechter 
— Die doppelte Moral und die Mädchenerziehung Schulaufſätze — 
Mädchenlektüre — Weihnachten, Kinderſpielzeug, Bilderbücher. 

Das vorliegende Buch iſt aus einzelnen Aufſätzen entſtanden, die im 
Publikum ſtarken Widerhall fanden. Die Verfaſſerin will die Sorgen und 
Wünſche beſprechen, die ſich, durch ernſte und erfahrene Frauenaugen be 
trachtet, der heutigen Jugenderziehung, ſpeziell der Mädchenerziehung, an— 
haften. Möchten fie in das Bewußtſein der modernen Gefellfehaft und des 
deutſchen Hauſes energiſch eindringen und auf vielen Gebieten Wandel, auf 
anderen Vertiefung, auf anderen forgfältige Pflege zu neuem Leben fehaffen. 


Verlag von C. A. Schwetſchke und Sohn in Berlin W. 35. 


In Rußland verboten! 


Hinter den Kuliſſen des mandſchuriſchen 
Kriegstheaters. 
Loſe Blätter aus dem Tagebuche eines Kriegskorreſpondenten 


von 


Max Th. S. Behrmann. 
Preis: Geheftet 4 Mk., gebunden 5 Mk. 


„Frankfurter Zeitung: Aus politiſchen Gründen kann man das Buch 
nicht genug empfehlen. Daß es „vom Lebenden genommen“ ſich lieſt, wie 
ein ſpannender Roman, braucht nicht erſt geſagt zu werden. 


In den nächſten Tagen erſcheint: 


Von Rußlands Not und Hoffen 


von 
George Cleinow. 
Preis 3 Mk. 


Dies neue zeitgemäße Werk über Rußland bietet ein Bündel EN 
lichter auf Vorgänge und Zuſtände in Rußland während der ganze ge 
wegten Zeit ſeit Ausbruch des Krieges gegen Japan. Aus 1 90 0 
von Material das der Autor feit dem Zahre 1803 aus eigene Anfhau- 
ung in allen Teilen Zentral- Rußlands gewonnen hat, wird eine 1 ” 
Aufſägen wiedergegeben, die in knapper Form — Scheinwerfern ſellſchaft. 
außerhalb Rußlands nur wenig bekannte Gebiete des ruſſiſchen eee e⸗ 
lichen und ftaatlichen Lebens beleuchten. Der Autor bleibt mit 3 aufe 
obachtungen nicht an der Oberfläche. Er führt uns an die vom een er 
umſtandene Bahre des Miniſters Plehwe und in die eee 
Großfürſten Thronfolgers, wo er als einziger Journaliſt neben . bay 
des Daily Graphic der Taufzeremonie beiwohnte, wie in Baal) Folge ab 
Revolutionäre, Kritit und Schilderung wechſeln einander in bunter Parteien 
Den Kern bilden Studien über die Volksvertretung und die Zeitungs— 
in. Rußland, durch die das Buch geradezu ein Leitfaden für den oniſtiſchen 
leſer aller Bildungsgrade wird. Die Verbindung von n Se: 
Schilderungen der einzelnen Geſellſchaftskreiſe mit der Darſtellheng N in 
fege für die Voltsvertretung gibt ein fo deutliches Bild des 79 90 755 foll 
dem ſich das Leben Rußlands während der nächſten Zeit abſpielen 10%, 
wie es bisher noch nicht geliefert wurde. 8 5 

Der Autor betreibt das Studium Rußlands als Lebensarbeit. 5 
Land wiederholt auf Monate währenden Fahrten bereiſt und über die ee 
Bauern, der Juden, über die Polenfrage, das Leben in Finnland ee oh 5 
die Kleingewerbe an Ort und Stelle eingehende Detailſtudien ett ein 
Die in den Aufſätzen genannten Perſönlichkeiten ſind ihm zum größten Teil 
perſönlich bekannt, denn ſeine vielſeitigen Beziehungen führten ihn ſo 
in den Kaiſerpalaſt wie in die Hütte des ärmſten Proletariers. 
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